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Vorwort. 


Seit  dem  Jahre  1893  halte  ich  an  der  Universität  Wien  regelmäßig 
Vorlesungen  über  mittelalterliche  Privaturkunden.  Es  war  und  ist  dies 
so  recht  ein  Kolleg,  an  welchem  vor  allem  der  Dozent  selber  immer 
wieder  von  neuem  lernen  kann.  Denn  die  Lehre  von  den  Privat- 
urkunden hatte  ja  doch  stets  neue  Erfahrungen  zu  machen  und  ist  in 
stetem  Ausbau  begriffen.  Aber  die  großen  Richtlinien,  wie  der  Ge- 
samtstoff zu  behandeln  sei,  schienen  mir  von  jeher  vorgezeichnet. 
Sie  mußten  andere  sein  als  bei  Kaiser-  und  Papsturkunden.  Nicht  um 
die  Darstellung  des  Kanzlei-  und  Urkundenwesens  einer  oder  weniger 
großen  Mächte  handelt  es  sich  hier,  sondern  um  zahlreiche  weit  aus- 
gedehnte, mannigfach  gestaltete  Sondergebiete  und  Sonderentwicke- 
lungen. Um  da  durchzüfinden  und  durchzuführen,  hilft  nicht  die 
Spezialdiplomatik  einzelner  Gruppen  allein,  so  notwendig  diese  Vor- 
arbeiten auch  sind.  Ein  einheitlicher  Boden  und  ein  Verständnis  der 
Zusammenhänge  konnte  nur  gefunden  werden,  wenn  das .  eigentliche 
innere  Wesen  der  Urkunde  in  seinem  Konnex  mit  wichtigen  allge- 
meinen Seiten  des  geschichtlichen  Lebens  erfaßt  wurde,  wenn  die  Ur- 
kunde betrachtet  wird  in  ihrer  Eigenschaft  als  Zeugnis  über  Rechts- 
handlungen, als  Faktor  des  Rechts-  und  Geschäftslebens. 

Dies  bildet  denn  auch  den  leitenden  Gedanken  der  folgenden 
Darstellung.  Gewährt  nun  diese  Betrachtungsweise  einen  einheitlichen 
Gesichtspunkt  und  die  Möglichkeit  eines  entwickelungsgeschichtlichen 
Zusammenfassens,  so  fehlt  doch  noch  Vieles  an  der  nötigen  Erkennt- 
nis im  einzelnen.  So  weit  ist  die  Lehre  von  den  Privaturkunden  ja 
ungefähr  gelangt,  daß  der  allgemeine  Gang  der  Dinge  wohl  richtig 
herausgehoben  werden  kann.  Aber  im  einzelnen  harren  noch  vielerlei 
Fragen  der  Erforschung.  Solche  Lücken  bilden  für  eine  übersicht- 
liche Darstellung,  wie  die  vorliegende,  immer  bedenkliche  und  schwie- 
rige Stellen.  Eine  gewisse  Ungleichmäßigkeit,  die  eben  dem  Mehr 
oder  Weniger  unserer  Kenntnis  entspricht,  läßt  sich  nicht  vermeiden. 
Auch  bilden  Deutschland,  dann  Italien  und  Frankreich  die  Haupt- 
gebiete der  Arbeit,  während  England,  der  Norden  und  der  Osten  nur 
gelegentlich  berührt  werden.  Selber  alle  Lücken  der  Forschung  aus- 
zufüllen, kann  von  dem  Verfasser  eines  Grundrisses  billigerweise 
nicht  verlangt  werden,  und  wo  ein  Versuch  dazu  gemacht  wurde, 
konnte  es  oft  nur  im  Sinne  von  Hinweisen  und  Anregungen  geschehen. 


VI  Vorwort. 

Die  Lehre  von  den  mittelalterlichen  Privaturkunden  ist  als  sol< ihe 
bisher  von  Posse  (1887)  und  Steinacker  (in  Meisters  Grundriß  1.  Bd. 
1906)  behandelt  worden.  Posse  ordnete  sein  Werk  systematisch 
nach  Entstehungsverhältnissen  und  nach  einzelnen  Hauptteilen  der 
Urkunden  an,  sein  Wert  beruht  auf  dem  nachdrücklichen  Nachweise 
von  Schriftprovenienz  und  Empfängerherstellung  an  thüringisch- 
sächsischen  Urkundengruppen  und  auf  zahlreichen,  eben  diesem 
Kreise  entnommenen  Details.  Steinacker  hat  auf  sehr  karg  zuge- 
messenem Räume  Hauptphasen  des  Urkundenwesens  in  dem  vorhin 
von  uns  dargelegten  Sinne  trefflich  geschildert  und  verstand  es  trotz 
der  notgedrungenen  Knappheit  manch  wichtige  Beobachtung  und  An- 
regung einzuflechten. 

Es  soll  auch  nicht  vergessen  werden,  daß  Ficker  in  seinen  Bei- 
trägen entscheidende  Punkte  der  Entwicklung  darlegte,  Giry  in  seinem 
Manuel  de  diplomatique  wertvolle  Kapitel  über  französische  Urkunden 
bot,  daß  Paoli  und  namentlich  Breßlau  in  ihren  Handbüchern  zahl- 
reiche wichtige  Beiträge  zur  Lehre  von  den  Privaturkunden  brachten. 
Der  Bedeutung  von  Brunners  Werk  zur  Rechtsgeschichte  der  Urkunde 
werden  wir  oft  zu  gedenken  haben. 

Diese  Lehre  hat  übrigens  das  Mißgeschick,  daß  ihr  Objekt,  die 
Privaturkunde,  ein  recht  umstrittener  oder  besser  ein  recht  wechseln- 
der Begriff  ist.  Steinacker  handelte  darüber  zu  Beginn  seines  eben 
angeführten  Grundrisses,  ich  besprach  diese  Frage  im  ersten  Teile 
dieser  Urkundenlehre  S.  19,  20  und  seitdem  hat  sich  auch  Uhlirz  in 
der  Histor.  Zeitschrift  (1908),  101.  Bd.,  S.  364  ff.  darüber  geäußert. 
Wir  sind  einig  in  der  Ansicht  von  der  Unzulänglichkeit  und  von  dem 
Unzutreffenden  der  Zusammenfassung  aller  nichtköniglichen  und 
nichtpäpstlichen  Urkunden  unter  der  Bezeichnung  Privaturkunden. 
Aber  für  den  größten  Teil  des  Materials  bis  ungefähr  in  das  13.  Jahr- 
hundert besitzt  sie  ihre  gute  Berechtigung  und  für  die  späteren  Zeiten 
wird  aus  ihrem  Gebrauch  kein  Mißverständnis  entstehen.  So  bin  ich 
doch  auch  heute  noch  der  Meinung,  daß  wir  der  bequemen  Einfachheit 
halber  diese  Bezeichnung  weiter  gebrauchen  dürfen,  wenn  wir  die 
nötigen  Vorbehalte  machen.  Und  ich  hoffe  einigermaßen,  daß  durch 
das  Leitmotiv  unserer  Darstellung  in  den  sonst  so  vielgestaltigen  Stoff 
doch  eine  gewisse  Einheitlichkeit  gebracht  wird. 

Herr  Prof.  Breßlau  hat  mir  in  freundlichster  Weise  die  Bogen 
der  im  Drucke  befindlichen  2.  Auflage  seines  Handbuches  der  Urkunden- 
lehre übermittelt,  wofür  ich  ihm  herzlich  danke.  Ich  konnte  in  den 
letzten  Kapiteln  bereits  mehrfach  auf  diese  2.  Auflage  hinweisen. 

Wien,  um  Ostern  1911. 

Oswald    Redlich. 
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MITTELALTERS 


I.  Die  römisch-germanische  Urkunde. 

1 .  Römisches  Urkundenwesen. 

Literatur.  Kariowa  Römische  Rechtsgeschichte,  1 .  Bd.  Bruns,  Die  Unter- 
schriften in  den  römischen  Rechtsurkunden  (1876).  Brunner,  Zur  Rechts- 
geschichte der  römischen  und  germanischen  Urkunde  (1880).  Steinacker  in 
Meisters  Grundriß  der  Geschichtswissenschaft  1,  238  ff.  Carl  Freundt,  Wert- 
papiere im  antiken  und  frühmittelalterlichen  Rechte,  2  Bde.  (1910).  Über 
die  Wachstafeln  Mommsen  in  Hermes  12,  Petra  Tavolette  cerate  di  Pompei, 
Atti  dei  Lincei  113,  Eck  in  Savigny-Zeitschr.  Rom.  Abt.  9,  Bruns  ebenda  13, 
Ermann  ebenda  20  und  26  und  Archiv  f.  Papyrusforsch.  1.  Über  Register, 
Gesta  municipalia  und  Polyptycha  siehe  unten   S.  8  f. 

Ausgaben.  Spangenberg,  Iuris  Romani  tabulae  negotiorum  (1822). 
Bruns,  Fontes  iuris  Romani  antiqui,  7.  Aufl.  (1909).  Edition  der  pompejani- 
schen  und  siebenbürgischen  Wachstafeln  von  Zangemeister  im  CIL.  IV  Suppl. 
1.  und  III  Suppl.  2.    Marini  I  papiri  diplomatici  (1805). 

Faksimile  (neuere).  Wachstafeln  bei  Petra;  Arndt-Tangl,  Schrift- 
tafeln, T.  26;  Steffens,  Lat.  Paläographie,  2.  Aufl.,  T.  5,  6  (Militärdiplom),  8; 
Palaeograph.  Society,  T.  159  ;  Wessely,  Schrifttafeln  zur  älteren  lat.  Paläo- 
graphie, n.  3—5.  Papyrus-Urkunden  bei  Marini ;  Champollion-Figeac  Chartes 
latines  sur  papyrus;  Sickel,  Mon.  graph.  I,  T.  1 ;  Palaeograph.  Society  II. 
T.  51—53.  Monaci,  Arch.  paleogr.  ltal.,  T.  1—5;  Arndt-Tangl,  T.  1,  2; 
Steffens,  T.  9,  22;  Wessely,  n.  7,  28,  29,  31. 

»Die  germanische  Privaturkunde  ist  aus  der  römischen  hervor- 
gegangen. Ein  grundsätzlicher  Gegensatz,  wie  er  mitunter  behauptet 
wird,  hat  zwischen  ihnen  nicht  bestanden.  Je  älter  sie  sind,  desto 
deutlicher  tragen  die  germanischen  Urkunden  das  Gepräge  der  spät- 
römischen Urkunde  an  sich.«  Mit  diesen  Sätzen  leitete  Heinrich  Brunner 
sein  bahnbrechendes  Werk  Zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und 
germanischen  Urkunde  (1880)  ein,  in  welchem  er  die  Grundlagen  der 
germanischen  Privaturkunde  und  ihre  frühmittelalterliche  Entwicklung 
aufgedeckt  hat. 

I.  In  dem  ältesten  uns  erhaltenen  originalen  Urkun- 
denmaterial  aus  römischer  Zeit,  den  pompejanischen  Quittungs- 
tafeln aus  der  Zeit  von  15  bis  42  n.  Chr.  und  den  siebenbürgischen 
Wachstafeln  aus  den  Jahren  131  bis  167,  treten  uns  zwei  Grundtypen 
von  Urkunden  entgegen1).  Der  eine  Typus  ist  die  Urkunde,  welche 
von  jenem,  der  sie  erhalten  und  behalten  soll,  dem  Destinatar,  auf- 
gestellt wird.  Sie  führt  die  Zeugen  der  Rechtshandlung  an,  sie  dient 
aber  nur  mittelbar  als  Beweis  für  diese.    Denn  die  Beweiskraft  beruht 


*)  Vgl.  Brunner,  Zur  Rechtsgesch.  d.   Urk.  44  ff. 
Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters. 


2  1.   Die   römisch-germanische  I  i  künde. 

nur  auf  den  angeführten  Zeugen;  nicht  auf  der  Handschrifl  der  Ur- 
kunde; es  ist  ja  entweder  kein  Schreiber  genannt  oder  die  Urkunde  ist 
vom  Destinatar,  vom  Interessenten  selber  geschrieben.  Sie  ist  also  die 
einfache  Zeugenurkunde. 

Der  andere  Typus  ist  das  Chirographum.  Diese  Urkunde  ist  vom 
Vertragsgegner  des  Destinatars  ausgestellt  und.  wie  der  Name  besagt . 
von  ihm  selber  oder  seinem  Mandatar  geschrieben.  Diese  Urkunde  ist 
durch  die  Handschrift  beweiskräftig,  sie  ist  Beweisurkunde.  Wenn 
Zeugen  beigezogen  und  genahnt  sind,  dienen  sie  nur  zur  stärkeren 
Bekräftigung. 

Hier  tritt  schon  der  eine  große  Gegensatz  vor  uns,  der  alles  Ur- 
kundenwesen durchzieht  und  der  enge  mit  der  gesamten  Kulturent- 
wickelung der  Völker  verknüpft  ist.  Das  ursprüngliche,  dem  Recht-- 
bewußtsein  einer  einfachen  Bildungsstufe  entsprechende  ist  es,  zum 
Beweis  einer  Rechtshandlung  diejenigen  heranzuziehen,  welche  bei 
ihr  gegenwärtig  waren,  sie  sahen  und  hörten,  also  die  lebendigen  Zeugen. 
Auch  in  Rom  kannte  das  ältere  Recht  nur  den  Zeugenbeweis  und  nur 
zu  seiner  Vermittelung  und  Erleichterung  diente  eine  Urkunde  wie  die 
erwähnte  schlichte  Zeugenurkunde.  Ein  solcher  Zustand  und  eine 
solche  Urkunde  wurde  nach  und  nach  verlassen,  als  mit  der  steigenden 
Macht  und  Kultur  Roms  die  staatlichen,  rechtlichen  und  wirtschaft- 
lichen Verhältnisse  größer,  reicher,  mannigfaltiger  wurden,  als  die 
Schriftlichkeit  Verwaltung  und  Recht  zu  durchdringen  begann,  und 
^in  schreibkundiges  Volk  imstande  war,  in  der  individuellen  Schrift 
der  Urkunde,  ihres  Ausstellers  oder  Schreibers  den  genügenden  Beweis 
für  die  Wahrheit  des  Zeugnisses  herzustellen  und  anzuerkennen.  Das 
Chirographum  der  römischen  Kaiserzeit  repräsentiert  diese  höhere 
Stufe    des    Urkundenwesens1). 

Jene  ältesten  erhaltenen  römischen  Urkunden  sind  in  der  äußeren 
Form  der  Wachstafeln  hergestellt.  Es  sind  Dyptycha  oder  Triptycha. 
zusammenlegbare  Holztäfelchen,  deren  innere,  oft  aber  auch  äußere 
Seiten  beschrieben  wurden.  In  dem  älteren  pompejanischen  Material, 
das  aus  Quittungen  besteht,  finden  wir  in  der  Regel  Doppelausfer- 
tigungen  in  zweierlei  Form.  Es  kommt  vor,  daß  die  Zeugenurkunde 
zweimal  in  gleicher  Fassung  auf  die  Innen-  und  auf  die  Außenseite 
der  Wachstafel  geschrieben  wurde.  Häufiger  ist  aber  folgendes.  Auf 
die  Innenseiten  der  Wachstafeln  (bei  Triptychen  auf  die  2.,  3.  und 
4.  Seite)  wurde  die  Zeugenurkunde  geschrieben  und  diese  Seiten  wurden 


ri  Auf  die  Zusammenhänge  mit  dem  griechischen  Urkundenwesen  einzu- 
gehen, bin  ich  nicht  berufen.  Hierüber  hat  neuestens  C.  Freundt  in  dem  oben 
angeführten  Werke  vielfach  gehandelt.  Doch  sei  hier  hingewiesen  auf  die  merk- 
würdige lateinische  Papyrusurkunde  vom  Jahre  166  n.  Chr.  aus  Seleucia  Pieria 
in  Syrien  (Steffens  Lat.  Palaeogr.  T.  9,  vgl.  Schulten  im  Hermes  32,  273  ff.). 
Es  ist  ein  Kaufvertrag,  zuerst  in  objektiver  Fassung,  dann  vom  Verkäufer  eigen- 
händig und  subjektiv  wiederholt  (Chirographum);  der  obere  Rand  des  Papyrus 
ist  nach  griechischem  Brauche  umgebogen  und  mit  sieben  Siegeln  der  Parteien 
und  der  Zeugen  verschlossen.  In  diesem  verschlossenen  Teile  steht  jedenfalls 
eine  kurze  Wiederholung  des  Hauptinhaltes  zu  Beweiszwecken. 
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dann  durch  Schnüre  und  die  Siegel  der  Zeugen  und  auch  öfters  der 
Parteien  verschlossen.  Auf  den  Außenseiten  (bei  Dyptychen)  oder 
letzten  Seiten  (bei  Triptychen)  der  Wachstafel  wurde  dieselbe  Sache 
in  Form  des  Chirographums  beurkundet  und  mit  den  aufgedrückten 
Siegeln  der  Zeugen  versehen.  Solche  Doppelausfertigungen  finden 
sich  im  späteren  Material  des  2.  und  3.  Jahrhunderts  nicht  mehr,  wohl 
aber  beide  Typen  selbständig.  Die  siebenbürgischen  Wachstafeln,  welche 
Käufe,  Darlehn,  Dienstverträge  beurkunden,  haben  wohl  den  doppelten 
Text,  aber  in  der  gleichen  Fassung,  und  zwar  ist  in  den  lateinischen 
Stücken  die  Zeugenurkunde  vorherrschend.  Sie  bleibt  auch  weiterhin 
in  Italien  in  Gebrauch,  scheint  aber  schon  im  3.  und  4.  Jahrhundert 
bei  Darlehns-  und  Stipulationsurkunden,  bei  Schenkungen  und 
Quittungen  vom  Chirographum  zurückgedrängt. 

Das  Chirographum  besitzt  seine  Beweiskraft  in  der  Handschrift 
des  Ausstellers  oder  seines  Stellvertreters.  Ob  die  Untersiegelung  auch 
als  Beweismittel  zu  gelten  hatte,  ist  nicht  ganz  sicher,  doch  nicht 
unwahrscheinlich.  Das  Siegel  als  Beglaubigungsmittel  für  Urkunden 
war  im  Orient  jedenfalls  bekannt,  es  ist  möglich,  daß  auch  in  Rom  das 
Siegel  (signum,  signare)  früher  eine  solche  Bedeutung  besessen  hatte, 
als  man  noch  nicht  zur  stärkeren  Aufnahme  des  durch  seine  Hand- 
schrift beweiskräftigen  Chirographum  gelangt  war.  Die  Siegel  von 
Aussteller  und  Zeugen  auf  den  Chirographa  haben  aber  dann  höchstens 
als  Verstärkung  des  handschriftlichen  Beweiswertes  gegolten. 

Auch  die  als  Zeugenurkunden  gefaßten  Wachstafeln  oder  Wachstafel- 
teile haben,  wie  vorhin  angedeutet,  Siegel  der  Zeugen  getragen  und  zwar 
so,  daß  sie  auf  die  Enden  der  Schnur  aufgedrückt  wurden,  welche  den 
als  Hauptexemplar  geltenden  Innentext  verschloß.  Ward  gegen  den 
äußeren  Text  Verdacht  und  Einwendung  erhoben,  so  konnte  von  Gerichts 
wegen  durch  Entsiegelung  der  authentische  Wortlaut  festgestellt  werden. 
Hier  diente  das  Siegel  also  nur  zur  Sicherung  des  Verschlusses.  Auch 
Testamente  wurden  in  solcher  Weise  verschlossen  und  eröffnet1). 

Dieselbe  Einrichtung  zeigen  die  römischen  Militärdiplome  aus  dem 
1.  bis  4.  Jahrhundert,  durch  welche  mit  kaiserlichem  Reskript  den 
ausgedienten  Soldaten  Bürgerrecht  und  Connubium  verliehen  ward. 
Auf  den  zwei  durch  Ringe  verbundenen  Bronzetafeln  ist  innen  der 
authentische  Text,  auf  der  Außenseite  die  Abschrift  eingraviert,  die 
Tafeln  wurden  mit  Draht  umwunden,  dessen  Enden  mit  Wachs  bedeckt 
und  mit  den  aufgedrückten  Siegeln  der  Zeugen  verschlossen  wurden2). 

II.  Reicheres  Urkundenmaterial  aus  spätrömischer  Zeit  beginnt 
in  originaler  Überlieferung  für  uns  erst  wieder  mit  den  letzten  Jahr- 
zehnten des  5.  Jahrhunderts.  Es  sind  meist  aus  Ravenna  stammende 
lateinische  Urkunden  auf  Papyrus3).     Allein  dies  war  bereits  die  /«'it. 


J)  Vgl.  Wattenbarlh  Schriftwesen8  59. 

2)  Wattenbach,  Schrii'twesen  43.   Corp.  inscr.   Latin.  111. 

3)  Marini,  I  papiri  diplomätici.    I>;»s  älteste  Stück,  Marini  108  n.  7::  von  i 

ist  nicht  eine  Urkunde,  sondern  eine  Zusammenstellung  von   Briefen  und  Verwal- 
tungsaufzeichnungen des  vir.  inl.  Lauricius  zu  Ravenna. 

1* 
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als  das  weströmische  Reich  dahinsank,  in  Italieri  die  Ostgoten  ihre  Herr- 
schaft aufrichteten,  nach  ihnen  Byzantiner  and  Langobarden  kamen. 
Läßl  sich  da  noch  von  römischer  Urkunde  sprechen?  Gewiß  insoferne, 
als  die  Ostgoten  vollständig  das  spätrömische  Urkundenwesen  über- 
nahmen und  kein  selbständig-nationales  entwickelten1),  als  dann  nach 
dem  Falle  des  Gotenreiches  die  byzantinisch-römische  Herrschaft  und 
\  i'rwaltung  auch  neben  den  Langobarden  in  dem  Exarchat  von  Ra- 
venna  und  in  der  Pentapolis.  im  Dukat  von  Rom  und  in  Neapel  doch 
noch  im  6.,  7.  und  8.  Jahrhundert  aufrecht  und  wirksam  blieb.  So  daß 
man  von  einem  römischen  Urkundenterritorium  sprechen  kann,  gegen- 
über dem  sich  seit  568  herausgestaltenden  langobardisch-tuscisch- 
beneventanischen2). 

Allein  dieses  römische  Urkundenwesen  seit  dem  5.  Jahrhundert 
zeigt  nun  fortgebildete  und  neue  Formen,  wir  haben  eine  neuro- 
mische  Urkunde  vor  uns3).  Inzwischen  hatte  sich  eine  Ent- 
wickelung  zu  immer  stärkerer  Schriftlichkeit  überhaupt  und  zur  An- 
schauung hin  vollzogen,  daß  gewisse  Rechtsgeschäfte  durch  Urkunden 
und  deren  Übergabe  gültig  vollzogen  werden  können.  Es  tritt  uns 
ein  weiterer  Typus  der  römischen  Urkunde  entgegen,  nämlich  die  Ur- 
kunde, durch  welche  ein  Rechtsgeschäft  vollzogen,  ein  Rechtszustand 
geschaffen  wird,  die  Geschäftsurkunde  oder  disposi- 
tive Urkunde.  Die  Übergabe  der  Urkunde,  so  ist  die  herrschende 
Lehre4),  tritt  in  vielen  Fällen  an  die  Stelle  der  mündlichen  Ver- 
pflichtungs-  oder  Willenserklärung.  Die  Begebung  der  Schuldurkunde 
macht  den  Schuldvertrag.    Aber  auch  bei  der  Übertragung  von  Grund- 


y)  Die  älteste  germanische  Königsurkunde,  eine  Schenkung  Odovakars  von 
489  (Marini  128  ff.),  ist  nichts  anderes  als  eine  neurömische  Carta.  Vgl.  Brunner, 
Deutsche  Rechtsgesch.  I2,  504.  Stücke  mit  gotischen  Zeugenunterschriften  in 
Facsimile  bei  Maßmann.   Die  gotischen  Urkunden  von  Neapel  und  Arezzo  (1838). 

2)  Vgl.  Ficker,  Forschungen  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  1,  17  ff.  und 
Brunner,  Zur  Rechtsgesch.  d.   Urk.  6  ff. 

3)  Brunner,  Zur  Rechtsgesch.  d.  Urk.  50  ff..  113  ff. 

4)  Diese,  von  Brunner  begründet,  wird  jetzt  im  ganzen  Umfange  angegriffen, 
zu  widerlegen  und  zu  beseitigen  versucht  von  C.  Freundt,  Wertpapiere  im  antiken 
und  frühmittelalterlichen  Rechte  1,  59  ff.,  bes.  86  ff.  Freundt  bestreitet  konsequent 
auch  alle  Folgerungen  für  das,  Wesen  der  germanischen  Urkunde.  Es  steht  mir  nicht 
zu.  mich  in  die  juristischen  Erörterungen,  namentlich  römisch-rechtlicher  Natur, 
einzulassen.  Aber  indem  mir  manche  Folgerungen  Freundts  bezüglich  der  ger- 
manischen Urkunde  unannehmbar  erscheinen  (vgl.  Kap.  2  und  4),  darf  auch  gegen 
den  Ausgangspunkt  Freundts  Zurückhaltung  geübt  werden.  Freundt  selbst,  S.  85f., 
gibt  übrigens  die  Existenz  von  dispositiven  römischen  Urkunden  zu,  freilich  nur 
»insoferne  sie  das  obligatorische  Veräußerungsgeschäft  und  die  Traditionsbewilligung 
(lediglich  diese,  nicht  etwa  die  Tradition  selber)  beurkunden.«  Perfizierend  aber 
wirkte  nach  Freundt  113  »nicht  die  Übergabe  der  Urkunde  an  den  Vertragsgegner, 
sondern  entweder  die  Unterschrift  des  Verpflichteten  oder  die  Aushändigung  ab- 
leiten des  Tabellio  an  den  Berechtigten«.  Ich  folge  also  hier  den  Anschauungen 
Brunners.  Allein  ich  glaube  allerdings,  daß  eine  umfassende  Revision  der  herr- 
schenden Lehre  jetzt  nach  dem  Buche  Freundts  dringend  notwendig  ist.  Auch 
die  Arbeiten  von  Brandileone,  Gaudenzi  (trotz  Verfehltheit  seiner  Hauptthese), 
Ferrari  weisen  nach  demselben  Bedürfnis. 
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eigentum  gestaltet  sich  die  Übergabe  der  Urkunde  zum  vollziehenden, 
konstitutiven  Akt.  Der  Übergang  zu  solcher  Auffassung  der  Urkunde 
war,  wie  man  annimmt,  etwa  folgender1).  Schon  das  klassische  römische 
Recht  kannte  bestimmte  Fälle,  in  denen  die  körperliche  Übergabe 
(corporalis  traditio)  des  Grundstückes  von  der  Urkundentradition 
(traditio  cartae)  begleitet  oder  geradezu  durch  sie  ersetzt  werden  konnte; 
so  bei  der  Übergabe  der  Urkunde  auf  dem  Grundstück  selbst,  bei  Ver- 
pfändung des  Kaufbriefs,  die  gleich  Verpfändung  des  Grundstückes 
selber  wirkt,  in  gewissen  Fällen  des  Besitzerwerbs  für  einen  andern  (con- 
stitutum possessorium),  und  besonders  bei  Veräußerung  mit  Vorbehalt 
des  Nutzgenusses.  Auch  zeigte  sich  früh  die  Neigung  bei  den  zwei 
Akten  der  traditio  inter  absentes,  nämlich  der  Erklärung  des  Über- 
eignungswillens und  der  Besitzergreifung,  das  Hauptgewicht  auf  den 
ersten  zu  legen,  diesen  urkundlich  zu  sichern,  ihn  allein  schon  als  die 
traditio  zu  bezeichnen  und  in  ihn  das  ganze  Veräußerungsgeschäft 
zu  konzentrieren.  So  war  der  Weg  gewiesen,  daß  das  Vulgarrecht  der 
römischen  Provinzialen  dazukam,  die  Übertragung  von  Grundeigen- 
tum durch  die  Begebung  der  Urkunde  allein,  durch  die  bloße  traditio 
cartae  zu  vollziehen. 

Diesem  Prozesse  entsprechend  ging  eine  Wandlung  in  Wesen  und 
Form  der  Urkunde  vor  sich.  Die  alte  Zeugenurkunde  finden  wir  in 
dem  überlieferten  Urkundenmateriale  seit  dem  5.  Jahrhundert  fast 
gar  nicht  mehr  vertreten.-  Es  herrscht  die  vom  Vertragsgegner  des 
Destinatars  ausgestellte  Urkunde,  die  dispositive  Geschäftsurkunde, 
die  Carta.  Sie  tritt  in  zwei  Formen  auf.  Die  eine  ist  die  Fortbildung 
des  alten  Chirographums.  Sie  beginnt  mit  der  Formel  (praescriptio) 
des  Schreibers:  scripsi  ego  .  .  .  rogatus  et  petitus  a  N.  ipso  presente  ad- 
stante  mihique  dictante.  Sie  fährt  fort  mit:  constat  eum  vendidisse  etc. 
und  läßt  die  ganze  Dispositio  in  indirekter  Rede  folgen;  am  Schlüsse 
stehen  Stipulationsformeln  wie:  stipulatus  est  emtor,  spopondit  venditor, 
dann  häufig:  stipulatione  et  sponsione  interposita.  Die  Urkunde  be- 
darf der  Unterschrift  des  Vertragsgegners  des  Destinatars,  also  des 
einen  Kontrahenten,  wenn  er  nicht  die  ganze  Urkunde  eigenhändig 
geschrieben  hatte. 

Aber  für  die  Zwecke  der  dispositiven  Urkunde  eignete  sich  viel 
besser  eine  Fassung,  welche  eben  das  dispositive  Moment  deutlich 
zum  Ausdruck  zu  bringen  vermochte,  und  dies  war  die  Form  der  Epistola. 
Die  antike  Briefform  wirkte  auf  die  Schreiben  der  Päpste,  wie  auf  das 
Urkundenwesen  der  germanischen  Könige  sie  wurde  auch  maßgebend 
für  die  neurömische  Geschäftsurkunde  und  durch  sie  für  das  ganze 
frühmittelalterliche  Privaturkundenwesen.  Die  Epistola  isl  subjektiv, 
subjektive  Fassung  entspricht  dem  Wesen  einer  Urkunde,  durch 
welche  der  Aussteller  das  Rechtsgeschäft  vollziehen  will.  Seihst  die 
Grußformel  des  Briefes  (ille  illi  salutem)  wurde  zunächsl   übernommen 


1)  Vgl.  Brunner  114  ff.  Freundl  a.  a.  0.  86  ff.,  bestreitet  mehrere  dieser  Mo- 
mente, alter   nicht   alle 
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und  dann  nur  /.um  einfachen  ille  Uli  abgeschwächt.  Der  Aussteller 
spricht  zum  Empfänger:  promitto,  dono,  trado,  vendo,  cedo  tibi.  In 
dieser  subjektiven  Fassung  wird  (Irr-  Kontext  der  Urkunde  durch- 
geführt, darauf  folgt  die  Stipulationsklausel,  die  Formel  der  Rogati«- 
des  Ausstellers  an  den  Schreiber,  und  schließlich  die  Unterschrifts- 
formeln des  Ausstellers,  der  Zeugen  und  des  Schreibers.  Siegel  finden 
sich  an  dieser  neurömischen  Urkunde  nicht  mehr,  weder  zu  irgend 
einem  Verschluß,  noch  zur  Beglaubigung.  Diese  liegt  in  den  Unter- 
schriften. 

Konstitutionen  Justinians  von  528  bis  538  regelten  die  Formen 
dieser  Urkunde  noch  bestimmter.  Der  Aussteller  kann  die  Urkunde 
selbst  schreiben  oder  von  einem  Vertreter  schreiben  lassen.  In  diesem 
Falle  muß  der  Aussteller  eigenhändig  unterschreiben.  Wenn  die  Ur- 
kunde aber  von  einem  gewerbsmäßigen  Schreiber  (tabellio)  geschrieben 
wird,  hat  sie  auch  dieser  zu  unterschreiben  und  noch  eine  Formel  über 
die  completio  hinzuzufügen.  Im  übrigen  hat  Justinian  die  Verein- 
fachung zugelassen,  daß  es  bei  Stipulationsurkunden  genüge,  wenn  die 
Urkunde  die  Parteien  als  praesentes  bezeichne,  womit  der  Einwand  der 
Abwesenheit  ausgeschlossen  werde. 

Der  ganze  Beurkundungs-  und  Geschäftsvollzug  gestaltete  sich 
folgendermaßen.  Die  reingeschriebene  und  v@m  Aussteller  unter- 
schriebene Carta  wird  vor  dem  Tabellio  und  vor  den  Zeugen  vom  Aus- 
steller dem  Empfänger  übergeben.  Dies  ist  die  traditio  cartae.  Wenn 
dies  geschehen,  erfolgen  die  Unterschriften  oder  die  Signierung  der 
Zeugen  und  die  Zufügung  der  Kompletionsformel  (complevi  et  absolvi) 
durch  den  Schreiber.  Oder  man  ließ,  wie  dies  gerade  in  Ravenna  der 
Brauch  gewesen  zu  sein  scheint,  Aussteller  und  Zeugen  zuerst  signieren 
und  dann  erfolgte  erst  die  Traditio  und  die  Completio1).  Immer  jedoch 
besagt  das  complevi,  daß  der  Tabellio  die  Verantwortung  für  die  Über- 
einstimmung mit  den  Parteienerklärungen  übernehme  und  die  vorher 
unvollständige,  unvollendete  Urkunde  nach  der  Traditio  und  den  Unter- 
schriften durch  seine  Unterzeichnung  vollende.  Das  absolvi  bedeutete 
nach  der  Auffassung  der  kaiserlichen  Konstitutionen  die  Aushändigung 
der  vollendeten  Urkunde  durch  den  Aussteller  an  den  Empfänger. 
In  Italien  aber  fand  die  Aushändigung  durch  den  Notar  statt  und  so 
bezog   man   das   absolvi   hierauf. 

In  die  Kompletionsformel  wird  schon  im  6.  Jahrhundert  häufig 
ein  Hinweis  auch  auf  die  Traditio  aufgenommen.  So  in  Formeln  wie 
traditione  facta  complevi  et  absolvi;  post  traditam  (cartam)  complevi  et 
absolvi  und  in  ähnlichen  Wendungen2).  Die  Tradition,  auf  welche  hier 
Bezug  genommen  wird,  ist  in  der  Regel  gewiß  die  Traditio  cartae  von 
seiten  des  Ausstellers  an  den  Empfänger,  also  die  entscheidende  Hand- 
lung3).    Immerhin  begegnen  einzelne  Fälle,  in  denen  wenigstens  nach 


x)  Darauf  machte  schon  Val  de  Lievre  in  seiner  Besprechung  von  Brunners 
Rechtsgesch.  der  Urk.  in  Mitt.  des  Instituts  2,  468  aufmerksam. 
2)  Vgl.  die  Beispiele  bei  Brunner  a.   a.  O.  90  ff. 
8)  Vgl.  Brunner  87  ff. 
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dem  Wortlaute  der  Formel  auch  an  die  Tradierung  der  Carta  an  die 
Zeugen  zur  Firmierung  durch  Unterschrift  oder  Signum,  oder  an  die 
Übergabe  der  carta  an  den  Notar  gedacht  werden  kann1).  Doch  ver- 
mögen solche  einzelne  und  überdies  nicht  unzweideutige  Fälle  jene 
Annahme  von  der  Beziehung  der  Formel  auf  die  konstitutive  Traditio 
cartae  nicht  wesentlich   zu  beeinträchtigen. 

Die  volle  Form  der  spätrömischen  Carta  mit  der  Kompletions- 
klausel begegnet  seit  der  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  in  Italien  überall 
da,  wo  die  justinianische  Gesetzgebung  Geltung  erhielt  und  behielt: 
im  Exarchat  von  Ravenna  und  in  der  Pentapolis,  im  Dukat  von  Rom 
und  in  Neapel.  In  diesen  Gebieten  haben  sich  die  Formen  der  neu- 
römischen Urkunde  in  den  nächsten  Jahrhunderten  gehalten.  Die 
Kompletionsformel  wurde  so  auch  von  den  Langobarden  übernommen. 
Dagegen  fehlt  sie  bezeichnenderweise  der  gallisch-fränkischen  und  der 
spanisch-westgotischen  Urkunde. 

Aber  jene  Justinianische  Konstitution,  welche  für  gewisse  Fälle 
das  Erfordernis  der  Anwesenheit  beider  Parteien  durch  die  Erklärung 
ihrer  Präsenz  in  der  Urkunde  ersetzte,  wies  den  Weg  zu  einer  form- 
losen Tradition  der  Carta.  Das  heißt  zu  einer  Übergabe  der 
Urkunde  ohne  die  Rechtsförmlichkeiten,  welche  wir  vorhin  schilderten, 
bei  denen  die  noch  nicht  ganz  vollendete  Carta  tradiert  wurde.  Die 
Urkunde  wurde  in  den  gesetzlichen  und  gewohnten  Formeln,  auch  mit 
der  Completio,  abgefaßt,  und  nun  war  es  eben  die  vollständige,  vollen- 
dete Urkunde,  durch  deren  Begebung  das  Rechtsgeschäft  zum  Voll- 
zuge kam.  Hier  ist  der  Gedanke  der  dispositiven  Urkunde  am  reinsten 
verwirklicht. 

Es  scheint  nun,  daß  die  römische  Kirche  gerade  diese  ein- 
fache Form  der  Urkundentradition  bevorzugte,  wie  sie  auch  sonst  dar- 
nach strebte  sich  von  Formalitäten  des  weltlichen  Rechtes  loszumachen. 
Gerade  auch  Justinian  hatte  den  Kirchen  das  Privileg  zugestanden 
{C.  I,  2,  23),  daß  ihnen  auf  Grund  der  Schenkungs-  und  Verkaufs- 
urkunden allein  schon  die  dingliche  Klage  zustehen  solle,  daß  also  bei 
Schenkungen  und  Verkäufen  auch  von  Grundeigentum  es  nicht  einer 
körperlichen  Besitzeinräumung  bedürfe2).  Dies  wurde  allerdings  dann 
allgemeines  Recht,  aber  früher  als  sonst  finden  wir  in  der  Hand  der 
Kirche  die  Urkunde  zur  vollen   Geschäftsurkunde  entwickelt. 

Auch  boten  Rechtsgeschäfte  mit  Kirchen  doch  Gelegenheit  zu 
einem  zwar  einfachen,  aber  dennoch  sehr  eindrucksvollen  Formalakt: 
die  Niederlegung  der  Urkunde  auf  den  Altar,  auf  ein  Evangelienbuch, 
auf  Reliquien  der  Kirche.    Der  Heilige  selber  ist   der  Dest  Inatär. 

So  muß  sich  gewiß  schon  im  6.  und  7.  Jahrhundert  für  Schen- 
kungen an  Kirchen  diese  besondere  Form  entwickelt  haben:  Willens- 
erklärung des  Schenkers  und  Übergabe  der  vollendeten,  vollständigen 
Urkunde  durch  ihre  Niederlegung  auf  den   Altar  der   Kirche.     Damit 


x)  Darauf  wies  G.  Ferrari  in  Atti  del  r.  Istituto  Veneto  (1909—10)  69,  751  hin. 
2)  Brunner  126  i". 
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ist  das  Geschäft  vollzogen,  es  bedarf  keines  weiteren  Formalaktes. 
Daß  diese  römisch-kirchliche  Form  wirklich  durch  die  Kirche  allent- 
halben in  ihrem  ganzen  abendländischen  Bereiche  ausgebildet  und  an- 
gewendet worden,  sehen  wir  daraus,  daß  sie  seit  dem  8.  Jahrhundert 
nicht  bloß  bei  den  italischen  Römern  und  Langobarden,  sondern  auch 
bei  Franken.  Alamannen  und  Bayern,  sowie  bei  den  Angelsachsen  be- 
gegnet1). 

Gegenüber  dem  starken  Überwiegen  der  dispositiven  Geschäfts- 
urkunde tritt  die  Zeugen-  und  schlichte  Beweisurkunde  (N  otit  ia) 
in  spät-  und  nachrömischer  Zeit  auf  römischem  Urkundengebhtf  sehr 
zurück.  Immerhin  kam  sie  doch  nicht  ab,  ja  es  bürgerte  sich  eine  be- 
stimmte Bezeichnung  für  sie  ein,  das  Wort  Notitia.  Zunächst  mag  das 
Wort  chirographum  noch  längere  Zeit  im  Gebrauch  geblieben  sein,  denn 
das  Chirographum  war  ja  vor  allem  Beweisurkunde  und  seine  alt»'n 
Formen  finden  wir  noch  im  10.  Jahrhundert  in  Ravenna  bei  Quittungs- 
urkunden, die  als  Beweisurkunden  angesehen  werden  müssen2).  Zum 
Beweismittel  konnte  aber  auch  eine  einfache  adnotatio,  eine  Auf- 
zeichnung des  Destinatars  werden,  wenn  sie  mit  Unterschriften  der  Zeugen 
versehen  wurde.  Die  Bezeichnung  Adnotatio  ist  auf  römischem  Gebiet 
für  die  schlichte  Beweisurkunde  lange  in  Gebrauch  geblieben3).  Aber 
neben  diesen  Benennungen  muß  doch  schon  im  5.  und  6.  Jahrhundert 
auch  das  Wort  Xotitia  in  diesem  Sinne  in  der  römischen  Urkunden- 
sprache verwendet  worden  sein.  Notitia  bedeutete  sonst  im  römisch- 
rechtlichen Sprachgebrauch  ein  Verzeichnis.  In  den  Urkunden  aus 
Ravenna  finden  sich  seit  dem  6.  Jahrhundert  am  untersten  Rande 
oder  rückwärts  die  Namen  der  Zeugen  zur  Übersicht  noch  einmal  kurz 
verzeichnet  und  mit  der  Überschrift  Notitia  oder  Notitia  testium  ver- 
sehen4). Auch  das  Wort  breve  hat  dieselbe  Bedeutung.  Sowohl  im 
langobardischen  wie  ältesten  fränkischen  Urkundenwesen  ist  Notitia 
für  den   Begriff  Beweisurkunde  übernommen  worden. 

Die  Notitia  bedurfte  keiner  Kompletionsformel,  weil  ja  keine 
Traditio  cartae  und  die  ihr  folgende  Completio  der  Urkunde  stattfand. 

III.  Die  übersichtliche  Skizze  römischen  Privaturkunden wesens 
bedarf  noch  einer  Ergänzung.  Die  hochentwickelte  Behörden-  und 
Yerwaltungsorganisation  der  Kaiserzeit  brachte  Einrichtungen  hervor, 
welche  die  Rechtsgültigkeit  und  Beweiskraft  der  privaten  Urkunde 
durch  die  öffentliche  Autorität  unterstützten. 

Alle  Behörden  des  Reiches  führten  Amtsbücher.  Register  für  den 
Auslauf  sowohl  wie  für  den  Einlauf.  Die  staatlichen  Zentral-  und  Pro- 
vinzialbehörden  hatten  ihre  C  o  m  m  e  n  t  a  r  i  i  oder  Acta,  die  Muni- 
zipalbehörden ihre  Acta  ordinis  oder  G  e  s  t  a  municipalia,  die 


*)  Brunner    103,    Heusler,    Institutionen    des    deutsehen    Privatrechts    2,    69. 
Mitt.  des  Instituts  Ergbd.  6,  2. 
'-]   Brunner  65. 

3    Vgl.  die  Analyse  einer  solchen  Adnotatio  von  884  aus  Ravenna  bei  Brunner  55. 
J    Vgl.  unten  S.  17. 
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Kirchen  ihre  Acta  oder  Regesta1).  Es  waren  dies  Amtsbücher,  in  denen 
der  Aus-  oder  Einlauf  oder  beide  abgeschrieben,  Protokolle  über  Ver- 
handlungen vor  den  Behörden  eingetragen  wurden.  Auch  gewisse 
Verhandlungen  und  Erklärungen  von  Privaten,  die  das  Staats-  und 
öffentliche  Interesse  berührten,  mußten  vor  einer  Behörde  stattfinden 
und  das  Protokoll  darüber  wurde  von  amtswegen  den  Acta  einver- 
leibt. Diese  Eintragung  genoß  öffentlichen  Glauben:  solche  Eintra- 
gungen zu  machen  (acta  conficienda)  war  das  Recht  bestimmter  Be- 
hörden. 

Von  hier  aus  ward  früh  der  weitere  Schritt  getan,  auch  gewissen 
privaten  Rechtsgeschäften  im  Interesse  der  Rechtssicherheit  diesen 
Schutz  der  Buchung  in  den  öffentlichen  Acta  zu  gewähren.  Dies  ge- 
schah nachweislich  seit  dem  3.  Jahrhundert  bei  Testamenten  und 
Schenkungen,  bei  Emanzipation,  Manumission  und  Adoption.  Die 
Acta  konnten  hierbei  eine  zweifache  rechtliche  Funktion  ausüben.  Es 
konnte  z.  B.  der  Erblasser  seinen  letzten  Willen  vor  der  Behörde  er- 
klären, diese  Willenserklärung  wurde  in  die  Acta  aufgenommen  und 
damit  ein  vollgültiges  Testament  errichtet:  ebenso  konnte  seit  dem 
6.  Jahrhundert  die  einfache  Erklärung  der  emancipatio  oder  der  manu- 
missio  zu  den  Acta  genommen  und  damit  die  Rechtshandlung  voll- 
zogen und  gesichert  werden.  In  solchen  Fällen  wirken  Willenserklärung 
und  Eintragung  in  die  Acta  vollständig  wie  eine  dispositive  Urkunde, 
und  der  Eintrag  in  den  Acta  bildet  zugleich  für  das  Rechtsgeschäft 
weiterhin  den  rechtsgültigen  Beweis. 

Daneben  aber  und  seit  Verfügungen  Konstantins  I.  überwiegend, 
wurde  es  Brauch,  in  die  Acta  eine  Verlautbarung  über  bereits  durch 
Urkunden  vollzogene  Rechtsgeschäfte  eintragen  zu  lassen,  die  Ur- 
kunden den  Acta  zu  allegieren  oder  insinuieren,  wie  die  juristischen 
Ausdrücke  hierfür  lauteten,  also  die  Insinuation,  Verlautbarung 
von  Urkunden  in  den  Acta.  Seit  316  war  für  Schenkungen  aller  Art 
die  Insinuation  der  Schenkungsurkunde  in  die  Acta  geradezu  zur  Pflicht 
gemacht,  ohne  Insinuation  verliert  die  Schenkung  ihre  Rechtsgültig- 
keit. Diese  strengen  Bestimmungen  werden  allerdings  im  5.  Jahr- 
hundert erleichtert  und  Justinian  hat  schließlich  im  Jahre  531  Schen- 
kungen unter  500  solidi  vom  Insinuationszwange  befreit.  Wo  Justi- 
nians  Gesetzgebung  nicht  Geltung  gewann,  blieb  die  Insinuation  jedoch 
für  alle  Schenkungen  Erfordernis.  Die  durch  Insinuation  gewährte 
Sicherung  ließ  man  auch  andern  Rechtsgeschäften  zu  teilwerden,  und 
dem  Ravennater  Urkundenmaterial  entnehmen  wir.  daß  auch  bei 
Testamenten,  Verkäufen,  Vollmachten  und  Vormundschaftsbestellungen 
die  Acta  in  Anspruch  genommen   wurden. 


])  Über  diese  verschiedenen  Ada  vgl.  Pauly*Wissowa,  Realenzyklopädie 
unter  Acta  (Kubitschek)  und  Commentarii  (Premerstein),  ferner  Breßlau  in  Savigny- 
Zeitschr.  Rom.  Abt.  6  und  Zachariä  v.  Lingenthal  ebenda  9,  Steinacker  in  Mitt. 
d.  Instituts  23,  l  IT.  und  in  Wiener  Studien  24,  362  ff.,  Bruno  Hirschfeld,  Die  gesta 
munieipalia  in  römischer  und  frühgermanischer  Zeil  (1904 
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Bei   diesem    [nsinuations verfahren    haben   die   Acta    lediglich    zur 

Sicherung  der  Urkunde  und  des  Rechtsgeschäftes  zu  dienen,  sie  ge- 
währen den  dauernden  Beweis  und  stellen  ihn  unter  den  Schutz  ihrer 
öffenl  liehen  Glaubwürdigkeit. 

Hatten  früher  die  richterlichen  Beamten  und  die  Rektoren  der 
Provinzen  und  in  ihrer  Stellvertretung  die  städtischen  Magistrate  das 
ius  actorum  conficiendorum  besessen,  so  wurde  im  Jahre  366  den  Muni- 
zipalmagistraten dieses  Recht  für  alle  Zukunft  zuerkannt.  So  kon- 
zentrierte sich  das  Insinuationsverfahren  naturgemäß  in  den  Städten 
und  bei  den  städtischen  Behörden  (den  Kurien)  in  den  Acta  oder  G  e  s  t  a 
m  u  n  i  c  i  p  a  1  i  a.  Der  Magistratus  mit  drei  Kurialen  und  dem 
Stadtschreiber  (exceptor  publicus,  tabularius)  bildete  die  Behörde, 
vor  der  und  durch  die  das  Insinuationsverfahren  durchzuführen  war; 
mit  dem  Magistratus  konkurrierten  dann  der  Defensor  civitatis,  die 
Duumviri  municipales,  auch  der  Bischof  der  Stadt  als  zur  Eintragung 
berechtigt. 

Das  Verfahren  war  ein  sehr  umständliches  und  förmliches1).  Mit 
peinlicher  Genauigkeit  wird,  wenn  der  Destinatar  der  Veranlasser  der 
Insinuation  ist,  die  Übereinstimmung  der  produzierten  Urkunde  mit 
dem  Willen  des  Ausstellers  festgestellt,  der  Inhalt  der  Urkunde  an- 
gegeben und  die  ganze  Verhandlung  protokolliert.  Dieses  Protokoll 
wird  von  dem  Magistratus  und  dem  Schreiber  unterzeichnet,  den  Gesta 
einverleibt  und  dem  Antragsteller  auf  sein  Ersuchen  ein  Duplikat  davon 
ausgehändigt. 

Die  Gesta  munieipalia  blieben  im  römischen  Rechtsgebiete  Italiens 
bis  in  die  zweite  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  im  Gebrauch2).  Die  Päpste 
Gregor  I.  und  Zacharias  (747)  nehmen  auf  sie  als  eine  fortbestehende 
Einrichtung  Bezug,  der  Liber  Diurnus  (Form.  11)  und  eine  Ravennater 
Urkunde  von  767  kennen  sie  noch.  An  ihrem  Verschwinden  wird  wohl 
die  Einverleibung  auch  des  römisch-päpstlichen  Italien  in  das  frän- 
kische Reich  seit  774  schuld  gewesen  sein.  Im  langobardischen 
Italien  waren  die  Gesta  munieipalia  schnell  abgekommen,  weder 
Urkunden,  noch  die  Gesetze  erwähnen  ihrer,  es  mag  sie  die  sich  ent- 
wickelnde gerichtliche  Verlautbarung  der  Urkunden  überflüssig  ge- 
macht haben3). 

Die  Bearbeitungen  des  römischen  Rechtes  für  die  Romanen  im 
Burgunderreiche  und  im  Westgotenreiche  am  Beginne  des  6.  Jahr- 
hunderts haben  die  Insinuation  übernommen  und  bei  den  Westgoten 
sind  bis  zur  Gesetzgebung  Rekkeswinths  (649 — 672)  wohl  noch  da  und 
dort  Gesta  munieipalia  geführt  worden.  Die  Lex  Wisigotorum  kennt 
sie  nicht  mehr. 


J)  Seine  genaue  Schilderung  bei  Hirschfeld  57  ff. 

2)  Dies  hat  Steinacker  in  den  Wiener  Studien  24.  366  gegen  Brunner  140, 
dem  Hirschfeld  68  folgt,  nachgewiesen. 

3)  Brunner  144. 
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Im  Frankenreiche  behielten  die  romanischen  Untertanen  den 
Gebrauch  der  Gesta  municipalia  länger  als  selbst  in  Italien1).  Man 
vereinfachte  hier  das  Verfahren,  indem  der  Schenker  regelmäßig  einen 
Mandatar  (prosecutor)  bestellte,  der  vor  der  munizipalen  Kurie  die 
ganze  Verhandlung  durchführen  konnte,  die  sich  im  übrigen  wesentlich 
dem  römischen  Brauche  anschloß.  Für  Schenkungen  und  Testamente 
wurde  die  Insinuation  angewendet,  freilich  scheint  man  sie  später  nicht 
mehr  als  Pflicht,  sondern  nur  mehr  als  fakultativ  betrachtet  zu  haben. 
Wenn  eine  wirkliche  Kurie  in  den  gallo-romanischen  Städten  im  8.  Jahr- 
hundert im  allgemeinen  wohl  aufgehört  hatte2),  so  schließt  dies  nicht 
aus,  daß  eine  einzelne  Institution  wie  die  Gesta  municipalia  noch  länger 
im  Gebrauche  blieb.  Zweifellose  Fälle  der  Allegation  von  Testamenten 
besitzen  wir  bis  721.  Das  Schreiben  des  Papstes  Zacharias  von  747 
an  die  fränkischen  Bischöfe  setzt  den  Gebrauch  der  Gesta  municipalia 
voraus,  da  den  Bischöfen  die  Allegation  der  Schenkungen  von  Eigen- 
kirchen zur  Pflicht  gemacht  wird3).  Noch  die  zwischen  834  und  845 
verfaßte  Geschichte  der  Äbte  von  St.  Wandrille  bei  Rouen  spricht 
von  munizipalen  Registerbänden  und  der  Möglichkeit  in  ihnen  nach- 
zuschlagen. Daher  wird  also  auch  die  Formel  bei  Marculf  (II  3).  worin 
die  Insinuation  einer  Schenkung  ausgeschlossen,  deren  Rechtsgültigkeit 
aber  durch  diese  Unterlassung  nicht  erschüttert  werden  soll,  als  Beweis 
dafür  angesehen  werden  müssen,  daß  eben  in  der  Regel  die  Insinuation 
stattfand.  Wenn  diese  Formel  in  Urkunden  von  728,  804  und  823  an- 
gewendet wird,  so  führen  uns  also  diese  Zeugnisse  ebenfalls  noch  in  die 
ersten   Jahrzehnte  des  9.   Jahrhunderts. 

Freilich  lehren  anderseits  diese  Stellen,  daß  die  ganze  Institution 
auch  im  Frankenreiche  in  entschiedenem  Rückgang  begriffen  war. 
Einzelne  Kirchen  strebten  frühe  schon  eine  Befreiung  von  der  Insi- 
nuationspflicht an.  Auch  sonst  empfand  man  sie  als  lästig,  machte 
sich  von  ihr  los  und  begann  sie,  sicherlich  unter  dem  von  selber  wir- 
kenden Einfluß  des  fränkischen  Rechtes,  das  sie  nicht  kannte  und  in 
keiner  Weise  rezipiert  hatte,  als  unnotwendig  zu  betrachten.  Man  ver- 
wendete bald  auch  in  den  romanischen  Gebieten  die  Carta  allein,  welcher 
man  die  gleiche  Sicherheit  zuerkannte,  quasi  gestibus  fuisset  oblegatum, 
wie  eine  Formel  aus  dem  Ende  des  8.  Jahrhunderts  sagt4).  Ein  Fall 
von  804  ist  lehrreich5).  Die  Schenkung  eines  Gutes  im  Gau  von  Angers 
an  das  Kloster  Prüm  soll  ganz  in  den  Formen  des  römischen  Rechtes 


M  Giry  Manuel  570  ff.    Steinacker  366  ff.    Hirschfeld  79  Jf.    Vgl.  Gesta  iuxta 

co  nsuetudine  Romanorum  qualiter  donationes  vel  teitamenta  legentur,  Manull  II.  :;, .  38. 
Sodann  Form.  Turonenses  3,  17,  18;  Form.  Bituricenses  6;  Form.  Senon.  Appendix  1 
aus  dem  8.  Jahrhundert.  Erst  1898  ist  ein  wichtiges  Zeugnis  bekannt  geworden, 
eine  Gesta-Urkunde  Bischof  Ansoalds  von  Poitiers  von  675,  Bibl.  de  l'ecole  des 
chartes  59,  239  ff. 

2)  Vgl.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.  1,   197  ff. 

3)  Mon.  Germ.  Epist.  3,   i84.      allerdings  schein!   diese  Bestimmung   einem 
Schreiben  des  Papstes  Pelagius  1.   (556    -561)  entnommen,  ib.   Anm.    1. 

4)  Form.   Senon.  13. 

5)  Beyer,  Mittelrhein.   I  B.   I    n.   '.I,   12. 
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durchgeführt  werden:  an  die  carta  donationig  schließt  sich  eine  carta 
traditionis  und  ein  Mandat  de  allegando  lt • — t  i --  municipalibus;  trotzdem 
ist    in   der  Urkunde  jene  Formel  (Marculf  II 3)  gebraucht,  welche  die 

Insinuation  ablehnt,  und  der  Defensor  und  die  Kurialen  des  Eingangs 
enthüllen  sich  am  Schluß  als  vicedominus  und  centenarii.    Man  wandte 

mißverständlich  eine  Formel  an  und  tat  das  Gegenteil,  gebrauchte 
den  kurialen  Apparat,  der  in  Wirklichkeit  schon  ein  fränkischer  war1). 
Also  charakteristische  Züge  dafür,  daß  um  diese  Zeit  jene  alten  römischen 

Institutionen  nicht  mehr  verstanden  wurden  und  nur  mehr  äußerlich 
festgehaltene  Scheinformen  waren.  Jetzt  im  Laufe  des  9.  Jahrhunderts 
und  weiterhin  werden  die  Erwähnungen  von  Gesta  als  wirklich  ver- 
ständnislos gebrauchte  Formeln  ohne  Inhalt  zu  betrachten  sein.  Schon 
die  in  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  entstandene  Lex  Romana 
Curiensis  sagt  (XII  tit.  I  7):  Gesta,  hoc  est  omnis  carta'1)  und  im  11.  Jahr- 
hundert zeigt  sich  klar,  daß  die  Wendung  gestis  allegare  einfach  auf 
die  Herstellung  schriftlicher,  urkundlicher  Aufzeichnungen  bezogen, 
das  Wort  gesta  geradezu  gleich  Urkunde  gebraucht  wird3). 

IV.  Der  Verfall  und  das  Verschwinden  der  Gesta  munieipalia 
hing  zusammen  mit  dem  Verkümmern  der  römischen  Munizipalver- 
fassung und  damit,  daß  ja  die  Städte  überhaupt  in  der  Verfassung  und 
im  Rechtsleben  des  fränkischen  Reiches  aufhörten  eine  Sonderstellung 
zu  behaupten.  So  fand  auch  die  karolingische  Gesetzgebung  keinen 
Anlaß  und  kein  Interesse,  sich  der  Gesta  munieipalia  anzunehmen. 
Anders  verhielt  es  sich  mit  einer  anderen,  der  spätrömischen  Staats- 
Aerwaltung  entstammenden  Institution,  den  Katasterbüchern  und  den 
daraus  entstandenen  Inventarien  und  P  o  1  y  p  t  y  c  h  a  des 
Großgrundbesitzes4).  Seit  der  Reichsreform  Diokletians  wurde  ein 
einheitliches  System  direkter  Besteuerung  durchgeführt.  Seine  Grund- 
lage bildeten  der  große  übersichtliche  Reichskataster  und  die  Parti- 
kularkataster  oder  Steuerrollen  der  einzelnen  Civitates  und  der  »fundi 
excepti«  der  Großgrundbesitzer.  Diese  Partikularkataster,  welche 
man  schon  im  5.  Jahrhundert  regelmäßig  als  Polyptycha  bezeichnete, 
enthielten  die  Xamen  der  Grundstücke,  Ausmaß  des  Ackerlandes, 
der  Rebstöcke  und  Oliven,  des  Weide-  und  Waldlandes  und  die  Zahl 
der  dazugehörigen  Kolonen  und  Sklaven.  Auch  wenn  Großgrund- 
besitzer für  ihren  Gutskomplex  die  ordentliche  Steuereinhebung  von 
Seiten  des  Staates  durch  eine  freiwillige  Gesamtsteuerleistung  abzulösen 
verstanden,  behielten  sie  das  Polyptychon  bei  als  notwendigen  Behelf 
für  die  Kontrolle  der  Leistungen,  die  sie  eben  von  ihren  Kolonen  ver- 
langten. Ganz  besonders  traf  dies  bei  dem  kirchlichen  Besitze  zu,  der 
von   jeher   zu   den    »fundi  exceptio  gehörte,   in   denen   die   Grundherr- 


2)  Brunner.    Zur  Reehtsgeseh.    d.   Urk.    124  ff.    (dagegen  Freundt    1.    111  f.), 
Hirschfeld  87,  der  aber  die  Ausführungen  Brunners  nicht  beachtete. 

2)  Hierauf  wies  Giry  572  Anm.   2  hin. 

3)  Hirsehfeld  87  ff. 

4)  Hierüber  die  Ausführungen  von  Susta  in  den  SB.  der  Wiener  Akademie, 
138.  Bd.     Vgl.  auch   Steinacker  in  Meisters  Grundriß  1,  241,  246. 
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schaft  municipale,  öffentliche  Funktionen  übernahm.  So  wissen  wir, 
daß  unter  Papst  Gelasius  I.  (492 — 496)  ein  großes  Polyptychon  der 
Güter  der  römischen  Kirche  hergestellt  ward,  das  nach  einem  Jahr- 
hundert unter  Gregor  1.  überarbeitet  und  in  Gestalt  eines  chartaceum 
praegrande  volumen,  einer  sehr  großen  Papyrusrolle,  im  Archiv  des 
Lateran  aufbewahrt  wurde.  Neben  solchen  großen  Polyptycha  des 
Gesamtbesitzes  führten  die  Verwalter  der  einzelnen  Güter  Teil  Ver- 
zeichnisse über  Besitz  und  Einkünfte,  die  man  B  r  e  v  e  nannte1). 

Diese  urbarialen  Aufzeichnungen  entstammten  zwar  unmittelbar 
dem  römischen  staatlichen  Kataster,  sie  selber  waren  aber  nicht  mehr 
staatliche  Dokumente  von  öffentlicher  Beweiskraft,  sondern  private 
Arbeiten  für  die  Zwecke  der  Grundherrschaft.  Der  staatliche  Kataster 
verschwand  in  Italien  überhaupt  mit  der  Langobardenherrschaft, 
bald  aber  auch  in  den  byzantinischen  Gebieten.  Auch  das  Polyptychon 
tritt  in  Italien  in  den  nächsten  Jahrhunderten  stark  zurück.  Es  wurde 
verdrängt  durch  die  Urkunde;  sie  in  der  Gestalt  der  doppelt  ausgefer- 
tigten »Libelli«  wurde  die  bequeme  Form  für  die  in  Italien  ganz  über- 
wiegende freie  Kleinpacht  und  die  Sammlung  der  Pachtlibelle  in  Kopial- 
büchern  ersetzte  das  Urbar. 

Im  fränkischen  Reiche  blieben  zunächst  im  6.  Jahrhundert  die 
römische  Grundsteuer  und  die  Steuerrollen  in  Kraft.  Aber  die  ganze 
Rechtsanschauung  der  Franken  wie  besonders  auch  das  Interesse  der 
reichbegüterten  gallischen  Kirchen  standen  einer  staatlichen  Besteuerung 
überhaupt  ablehnend  gegenüber  und  im  7.  Jahrhundert  verschwinden 
die  letzten  Spuren  des  römischen  Steuersystems  und  öffentlicher  Poly- 
ptycha2). 

Auch  die  Karolinger  haben  nicht  etwa  dieses  römische  Steuer- 
system wieder  aufgenommen,  wohl  aber  zogen  sie  die  Grundherrschaft 
und  vor  allem  die  größten  Grundbesitzer,  die  Kirchen,  energisch  zu 
Leistungen  für  den  Staat  heran.  Die  Zentralverwaltung  der  Karolinger 
gewinnt  unmittelbares  Interesse  an  dem  Bestand  nicht  bloß  der  könig- 
lichen, sondern  auch  der  kirchlichen  Güter.  So  unternimmt  Karl  d.  Gr. 
eine  förmliche  staatliche  Inventarisation  der  Kirchen-  und  Benefizial- 
güter,  womit  hauptsächlich  die  Königsboten  betraut  werden.  Diese 
Inventare  werden  mit  dem  alten  römischen  Namen  Breve,  Breviariimi 
bezeichnet3).  Sie  haben  eine  Übersicht  des  augenblicklichen  Guts- 
bestandes  mitsamt  der  Fahrhabe  und  den  Vorräten  zu  geben. 

Aber  auch  die  Grundherrschaften  hatten  jene  alten  Hilfsmittel 
der  Verwaltung  nicht  vergessen,  welche  vom  staatlichen  Partikular- 
kataster zum  privaten  Polyptychon  geführt  hatten.  Solehe  Bücher 
waren  gewiß  noch  an  manchen  Kirchen  von  früher  her  vorhanden. 
Ihre  Anlage  erhielt  nunmehr  durch  dir  staatliche  Zentralgewall   einen 


1)  Beispiel  eines  solchen  Breve  von  Gütern  der  Kirche  von  Ravenna  ans  dem 
6.  Jahrhundert  bei  Marinil   papiri  diplomatici  203  f.,   Facsimile,  Tafel  21. 

2)  Bei  Marculf  I.   1(.»  noch:  in  \u>'u-p\in>  publico;  ebenso  bei  Fredegar  MG.  SS. 
rer.  Merov.  2.  62,   115. 

3)  Formulare  für  solche   Breve  von  c.  sio  in   MG.  Capjt.   1.  250. 
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neuen  Anstoß.  Es  isl  wohl  kein  Zufall,  daß  gerade  seit  dem  Beginn 
des  9.  Jahrhunderts  mehrere  fränkische  Kirchen  große  Polyptycha 
anlegen,  die  auch  Plenaria  im  Gegensatz  zu  den  Breviaria  genannt 
werden.  Die  Einrichtung  und  Anordnung  dieser  Bücher  stimmt  mit 
den  Vorschriften  für  die  römischen  Steuerrollen  und  Gutsbeschrei- 
bungen überein.  Sie  beruhen  auf  der  durch  das  Inquisitionsverfahren 
eingeholten  Weisung  der  Grundhörigen  und  besitzen  daher  für  das 
Verhältnis  zwischen  Grundherrschaft  und  Holden  rechtliche  Beweis- 
kraft gleich  einer  Notitia. 

Die  Kontinuität  vom  römischen  Kataster  bis  zu  den  karolingischen 
Polyptycha  ist  zweifellos,  sie  sind  gleich  den  Werken  karolingischer 
Literatur  und  Kunst  ein  Zeugnis  für  das  Zurückgreifen  Karls  und  seiner 
Zeit  auf  die  Reste  römisch-antiken  Lebens. 


2.   Die  italische   Urkunde    bis  zum    12.  Jahrhundert. 

Literatur.  Österley,  Das  deutsche  Notariat,  1.  Bd.  (1842).  Ficker, 
Forschungen  zur  Reichs-  und  Rechtsgeschichte  Italiens  2,  69  ff.  Brunner, 
Zur  Rechtsgeschichte  der  Urkunde  1 — 148.  Brunner,  Das  Registrum  Farfense, 
Mitt.  d.  Instituts  2,  1—14.  Breßlau,  Handb.  d.  Urkundenlehre  1,  437  ff.  Paoli, 
Grundriß  (übers,  v.  Lohmeyer)  2.  Aufl.,  3.  Bd.  Steinacker  in  Meisters  Grundriß 
d.  Geschichtswissensch.  1,  241  ff.  Voltelini,  Die  Südtiroler  Notariatsimbre- 
viaturen  (Acta  Tirol.  2.  Bd.),  Einleitung.  Kern,  Dorsualkonzept  und  Imbre- 
viatur  (1906).  Seeliger,  Kanzleistudien,  Mitt.  d.  Instituts  11,  396  ff.  Redlich, 
Geschäftsurkunde  und  Beweisurkunde,  Mitt.  d.  Instituts  Ergbd.  6,  1  ff. 
C.  Freundt,  Wertpapiere  im  antiken  und  frühmittelalterlichen  Rechte,  2  Bde. 
(1910).  Hartmann,  Ecclesiae  s.  Mariae  in  Via  Lata  tabularium,  2  Teile 
(1895  f.).  F.  Schneider,  Regesta  chartar.  Italiae  1.  (Reg.  Volaterranum), 
Einleitung  (1907).  F.  Schneider,  Toscanische  Studien  (1908  ff.).  Schiaparelli, 
Charta  Augustana,  Arch.  stör.  Italiano.  Serie  V.  39  (1907).  Schiaparelli, 
Ricerche  e  studi  sulle  carte  Longobarde  (1909).  Schiaparelli,  Tachigrafia  silla- 
bica  nelle  carte  Italiane  (1910).  Garufi,  Strumento  notarile  nel  Salernitano. 
Arch.  stör.  Ital.  46  (1910).  M.  v.  Sufflay,  Die  dalmatinische  Privaturkunde, 
Sitzungsber.  d.  Wiener  Akad.,  147.  Bd.  (1904). 

Ausgaben  (einige  wichtigere).  Muratori  Ant.  Italiae.  Tiraboschi  Storia 
di  Nonantola  (1784).  Marini,  I  papiri  diplomatici  (1805).  Fantuzzi  Monum. 
Ravennati  (1801,  dazuAppendice  ed.  Tarlazzi  1869).  MemorieeDocum.  di  Lucca 
(1813  ff.).  Historiae  patriae  Monum.  Chartarum  tom.  1,  2,  10,  12,  13  (1836  ff.). 
Troya  Codice  dipl.  Longobardo  (1852  ff.).  Kandier,  Codice  dipl.  Istriano.  Codex 
dipl.  Cavensis  (1873  ff.).  Ficker  Forschungen  4.  Bd.  (1874).  Codice  dipl.  Pado- 
vano  ed.  Gloria  (1877  ff.).  Vignati  Codice  dipl.  Laudense  (1879  ff.).  Regesto 
di  Farfa  (1879  ff.).    Hartmann,   Eccl.   S.  Mariae  in  Via  Lata  Tabul.  (1895  f.). 

Faksimile.  Mon.  graphica  ed.  Sickel  I,  4 — 9,  11 — 16;  III,  2;  X,  7. 
Piscicelli-Taeggi  Saggio  di  scrittura  notarile  I.  Curiali  di  Amalfi,  Gaeta,  Xapoli, 
Sorrento.  Hartmann,  Tabularium.  Archivio  paleogr.  Italiano  ed.  Monaci. 
Codice  paleogr.  Lombardo  ed.  Bonelli,  1.  Bd.  Schiaparelli,  Ricerche  e  studi. 
Schiaparelli,  Tachigrafia  sillabica  Arndt-Tangl,   Schrifttafeln,  T.   79,  86. 

Das  spätrömische  Urkundenwesen  hat  mit  wesentlich  einheit- 
licher Ent wickelung  Italien  und  die  westlichen  Provinzen  des  Reiches 
noch  im  ganzen  5.  Jahrhundert  beherrscht.  Die  Westgoten  im  süd- 
lichen Gallien  und  in  Spanien,  die  Burgunder  und  dann  die  Ostgoten 
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in  Italien  übernahmen  das  römische  Urkundenwesen,  wie  sie  für  ihre 
romanischen  Untertanen  das  römische  Recht  übernahmen  und  in 
eigenen  Kodifikationen  festhielten.  Die  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte 
von  Ostgoten  in  Ravenna  sind  nichts  anderes  als  neurömische  Cartae. 
Das  Westgotenrecht  entwickelte  namentlich  die  Erfordernisse  in  bezug 
auf  die  Unterschriften  der  Urkunde  in  römisch-rechtlichem  Sinne1). 
Das  Urkundenwesen  dieser  Germanenstaaten  bildet  mit  ein  charakteri- 
stisches Wahrzeichen  ihrer  Entstehung  und  ihres  Wesens:  sie  wollten 
noch  als  Teile  des  Imperiums  gelten,  und  Theoderich  hoffte  römisches 
und   gotisches  Wesen  versöhnen  und  verknüpfen   zu  können. 

In  diese  romanisierte  abendländische  Welt  traten  nun  im  6.  Jahr- 
hundert die  Staatengründungen  der  Franken  und  der  Langobarden. 
Sie  geschahen  in  vollem  Gegensatze  zu  den  Resten  des  römischen  Reiches 
im  Westen  und  zu  der  in  Italien  neubegründeten  Herrschaft  Ostroms. 
Staat  und  Recht  der  Franken  und  Langobarden  waren  und  blieben  in 
allem  wesentlichen  germanisch.  Aber  dennoch  machte  sich  in  ein- 
zelnen Einrichtungen  notwendig  und  unverkennbar  der  römische  Ein- 
fluß geltend.  Die  entwickelten  Hilfsmittel  der  Verwaltung  und  des 
Rechtsverkehres,  Kanzlei  und  Urkunde,  konnten  auch  von  Franken 
und  Langobarden  in  ihren  neuen  Staaten  nicht  entbehrt  werden,  da 
diese  ja  doch  auch  von  zahlreicher  romanischer  Bevölkerung  bewohnt 
waren,  und  zumal  da  die  Kirchen  fortfuhren  als  solche  nach  römischem 
Rechte  zu  leben.  So  ist  auch  das  fränkische  und  langobardische  Ur- 
kundenwesen zunächst  eine  Rezeption  des  römischen.  Allein  vom 
Augenblick  der  Übernahme  an  beginnt  auch  der  Prozeß  der  Gegen- 
wirkung germanischer  Rechtsanschauungen.  Ein  Prozeß,  der  dies- 
seits der  Alpen  zur  selbständigen  Entwicklung  des  fränkischen  Ur- 
kundenwesens und  schließlich  zum  Siege  volksrechtlicher  Formen 
für  die  Bezeugung  der  Rechtsgeschäfte  führte.  In  Italien  aber  ließ 
er  einen  gewissen  Dualismus  zwischen  römischen  und  langobardischen 
Urkundengebieten  entstehen,  welcher  freilich  dann  vor  der  allgemein 
durchdringenden    Notariatsurkunde    mehr   und    mehr   verschwand. 

I.  Die  römischen  Urkundengebiete.  Mit  dieser  Be- 
zeichnung sollen  im  Gegensatze  zu  den  langobardischen  jene  Gebiete 
zusammengefaßt  werden,  welche  nicht  unter  langobardische  Herr- 
schaft kamen,  sondern  zunächst  unter  oströmischer  Oberhoheit  blieben. 
Es  waren  dies  der  Exarchat  von  Ravenna  mit  der  Pentapolis,  der  Dukat 
von  Rom  und  die  Gebiete  von  Gaeta,  Neapel,  Amalfi  und  die  südlich- 
sten Teile  der  Halbinsel.  Hierzu  müssen  wir  aber  auch  noch  Venedig 
rechnen,  sowie  die  Küstenstädte  von  Istrien  und  Dalmatien. 

Wir  haben  früher  gesehen,  daß  in  Rom  und  Ravenna  noch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  der  Gebrauch  der  Gesta  munici- 
palia  bekannt  war.  Aber  indem  eben  in  dieser  Zeit  (757 — 707)  der 
magister  census  in  Rom,  der  für  die  Insinuation  kompetenl  war,  als 
Schreiber   einer    Urkunde    erscheint,    erkennen    wir    den    Verfall    der 


x)  Vgl.   Zeumer,   Zum   westgotisclu-ii    l  rkundenwesen,    V    Archiv    24,    13  ff. 
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Institution.  Die  alten  Amtspersonen  der  städtischen  Kurien  werden  zu 
bloßen  Urkundenschreibern  und  die  exceptores  und  curiales,  wie  sie  in 
Ravenna  und  Neapel  noch  im  10.  Jahrhundert  vorkommen,  sind  nichts 
anderes  als  ihre  Kollegen,  die  Tabellionen  oder  Notare1). 

Aber  auch  die  Tabellionen  stammen  aus  römischer  Zeit. 
Die  tabelliones  (auch  forenses)  sind  die  berufsmäßigen  Urkunden- 
schreiber, die  seit  dem  4.  und  5.  Jahrhundert  stärker  hervortreten. 
Sie  treiben  in  den  Städten  ihr  Gewerbe  und  waren  gewöhnlich  zunft- 
mäßig, als  scholae  organisiert.  Sie  waren  nicht  Beamte,  nicht  von 
öffentlicher  Glaubwürdigkeit,  standen  aber  unter  staatlicher  Aufsicht. 
Solche  Tabellionen  finden  wir  nun  allenthalben  in  den  römischen  Ur- 
kundengebieten. Unter  diesem  alten  Namen  des  tabellio  kommen  sie 
in  Sizilien  und  in  der  Romagna  bis  ins  12.  Jahrhundert  vor,  sie  sind 
überwiegend  Laien.  In  Rom  erscheinen  sie  im  9.  und  10.  Jahrhundert 
als  tabelliones  oder  tabelliones  et  scriniarii  urbis  Romae  und  im  11.  Jahr- 
hundert ganz  überwiegend  bloß  als  scriniarii  s.  Romane  ecclesie  oder 
scriniarii  allein2).  Man  darf  aber  nicht  glauben,  daß  diese  scriniarii 
der  römischen  Kirche  etwa  zugleich  Schreiber  der  päpstlichen  Kanzlei 
gewesen  seien.  Diese  führen  ja  allerdings  von  alters  her  neben  ihrer 
Amtsbezeichnung  als  römische  Regionalnotare  und  Lokalbeamte  den 
Titel  scriniarius,  und  von  ihnen  haben  sicherlich  die  stadtrömischen 
Tabellionen  die  Bezeichnung  scriniarius  übernommen.  Allein  die  Tabel- 
lionen waren  großenteils  Laien,  die  öfters  ihr  Amt  vererbten,  sie  decken 
sich  nicht  mit  den  päpstlichen  Kanzleischreibern  und  nur  ausnahms- 
weise sind  sie  gelegentlich  zur  Herstellung  einer  Papsturkunde  ver- 
wendet worden3). 

Auch  in  Gaeta.  Neapel  und  Amalfi  begegnen  berufsmäßige  und 
kollegial  organisierte  Urkundenschreiber.  Besonders  bemerkenswert 
erscheinen  die  Verhältnisse  in  Neapel,  die  wir  seit  Beginn  des  10.  Jahr- 
hunderts etwas  näher  kennen4).  Hier  erscheint  eine  förmliche  Curia 
der  Stadt,  mit  einem  Primarius  der  Curialen  an.  der  Spitze  und  einem 
Tabularius  als  zweitem  Beamten.  Die  Curialen  können  alle  öffentlichen 
und  privaten  Akte  aufnehmen,  sie  können  Urkunden  von  ihren  Schreib- 
kräften (Söhne.  Gehilfen)  im  Kontexte  schreiben  lassen,  aber  die  Ur- 
kunde durch  die  Completio  vollziehen  dürfen  nur  sie;  unvollzogen  ge- 
bliebene Urkunden  eines  Curialen  darf  nach  dessen  Tode  nur  der  Pri- 
marius mit    der  Completio  versehen.    Da  ist  unleugbare  römische  Tra- 


l)  Vgl.  Brunner  Rechtsgesch.  der  ürk.  143  f.  Paoli,  Grundriß  3,  100.  —  Die 
Bezeichnung  exceptor  (receptor)  für  den  Urkundenschreiber  findet  sich  716 — 745 
auch  noch  in  langobardischen  Städten,  vgl.  Voltelini,  Einleitung  XIV  Anm.  9. 

-)  Vgl.  Paoli,  Grundriß  3,  98, 102  ff.  Kehr  in  Abh.  d.  Gott.  Gesellseh.  N.  F.  1,17  ff. 

3)  Dies  haben  gegen  Hartmann  Tabularium,  1  Einl.  XIII,  der  die  Identität 
annahm,  Kehr  in  den  Götting.  Gel.  Anz.  1896,  S.  18  ff.  und  Tangl  in  Mitt.  d.  Instituts 
18,  629  f.  nachgewiesen.  Über  Ausnahmefälle  Kehr.  Scrinium  und  Palatium, 
Mitt.  d.  Inst.  Ergbd.  6.  108,  111  Anm.  2.  112.  Hartmann,  Tabularium  2  Einl.  XII, 
woselbst  auch  über  die  Vererbung  des  Tabellionates. 

4)  Vgl.  Breßlau  Urkundenlehre  440.     Paoli,   Grundriß  3,   101  f. 
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dition,  aber  doch  auch  wieder  etwas  Neues:  ein  berufsmäßiges  Schrei- 
berkollegium mit  dem  ausschließlichen  Rechte  der  Urkundenher- 
stellung. 

Dies  bedeutet  schon  den  Endpunkt  der  Entwickelung  des  öffent- 
lichen Schreiberwesens,  nämlich  den  Notafiatszwang,  Aber  auch  in  den 
andern  römischen  Urkundengebieten  zeigt  sich  durchwegs  die  Tendenz, 
die  Herstellung  der  Urkunden  den  Tabellionen  zuzuwenden  und  die 
von  der  Partei  selbst  oder  einem  privaten  Schreiber  hergestellte  Ur- 
kunde zurückzudrängen.  Die  Tabellionats-  oder,  wie  sie  sonst  in  Italien 
genannt  wurde,  die  Notariatsurkunde  ist  hier  bald  die  Regel. 

Das  Formular  der  Urkunde  blieb  im  ganzen  und  wesentlichen 
so  gestaltet,  wie  es  seit  den  Konstitutionen  Justinians  festgelegt  worden 
war.  Es  kann  hier  nur  der  allgemeine  Aufbau  der  Carta  gekennzeichnet 
werden1).  Sie  ist  subjektiv,  nur  bei  Doppelausfertigungen  wird  die 
objektive  Fassung  gewählt.  Sie  beginnt  häufig  mit  einer  Invokation. 
Dann  folgt  ganz  regelmäßig  die  Datierung.  Der  Kontext  beginnt  sofort 
mit  der  Dispositio,  an  welche  sich  die  Pertinenz  oder  Descriptio  schließt; 
er  endet  mit  einer  Sanctio  oder  mit  Klauseln  gegen  alle  Einreden  und 
mit  der  Rogation  des  Ausstellers.  Die  Urkunde  schließt  mit  den  Sub- 
scriptionen  (Signa)  des  Ausstellers  und  der  Zeugen  und  mit  der  Unter- 
schrift und  Completion  des  Schreibers. 

Eine  große  Gruppe  bilden  die  Pachturkunden.  Einerseits  der 
Libellus  des  Pächters,  der  mit  der  Bitte  um  die  Verleihung  beginnt 
(a  vobis  peto,  petimus).  Andrerseits  die  Emphyteusen,  Verpachtungs- 
oder Verleihungsurkunden,  in  welchen  Bitte  und  Verleihung  in  eine 
Urkunde  zusammengearbeitet  sind,  die  aber  in  zwei  gleichlautenden 
Exemplaren  ausgestellt  wurden.  Da  in  Italien  eben  diese  Leiheform 
so  sehr  überwog,  sind  denn  auch  die  Libelli  und  die  emphyteutischen 
Doppelausfertigungen  sehr  häufig2). 

Die  Namen  der  Zeugen,  die  sich  vorher  unterzeichnet  haben,  werden 
in  Urkunden  aus  dem  Gebiete  von  Ravenna  vom  6.  bis  11.  Jahrhundert 
ganz  am  Schlüsse  unten  rechts  oder  auch  auf  der  Rückseite  nochmals 
in  einer  kurzen  Aufzählung  übersichtlich  zusammengestellt  und  diese 
mit  Notitia  testium  überschrieben3). 

Unter  den  Formeln  ist  es  namentlich  die  Completio,  welche  der 
Carta  ein  besonders  deutliches  und  unterscheidendes  Merkmal  verleiht. 


a)  Genaue  Analysen  des  Formulars  der  stadtrömischen  Urkunden  vom  9.  bis 
Anfang  des  12.  Jahrhunderts  gab  Hartmann  Tabularium  1  Einl.  und  2  Einl. 
XV  ff. 

2)  Vgl.  bezüglich  der  Ravennater  Urkunden  auch  Hartmann,  Bemerkungen 
zum  Codex  Bawarus,  Mitt.  d.  Instituts  11,  361  ff.  Dieser  sog.  Codex  Bawarus  ist 
eine  um  970  auf  Grund  der  Urkunden  hergestellte  Übersicht  (breviariumj  des  Kir- 
chenvermögens von  Ravenna. 

8)  Vgl.Brunner,  Rechtsgesch.  der  Urk.  53  f.,  Paoli,  Grundriß  3,  189.  Faksimile 
solcher  Stücke  im  Arch.  paleogr.  Ital.  I  15,  III  57,  59,  61,  86.  Kern,  Dorsualkonzept 
und  Imbreviatur  44,  Anm.  2  macht  auf  einen  ähnlichen  Brauch  in  Bari  aufmerksam, 
wo  am  unteren  Rand  der  Urkunde  die  ZeugennaiinMi  wiederholt  werden. 

Redlich,   Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  - 
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Seil  den  Bestimmungen  Justinians  ist  ihr  die  Fassung  eigentümlich: 
ego  N  .  .  .  complevi  et  absolvi.  Es  ist  die  Vollziehungsfonnel  des  Schrei- 
bers, die  zur  Vollendung  und  Rechtsgültigkeit  der  Urkunde  notwendig 
isl  (complevi)  und  die  Ausfolgung  an  den  Destinatar  loNUdlt  (absolvi). 
Hie  und  da  steht  complevi  allein.  Nicht  selten  tritt  noch  scripsi  hinzu. 
In  venezianischen  und  istrianischen  Urkunden  begegnet  neben  dt-m 
complevi  et  absolvi  häufiger  complevi  et  roboravi,  complevi  et  firmavi1). 
also  ein  Ersatz  des  absolvi  durch  Worte,  die  mehr  das  complevi  ver- 
deutlichen und  verstärken  wollen.  Von  solchen  Ausnahmen  und  Schwan- 
kungen abgesehen  wird  das  complevi  et  absolvi  in  den  ganzen  römischen 
Urkundengebieten  gebraucht,  so  lange  die  ältere  Xotariatsurkunde 
sich  hält,  also  bis  gegen  Ende  des  12.,  ja  bis  in  die  erste  Hälfte  des 
13.   Jahrhunderts2). 

Sehr  bezeichnend  ist  es,  daß  in  Rom  und  Neapel  eben  solange 
diese  Urkunden  in  der  eigentümlichen  römischen  und  süditalischen 
Kursive  geeschrieben  wurden,  die  so  schwer  leserlich  war  und  blieb, 
daß  sie  schließlich  im  Königreich  Sizilien  durch  Kaiser  Friedrich  IL 
im  Jahre  1231  ausdrücklich  verboten  wurde.  Trotzdem  hat  sie  sich 
in  Neapel  noch  bis  gegen  Ende  des  14.  Jahrhunderts  im  Kreise  der 
immer  noch  als  Curialen  bezeichneten  Notare  gehalten.  Sie  wird 
als  scriptura  curialisca,  die  Urkunden  als  instrumenta  curialisca  be- 
zeichnet3). 

II.  DielangobardischenUrkundenge  biete.  Durch 
die  langobardische  Eroberung  seit  568  und  die  Errichtung  des  lango- 
bardischen  Königtums  in  Oberitalien  und  Tuscien,  der  Herzogtümer 
von  Spoleto  und  Benevent  war  Italien  für  zwei  Jahrhunderte  in  zwei, 
zunächst  staatlich,  kirchlich,  national  und  rechtlich  getrennte  und 
verschieden  geartete  Teile  geschieden  worden.  Freilich  assimilierten 
sich  diese  Gebiete  durch  die  allmähliche  Katholisierung  und  Romani- 
sierung  der  Langobarden  schon  im  7.  Jahrhundert.  Aber  gerade  auf 
jenem  Gebiete,  das  uns  hier  berührt,  in  ihrem  Rechte  behaupteten  die 
Langobarden  ihren  germanischen  Charakter  und  sicherten  durch  ihre 
bedeutsamen  Kodifikationen  dem  nationalen  Rechte  Geltung  und  Be- 
deutung weit  über  die  Lebensdauer  ihres  Staates  hinaus. 

Urkunde  und  Urkundenwesen  allerdings  haben  auch  die  Lango- 
barden  von   den    Römern   übernommen:    aber   es   ist   nicht    unberührt 


r)  Brunner,  a.  a.  O.  67.  Vgl.  auch  bei  Sufflav,  Dalmat.  Privaturkunde  32  f., 
58  f.  Beispiele  aus  dem  10.  und  11.  Jahrhundert  von  der  Insel  Veglia  und  vom 
nördlichen  Dalmatien,  wo  venezianischer  und  lombardischer  Einfluß  sich  mischt; 
seit  Mitte  des  11.  Jahrh.  verschwindet  das  complevi  und  es  bleibt  nur  roboravi. 

2)  In  Ravenna  datiert  das  letzte  Beispiel  von  1206  (Brunner  68,  Anm.  1).  in 
Rom  von  1250  (Archivio  paleogr.   Ital.   II  27). 

3)  Vgl.  Barone,  Contributo  allo  studio  della  tachigrafia  curiale^ca  Xapoletana 
(Memorie  della  Accademia  di  Xapoli  1.  Bd..  1908)  mit  dem  Facsimile  eines  solchen 
Stückes  von  1176.  Facsimile  von  Xotariatsurkunden  aus  Neapel,  Amalfi,  Gaeta, 
Sorrent  bei  Piscicelli-Taeggi  Saggio  di  scrittura  notarile. 
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geblieben  von  den  germanisch-volksrechtlichen  Anschauungen,  so 
daß  es  sich  deutlich  scheidet  von  dem  römisch-italischen.  Die  örtlichen 
Grenzen  dürfen  wir  freilich  nicht  zu  scharf  ziehen:  es  gibt  Gebiete 
langobardischer  Herrschaft,  wo  vor  justinianischer  Brauch  nachwirkt, 
wie  in  Benevent,  oder  wo  mannigfache  Übergänge  und  Mischformen 
sich  zeigen  wie  in  Spoleto  und  Tuscien.  Später,  als  die  Frankenherr- 
schaft sich  über  Italien  erstreckte,  übten  fränkische  Einrichtungen 
einen  bedeutsamen  Einfluß  aus. 

Die  Notare.  Die  Langobarden  haben  die  römische  Urkunde 
übernommen,  nicht  jedoch,  wie  wir  ziemlich  bestimmt  sagen  können, 
die  Einrichtung  der  Gesta  municipalia  und  nicht  die  Einrichtung  des 
Tabellionates  in  der  Form,  wie  es  sich  auf  römischen  Gebieten  als  be- 
vorzugtes Hilfsmittel  der  Urkundenherstellung  ausgebildet  hatte. 
Das  Schreiben  der  Urkunden  war  an  keine  Beschränkung  gebunden, 
es  konnte  sie  der  Aussteller  selber  schreiben  oder  er  konnte  irgend- 
einen Priester  oder  andern  des  Schreibens  kundigen  Mann  darum  bitten. 
Und  jeder  solche  Schreiber,  der  also  keinen  amtlichen  Auftrag  hatte  und 
der  auch  keineswegs  die  Eigenschaft  eines  öffentlichen,  berufsmäßigen 
Tabellionen  besaß,  schloß  dennoch  seine  Urkunde  mit  der  Vollziehungs- 
formel. Unter  solchen  Umständen  ist  es  sehr  begreiflich,  daß  wir  zahl- 
reichen bischöflichen  Notaren  begegnen,  die  oft  auch  Urkunden  anderer 
Parteien  schreiben1).  Die  langobardische  Gesetzgebung  spricht  bis 
gegen  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  kein  Wort  über  öffentliche  Schreiber, 
das  ältere  langobardische  Recht  kennt  also  trotz  der  Rezeption  der 
römischen  Urkunde  kein  Vorrecht  und  keinen  Vorzug  gewisser  Per- 
sonen bei  der  Urkundenherstellung  und  gestattet  stillschweigend  den 
allgemeinen  Gebrauch  der  nach  römischem  Rechte  der  Tabellionats- 
urkunde  vorbehaltenen  Vollziehungsformel. 

Allein  trotzdem  läßt  es  sich  kaum  bezweifeln,  daß  im  Langobarden- 
reiche berufsmäßige  Schreiber  fortbestanden  haben.  Da  sie  aber  die 
Qualitäten  der  Tabellionen  verloren,  verlor  sich  auch  diese  Bezeichnung, 
und  sie  werden  einfach  scriba,  Schreiber  genannt  worden  sein,  oder 
notarii.  Notare,  eine  für  Privat-  und  Kanzleischreiber  allgemein  ge- 
wordene Benennung,  die  namentlich  auch  den  bischöflichen  Schreibern 
in  langobardischen  Gebieten  beigelegt  wurde2).  Unter  dem  regelmäßigen 
Titel  notarius  treten  sie  uns  mit  dem  Beginne  des  uns  erhaltenen  l  i - 
kundenmaterials  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  8.  Jahrhunderts  ent- 
gegen, ohne  daß  wir  sonst  etwas  über  ihre  Verhältnisse,  die  Art  ihrer 
Bestellung  usw.  erfahren.  Und  im  Jahre  746  wird  nun  in  einem  Gesetze 
des  Königs  Ratchis  zum  erstenmal  der  von  einem  scriba  publicus 
hergestellten   Urkunden   gedacht   und    für    sie    ein    Beweisvqrrechl     in 


1)  Vgl.  Breßlau  Urkundenlehre   i42. 

2)  Ich  nehme  so,  wir  auch  Breßlau  i43  es  wohl  meint  und  Voltelini  Einleitung 
.XIV  annimmt,  eine  gewisse  Kontinuitäl  des  Tabellionats  .m.  nicht  »eine  Fortent- 
wickelung des  Notars  aus  einem  Privatschreiber  und  einem  Kanzleibeamten  zu  den 
freien  Obliegenheiten  des  Tabellionen«,  wie  Paoli,  Grundriß  •"!,  LOS  es  auffaßt. 

■2* 
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bestimmten  Fallen  statuiert1).  In  den  Urkunden  selbst  scheint  im 
Jahre  773  der  älteste  notarius  publicus  vorzukommen2). 

Damit  war  ein  erster  Schritt  zur  Ausgestaltung  eines  wirklichen 
öffentlichen    Notariates    getan.     Auf    langobardischem    Gebiete    u n<  1 

Rechtsboden  selber,   nämlich  im    Herzogtum    Benevent,   gelangte  man 

binnen  100  Jahren  zum  vollen  Notariatszwang.  Es  scheint  hier  -«hon 
in  der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  Brauch  oder  gar  Vorschrift 
geworden  zu  sein,  daß  die  Cartae  von  öffentlichen  Notaren  geschrieben 

sein  mußten.  Die  Notitiae  (Breve  oder  M-moratorium)  aber  wurden 
noch  von  beliebigen  Leuten  geschrieben  und  es  kamen  viele  Fälschungen 
vor.    Um  diese  zu  verhindern,   bestimmte  866   Herzog  Adelchis,   daß 

fürderhin  nur  die  Notare  sowohl  Breven  wie  andere  Urkunden  schreiben 
dürfen:  Breven.  welche  nicht  wenigstens  die  Unterschrift  des  Notars 
tragen,  sollen  ohne  Beweiskraft  sein3). 

Um  diese  Zeit  war  aber  auch  in  den  fränkisch-gewordenen  Teilen 
Italiens  der  Notariatszwang  bereits  anerkannte  Rechtsgewohnheit. 
Die  karolingische  Gesetzgebung  und  Verwaltung  hat  in  ihren  Bestre- 
bungen nach  Ausgestaltung  und  Festigung  eines  geordneten  Urkunden- 
wesens in  Italien  viel  dauerndere  Erfolge  gebracht  und  ^Yirkungen 
geübt  als  diesseits  der  Alpen.  Dies  hängt  zweifellos  zu  gutem  Teile 
mit  dem  Niveau  der  Bildung  und  geistigen  Kultur  zusammen.  Italien 
stand  auf  weit  höherer  Bildungsstufe  als  das  übrige  karolingische  Reich 
und  namentlich  dessen  deutsche  Teile.  Italien  besaß  die  doch  nie  ganz 
unterbrochene  Tradition  der  spät  römischen  Kultur,  es  besaß  vor  allem 
auch  gebildete  oder  mindestens  des  Lesens  und  Schreibens  kundige 
Laien.  Auch  die  romanisierten  Langobarden  gewannen  von  ihren  Lehr- 
meistern. Hier  in  Italien  fanden  die  Kapitularien  Karls  des  Großen 
den  richtigen  Boden,  wenn  sie  schon  781  bei  jedem  Grafengericht e 
die  Führung  eines  Protokolles  über  die  Rechtssachen  durch  einen  Notar 
anordnen,  wenn  803  allerorts  die  Ernennung  von  Notaren  durch  die 
Königsboten  verfügt  und  wenn  805  neuerdings  eingeschärft  wird,  daß 
jeder  Bischof.  Abt  und  Graf  seinen  Notar  haben  solle4).  Lothar  I. 
befiehlt  823  bereits  die  öffentliche  Ausfertigung  der  Urkunden  vor  dem 
Grafen  und  den  Schöffen,  namentlich  der  Kaufurkunden  und  Testa- 
mente, durch  vertrauenswürdige  Notare,  für  welche  die  im  Franken- 
reich übliche   Bezeichnung  cancellarii  gebraucht   wird.     Im  Jahre  832 


x)  Ratchis  8,  MG.  LL.  4,  189,  vgl.  Brunner,  RG.  der  Urk.  24,  Anm.  1,  Breßlau 
477.  Das  von  Breßlau  478.  Anm.  2,  angeführte  Beispiel  von  750  aus  Spoleto  ist 
nicht  ganz  stringent.  Die  Urkunde  hatte  nicht  bloß  keinen  notarium  vaerum,  son- 
dern auch  keine  testimonia,  war  also  im  vollzogen. 

2)  Bonelli  Codice  paleogr.  Lombardo  (1908)  I,  T.  14. 

3)  Ut  sali  notarii  brebem  scribant  sicut  et  cetera  monimina.  Die  cetera  mo- 
nimina  sind  die  anderen  Urkunden,  also  die  Cartae;  von  ihnen  ist  sonst  im  Kapi- 
tulare  nicht  die  Rede,  das  sich  nur  auf  die  Breven  bezieht.  Die  Stelle  kann  also 
wohl  gedeutet  werden:  daß  allein  die  Notare  die  Breven  schreiben  sollen,  wie  auch 
andere  Urkunden  nur  von  ihnen  geschrieben  werden.  Adelchis  8.  MG.  LI..  4.  212. 
vgl.  Brunner.  RG.  der  Urk.  42  ff.,  Breßlau  477  f. 

Vgl.   Breßlau  461  ff.  auch  für  das  weitere. 
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werden  sogar  die  Taxen  für  die  Herstellung  von  Urkunden  über  Gerichts- 
sprüche und  über  wichtigere  Rechtsgeschäfte,  wie  Kauf,  Schenkung, 
Tausch  und  ähnliche  bestimmt  und  den  Grafschaftsnotaren  verboten, 
außerhalb  der  Grafschaft  zu  amtieren,  dringende  Fälle  ausgenommen1). 

So  wird  also  das  öffentliche  Schreiber  wesen  des 
fränkischen  Italien  staatlich  organisiert.  An  Stelle  der 
früheren  einfachen  öffentlichen  Notare  treten  nun  Grafschaftsnotare, 
Beamte,  welche  von  den  Königsboten,  im  9.  und  10.  Jahrhundert  auch 
wohl  von  Grafen  und  Bischöfen,  eingesetzt  werden:  von  ihnen  sollen 
die  Urkunden  über  wichtigere  Rechtsgeschäfte  hergestellt  werden, 
sie  besitzen  einen  bestimmten  territorialen  Amtskreis  und  bestimmte 
Instruktionen.  Die  allermeisten  der  notarii,  die  seit  dem  Beginn  des 
9.  Jahrhunderts  im  fränkischen  Italien  begegnen,  sind  als  solche  Graf- 
schaftsnotare zu  betrachten,  auch  wenn  keine  Grafschafts-  oder  Orts- 
bezeichnung hinzugefügt  ist.  Es  finden  sich  unter  ihnen  viele  Kleriker, 
aber  die  Mehrzahl  dürften  doch  Laien  gewesen  sein.  Schon  im  9.  Jahr- 
hundert und  dann  weiterhin  ist  es  häufig,  daß  die  Notare  zugleich 
Schöffen  sind.  Auch  als  nach  dem  Aufhören  der  wandernden  Königs- 
boten die  Schöffen  selber  Richter  als  Stellvertreter  des  Grafen  wurden, 
blieb  die  Verbindung  mit  dem  Notariate  häufig  aufrecht.  Es  macht 
den  Eindruck,  daß  man,  wie  etwa  in  Volterra  seit  der  zweiten  Hälfte 
des  10.  Jahrhunderts,  geradezu  aus  den  Notaren  die  Königsrichter 
nahm.  Die  Notare  waren'  ja  rechtskundige  Männer,  aber  man  sieht 
auch,  daß  sie  den  besitzenden,  lokal  hervorragenden  Geschlechtern 
entstammten  und  daß  sie  auch  deshalb  für  die  angesehene  und  wichtige 
Stellung  der  Richter  gewählt  wurden2). 

Neben  den  Grafschaftsnotaren  erscheinen  schon  seit  dem  Ende 
des  8.  Jahrhunderts  und  im  9.  und  10.  Jahrhundert  Notare,  die  im 
Gericht  der  Königsboten  bald  an  diesem  bald  an  jenem  Orte  tätig  sind. 
Sie  nennen  sich  notarii  regis,  imperatoris  oder  regales.  Es  sind  also 
Königsnotare,  deren  Kompetenz  nicht  auf  eine  Grafschaft  beschränkt 
ist,  sondern  die  sichtlich  mit  den  missatischen  Gerichten  zusammen- 
hängen. Seit  824  werden  die  Königsrichter,  wie  es  scheint,  regelmäßig 
diesen  Königsnotaren  entnommen.  Seit  Ende  des  9.  Jahrhunderts 
treten  dann  auch  Pfalznotare  auf,  zuerst  wohl  in  engerer  Beziehung 
zum  Hofe,  dann  aber  ganz  gleich  wie  die  Königsnotare  auch  als  Königs- 
richter verwendet  und  genannt.- 

Aber  im  Laufe  des  10.  Jahrhunderts  begegnen  immer  häufiger 
Königs-  und  Pfalznotare  auch  ohne  Verbindung  mit  Königshof  oder 
Königsgericht,  sondern  mehr  und  mehr  auch  sonst  in  den  ganzen  Ge- 
bieten des  italischen  Königreiches,  mit  Ausnahme  der  Romagna.    Dil 


1)  MG.  Capit.  1,  190,  115,  121,  318;  2,  60.    Mühlbacher,    Reg.  Karol.1  n.  234, 

396,  412,  1017,   1030. 

2)  Vgl.  Schneider,  Regestum  Volaterranum  Einl.  \\V1I  ff.  Zu  den  sonst 
verdienstlichen  Feststellungen  und  Beobachtungen  Schneiders  vgl.  die  Bemer- 
kungen von    Breßlau   im   V  Archiv  33.   267. 
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notarii  sacri  palatii  sind  also  offenbar  nichts  anderes  als  eben  die  Graf- 
schaftsnotare. Diese  haben  ihren  Wohnsitz  und  naturgemäßen  tat- 
sächlichen Wirkungskreis  in  ihren  Städten  und  deren  Gebiet.  Vber 
indem  sie  doch  sicherlich  zu  Königs-  oder  Pfalznotaren  durcb  den  König 
oder  die  Pfalzgrafen  ernannt  wurden1),  erhielten  sie  theoretisch  eine 
nicht  mehr  territorial  beschränkte,  sondern  allgemeine  Kompetenz. 
Jn  der  Lombardei  und  in  Tuscien  kommen  >»'it  dem  11.  Jahrhundeii 
ganz  allgemein  die   Notare   mit   dem  Titel  sacri  palatii   vor. 

Seit  dem  Beginne  des  12.  Jahrhunderts  tritt  noch  eine  andere 
Kategorie  von  Notaren  mit  territorial  nicht  beschränktem  Wirkungs- 
kreise auf,  nämlich  die  durch  päpstliche  Autorität  bestellten  notarii 
apostolicae  sedis  oder  sacri  Lateranensis  palatii.  Dies  sind  nicht  etwa 
päpstliche  Kanzleibeamte  oder  stadtrömische  Scriniare  (Notare),  son- 
dern außerhalb  des  Kirchenstaatsgebietes  vom  Papste  kraft  seiner 
Autorität  ernannte  Notare.  Die  päpstliche  Autorität  stellte  sich  der 
kaiserlichen  als  universale  Gewalt  zur  Seite,  ja  über  dieselbe,  die  Er- 
nennung von  Notaren  ist  ein  Ausfluß  dieser  wachsenden  Bedeutung  und 
Ansprüche  des  Papsttums. 

Bei  dieser  mannigfaltigen  Ausgestaltung  und  Ausbreitung  des 
Notariates  in  Italien  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  auch  in  den  Reichs- 
gebieten bald  ein  tatsächlicher  Notariatszwang  erreicht  wurde.  Schon 
jene  früher  angeführten  Kapitularien  Lothars  I.  ordnen  die  Herstellung 
wichtigerer  Urkunden  durch  die  Grafschaftsnotare  an.  Die  allgemeine 
Rechtsanschauung  dehnte  die  Notwendigkeit  der  Ausfertigung  der 
Urkunden  durch  öffentliche  Notare  bald  auf  alle  Rechtsgeschäfte,  die 
überhaupt  beurkundet  wurden,  aus.  In  einem  Placitum  zu  Asti  wird 
im  Jahre  887  eine  produzierte  Urkunde  als  nicht  beweiskräftig  erklärt, 
weil  sie  nicht  den  Gesetzen  gemäß,  das  heißt  nicht  durch  einen 
öffentlichen  Notar  geschrieben  und  unterzeichnet  war2).  Den  öffent- 
lichen Notaren  (Grafschafts-.  Königs-,  Pfalznotaren)  gleichstehend 
wurden  die  kirchlichen  Notare  von  Bischöfen  erachtet.  So  herrschte 
denn  in  ganz  Italien  schon  im  10.  Jahrhundert  ein  ganz  allgemeiner, 
teils  gesetzlich,  teils  gewohnheitsrechtlich  anerkannter  Notariatszwang. 

Die  Urkunde  n.  Die  Langobarden  übernahmen  die  Urkunde 
im  allgemeinen  in  der  Form,  wie  sie  seit  Justinian  in  Italien  sich  ge- 
staltet hatte.  Doch  ließen  die  Justinianischen  Vorschriften,  namentlich 
in  bezug  auf  die  Kompletionsformel,  immerhin  lokalen  Gewohnheiten 
noch  Raum;  oder  sie  fanden  keine  Beachtung.  So  nehmen  denn  in 
bezug  auf  das  Formular  der  Urkunden  das  Herzogtum  Benevent  und  die 
daraus  hervorgegangenen  Teilfürstentümer  eine  eigentümliche  Stellung 


*)  Ernennung  durch  den  Grafen,  wie  Sehneider  XXXIII  glaubt,  ist  kaum 
anzunehmen;  ebensowenig  Ernennung  durch  die  Bisehöfe.  vgl.  darüber  Ficker, 
Forschungen  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  2,  70  ff.  Breßlau  466  Anm.  2, 
468  Anm.  1. 

2)  Cartola  .  .  .  nichil  nobis  itnpetit,  pro  eo  quod  legibus  scripta  non  est,  pro  eo 
quod  notarius,  scriva  publicus  scripta  non  est  nee  firmata.  Hist.  patriae  Mon.  Chart.  1, 
75;  vgl.  Brunner  24  Anm.  1,  Breßlau  478. 
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ein,  indem  hier  eine  altertümliche,  vorjustinianisehe  Fassung  beibe- 
halten wird.  Das  Urkundengebiet  von  Spoleto  lehnt  sich  dagegen 
stark  an  die  neurömische  Urkunde  an,  wie  dasselbe  auch  im  südlichen 
Tuscien  der  Fall  ist.  Das  übrige  Tuscien  aber  und  Oberitalien  bilden 
das  eigentliche  Gebiet  der  langobardischen  Urkunde. 

Diese  langobardische  Urkunde  kennt  gleich  der  neurömischen 
die  zwei  Formen  der  Carta  und  der  Notitia.  Hier  wie  dort  entsprechen 
dem   Wesensunterschiede    auch    formale   Verschiedenheiten. 

Die  Carta.  Der  Aufbau  der  Carta  gleicht  dem  der  römischen 
Urkunde  (vgl.  oben  S.  5  f.).  In  älterer  Zeit,  noch  im  8.  Jahrhundert, 
findet  sich  der  altrömische  Brauch,  daß  am  Eingang  der  Urkunde  der 
Schreiber  sich  nennt  und  als  vom  Aussteller  rogiert  bezeichnet;  darauf 
folgt  dann  in  objektiver  Fassung  der  Text1).  Dieses  Formular  wird 
aber  verdrängt  durch  die  subjektive  Fassung,  welche  zur  Regel  wird. 
Nur  bei  zweiseitigen  Rechtsgeschäften,  wie  Tausch,  wird  auch  die 
objektive  Fassung  gewählt,  aber  nicht  mehr  mit  der  Praescriptio  des 
Schreibers,  sondern  gleichwie  bei  der  subjektiven  Form  mit  der  Signum- 
und  Rogationsformel  des  Ausstellers  und  der  Schreiber-  und  Kom- 
pletionsformel am  Schlüsse.  Aussteller  der  Carta  ist  der  Vertragsgegner 
des  Destinatars.  In  der  beneventanischen  Carta  richtet  der  Aussteller 
die  dispositiven  Worte  direkt  an  den  Destinatar  (trado  tibi),  während 
in  der  langobardisch-tuscischen  Carta  vom  Destinatar  in  dritter  Person 
gesprochen  wird. 

Das  Eingangsprotokoll  der  Urkunde  beginnt  in  der 
Regel  mit  einem  Kreuz  oder  dann  später  mit  dem  Notariatszeichen. 
Darauf  folgt  eine  verbale  Invokation.  In  Toskana2)  lautet  sie  im  8.  Jahr- 
hundert einfach  in  dei  nomine  oder  in  nomine  dei  et  salvatoris  nostri 
Jesu  Christi.  Dann  kommt  seit  Beginn  des  9.  Jahrhunderts  in  Überein- 
stimmung mit  dem  Formular  der  Kaiserurkunde  die  Anrufung  der 
Dreifaltigkeit  auf,  die  auch  zeitweilig  im  10.  Jahrhundert  vorherrscht. 
Sonst  wird  jedoch  in  dieser  Zeit  und  im  11*.  und  12.  Jahrhundert  wieder 
die  alte  Form  der  Anrufung  Christi  die  gebräuchliche.  An  die  Invo- 
kation schließt  sich  die  Datierung.  Sie  nennt  gewöhnlich  Herrscher  jähre 
und  Indiktion,  dann  Monat  und  Tag.  Inkarnationsjahre  finden  erst 
nach  und  nach  in  den  Urkunden  Eingang. 

Der  Kontext  kann  durch  eine  kurze  Publikation  eingeleitet 
sein.  Eine  Arenga  findet  sich  in  der  Regel  nur  bei  Tauschverträgen. 
Die  Formeln  der  dispositiven  Teile  der  Urkunde  werden  durch  die 
Natur  des  Rechtsgeschäftes  bedingt.  Das  sog.  Cartularium  Lango- 
bardicum3),  welches  um  die  Mitte  <l<is  11.  Jahrhunderts  in  Pavia 
entstand,    bietet    eine    Sammlung    von    15   Formularen    nicht    für  die 


x)  Vgl.  Brunner  28  f.;  Schiaparelli,  Ricerche  e  studi  sulle  carte  Longobarde 
(Bolletino  dell' Istit.  stör.  Ital.  30)  zeigt  dies  an  1  rkunden  von  Piacenza  aus 
der  Zeit  von  735—77'.. 

2)  Vgl.  Paoli,  Grundriß  3,  149;  Schneider,  Reg.  Volaterr.,  Binleit.  XXXVII  ff., 
auch  für  das  Folgend»'. 

3)  MG.  LL.  4,  595  ff.  ed.  Boretius.    Vgl.  unten  im   '».    Kapitel  S.  52. 
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Abfassung  des  Wortlautes  der  Urkunden,  sondern   für  die  mündlichen 

Erklärungen  und  für  die  Formalakte  bei  Vollzug  von  Rechtsgeschäften 
durch  Urkundenbegebung. 

Audi  in  den  langobardischen  Gebieten  bildet  der  Libellus,  die 
Pachturkunde,  einen  besonders  beträchtlichen  Teil  des  Materials.  In 
Volterra  zählen  wir  unter  146  Privaturkunden  von  778  bis  1150  nicht 
weniger  als  77  Libelle1).  Die  Langobarden  fanden  die  allgemeine  spät- 
römische Landleiheform  in  Italien  vor  und  übernahmen  diese  libel- 
larischen Pachtverhältnisse.  Sie  entwickelten  dieselben  allerdings 
dann  selbständig,  und  so  unterscheiden  sich  die  langobardischen  Libelle 
sowohl  materiell  als  auch  formell  von  denen  der  römischen  Gebiete. 
In  Volterra  werden  die  zwei  gleichlautenden  Exemplare  des  Libells 
regelmäßig  im  Namen  des  Verleihers,  z.  B.  des  Bischofs  allein  aus- 
gestellt: libellario  nomine  dare  praevidi;  in  Lucca  wird  das  zweite  Exem- 
plar vom  Pächter  ausgestellt,  der  dann  sagt:  libellario  nomine  recepi. 

Den  Schluß  des  Textes  bildet  öfters  eine  Poenformel  und  ziemlich 
regelmäßig  die  Rogationsformel  des  Ausstellers  an  den  Schreiber,  den 
Notar. 

An  die  Poenformel  oder  an  den  Schluß  des  Kontextes  wird  regel- 
mäßig die  Klausel  angefügt:  stipulatione  s  üb  n  i  x  a  (subne  xa)~ 
Über  ihre  Bedeutung  und  deren  Wandel  muß  ein  Wort  gesagt  werden2). 
Sie  entstammt  der  römischen  Urkunde.  In  den  Ravennater  Urkunden 
der  zweiten  Hälfte  des  6.  und  vom  Anfang  des  7.  Jahrhunderts,  soweit 
sie  noch  in  der  alten  objektiven  Fassung  des  Chirographums  gehalten 
sind,  erscheint  noch  eine  ausführliche  Stipulationsformel,  welche  auf 
die  von  den  Parteien  gesprochenen  verba  solemnia  Bezug  nimmt  und 
mit  den  Worten  stipulatus  est  A,  spopondit  B  den  Verbalvertrag,  also 
die  stipulatio  im  Sinne  des  klassischen  römischen  Rechtes,  konstatiert 
und  mit  den  ebenfalls  darauf  bezüglichen  Worten  stipulatione  et  spon- 
sione  interposita  oder  subnixa  schließt.  Aber  gleichzeitig  finden  wir  ja 
die  neue  Form  der  Urkunde,  die  subjektive  Carta  entwickelt.  Auch 
hier  wird  das  stipulatione  et  sponsione  interposita  beibehalten  und 
bleibt  nun  sowohl  im  römischen  als  auch  im  langobardischen  Urkunden- 
gebiete Italiens:  wie  die  Formel  auch  in  die  fränkische  Urkunde  Eingang 
gefunden  hatte.  Die  Bedeutung  des  Wortes  stipulatio  und  der  Formel 
mußte  sich  aber  notwendig  ändern.  Die  Formel  kann  sich  allerdings 
auch  weiterhin  auf  den  Abschluß  des  ganzen  Rechtsgeschäftes  be- 
ziehen. Aber  indem  dieser  Abschluß  nicht  mehr  durch  die  alte  Stipu- 
latio geschieht,  kann  die  stipulatio  der  Formel  eben  nur  auf  die  Funktion 
der  LTrkunde  bezogen  werden.    In  den  Ravennater  Urkunden  und  über- 


l)  Schneider  XLIII  ff. 

'-)  Die  Bedeutung  der  Formel  ist  früher  viel  umstritten  worden.  Brunner,. 
RG.  der  Urkunde  221  ff.  hat  ihre  Bedeutung  in  der  fränkischen  Urkunde  klargelegt. 
Paoli.  Grundriß  3,  123  ff.  will  sich  nicht  entscheiden.  Jetzt  ist  zu  vgl.  die  treff- 
liche Untersuchung  von  Giannino  Ferrari,  La  degenerazione  della  stipulatio  nel 
diritto  intermedio  e  la  clausola  »stipulatione  subnixa«,  Atti  del  r.  Istituto  Veneto 
(1910)  69,  "43  ff. 
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haupt  im  römischen  Urkundengebiete  mag  also  oft  die  traditio  cartae 
selber  darunter  verstanden  sein. 

Bei  Langobarden  und  Franken  verengert  sich  der  Sinn  der  Formel 
und  des  Wortes  stipulatio  häufig,  wenn  auch  nicht  immer,  auf  ein  be- 
stimmtes Stadium  der  Beurkundung,  nämlich  auf  die  firmatio  des 
Ausstellers  oder  der  Zeugen  oder  beider.  Stipulatio  wird  also  gleich 
subscriptio  oder  firmatio.  Dies  scheint  in  dem  Charakter  der  lango- 
bardischen  und  fränkischen  Carta  begründet:  sie  spielt  ja  im  Tradi- 
tionsakte mehr  nur  die  Rolle  eines  Symbols,  ihren  Wert  als  Urkunde 
erhält  sie  erst  durch  die  firmatio  des  Ausstellers  und  der  Zeugen. 

Zweifellos  wurde  aber  die  Klausel  stipulatione  subnixa  oft  auch 
bloß  auf  akzessorische  Bestimmungen  des  Rechtsgeschäftes  bezogen. 
So  ist  dies  namentlich  bei  der  Bestimmung  der  Poen  im  Falle  des  Ver- 
tragsbruches der  Fall,  wobei  die  Klausel  gerne  in  unmittelbaren  Zu- 
sammenhang mit  der  Poenformel  gebracht  wird.  Stipulatio  wird  somit 
in  solchen  Fällen  einfach  im  Sinne  von  Vertragsbestimmung,  Stipu- 
lation der  Poen  gebraucht1). 

Das  Schicksal  des  Begriffes  stipulatio  und  der  Klausel  stipulatione 
subnixa  ist  ein  bezeichnender  Einzelzug  aus  dem  Übergange  römischen 
Urkundenwesens  zum  germanischen. 

Das  Schlußprotokoll  der  langobardischen  Carta  bilden 
das  Actum  mit  dem  Orte,  die  Unterschriften  oder  Signa  des  Ausstellers 
und  der  Zeugen,  die  Unterschrift  und  Kompletionsformel  des  Schrei- 
bers. Unterschriften  oder  Signa  von  Aussteller  und  Zeugen  sind  bei  der 
lombardisch-tuscischen  Carta  notwendig,  in  der  beneventanischen  kann 
die  des  Ausstellers  fehlen.  Die  Unterzeichnung  des  Ausstellers  geschieht 
regelmäßig  mit  einer  Formel,  welche  zugleich  auch  die  Darreichung 
der  Carta  an  die  Zeugen  (testibus  ad  roborandum  obtuli)  und  die  Ro- 
gation an  den  Schreiber  zum  Ausdruck  bringt.  Oft  ist  auch  noch  hinzu- 
gefügt, daß  der  Aussteller  die  Urkunde  gelesen  habe,  oder  daß  sie  ihm 
vorgelesen  wrorden  sei  (ei  relecta  est).  Die  Zeugen  erklären  in  älterer 
Zeit  nicht  selten  ausdrücklich,  daß  sie  bei  der  Verlesung  der  Urkunde 
oder  bei   der   Unterzeichnung   durch   den  Aussteller   anwesend   waren. 

Wenn  wirkliche  Unterschriften  vorkommen,  dürfen  sie  in  der 
Regel  gewiß  als  eigenhändige  angesehen  werden.  Im  9.  und  10.  Jahr- 
hundert finden  sich  noch  häufig  Unterschriften,  dann  aber  nehmen 
sie  mit  dem  immer  stärkeren  Durchdringen  der  Notariätsurkunde  mehr 
und  mehr  ab:  auch  wird  die  sinkende  Bildung  des  10.  und  11.  Jahr- 
hunderts dazu  beigetragen  haben.  Das  Handmal,  Signum  manus, 
der  schreibunkundigen  Personen  besteht  in  der  Regel  aus  einem  Kreuz. 
Die  Signa  mögen  ab  und  zu  eigenhändig  von  Aussteller  oder  Zeugen 
gemacht  worden  sein,  aber  frühe  schon  werden  sie  sichtlich  alle  vom 


x)  Ferrari    772  ff.  Freundt,   Wertpapiere    1,    211   !'!'..    polemisiert    gegen 

Brunners  Auffassung.  Inso ferne  auch  er  zeigt,  daß  die  Klausel  einen  allgemeineren 
Sinn  haben  kann  (genehmigt),  stimmt  er  mit  »Ich  Ergebnissen  Ferraris  /.um  Teile 
überein.  Daß  sie  jedoch  sich  niemals  auf  die  firmatio  beziehe,  hat  Freundl  durchaus 
nicht  erwiesen. 
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Schreiber  zugleich  mit  der  Formel  geschrieben.  I)i«-  Firmatio  von 
Aussteller  und  Zeugen  besteht  dann  nur  in  der  Handauflegung  (ponere 
manus  in  cartola,  Edikt  Liutpränds  c.  22  und  63).  Im  11.  und  12.  Jahr- 
hundert tritt  gerne  die  weitere  Vereinfachung  ein.  daß  am  Beginn  der 
Zeugenreihe  gesetzt  wird:  signa  manuum  mit  so  vielen  Kreuzen  als  Zeugen 
sind1). 

Die  Unterschrift  des  Schreibers  oder  Notars  beginnt  in  der  früheren 
Zeit  gewöhnlich  mit  einem  Kreuz.  Allein  schon  im  10.  Jahrhundert 
tauchen   besondere   Zeichen   einzelner   Notare   auf   (signum   notarile).2) 

Die  Kompletionsformel  hat  sich  im  langobardisch- 
tuscischen  Urkundengebiete  nach  manchen  Schwankungen  festgelegt 
in  der  Fassung  post  traditam  (cartam)  complevi  et  dedi3).  Sie  tritt  im 
langobardischen  Oberitalien  am  frühesten  und  konstantesten  auf. 
Gegen  Osten  zeigt  sich  eine  gewisse  Abschwächung  in  Verona,  wo  regel- 
mäßig das  et  dedi  wegbleibt4).  Im  8.  Jahrhundert  dringt  die  Formel 
in  Tuscien  vor.  Hier  kam.  wie  z.  B.  in  Lucca,  in  dieser  Zeit  auch  die 
kompletionslose  Carta  vor.  dann  verschiedene  Variationen  wie  deplevi 
et  dedi  in  Pisa,  complevi  et  reddidi.  oder  wie  in  Chiusi  complevi  et  emisi 
und  manche  andere.  Diese  konkurrierenden  Formen  treten  dann  vor 
dem  complevi  et  dedi  mehr  und  mehr  zurück.  Auch  im  Herzogtum 
Spoleto  macht  die  langobardische  Formel  gegenüber  der  z.  B.  in  Rieti 
regelmäßig  kompletionslosen  Carta  und  den  römischen  Formen  com- 
plevi et  absolvi  oder  complevi  et  finivi  im  8.  und  9.  Jahrhundert  einige 
Fortschritte.  Doch  bleibt  Spoleto  stets  ein  Übergangsgebiet,  wo  be- 
sonders die  auch  in  Tuscien  öfters  vorkommende  Formel  scripsi  et 
subscripsi  erscheint,  in  der  das  subscripsi  einen  Ersatz  für  das  complevi 
et  dedi  bietet. 

Im  Beneventanischen  ist  die  altrömische  kompletionslose  Carta 
herrschend  geblieben,  die  Vorschriften  Justinians  haben  keinen  Eingang 
gefunden.  Die  Carta  beschließt  ihren  Text  mit  der  Rogationsformel 
des  Ausstellers:  N.  notarium  scribere  rogavimns.  darauf  folgen  die  Signa 
von  Aussteller  und  Zeugen;  eine  Unterschrift  des  Schreibers  und  seine 
Kompletion  fehlt. 

In  die  römische  Kompletionsformel  haben  somit,  wie  wir  sehen, 
die  Langobarden  statt  des  neben  dem  complevi  wie  eine  Tautologie 
aussehenden  absolvi  das  anschaulichere,  deutlichere  dedi  gebracht. 
Sie  haben  ferner  das  post  traditam.  welches  schon  die  neurömische  Carta 
des  6.  Jahrhunderts  neben  analogen  Wendungen  kannte5),  übernommen 


x)  Vgl.  Pauli,  Grundriß  3,  174  ff.,  187  ff.,  der  auf  Beispiele  hinweist,  daß  statt 
des  Kreuzes  eine  Hand  als  wirkliches  signum  manus  gezeichnet  wurde. 

2)  Vgl.   Schneider  Einleit.  XXXVII. 

3)  Für  das  Folgende  vgl.  Brunner  79  ff.,  Paoli  Grundriß  3,  208. 

4)  Vgl.  die  Veroneser  Urkunden  des  9.,  10.  und  11.  Jahrhunderts  im  Archivio 
paleogr.  Ital.   III,  T.  5  ff. 

5)  Vgl.  oben  S.  6.  Die  Formel  post  traditam  ist  daher  nicht  erst  durch  die 
Langobarden  aufgebracht  worden,  wie  Kern  Dorsualkonzept  und  Imbreviatur  44 
anzunehmen  scheint. 
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und  nunmehr  zu  einer  ganz  regelmäßig  und  ständig  angewendeten 
Formel  gemacht.  Die  Bedeutung  des  post  traditam  blieb  auch  bei  der 
langobardischen  Carta  die  gleiche  wie  bei  der  römischen:  sie  besagt, 
daß  die  Traditio  cartae,  die  Übergabe  der  carta  von  Seiten  des  Aus- 
stellers an  den  Empfänger,  vor  sich  ging,  und  daß  nunmehr  der  Schreiber 
die  ihm  wieder  eingehändigte  carta  vollendete  (complevi)  und  seiner- 
seits an  den  Empfänger  aushändigte  (dedi).1) 

Wenn  diese  Formeln  zwar  ganz  an  die  römischen  anknüpfen,  diese 
aber  verdeutlichen  und  die  maßgebende  Handlung  der  Traditio  cartae 
konsequenter  betonen,  so  liegt  hier  ein  Hinweis  auf  die  Frage,  ob  denn 
die  Auffassung  der  Traditio  cartae,  somit  auch  die  rechtliche  Funktion 
der  Urkunde  selber  bei  den  Langobarden  die  gleiche  blieb  wie  im  spät- 
römischen Recht.  Da  die  nämliche  Frage  sich  auch  bei  den  andern 
germanisch-deutschen  Stämmen  aufdrängt,  wird  sie  im  Zusammen- 
hange im  4.    Kapitel   dieses  Abschnittes  behandelt  werden. 

Die  Notitia.  Die  Notitia  ist  die  schlichte  Beweisurkunde, 
die  für  eine  schon  rechtsgültig  vollzogene  Handlung  ein  schriftliches 
Zeugnis,  ein  schriftliches  Beweismittel  zu  schaffen  hat.  Auch  diese 
Art  der  Urkunden  wurde  von  den  Langobarden  übernommen;  sie  wird 
bezeichnet  als  notitia,  notitia  brevis,  breve  memoratorium,  breve. 
im  Beneventanischen  regelmäßig  als  memoratorium.  Nach  lango- 
bardischem  Rechte  waren  alle  Wettverträge  durch  die  Hingabe  der 
Wadia  rechtsverbindlich  abgeschlossen,  es  bedurfte  keiner  Urkunde: 
aber  es  konnte  über  den  Vertrag  nachträglich  eine  berichtende,  Zeugnis, 
Beweis  gebende  Urkunde,  eine  Notitia  ausgestellt  werden.  Ebenso 
konnten  über  Investitur,  über  die  Ausführung  von  Verträgen  aller  Art 
Notitiae  abgefaßt  werden.  Rechtsgeschäfte  mochten  durch  Cartae 
abgeschlossen  sein,  über  ihre  Durchführung  konnte  trotzdem  eine 
Notitia  geschrieben  werden.  Auch  über  gerichtliche  Handlungen  konnte 
auf  Grund  eines  gerichtlichen  Urkundungsbefehles  eine  Notitia  aus- 
gestellt werden. 

So  hat  das  langobardische  Formelbuch  (form.  15)  gewiß  ganz 
recht,  wenn  es  sagt:  Brevia  multa  fiunt  de  multis  rebus.  Freilich, 
das  uns  überlieferte  Material  entspricht  dem  nicht  ganz.  Im  lango- 
bardisch-tuscischen  Urkundengebiet  o  sind  zwar  aus  dem  8.  und  9.  Jahr- 
hundert ziemlich  viele  Notitien  erhalten,  vom  10.  an  nimmt  ihre  Zahl 
jedoch    ab    und     im     10.     und     11.     Jahrhundert    herrscht    hier    ganz 


*)  Dies  alles  ist  von  Brunner  ganz  außer  Zweifel  gestellt  worden  und  Paoli 
Grundriß  3,  204  ff.  hätte  sich  viel  entschiedener  dieser  Auffassung  anschließen 
können.  Gegen  die  Hypothesen  von  Gaudenzi  Le  notizie  dorsali  delle  antiche  carte 
Bolognesi  e  la  formula  »post  traditam  complevi  ei  dedi«  in  rapporto  degli  atti  e  alla 
tradizione  degli  immobili  (Atti  de!  congresso  internaz.  di  scienze  storiche  a  Roma  L904, 

IX,  il9ff.)    Kern  a.  a.  O.    30  IT. ;   Vgl.   auch   lirunner.  Deutsche  Rechtsgesch. "  I 
Anm.  30,  Breßlau  im  N.Archiv  31,  276  und  Voltelini  in  Mitt.  d.  Instituts 28,  681.   Hier- 
über im  4.  Kapitel.  -  -  Es  ist  eine  Flüchtigkeit,  wenn  Schneider  Binleit.  \  IA  1 1 1  sagt, 
»mit  post  traditam  wird  der  Akt  dw  traditio  der  unvollzogenen  I  rkunde  durch  den 
Notar  an  den  Empfänger  bezeichnet,   wie  Brunner  quellenmäßig  erwiesen  hat«. 
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überwiegend  die  Carta;  dasselbe  ist  übrigens  auch  im  römischen  Urkunden- 
gebiete der  Fall.  Es  i>t  zweifellos,  daß  die  Carta  in  dieser  Zeit  in  der 
Tai  die  vorherrschende  Form  gewesen  ist.  Allein  es  isl  Lr<n-  Dicht  aus- 
geschlossen, daß  viel  weniger  Notitiae  erhalten  sind,  als  ausgestellt 
wurden1).  Die  Notitia  als  einfache  Beweisurkunde,  bei  der  es  aber 
im  Falle  der  Anfechtung  doch  wieder  auf  die  Zeugen  ankam,  diente 
einem  weit  geringeren  juristischen  Interesse  als  wie  die  Carta,  die  ja 
die  doppelte  Eigenschaft  der  dispositiven  Geschäftsurkunde  und  der 
Beweisurkunde  in  sich  vereinte.  In  den  Fällen  z.  B..  wo  neben  der 
Carta  auch  eine  Notitia  über  die  Ausführung  des  Rechtsgeschäftes  aus- 
gestellt wurde,  mag  man  dann  keine  Sorgfalt  auf  die  Aufbewahrung  der 
Notitia  verwendet  haben. 

Im  beneventanischen  Gebiete  war  von  jeher  eine  stärkere  Anwen- 
dung der  Notitia  im  Brauche.  In  den  früheren  Jahrhunderten  hält 
sich  hier  die  Zahl  der  Cartae  und  Notitiae  ungefähr  die  Wage,  seit  dem 
10.    Jahrhundert   wird   die   Zahl   der  letzteren   eher  größer2). 

Besondere  Bedeutung  gewinnt  die  gerichtliche  Notitia.  die  lango- 
bardische  Gerichts  u  rkun  d  e.  Aussteller  der  Gerichtsurkunde 
ist  das  Gericht.  Das  Gericht  erteilt  den  Beurkundungsbefehl,  der 
Vorsitzende  Richter,  seit  dem  9.  Jahrhundert  auch  die  Urteilfinder, 
unterzeichnen  oder  setzen  das  Signum,  der  Schreiber  erwähnt  ausdrück- 
lich den  ihm  gewordenen  Auftrag.  In  älterer  Zeit  ist  die  ober-  und 
mittelitalische  Gerichtsurkunde  subjektiv  gefaßt,  dann  beginnt  mehr 
und  mehr  die  objektive  Fassung  zu  überwiegen.  Die  beneventanische 
Gerichtsurkunde  behält  die  subjektive  Fassung  stets  bei.  Die  Gerichts- 
urkunde  bedarf  keiner  Zeugen.  Sie  besitzt  öffentliche  Glaubwürdigkeit 
und  ist  unscheltbar  gleich  der  Königsurkunde. 

Aussteller  oder  jedenfalls  Urheber  der  außergerichtlichen  Notitia 
ist  der  Destinatar.  In  der  langobardisch-tuscischen  Notitia  wird  in  der 
Regel  der  Aussteller  nicht  genannt,  sie  gibt  sich  als  einen  unpersön- 
lichen objektiv  gefaßten  Bericht.  Doch  kommt  es  schon  in  Tuscien 
wie  im  römischen  Gebiete  vor.  daß  der  Destinatar  sich  ausdrücklich 
als  Aussteller  bezeichnet.  Und  das  beneventanische  Memoratorium 
beginnt  ganz  regelmäßig  gleich  mit  der  Nennung  des  Destinatars  als 
Aussteller:  memoratorium  factu  a  tue  A\ 

Da  Urheber  und  Aussteller  der  Notitia  mit  dem  Destinatar,  also 
der  interessierten  Partei  zusammenfällt,  braucht  er  nicht  selbst  zu 
unterzeichnen;  doch  ist  dies  nicht  selten  trotzdem  geschehen.  Wohl 
aber  kann  sein  Vertragsgegner  unterzeichnen  oder  signieren:  dies 
kommt  öfter  vor  und  dann  geschieht  es  mit  der  Angabe,  daß  er 
bei  Abschluß  des  Rechtsgeschäftes  zugegen  war.  qui  interfuit.  Die 
Zeugen  waren  die  Zeugen  der  schon  früher  vollzogenen  Handlung, 
zu  ihr  waren  sie  gebeten  worden,  daher  entfällt  bei  der  Beurkundung 


x)  Yoltelini.  Einleit.  XVII  Anm.  3  wies  auf  diese  Möglichkeit  hin. 
2)  Brunner  14:    29  ff.   für  das  Folgende.  Über  die  italische  Gerichtsurkunde 
Ficker,  Forschungen  1,  11  ff. 
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das  rogati  und  das  testibus  offerre.  Die  Zeugen  unterschreiben  oder 
signieren  daher  auch  häufig  mit  dem  charakteristischen  Beisatze  interfui 
oder  ibi  fui.  Es  kommt  auch  vor.  daß  die  Namen  der  Zeugen  gleich 
im  Anfang  als  der  bei  der  Handlung  gegenwärtigen  genannt  werden: 
notitia  quibus  presentibus,  in  quorum  presentia  etc.  Am  Schlüsse  können 
dann  doch  ihre  Signa  folgen. 

Bei  der  Notitia  fand  keine  Traditio  im  Sinne  der  Carta  statt.  Folge- 
richtig kann  sie  also  auch  nicht  die  Formel  post  traditam  complevi  et  dedi 
aufweisen.  Sie  besitzt  wohl  die  Unterschrift  des  Schreibers  oder  Notars, 
aber  ohne  die  in  der  Carta  sich  anschließende  Kompletionsformel.  Die 
Unterschrift  des  Schreibers  ist  bei  allen  Notitiae,  auch  der  Gericht  s- 
urkunde  des  lombardisch-tuscischen  Gebietes  die  Regel.  Sie  ist  recht- 
lich vorgeschrieben  bei  dem  beneventanischen  Memoratorium,  nicht 
aber  bei  der  Gerichtsurkunde  von  Benevent. 

So  erscheint  die  Notitia  als  eine  formell  klar  von  der  Carta  geschie- 
dene Urkundenart.  Wir  sahen  aber,  daß  die  formalen  Unterschiede 
eben  dadurch  und  nur  dadurch  erklärbar  sind,  daß  sie  aus  dem  auch 
materiell  verschiedenen  Wesen  der  Notitia  entspringen,  diesem  ent- 
sprechen. Es  herrscht  also  nicht  nur  ein  formaler,  sondern  auch  ein 
sachlich-rechtlicher  Unterschied  zwischen  Carta  und  Notitia.  Dies 
erhellt  am  deutlichsten  aus  Fällen,  wo  über  das  nämliche  Rechtsgeschäft 
sowohl  eine  Carta  als  auch  eine  Notitia  ausgestellt  wurde.  Über  eine 
Güterteilung  unter  Verwandten  aus  der  Mailänder  Gegend  vom  Jahre 
852  besitzen  wir  ein  in  der  ausgeprägten  Form  der  Notitia  abgefaßtes 
breve  memoratorium;  und  dieses  selber  zählt  die  Güter  auf  iuxta  car- 
tulam  illa  seo  convenientia  quas  dicebat  (Adelburga)  ad  urbem  curte  domni 
imperatoris  inter  se  fecisset1).  Höchst  bezeichnend  ist  es,  wie  die  cartula 
hier  gleich  convenientia,  das  ist  eben  der  Vertragsabschluß,  gesetzt 
wird,  während  die  nachträgliche  Herstellung  einer  bloß  zu  Beweis- 
zwecken dienenden  Urkunde  in  der  spezifischen  Form  der  Notitia  ge- 
schieht. 

Neben  der  Notitia  in  ihrer  vollen  urkundlichen  Form  begegnen 
schon  früh  Stücke,  welche  diese  und  jene  Formeln,  auch  die  Schreiber- 
unterschrift abwerfen  und  sich  in  sehr  einfachem  Gewände  zeigen. 
Ein  altes  Beispiel  von  c.  765:  +  ///  dei  nomine.  Noditia  qualiter  Arichis 
tradidit  .  .  .  Noditia  facta  in  presentia  und  nun  folgen  die  Zeugen, 
aber  ohne  Signa,  keine  Datierung,  keine  Schreiberunterschrift,  auf 
einem  kleinen  Pergamentblatt  geschrieben2). 

Ebenso  frühe  trifft  man  einzelne  Fälle,  daß  die  Fassung  von  Carta 
und  Notitia  vermengt  wird,  daß  namentlich  die  Kompletionsformel 
auch  in  Notitien  angewendet  wird,  wo  sie  nicht  paßt.  Der  älteste  Fall 
ist  wohl  ein  langobardisches  Stück  von  771,  das  sich  als  Notitia  brevis 
memoratorio  bezeichnet,  aber  ganz  in  den  Formen  der  Carta  abgefaßt 
ist.  Der  Schluß  lautet  in  seltsamer  Mischung:  EgoWalpert  .  .  .  scriptur 


L)  Sickel,  .Mihi,  graph.   I.  T.  9. 

-)   Bonelli,  Cod.   paleogr.   Lombardo  I.  T.   10. 
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huiusbrevis  memoratörio,  quam  postradita  complevi  etdedit1).  So  besitzen 
auch  eine  Pisaner  Notitia  von  796,  eine  Veroneser  voxi  806  eine  Komple- 
tionsformel2).  Audi  in  der  jüngeren  Gerichtsurkunde  des  römischen 
Urkundengebietes    hal     die    Konipletionsformel    Aufnahme    gefunden 

und  von  da  aus  ist  sie  seil  drin  11.  Jahrhundert  auch  häufiger  in  lom- 
bardisch-tuscische   Gerichtsurkunden  übergegangen. 

Diese  Vermengung  der  Formeln  von  Xotitia  und  Carta  i>t  in  zweierlei 
Beziehung  beachtenswert  und  symptomatisch.  Einmal  dafür,  daß 
die  theoretisch  und  im  allgemeinen  geschiedenen  Begriffe  und  Passungen 
der  beiden  Urkundenarten  dennoch  in  der  Praxis  nicht  stets  konsequent 
auseinandergehalten  wurden3).  Ferner  ist  die  Erscheinung,  daß  sich 
im  11.  Jahrhundert  diese  Fälle  allenthalben  mehren,  nicht  auf  die  Ge- 
richtsurkunden beschränkt,  sondern  zeigt  sich  auch  bei  den  außer- 
gerichtlichen Xotitien.  Das  sind  Anzeichen  der  großen  Wandelung, 
die  sich  im  12.  Jahrhundert  im  italischen  Urkundenwesen  vollzieht 
und  hinüberleitet  zum  Xotariatsinstrument,  das  nichts  anderes  ist 
als  die  nun  allgemein  öffentlich  glaubwürdig  gewordene  Xotitia.  Die 
Geschichte  dieser  Wandelung  muß  einem  späteren  Abschnitt  vor  In- 
halten bleiben  (Abschnitt  V,  Kapitel  1). 

III.  Die  äußeren  Merkmale  der  italischen  Pri- 
vaturkunde des  früheren  Mittelalters.  Über  sie  ist  verhältnis- 
mäßig wenig  zu  sagen,  wenig  im  einzelnen,  noch  weniger  in  einer  all- 
gemeinen Zusammenfassung. 

Als  Schreibstoff  findet  sich  Papyrus  bei  den  ravennatischen 
Urkunden  bis  in  das  10.  Jahrhundert  verwendet;  ebenso  haben  die 
stadtrömischen  Tabellionen  bis  gegen  Ende  des  10.  Jahrhunderts 
Papyrus  benützt4).  Aber  schon  seit  dem  8.  Jahrhundert  wird  Pergament 
ganz  überwiegend,  dann  ausschließlich  gebraucht.  Das  Pergament- 
blatt wird  gewöhnlich  der  Schmalseite  nach  beschrieben,  auf  eine  regel- 
mäßige Form  wird  kein  großes  Gewicht  gelegt,  man-  trifft  oft  recht  un- 
regelmäßige, nicht  zugeschnittene  Stücke. 

Die  Schrift  ist  in  den  früheren  Jahrhunderten  gewöhnlich  die 
in  den  verschiedenen  Landschaften  verschieden  ausgestaltete  Kursive5). 
Sie  kann  eine  gewisse  kalligraphische  Ausbildung  erfahren,  doch  meist 


!)   Sickel  Mon.  graph.   I.  T.  6,  Bonelli  T.  13. 

2)  Brunner  RG.   der  Urk.   42. 

3)  Freundt,  Wertpapiere  1,  129  ff.  sucht  aus  diesem  Umstände  »die  juristische 
Indifferenz  der  Formunterschiede  zwischen  carta  und  notitia«  zu  beweisen.  Allein 
mehrfach  bezeichnet  er  Urkunden  als  cartae,  die  trotz  ihrer  subjektiven  Fassung 
notitiae  sind  und  sein  wollen;  ferner  sind  die  meisten  Beispiele  nur  dem  CD.  Cavensis 
entnommen.  Aber  abgesehen  davon  ist  die  Ansicht  Freundts  gegenüber  den  so  un- 
gemein überwiegenden  Fällen  klarer  Scheidung  zwischen  Carta  und  Xotitia,  die 
nicht  eine  bloß  formelle  Liebhaberei  gewesen  sein  kann,  nicht  haltbar.  Vgl.  auch 
unten  Kapitel  4. 

4)  Vgl.  P.  Kehr,  Über  eine  römische  Papyrusurkunde  im  Staatsarchiv  zu 
Marburg  (Abh.  der  Göttinger  Gesellsch.  1896)  N.  F.  1,  8  ff. 

5)  Vgl.  die  eingehende  Darstellung  dieser  Geschäfts-  und  Urkunden- Kursive 
bei  Bretholz  in  Meisters  Grundriß  1,  82  ff.  Für  Toskana  vgl.  die  Bemerkungen 
von  Schneider  Reg.  Volaterr.   Einl.   XXXV  ff.    Für   Rom   Kehr  a.  a.  O.   10  ff. 
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wird  sie  flüchtig,  oft  ungeschickt  geschrieben  und  kann  der  Lesung 
Schwierigkeiten  bereiten.  In  Neapel  und  Rom  beharren  die  Notare 
mit  großer  Zähigkeit  bis  ins  13.  Jahrhundert  auf  dieser  Schrift;  im 
Königreich  Neapel  wird  sie  schließlich  den  Notaren  durch  die  Kon- 
stitutionen Friedrichs  II.  von  1231  verboten1). 

Anderwärts  ist  die  Kursive  weit  früher  durch  eine  Urkunden- 
minuskel verdrängt  worden,  die  schon  im  11.  Jahrhundert  beträcht- 
lichen Boden  gewinnt.  Sie  zeigt  z.  B.  in  Toskana  lokale  Besonder- 
heiten, die  im  12.  Jahrhundert 'sich  stark  verwischen,  so  daß  nur  mehr 
größere  Schriftgebiete  sich  voneinander  scheiden  lassen2). 

Ab  und  zu  wird  die  erste  Zeile  oder  werden  die  ersten  Worte  oder 
auch  nur  das  erste  Wort  oder  dessen  Anfangsbuchstabe  durch  Majuskeln 
oder  durch  größer  und  hübscher  ausgeführte  Kursive  oder  Minuskel 
hervorgehoben.  Im  allgemeinen  ist  die  gesamte  Schriftausstattung 
eine  einfache,  die  nur  durch  die  Unterschriften  oder  Signa  eine  Be- 
lebung erfährt.  Nur  ganz  ausnahmsweise  sind  schöner  ausgestattete 
Stücke  hergestellt  worden,  wie  eine  Urkunde  von  1114  aus  Arezzo. 
mit  Goldschrift  in  der  ersten  Zeile  und  bei  einzelnen  Initialen  und  in 
dem  Zeichen  des  Notars  am  Anfang,  während  die  Kreuze  der  Zeugen 
und  das  Notariatszeichen  am  Schlüsse  gelb  und  rot  ausgeführt  sind: 
oder  wie  eine  Urkunde  aus  La  Cava  von  1015  ganz  mit  Goldschrift 
geschrieben  ist3). 

Über  die  Unterschriften  und  Signa  von  Aussteller  und  Zeugen, 
sowie  über  die  Kreuze  und  Zeichen  der  Schreiber  und  Notare  ist  bereits 
oben  S.  25  gehandelt  worden. 

Die  Beglaubigung  dieser  italischen  Privaturkunde  beruht 
lediglich  auf  der  Handschrift  ihres  Schreibers  oder  des  Notars.  Sie 
besitzt  in  der  Regel  kein  anderes  Beglaubigungsmittel.  Man  kann 
höchstens  im  Falle  von  Doppelausfertigungen  in  der  Übereinstimmung 
der  beiden  Cartae  pari  tenore  conscriptae  eine  mittelbare  Sicherung, 
eine  Art  von  Beglaubigungs-  und  Beweismittel  erblicken.  Wie  die 
neurömische,  so  kennt  auch  die  italische,  von  Tabellionen  und  Notaren 
hergestellte    Privaturkunde   kein    Siegel4). 

Der  Mangel  jeglicher  Besiegelung  konnte  für  die  Art  der  Aufbewah- 
rung dieser  Urkunden  maßgebend  werden.  Sie  wurden  oft  gerollt  und 
als    Rollen  aufbewahrt. 

Neben  der  Tabellionen-  und  Notariatsürkunde  gab  es  in  Italien 
immerhin  noch  andere  Urkunden,  auf  welche  hingewiesen  werden 
muß,  wenn  auch  wegen  Mangels  an  Vorarbeiten  nicht  näher  darauf 
eingegangen  werden  kann.  Dies  sind  die  Bischofs  u  r  k  u  o  d  e  n  , 
die  Urkunden    von  Äbten    und    anderen    kirchlichen    Gewalten,    aber 


x)  Paoli,  Grundriß  1,  25.     Vgl.  oben  S.  18. 

2)  Schneider  a.  a.  O. 

3)  Vgl.  Paoli  in  Aren.   stör.   Ital.  (1880)  '..  Serie  6,   115. 

4)  In  Salerno  tauchen  im  Jahre  L077  einige  von  dem  Iudex  ausgestellte 
und  von  ihm  besiegelte  Urkunden  auf,  während  sonsl  durchaus  die  siegellose 
Urkunde  herrscht,  vgl.  Garufi  in  Anh.  stör.  Ital.  (1910)  5.    Serie   '.•"<.  303,  328  n. 
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auch  von  einzelnen  Fürsten.  Privilegien  und  Verfügungen  der 
Bischöle  und  Äbte  sind  keineswegs  immer  von  den  zunftmäßigen 
Notaren  geschrieben  worden,  sondern  die  kirchlichen  Behörden  besaßen 
und  verwendeten  ihre  eigenen  Schreiber.  Kleriker  der  Diözese  wurden 
von  Bischöfen,  Abten  usw.  als  Schreiber  ihrer  eigenen  Urkunden  und 
auch  oft  der  für  sie  ausgestellten  Urkunden  bestellt1).  Sie  können  teil- 
weise als  förmliche  bischöfliche  Beamte  betrachtet  werden,  oft  werden 
sie  wohl  nur  von  Fall  zu  Fall  beauftragt  worden  sein.  Sie  schreiben 
iussu,  ex  precepto  ihres  Auftraggebers.  Sie  fassen  ihre  Urkunden  aller- 
dings nach  dem  Formular  der  Tabellionen  und  Notare  ab,  allein  sie 
gebrauchen  wenigstens  in  den  römischen  Urkundengebieten  am  Schlüsse 
nicht  die  Vollziehungsformel  complevi  et  absolvi,  weil  diese  eben  den 
von  Tabellionen  geschriebenen  Urkunden  vorbehalten  war.  Von  welt- 
lichen Gewalten  sind  die  Urkunden  der  Markgrafen  von  Canossa  aus 
dem  11.  und  den  ersten  Dezennien  des  12.  Jahrhunderts  zu  nennen2). 
Der  größte  Teil  von  ihnen  ist  allerdings  von  öffentlichen  Notaren 
geschrieben,  aber  daneben  ließen  die  Markgrafen  doch  auch  durch 
ihre  eigenen  Schreiber  Urkunden  herstellen.  Diese  sind  stark  durch 
die  Kaiser-  und  die  Papsturkunde  beeinflußt  und  sie  tragen  als  Be- 
glaubigung ein   Siegel. 
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Sachsen. 
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x)  Z.  B.  in  Rom  in  Urkunden  für  die  Diakonie  in  S.  Maria  in  Vita  lata  von 
1085,  1086,  geschrieben  vom  Schreiber  des  Empfängers:  Ego  Alexius  subdiaconus 
ex  precepto  d.  Johannis  archipresbyteri  consensu  omnium  clericorum  .  .  .  diaconie 
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Wizenburgenses  (1842).  Beyer  ÜB.  zur  Geschichte  der  mittelrheinischen 
Territorien,  1.  Bd.  (1860).  Lacomblet  ÜB.  für  die  Gesch.  des  Niederrheins, 
1.  Bd.  (1840).  Dronke  CD.  Fuldensis  (1847).  —  Kemble  CD.  aevi  Saxonici, 
6  Bde.  (1839  ff.).  Thorpe  Diplomatarium  angl.  aevi  sax.  (1865).  —  Lorsch 
und  Schröder,  Urkunden  z.  Gesch.  des  deutschen  Privatrechtes,  2.  Aufl.  (1881). 
Thevenin,  Textes  relatifs  aux  institutions  privees  et  publiques  (1887).  The 
oldest  English  Texts  by  Henry  Sweet  (1885).    Charters   S.  421  ff. 

Faksimile.  Von  St.  Galler  und  anderen  Urkunden  bei  Arndt-Tangl 
Schrifttafeln  T.  71—74,  76,  77.  Steffens  Latein.  Palaeographie ,  2.  Aufl., 
T.  38,  44,  53,  63.  Chroust,  Monum.  palaeogr.  I.  Serie  VI  T.  4,  5,  XIV  T.  2,  4, 
5,  8,  XV  T.  3.  —  Von  westfränkischen  Urkunden  Tangl ,  Das  Testament 
Fulrads  von  Saint-Denis,  N.  Archiv,  32.  Bd.  Recueil  des  Facsimiles  de  l'ecole 
des  chartes.  Prou,  Recueil  de  Facsimiles  de  l'ecriture  du  V.  au  XVI.  siecle 
(1904).  Pirenne  Album  Beige  de  dipl.  T.  1  (Nachzeichnung).  Steffens,  T.  66 
(spanische  Mark).  —  Von  angelsächsischen  Urkunden  Facsimiles  of  ancient 
charters  ed.  Bond  and  Thompson,  1.  Bd.  (1873).  Dreizehn  Tafeln  zur  angels. 
Palaeographie   (hg.   von   Brandl  und    Keller,   1906). 

Als  die  Franken  unter  Chlodwig  in  raschem  Siegeslaufe  den 
größten  Teil  Galliens  erorberten,  trug  ihr  neubegründeter  Großstaat 
seiner  Bevölkerung  nach  südlich  der  Loire  noch  immer  rein  gallo-romani- 
sches  Gepräge,  nördlich  der  Loire  hatten  sich  Franken  zwischen  den 
romanischen  Städten  vornehmlich  auf  dem  flachen  Lande  angesiedelt. 
So  sehr  der  fränkische  Staat  im  wesentlichen  einen  germanischen 
Charakter  besaß,  so  wenig  konnte  er  unter  diesen  Verhältnissen  ver- 
meiden, einzelne  römische  Institutionen  zu  übernehmen  oder  vielmehr 
zunächst  weiterbestehen  zu  lassen.  So  war  es,  wie  wir  sahen,  der  Fall 
mit  der  städtischen  Kurie  und  ihren  Amtsbüchern,  so  geschah  es  mit 
dem  ganzen  römischen  Urkundenwesen. 

Es  war  das  vorjustinianische  Urkundenwesen,  das  die  Franken 
vorfanden  und  rezipierten.  Diese  Tatsache  blieb  nicht  ohne  Bedeutung, 
einerseits  für  die  Fassung  der  fränkischen  Privaturkunde,  andrerseits 
für  die  Gestaltung  des  Schreiberwesens.  Auch  die  Franken  übernahmen 
die  beiden  Grundbegriffe  und  Grundformen  der  römischen  Urkunde, 
also  die  dispositive  Geschäftsurkunde,  die  Carta,  und  damit  den  Ver- 
tragschluß  per  cartam,  durch  die  traditio  cartae;  und  die  Urkunde, 
welche  nur  ein  schriftliches  Zeugnis  über  eine  an  sich  rechtsgültige 
Handlung  sein  will,  die  Notitia.  Die  erstere  wird  als  carta,  cartula, 
epistola,  testamentum  oder  mit  dem  Namen  des  betreffenden  Rechts- 
geschäftes bezeichnet,  donatio,  venditio,  commutatio  usw.  Bei  den 
Bayern  wird  für  sie  epistola  gebraucht,  während  das  Wort  carta  allge- 
mein für  Urkunde  benützt  wird.  Ein  solch  weiterer  Begriff  des  Wortes 
carta  kommt  auch  sonst  seit  dem  0.  Jahrhundert  öfter  vor.  Die  schlicht.' 
Beweisurkunde   nennt   sich   notitia.    breve,    breve   commemoratorium. 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  3 
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I.  Die  Carla  bei  den  Franken,  Alaniamicii  und 
Bayern.  Wie  die  römische  Carta  den  Typus  der  cpistola  aufgriff, 
so  hat  die  fränkische  Carta  gerade  diese  Form  der  neurömischen  Ur- 
kunde stärker  und  zäher  gewahrt  als  im  allgemeinen  die  italische 
Carta.  Die  alte  Eingangsformel  des  Briefes,  aber  ohne  den  Gruß,  wird 
auch  an  die  Spitze  der  Urkunde  gestellt,  als  eine  Anrede  des  Ausstellers 
an  den  Destinatar:  ego  N.  Uli,  oder  ego  in  dei  nomine  Uli,  ego  N.  vendüor 
Uli  emtori.  Diese  Inscriptio  begegnet  gerade  in  den  ältesten  Formel- 
sammlungen und  Urkunden  des  7.  Jahrhunderts,  ein  Zeugnis  für  die 
seit  dem  5.  Jahrhundert  ununterbrochene  Tradition.  Hat  doch  auch 
die  merowingische  Königsurkunde  diese  epistolare  Inscriptio  über- 
nommen. 

Die  Fassung  der  Carta  ist  also  subjektiv,  nur  bei  zweiseitigen  Rechts- 
geschäften, namentlich  bei  Tauschurkunden,  wird  lieber  die  objektive 
Form  verwendet.  Den  Beginn  macht  die  erwähnte  Inscriptio  oder  auch 
eine  Invocatio,  oder  ein  aus  beiden  Formeln  zusammengesetzter  Ein- 
gang. Dann  folgt  nicht  selten  eine  Arenga,  oder  es  beginnt  mit  einer 
Publikationsformel  gleich  die  Dispositio.  An  sie  schließt  sich  häufig 
eine  Sanctio  oder  Poenformel  und  eine  Bestimmung,  daß  die  Carta 
auch  im  Falle  des  Vertragsbruches  und  Zahlung  einer  Buße  gültig  zu 
bleiben  habe.  Selten  knüpft  sich  daran  als  Abschluß  des  Kontextes 
eine  eigentliche  Corroboratio,  dagegen  sehr  häufig  die  Formel  stipu- 
latione  oder  adstipulatione  subnixa  oder  interposita. 

Die  Bedeutung  dieser  Formel  haben  wir  schon  früher  kennen 
gelernt  (vgl.  oben  S.  24  f.).  Sie  bezieht  sich  in  der  Regel  auf  den  Be- 
urkundungsakt und  dieser  wird  durch  das  Unterschreiben  oder  Unter- 
zeichnen oder  Handauflegen  von  Aussteller  und  Zeugen  vollzogen. 
Das  bedeutet  zumeist  die  stipulatio  subnexa  der  fränkischen  Carta; 
dies  geht  noch  weiter,  so  daß  stipulatio  hie  und  da  geradezu  gleich 
scriptio,  conscriptio,  also  Herstellung  der  Urkunde  gesetzt  wird.  In 
Fulda  brachte  ein  Schreiber  Asger  (776 — 800)  das  Wort  in  Zusammen- 
hang mit  stipula,  culmus,  also  den  Investitursymbolen1).  Oft  wird  die 
Formel  überhaupt  gedankenlos  nachgeschrieben  worden  sein.  Dies 
hindert  nicht,  daß  nicht  auch  diesseits  der  Alpen,  gleichwie  in  west- 
gotischen und  auch  langobardischen  Urkunden  noch  im  7.  und  8.  Jahr- 
hundert Nachklänge  der  klassisch-römischen  stipulatio,  Zitate  der  lex 
Aquiliana  und  ähnliches  erscheinen2).  So  in  den  Formulae  Bituri- 
censes  (n.  2,  Zeumer  169),  so  in  jenem  merkwürdigen  Urkundenfragment 
aus  dem  Rottachgau  bei  Passau,  das  einer  zu  Ende  des  7.  oder  Anfang 
des  8.  Jahrhunderts  unter  romanischen  Leuten  entstandenen  Urkunde 
angehört,  deren  Formular  aber  durchaus  ein  spätrömisches  etwa  aus 
dem  4.  oder  5.  Jahrhundert  ist3).  Auch  die  rätoromanische  Urkunde 
gehört  ja  in  diesen  Zusammenhang  (vgl.  unten  S.  41  ff.). 


2)  Brunner  RG.  der  Urkunde  228. 

2)  Vgl.  Giry  Manuel  552  ff.,  Ferrari  791. 

3)  Erläutert  von  Brunner  224,  254  ff. 
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Die  Unterfertigung  oder  Signierung  von  Aussteller  und  Zeugen 
wird  als  firmatio  bezeichnet,  althochdeutsch  urchundi,  das  ist  Zeugnis; 
firmare,  althochdeutsch  fastinon,  festen;  da  die  Festung  mit  der  Hand 
geschieht,  heißt  sie  manufirmatio,  die  Urkunde  hie  und  da  geradezu 
manus  oder  im  Altdeutschen  hantfesti,  Handfeste.  Die  firmatio  ge- 
schieht durch  Unterschreiben  oder  Unterfertigen  des  Handzeichens 
(Signum),  am  häufigsten  aber  bei  der  allgemeinen  Unkenntnis  des 
Schreibens  bei  den  Laien  durch  bloße  Handauflegung.  In  diesem  Falle 
werden  auch  die   Signa  samt  den  Namen  vom  Schreiber  geschrieben. 

Der  Aussteller  erklärt  in  seiner  Unterzeichnung,  daß  er  die  Urkunde 
habe  herstellen  und  durch  die  Zeugen  bekräftigen  lassen.  Signum  N. 
qui  harte  cartam  (epistolam)  fieri  et  firmare  rogavit,  ist  der  Typus  der 
Formel,  die  aber  in  mannigfachen  Varianten  im  einzelnen  gebraucht 
wird.  Auch  wird  oft  die  Urkundungsbitte  oder  auch  die  Zeugenziehung 
ausgelassen  oder  nur  die  Urkundenherstellung  betont.  Auch  noch 
einfachere  Formen  kommen  vor;  so  z.  B.  Zufügung  von  epistola  oder 
donatio  etc.  a  me  facta  zum  Signum  des  Ausstellers.  Unterzeichnung 
des  Ausstellers  fehlt  hie  und  da  ganz,  doch  hat  auch  in  solchen  Fällen 
ganz  gewiß  doch  die  manufirmatio  stattgefunden. 

Wie  der  Aussteller,  firmieren  auch  die  Zeugen;  nicht  selten  wird 
auch  der  Aussteller  in  die  Zeugenreihe  aufgenommen.  Die  Zeugen 
(testes)  werden  daher  auch  firmatores  genannt,  und  weil  die  firmatio 
eben  ganz  regelmäßig  durch  Auflegung  der  Hände  auf  die  Urkunde 
geschah,  auch  als  manum  mittentes,  manumissores.  Die  Zeugen  brauch- 
ten, wie  schon  gesagt,  nicht  einmal  ihr  Handmal  (signum)  selber  zu 
machen.  Nur  die  Namen  der  Zeugen  waren  notwendig,  auf  sie  mußte 
ja  rekurriert  werden. 

Den  Schluß  der  Urkunde  bildet  in  der  Regel  die  Unterschrift  des 
Schreibers.  Sie  ist  diesseits  der  Alpen  nirgends  mit  der  nachjustini- 
anischen Vollziehungsformel  verbunden,  sie  enthält  nur  den  Vermerk 
des  Schreibers,  daß  er  die  Urkunde  geschrieben  und  unterschrieben 
habe,  oft  mit  Erwähnung  des  rogierenden  Ausstellers  oder  einer  be- 
fehlenden Persönlichkeit.  Die  Schreiberformel  variiert  hundertfach, 
ihr  Grundtypus  ist  etwa:  ego  N.  rogatus  (iussus)  a  N.  scripsi  et  subscripsi. 
Bei  dem  Vorkommen  des  iussus  a  V.,  iubente,  ordinante  N.  oder  einfach 
iussus  ohne  Namen  ist  aber  wohl  zu  beachten,  daß  der  Befehlende  nicht 
etwa  immer  der  Aussteller  oder  ein  sonst  an  der  Urkunde  Beteiligter 
ist,  sondern  oft  nur  der  kirchliche  Vorgesetzte  des  Schreibers.  Den 
Klerikern  im  Frankenreiche  war  es  verboten  weltliche  Geschäfte  zu 
besorgen  und  Urkunden  zu  schreiben.  Sie  bedurften  hierzu  ausdrück- 
licher Erlaubnis  des  Bischofs  oder  Abtes,  und  diese  Erlaubnis  ist 
der  in  vielen  Fällen  durch  iussus  usw.  vom  Schreiber  Erwähnung  getan 
wird.  Besonders  in  Bayern  ward  die  kirchliche  Vorschrift  schon  seit 
Mitte  des  8.  Jahrhunderts  genau  beobachtet  und  da  es  hier  nur  Schreiber 
der  Bischöfe  und  Klöster  gab  und  keinerlei  öffentliche  oder  Gerichts 
Schreiber,  bürgerte  sich  der  Brauch  ein,  «li«'  rogal  i<>  nicht  au  den  Schreib« 
sondern  gleich  an  dessen  kirchlichen  Vorgesetzten  zu  richten,  der  dem 
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Schreiber  dann  die  Erlaubnis  gab.  Da  nun  die  meisten  Urkunden 
eben  für  die  Kirchen  selber  ausgestellt  wurden,  kam  es,  daß  der 
Empfänger  die  Urkunde  auf  Bitte  des  Ausstellers  in  dessen  Namen 
schreiben  ließ1). 

In  Italien  sahen  wir  die  Schreiberunterschrift  immer  bedeutsamer 
werden,  je  mehr  sich  das  öffentliche  Schreiberwesen  ausgestaltet e. 
Diesseits  der  Alpen  bildet  die  Schreiberformel  niemals  einen  unum- 
gänglich notwendigen  Bestandteil  der  Carta.  In  der  älteren  Carta  der 
Merowingerzeit  ist  sie  allerdings  Regel,  in  der  Karolingerzeit  wird 
durch  die  Ausdehnung  der  Institution  der  Gerichtsschreiber  der  Unter- 
schrift des  Schreibers  zeitweilig  und  in  bestimmten  Gegenden  eine  größere 
Bedeutung  verliehen.  Aber  daneben  kommen  von  jeher  Urkunden  vor, 
in  denen  kein  Schreiber  genannt  wird,  und  ihre  Zahl  mehrt  sich  zu- 
sehends im  9.  Jahrhundert.  Ja  es  gibt  kleinere  und  größere  Urkunden- 
gebiete, wie  etwa  im  südlichen  Westfranzien,  in  der  Bretagne,  zum 
Teile  in  Freising  und  Passau,  wo  man  eine  Schreiberformel  überhaupt 
gar  nicht  oder  zeitweilig  und  überwiegend  nicht  anwandte  und  auch 
von  der  bloßen  Nennung  eines  Schreibers  absah.  Solche  Tatsachen 
stehen  in  engem  Zusammenhang  mit  der  rechtlichen  Stellung  und 
Funktion  der  fränkischen  Urkunde,  die  im  Zusammenhang  im  nächsten 
Kapitel  behandelt  werden  soll. 

Nach  oder  auch  vor  der  Schreiberformel  steht  die  Datierung.  Sie 
beginnt  in  der  Regel  mit  Actum  und  dem  Orte  und  läßt  die  Zeitangaben 
folgen.  Diese  bringen  die  Tagesangabe,  gewöhnlich  nach  dem  römischen 
Kalender,  ab  und  zu  wie  in  Mondsee,  verbunden  mit  Angabe  des  Mond- 
alters. Dann  die  Angabe  von  Herrscherjahren,  auch  Inkarnationsjahre 
treten  schon  im  8.  Jahrhundert  auf,  seltener  Angabe  der  Indiktion. 
In  den  alamannischen  Urkunden  wird  seit  dem  9.  Jahrhundert  die 
Schreiberformel  oft  verknüpft  mit  der  Datierung:  .  .  .  scripsi  et  subscripsi 
et  (ac)  notavi  diem  et  mensem.  In  bayrischen,  genauer  gesagt  Freisinger 
Urkunden,  kommt  seit  Bischof  Arbeo  (764 — 784)  eine  sonderbare 
Datierungsweise  vor.  Die  Datierung  beginnt  mit  actum  sub  die  consule 
quod  est  (quod  fecit),  worauf  die  Tagesbezeichnung  folgt.  Es  ist  eine 
gedankenlos  übernommene  Reminiszenz  aus  römischen  Urkunden,  in 
denen  nicht  selten  der  Text  mit  den  Worten  schließt:  die  .  .  .  et  con- 
sule A7.,  oder  wenn  die  Datierung  am  Anfang  der  Urkunde  stand:  die 
et  consule  suprascriptis  oder  ähnlich.  Da  dieser  Brauch  gerade  in  Freising 
und  mit  Bischof  Arbeo  einsetzt2),  darf  man  vermuten,  daß  dieser  ihn 
einführte,  was  um  so  wahrscheinlicher  klingt,  als  Arbeo  aus  Maja  (Meran) 
stammte  und  hier  das  rätoromanische  Urkundenwesen  kennen  gelernt 
hatte,  das  ja  bis  Meran  hereinreichte.  Dieses  die  consule  hält  sich  bis 
gegen  Mitte  des  9.   Jahrhunderts. 


1)  Über  herzogliche  und  bischöfliche  Schreiber  in  Bayern  im  8.  und  9.  Jahr- 
hundert, vgl.  Hundt  in  Abh.  der  Münchener  Akad.  12,  178  ff.  Bitterauf,  1  Ein- 
leitung XXXVIII  ff.  Zu  den  Urkunden  Herzog  Tassilos  II.  vgl.  auch  Pösinger, 
Die  Stiftungsurkunde  des  Klosters  Kremsmünster  (Progr.  Kremsm.  1909). 

2)  Dies  bemerkt  bereits  Brunner  252. 
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Der  geschilderte  Typus  der  fränkischen  Carta  erhielt  sich  am 
längsten  in  den  Gebieten  des  alamannischen  und  ribuarischen  Rechtes 
und  in  Westfranzien.  Also  dort  wo  eben  die  Einrichtung  des  Gericht- 
schreiberamtes festere  Wurzeln  gefaßt  hatte.  In  St.  Gallen,  in  Zürich 
und  Rheinau  reichen  diese  nach  alter  Art  geformten  Cartae  mit  Signa 
von  Aussteller  und  Zeugen  und  ohne  Siegel  bis  ins  10.  und  11.  Jahr- 
hundert. Ja  im  Kloster  Allerheiligen  zu  Schaffhausen  sind  noch  bis 
in  den  Beginn  des  12.  Jahrhunderts  solche  Cartae  mit  stipulatione 
subnexa,  mit  Signa  und  mit  Subskriptionszeichen  des  Schreibers  ge- 
fertigt worden,  die  letzten  in  den  Jahren  1111  und  1122.  Ähnlich  ist 
dies  am  Mittel-  und  Niederrhein  der  Fall.  Im  Westen  treffen  wir,  nament- 
lich im  südlichen  Frankreich,  die  siegellose  Urkunde  mehr  oder  minder 
alter  Fassung  nicht  selten  noch  im  12.,  ja  noch  im  Beginne  des  13.  Jahr- 
hunderts1). Und  wie  stark  die  alten  Rechts-  und  Bekräftigungsformen 
nachwirken,  zeigt  eine  Urkunde  von  Dekan  und  Kapitel  von  Notre 
Dame  in  Paris  von  1100:  sie  ist  Chirographum,  aber  trotzdem  heißt  es: 
quod  utfirmum  maneat,  scribi  precepimus  et  scriptum  roborandum  manibus 
nostris  tetigimus,  signa  quoque  nostra  subnotavimus.  Der  Schriftbefund 
ergibt  in  der  Tat,  daß  zuerst  der  Text  des  Stückes  geschrieben  wurde; 
dann  folgte  offenbar  die  Berührung  mit  der  Hand,  und  dann  wurden 
die  Signa  dazugeschrieben,  aber  nicht  von  den  Signatoren  selber,  sondern 
alle  von  der  einen  Hand  des  Schreibers2).  Ebenso  zeigen  Urkunden 
derselben  Zeit  aus  der  Grafschaft  Anjou,  wie  lebendig  noch  die  Firmatio 
durch  Berührung  der  Urkunde  mit  der  Hand  als  Bekräftigungs-  und 
Festungsform  hier  war.  Authorizare  et  firmare  ut  mos  est,  manu  usw. 
heißt  es  1061,  und  ein  Fall  von  1093  mag  dies  illustrieren.  Eine  Ver- 
gleichsurkunde zwischen  den  Klöstern  St.  Florent  zu  Saumur  und 
St.  Nicolas  zu  Angers  wird  im  Kontext  geschrieben  und  zuerst  vom 
Erzbischof  von  Tours  und  vom  Bischof  von  Angers  unterzeichnet. 
Dann  brachten  sie  die  Mönche  von  St.  Florent  ins  Kloster  St.  Nicolas 
und  hier  ward  sie  von  allen  Mönchen  berührt;  und  ebenso  taten  dies, 
nachdem  die  Urkunde  nach  St.  Florent  gebracht  worden,  alle  Mönche 
dieses    Klosters,   womit   alles   definite   et   inconcusse  pertractatum  est3). 

II.  Die  N  o  t  i  t  i  a4).  In  der  römisch-italischen  Notitia  lernten 
wir  eine  von  der  Carta  scharf  unterschiedene  Urkundenart  kennen, 
die  von  dem  bloßen  Beweiszweck  ausgehend  eine  logisch  entwickelte, 
von  der  Geschäftsurkunde  deutlich  unterschiedene  Fassung  aufweist; 
auch  gab  es  in  Italien  eine  eigentliche  gerichtliche,  vom  Gerichte  selbst 
befohlene  und  ausgestellte  Notitia.  Diesseits  der  Alpen  ist  nirgends 
eine  so  scharfe  Scheidung  zustande  gekommen. 

Eine  eigentliche  Gerichtsurkunde  gibt  es  nicht,  sondern  nur  Notitiae, 
Bericht-  und  Zeugnisurkunden  über  gerichtliche  Urteile  und  Hand- 
lungen; sie  wurden  aber  nicht  auf  Befehl  dos  Gerichtes,  sondern  auf 


J)  Vgl.  Beispiele  bei  Prou  Recueil  de  Facsimites  T.  9,  10,  13,   15,  16. 
2)  Prou,  T.  14.   Ähnliche  Beispiele  von  1076  und  1083  bei  Girj   599,  Amii.  2. 
8)  Bibl.  de  l'ecole  des  chartes  36,  381  ff.  Die  angeführten  Stücke  S.  397  und  -i 
4)  Vgl.  Brunner,  RG.  der  Urkunde  239  ff. 
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Bitte  des  Destinatars,  das  heißt  des  Siegers  im  Streite  oder  der  rechts- 
erwerbenden  Partei  au>gestellt.  Allerdings  gibt  hierzu  das  Gericht  die 
Erlaubnis  und  stellt  den  Gerichtschreiber  zur  Verfügung:  auch  haben, 
wenn  die  Partei  es  verlangt.  Richter  und  Beisitzer  die  Urkunde  zu 
firmieren.  Urkunden  über  gerichtliche  Urteile  heißen  iudicius  oder 
hidicium.  Das  ribuarische  Yolksrecht  (lex  Ribuar.  59)  sagt:  quicum- 
gue  in  causa  victor  extiterit.  semper  iudicium  conscriptum  accipiat  aut 
festes.  Solche  Urkunden  besaßen  also  immerhin  ein  gewisses  Ansehen, 
aber  sie  blieben  doch  private  Urkunden  und  waren  scheltbar. 

Die  Notitien  über  außergerichtliche  Rechtshandlungen  und  Ge- 
schäfte aber  wurden  nun  keineswegs  recht  scharf  von  den  Cartae  ge- 
schieden. Dieselbe  Partei,  welche  die  Carta.  die  dispositive  Geschäft s- 
Urkunde  ausstellte  oder  ausstellen  konnte,  erscheint  häufig  auch  als 
Aussteller  der  Xotitia,  der  schlichten  Beweisurkunde.  Also  nicht  wie 
in  Italien  regelmäßig  der  Destinatar,  der  das  Interesse  daran  hat.  son- 
dern auch  sein  Vertragsgegner,  der  Schenker.  der  Verkäufer,  der  In- 
vestient.  erscheint  als  Aussteller  einer  Xotitia.  Das  beeinflußt  auch  die 
Fassung.  Denn  aus  der  objektiven  Formulierung  des  berichtenden 
Textes  gehen  solche  Notitien  dann  im  Eschatokoll  oft  über  in  subjektive 
Unterzeichnungsformeln  des  Ausstellers,  also  in  ein  Eschatokoll  der 
Carta1). 

Daneben  gibt  es  aber  doch  viele  Notitien,  die  vom  Empfänger  aus- 
gestellt sind  und  viele,  in  denen  gar  kein  Aussteller  ersichtlich  ist. 
die  aber  vom  Empfänger  veranlaßt  sein  werden.  Solche  Urkunden 
können    aber    dann    vom    Vertragsgegner    signiert    werden. 

Da  die  Xotitia  Beweisurkunde  sein  soll,  bedarf  sie  der  Zeugen  und 
ihrer  Firmierung.  Auch  die  Unterschrift  des  Schreibers  ist  gewöhnlich 
vorhanden,  doch  wird  sie  ebenso  wie  wir  es  schon  bei  der  Carta  gesehen 
haben,  oft  auch  weggelassen  und  der  Schreiber  mag  unerkannt  unter 
den  Zeugen  stecken,  mit  denen  ja  der  gewöhnliche  Schreiber  gleichwertig 
war.     Die  Datierung  wird  wie  bei  den  Cartae  behandelt. 

Die  gewöhnliche  außergerichtliche,  vom  Empfänger  veranlaßte 
Xotitia  stellt  sich  somit  auf  fränkisch-deutschem  Rechtsgebiete  dar 
als  ein  einfacher  objektiv  gefaßter  Bericht  über  ein  schon  vollzogenes 
Rechtsgeschäft:  das  Eschatokoll  schrumpft  oft  auf  die  bloße  Zeugen- 
nennung ohne  Signa,  ohne  Unterschrift  eines  Schreibers,  ja  auch  ohne 
Datierung  zusammen.  So  begegnen  uns  schon  im  8.  Jahrhundert  Xotitiae, 
welche  wichtige  formale  Bestandteile  der  Urkunde  abgeworfen  haben 
und.  vom  Empfänger  hergestellt,  kaum  mehr  als  Urkunden  im  eigent- 
lichen Sinne  betrachtet  werden  können.  So  vor  allem  die  Xotitiae 
testium.  welche  nur  die  Zeugen  einer  Rechtshandlung  festhalten  wollen2). 
Bedeutsame  Vorzeichen  für  den  weiteren  Entwicklungsgang. 


J)  Vgl.  auch  Brunner  37  f.,   109  Anm.  2. 

2)  Vgl.  z.  B.  die  Xotitia  von  777  über  die  Besitzeinweisung  Fuldas  in  die 
Königsschenkung  zu  Hammelburg,  Arndt-Tangl.  Schrifttafeln.  T.  73.  Text  S.  37; 
oder  die  Xotitia  einer  Zeugenaussage  über  Grenzen  und  Zugehörigkeit  der  cellula 
Rott  zu  Passau.  zwischen  818  und  838.  Zibermavr  in  Mitt.  des  Instituts  26,  409. 
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III.  Äußere  Merkmale.  Diesseits  der  Alpen  ist  der  uns 
heute  noch  überlieferte  Bestand  an  Originalen  von  Privaturkunden 
des  frühen  Mittelalters  leider  nur  ein  sehr  spärlicher.  Die  ältesten 
Stücke  aus  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  stammen  aus  west fränkischen 
Klöstern,  aber  durch  das  ganze  8.  und  die  erste  Hälfte  des  9.  Jahrhun- 
derts sind  es  nur  etwas  über  20  Originale,  die  wir  aus  dem  Westen  be- 
sitzen. Darunter  bilden  die  Exemplare  des  Testamentes  des  bekannten 
Abtes  Fulrad  von  St.  Denis  von  777  eine  besonders  interessante  Gruppe1). 
Aus  dem  berühmten  Fulda  ist  uns  nur  ein  einziges  Original  des  9.  Jahr- 
hunderts erhalten;  ebenso  aus  Regensburg2).  Nur  an  einem  Orte  wurde 
ein  geschlossener,  reicher  und  überaus  kostbarer  Bestand  von  Original- 
urkunden seit  der  Mitte  des  8.  Jahrhunderts  bewahrt  und  gerettet, 
in  St.   Gallen3). 

Alles  übrige  ist  uns,  was  nicht  überhaupt  gänzlich  verloren  ging, 
in  Formelbüchern,  Cartularen  und  Kopialbüchern  und  in  den  ältesten 
Traditionsbüchern  überliefert.  Unter  solchen  Umständen  läßt  sich 
über  äußere  Merkmale  der  fränkisch-deutschen  Privaturkunden  noch 
weniger  sagen,  als  an  sich  schon  ihre  sehr  einfache  Ausstattung  zu 
sagen  Anlaß  bietet. 

Der  verwendete  Schreibstoff  ist  seit  dem  8.  Jahrhundert 
durchwegs  Pergament.  Die  Größe  der  Stücke  wechselt  sehr.  So  großes 
schönes  Format,  wie  es  für  das  erwähnte  Testament  Fulrads  verwendet 
wurde,  ist  eine  Ausnahme.  Gewöhnlich  wurden  je  nach  Bedarf  und 
Vorrat  Pergamentblätter  benützt,  die  wohl  in  der  Regel  über  ein  Groß- 
quartformat nicht  hinausgegangen  sein  werden;  sie  wurden  bald  der 
Höhe,  bald  der  Breite  nach  beschrieben. 

Die  Schrift  wird  im  8.  Jahrhundert  wohl  allgemein  die  frän- 
kische Kursive  dieser  Zeit  gewesen  sein,  so  wie  sie  uns  in  den  alten 
St.  Galler  Stücken  entgegentritt.  Interessant  sind  die  drei  Exemplare 
des  Testamentes  Fulrads  von  777.  Zwei  von  ihnen  sind  in  einer  der 
Urkundenkursive  der  königlichen  Kanzlei  ganz  nahestehenden  Schrift 
geschrieben,  das  eine  Stück  von  einem  gewissen  Adarulfus,  der  als 
Hilfskraft  der  Königskanzlei  nachweisbar  ist.  Eine  dritte  Ausfer- 
tigung des  Testamentes  (inhaltlich  gleich  der  ersten)  ward  von  einem 
Schreiber  des  Empfängers,  einem  Mönche  von  St.  Denis  hergestellt, 
in  einer  Übergangsschrift,  welche  noch  viele  kursive  Elemente  zeigt, 
im  ganzen  Schriftbild  aber  schon  mehr  den  Eindruck  der  eben  erstehenden 
karolingischen  Bücherminuskel  macht.  Und  diese  Minuskel  ist  dann 
im  9.  Jahrhundert  ganz  vorherrschend  in  den  Privaturkunden  ge- 
schrieben worden.    Allerdings  trägt  sie  doch  fast  immer  einen  gewissen, 


x)  Erst  Tangl  hat  dieselbe  im  N.  Archiv  (1907)  32,  169  ff.  gewürdigt,  gute 
Texte  und  schöne  Faksimiles  gegeben. 

2)  Vgl.  Heydenreich,  Das  älteste  Fuldaer  Cartular  S.  31.  Das  interessante 
Regensburger  Stück  aus  der  Zeil  Bischof  Baturichs  (830  -847)  bei  Chroust,  Mon, 
palaeogr.  VI,  T.  4,  5. 

3)  Wartmann,  ÜB.  von  St.  Gallen,  l.  und  2.  IM.  Ihn  kleiner  versprengter 
Teil  des  Materials  befindet  sich  in  der  Stadtbibliothek  zu   Bremen. 


40  I-  Die  römisch-germanische  Urkunde. 

der  eigentlichen  Urkundenminuskel  mehr  oder  minder  verwandten 
Zug:  längere,  geschwungene,  auch  wohl  mit  Schlingen  und  Schnörkeln 
versehene  Ober-  und  Unterschäfte,  diplomatische  Abkürzungszeichen, 
Festhalten  mancher  kursiver  Verbindungen.  Dazu  der  Gebrauch  der 
verlängerten  Schrift,  die  doch  ab  und  zu  in  der  ersten  Zeile,  besonders 
etwa  für  die  Invokation  verwendet  wird,  oder  der  Gebrauch  von  be- 
sonderen Initialen  für  den  Anfang  der  Urkunde. 

Den  urkundenmäßigen  Charakter  des  ganzen  Schriftbildes  wahren 
sodann  gewisse  häufig  angewendete  Schriftzeichen,  sowie  die  äußere 
Anordnung  und  Gestaltung  des  Eschatokolls.  Zu  Beginn  der  Urkunde 
steht  gewöhnlich  ein  Kreuz  oder  ein  Chrismon1).  Dieses  letztere  meist 
in  der  Gestalt  eines  langen  vertikalen  Striches,  der  mit  Schlangen- 
linien umwunden  wird.  Das  Chrismon  hält  sich  bis  in  das  10.  Jahr- 
hundert. Das  Eschatokoll  hebt  sich  durch  die  Unterschriften  oder 
Signa  von  Aussteller  und  Zeugen  und  durch  die  Schreiberunterschrift 
heraus. 

Eigenhändige  Unterschriften  von  Aussteller  und  Zeugen 
kommen  von  Seiten  geistlicher  Personen  nicht  selten  vor2).  Abt  Fulrad 
von  St.  Denis  hat  die  zwei  Exemplare  seiner  großen  Vergabungsurkunde 
von  777  mit  eigner  Hand  unterschrieben,  und  auf  dem  einen  Exemplar 
sind  ein  Haimardus  und  der  einstige  Kanzleichef  Karlmanns  und  spätere 
Nachfolger  Fulrads,  Maginarius,  diesem  Beispiel  gefolgt.  In  West- 
franzien  finden  sich  auch  in  den  nächsten  Jahrhunderten  eigenhändige 
Unterschriften  nicht  selten.  In  der  Stiftungsurkunde  für  Cluny  von  910 
unterschreibt  Herzog  Wilhelm  von  Aquitanien  eigenhändig  mit  -rWilel- 
mus,  worauf  aber  von  der  Hand  des  Urkundenschreibers  geschrieben 
folgt:  ego  hanc  auctoritatem  fieri  firmare  rogavi  ac  manu  propria  robo- 
ravi.  Unmittelbar  daranschließend  vom  Schreiber  geschrieben:  Signum 
Gelberate  .  .  .  uxoris  eius ,  dann  wieder  eigenhändige  Unterschriften 
von  Geistlichen  und  endlich  eine  Reihe  vom  Schreiber  gemachter  Signa3). 
Im  10.  und  11.  Jahrhundert  prunken  ab  und  zu  geistliche  Herren,  um 
ihre  Gelehrsamkeit  zu  zeigen,  mit  griechischen  Buchstaben  für  latei- 
nische Worte,  oder  griechischen  Worten  in  griechischen  oder  auch 
lateinischen  Buchstaben.  Auch  der  Gebrauch  tironischer  Noten  findet 
sich.  In  der  Touraine  hat  man  im  10.  Jahrhundert  die  Namen,  oft  aber 
nur  subscripsi  tironisch  geschrieben4).  Mit  tironischen  Noten  ist  in 
älterer  Zeit  auch  das  Subskriptionszeichen  ausgefüllt  worden,  das  die 
Unterschrift  gerne  beschloß.  Dieses  Subskriptionszeichen 
gewann  seine  charakteristische  Gestalt  von  dem  in  einem  großen  Bogen 
ausgeschwungenen  Schaft  des  ersten  s  von  subscripsi;  wie  ja  auch  das 


2)  Daß  es  in  Passau  im  9.  Jahrhundert  regelmäßig  gesetzt  wurde,  läßt  sich 
noch  aus  den  Kopien  des  ältesten  Traditionsbuches  nachweisen.  Zibermayr  in  Mitt. 
d.  Instituts  26,  375  f. 

2)  Vgl.  darüber  Giry  Manuel  592  ff. 

3)  Faksimile  in:  Cluni.  Album  historique  et  archeologique  par  F.  L.  Bruel 
1910. 

4)  Giry  525. 
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Rekognitionszeichen  der  Diplome  nichts  anderes  ist1).  Da  eigenhändige 
Unterschriften  überhaupt  nicht  allzuhäufig  waren,  und  da  sie,  wenn  sie 
vorkamen,  keineswegs  immer  mit  einem  besonderen  Subskriptions- 
zeichen schlössen,  so  wurde  dieses  vielmehr  ein  gewöhnliches  und  be- 
sonderes Merkmal  jener  Unterschrift,  die  doch  in  der  Regel  eigenhändig 
war,  nämlich  der  des  Schreibers.  Die  Grundform  eines  großen  s  wird 
wohl  so  ziemlich  festgehalten,  aber  durch  allerhand  Schnörkel  oft  ganz 
überwuchert.  Die  Füllung  des  Raumes  geschieht  durch  tironischen 
Noten  ähnliche,  aber  bald  kaum  mehr  verstandene  Zeichen  oder  durch 
sonstigen  Zierat.  Die  s-Form  wird  freilich  auch  wohl  ganz  verlassen 
und  das  Subskriptionszeichen  wird  zu  einer  willkürlich  geformten, 
öfters  recht  unförmlichen  Figur. 

Bei  Unterschriften  ist  aber  wohl  zu  beachten,  daß  auch  solche, 
die  sich  als  eigenhändig  bezeichnen,  trotzdem  nicht  immer  von  dem 
genannten  selber  gemacht  wurden2).  Dies '  ist  konstatiert  für  die 
Unterschrift  von  Schreibern  in  Privaturkunden  dieser  Jahrhunderte. 
Den  schlagendsten  Beweis  für  diese  Tatsache  bieten  jetzt  die  zwei 
Hauptexemplare  des  schon  oft  genannten  Testamentes  Fulrads.  In 
beiden  lautet  die  Unterschrift  des  Schreibers:  ego  Adaruljus  .  . 
scripsi  et  (folgt  das  Subskriptionszeichen),  jedes  von  beiden  ist  von 
je  einer  Hand  geschrieben  —  aber  diese  zwei  Hände  sind  voneinander 
ganz  verschieden,  in  einem  der  beiden  Fälle  hat  also  nicht  Adarulf 
das  Stück  geschrieben,  obwohl  dies  seine  angeblich  eigenhändige  Unter- 
schrift behauptet.  Ganz  analoge  Fälle  sind  an  Urkunden  des  8.  und 
9.  Jahrhunderts  aus  St.  Gallen  nachgewiesen  worden3).  Die  Folge- 
rungen aus  diesen  Beobachtungen  haben  wir  später  zu  ziehen. 

Die  Signumzeilen  und  die  Signa  von  Ausstellern  und  Zeugen  sind 
ganz  in  der  Regel  von  dem  Schreiber  gemacht.  Immerhin  kommt  es 
zuweilen  vor,  daß  das  Signum  (Kreuz)  selber  in  den  vom  Schreiber 
leergelassenen  Raum  der  Signumzeile  eingetragen  wurde.  Doch  war 
dies  jedenfalls  selten.  In  Westfranzien  verbreitete  sich  im  10.  Jahr- 
hundert einigermaßen  der  Brauch,  daß  namentlich  vornehmere  Aus- 
steller oder  Zeugen  zu  der  schon  vom  Schreiber  geschriebenen  Signum- 
zeile eigenhändig  ihr  Kreuz  daneben  oder  darunter  setzten4). 

Die  ältere  Privaturkunde  diesseits  der  Alpen  kannte  ebensowenig 
ein  Siegel  wie  die  italienische. 

IV.  Eine  eigenartige  Erscheinung  innerhalb  des  Urkundenwesens 
im  fränkischen  Reiche  bildet  die  rätoromanische  Urkunde. 
Sie  bedarf  und  verdient  eine  besondere  Charakteristik5).    Im  Gaue  von 


1)  Vgl.    Erben,    Urkundenlehre    1,    160  f.     Faksimiles   solcher   Subskriptions- 
zeichen von  696  und  731  bei  Giry  594. 

2)  Dies  betont  auch  schon  Giry  595. 

8)  Vgl.  meine  Bemerkung  in  Mitt.  des  Instituts  5,    6  Anm.  1.    Arndt-Tan^l, 
Schrifttafeln  Text  S.  36  n.  72. 

4)  Giry  599. 

5)  Vgl.  Brunner,    RG.  der  Urkunde  245  ff.,  Voltelini  in  Mitteil,  des  Instituts 
Ergbd.  6,  158  ff. 
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Currätien,  der  sich  so  ziemlich  mit  der  Diözese  von  Cur  deckte  und  das 
oberste  Rheintal  bis  gegen  den  Bodensee,  das  oberste  Inn-  und  oberste 
Etschtal  umfaßte,  erhielt  sich  ein  altertümlicher  Typus  der  Urkunden, 
der  unmittelbar  von  der  römischen  Urkunde  des  4.  und  5.  Jahrhunderts 
herkam.  Ein  Typus,  der  wohl  in  diesen  und  den  nächsten  Jahrhunderten 
in  der  ganzen  Provinz  Rätia  geherrscht  haben  mag.  Das  Bruchstück 
einer  Urkunde  aus  dem  passauischen  Rottachgau  aus  dem  Ende  des 
7.  oder  Anfang  des  8.  Jahrhunderts1)  ist  der  einzige  Überrest  einer 
solchen  weitern  Verbreitung.  In  Currätien  aber  hält  sich  diese  ar- 
chaische Urkunde  inmitten  der  anderen  Entwickelungen  des  Urkunden- 
wesens diesseits  und  jenseits  der  Alpen  mit  merkwürdiger  Zähigkeit 
bis  zum  Beginne  des  12.  Jahrhunderts.  Diese  romanischen  Alpentäler 
gehörten  zwar  seit  der  Mitte  des  6.  Jahrhunderts  zu  Alamannien  und 
zum  fränkischen  Reiche,  aber  sie  und  ihr  Bischof  nahmen  eine  Sonder- 
stellung ein,  welche  auch  die  Karolinger  anerkannten.  Das  Bistum  Cur 
war  wie  »ein  halbsouveräner  Kirchenstaat«2),  mit  eigenen  Gesetzen 
und  Gewohnheiten.  Wahrscheinlich  ist  doch  eben  hier  im  8.  oder  in 
der  ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  jene  Bearbeitung  des  römischen 
Vulgarrechtes  entstanden,  die  unter  dem  Namen  der  lex  Romana 
Curiensis  bekannt  ist:  jedenfalls  war  sie  seit  ca.  850  in  praktischer  An- 
wendung3). All  dies  macht  es  erklärlich,  daß  wir  auf  solchem  Boden 
seit  dem  8.  Jahrhundert  Urkunden  finden,  deren  Formular  im  wesent- 
lichen noch  an  jenes  der  pompejanischen  Wachstafeln  erinnert. 

Die  rätoromanischen  Verkaufsurkunden  haben  nämlich  die  rö- 
mische objektive  Fassung  mit  der  Praescriptio  des  Schreibers  beibe- 
halten; sie  beginnen:  scHpsi  ego  N.  »Die  Besonderheit  eines  mit  römisch- 
rechtlichen  Reminiszenzen  gesättigten  Urkundenwesens«  tritt  ferner 
in  eigenartigen  Berufungen  auf  römisches  Kaiserrecht  in  der  Stipu- 
lationsformel,  in  sonst  nicht  mehr  gebräuchlichen  römisch-rechtlichen 
Ausdrücken  und  in  der  Anwendung  von  Rechtssätzren  der  lex  Romana 
Curiensis  zutage.  Die  Strafklause]  kennt  die  römische  poena  dupli, 
die  dem  Beschädigten  zu  zahlen  ist,  und  die  Strafe  an  den  Richter. 
Auch  zeichnen  sich  diese  Urkunden  durch  ein  ausgesprochenes  Vulgär- 
latein aus.  Diesen  Typus  zeigen  die  im  St.  Galler  Archiv  erhaltenen 
rätoromanischen  Urkunden  aus  den  Gegenden  von  Rankweil  und  Grabs 
aus  dem  8.,  9.  und  10.    Jahrhundert. 

Dieser  ganz  altertümliche  Typus  schleift  sich  dann  im  11.  und 
12.  Jahrhundert  immerhin  ab.  Doch  seine  Nachwirkung  ist  ganz  deutlich 
noch  in  currätischen  und  vintschgauischen  Urkunden  des  12.  Jahr- 
hunderts zu  erkennen.  Es  bleibt  die  Datierung  am  Beginn  der  Urkunde, 
ihre  im  ganzen  objektive  Fassung,  welche  sich  allerdings  auch  mit 
subjektiven  Formeln  untermischt.  Aber  die  alten  Stipulationsklauseln 
fehlen  jetzt,   der   Schreibervermerk  tritt   nun   als  Unterschrift   an  den 


1)  Emendierter  Text  bei  Brunner,  RG.  der  Urkunde  254,  der  erst  die  rechte 
Deutung  und  Bestimmung  dieses  merkwürdigen   Stückes  gab.     Vgl.    oben    S.  34. 

2)  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.2  1,  534. 

3)  Brunner,  ebenda  517  ff. 
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Schluß  der  Urkunde,  die  alte  poena  dupli  ist  verschwunden.  Also  eine 
wesentliche  Annäherung  an  die  Formen  der  sonst  üblichen  Siegelurkunde 
oder  auch  des  Notariatsinstrumentes.  Dieser  Eindruck  wird  dadurch 
verstärkt,  daß  nun  auch  die  Sprache  das  gewöhnliche  Schrift-  und 
Urkundenlatein  dieser  Zeit  geworden  ist. 

Dafür  treten  aber  gerade  erst  in  diesen  späteren  rätischen 
Urkunden  zwei  neue  Eigentümlichkeiten  auf1).  Es  begegnet  die  Formel: 
tracta  est  carta  et  facta  (scripta)  in  N.  Dieses  tracta  ist  nichts  anderes 
als  traiecta,  geworfen,  zugeworfen.  Das  Pergament  wurde  vom  Aus- 
steller dem  Empfänger  zugeworfen,  es  dient  zum  Vollzug  der  rechts- 
förmlichen Handlung,  es  ist  ein  Seitenstück  zum  levare  cartam,  über 
beides  haben  wir  später  zu  sprechen.  Ebenso  über  eine  zweite  Be- 
sonderheit, das  Auftauchen  einer  Person,  von  der  es  heißt:  qui  pennam 
levavit.  Es  ist  eine  von  Aussteller,  Empfänger  und  Schreiber  verschie- 
dene Person  welche  die  Feder  aufhebt,  sie  dem  Schreiber  überreicht 
und  damit  die  »Billigung  des  Rechtsgeschäftes  und  Ermächtigung  zur 
Ausstellung  der  Urkunde«  kundgibt2). 

Im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  wurden  aber  auch  diese  Ausläufer 
der  rätischen  Sonderbildungen  des  Urkundenwesens  vollständig  auf- 
gesogen durch  die  deutsche  Siegelurkunde  und  das  italienische  Notariats- 
instrument, welches  vom  Gebiete  der  Diözese  und  des  Fürstentums 
Trient  her  sich  auch  den  Vintschgau  eroberte. 

V.  Die  angelsächsische  Urkunde.  Das  Urkunden- 
wesen, wie  es  sich  bei  den  Angelsachsen  in  England  entwickelt  hat  und 
uns  aus  dem  reichen  Urkundenvorrat  seit  den  letzten  Dezennien  des 
7.  Jahrhunderts  erkennbar  ist,  müssen  wir  in  seinen  wesentlichsten 
Zügen  kennen  lernen.  Denn  es  zeigt  uns  eine  eigenartige  und  lehrreiche 
Entwicklung3). 

Als  die  Angelsachsen  in  Britannien  Fuß  faßten,  einen  großen  Teil 
der  Insel  eroberten  und  in  Besitz  nahmen,  haben  sie  selbst  natürlich 
kein  Urkundenwesen  gekannt.  Es  ist  auch  nicht  wahrscheinlich,  daß 
sie  von  den  heiß  bekämpften  romanisierten  Kelten  Britanniens  die 
Urkunde  »als  ein  Residuum  römischen  Vulgarrechtes«  übernommen 
haben  sollten.  Vielmehr  spricht  alles  dafür,  daß  durch  die  von  Rom 
aus  unter  Papst  Gregor  I.  erfolgreich  eingeleitete  katholische  Mission 
mit  dem  römischen  Christentum  auch  die  römisch-kirchliche  Urkunde 
den   Angelsachsen   vermittelt   wurde4).     Rom    sandte    die   ersten    Erz- 


J)  Vgl.  Brunner  RG.  der  Urkunde  304,  Voltelini  a.  a.  O.  165  f.,  170  f. 

2)  Offenbar  dadurch  beeinflußt,  taucht  das  pennam  levare  einmal  in  einer 
Urkunde  des  Klosters  Georgenberg  im  Inntal  für  St.  Zeno  bei  Reichenhall  vom 
Jahre  1207  auf.     Georgenberg  besaß  bei  Meran  Güter.     Vgl.  Voltelini   L67. 

3)  Über  die  ags.  Urkunde  vgl.  die  oben  S.  32  genannten  Arbeiten  von 
Aronius,  Hall,  namentlich  aber  Brunner.  Das  urkundliche  Material  bei  Kemble 
CD.  aevi  Saxonici  und  Thorpe.  Das  angelsächsische  Urkundenwesen  bedürfte  einer 
umfassenden  Untersuchung  auf  Grund   der   Originale. 

4)  Brunner  187  hat  liierfür  schon  entscheidende  Gründe  beigebracht;  Brandi 
in  den  Götting.  Gel.  Anzeigen  1905,  S.  955,  gab  weitere  Beleg 
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bischöfe  und  Bischöfe.  Die  Beziehungen  der  Angelsachsen  zu  Rom 
gestalteten  sich  ganz  besonders  rege  und  lebhaft.  Könige,  hohe  und 
niedere  Geistliche  und  Laien  pilgerten  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
7.  Jahrhunderts  zahlreich  und  regelmäßig  nach  Rom,  hier  entstand  ein 
eigener  »burgus  Anglorum«  mit  der  »via  Saxonum«,  und  in  der  »schola 
Anglorum«  wurden  junge  Angelsachsen  für  den  kirchlichen  Dienst  in 
der  Heimat  erzogen1).  Und  wie  die  Iren  und  Angelsachsen  ihre  Schrift 
direkt  von  der  römisch-italischen  Halbunciale  herübernahmen  und  zu 
einer  eigenartigen  Tochterschrift  ausbildeten,  haben  die  Angelsachsen 
gewiß  aus  derselben  vorbildlichen  Quelle  für  ihre  Urkunden  geschöpft. 

Solch  lebendigen,  ausgesprochen  kirchlichen  1\Yechselbeziehungen 
entsprach  es,  wenn  Wesen  und  Form  gerade  der  römisch-italischen 
geistlichen  Urkunde  für  das  angelsächsische  Urkundenwesen  von  Ein- 
fluß wurde.  Nicht  sosehr  die  römisch-  italische  Tabellionen-  und 
Xotariatsurkunde  wurde  das  Vorbild,  als  die  Epistolae  und  Praecepta 
kirchlicher  Obern,  wie  sie  in  Rom  und  Italien  sich  ausgebildet  hatten. 
Daraus  dürften  sich  wesentliche  Eigentümlichkeiten  der  angel- 
sächsischen Urkunde  erklären. 

Aus  der  Übertragung  und  Rezeption  dieser  Urkunde  durch  Ver- 
mittelung  der  mächtigen  geistlichen  Gewalten  einer-,  aus  der  Zersplit- 
terung der  angelsächsischen  kleinen  Königreiche  anderseits,  dürfte  vor 
allem  die  auffallende  Tatsache  erklärlich  werden,  daß  die  angelsäch- 
sische Königsurkunde  keine  solche  diplomatische  und  rechtliche  Sonder- 
stellung besaß  wie  etwa  die  langobardische  oder  fränkische.  *  Die  Ur- 
kunden der  angelsächsischen  Könige  entstammen  nicht  einer  organi- 
sierten Kanzlei,  sie  tragen  keine  kanzleimäßige  Beglaubigung  eines 
verantwortlichen  Beamten  und  kein  Siegel,  sie  müssen  ebenso  Zeugen 
nennen  wie  die  Urkunden  jedes  anderen  Ausstellers;  sie  wurden  wohl 
regelmäßig  von  den  Empfängern  selber  hergestellt.  Und  wie  sie  sich  in 
ihrer  Ausstattung  nicht  von  anderen  Urkunden  unterscheiden,  so  auch 
nicht  in  der  Rechtskraft,  es  »schließt  bei  den  Angelsachsen  die  Privat- 
urkunde die  Königsurkunde  in  sich«2). 

So  ist  das  angelsächsische  Urkundenwesen  bis  zur  normannischen 
Eroberung  ein  ungemein  einheitliches,  geschlossenes,  aber  auch  ab- 
geschlossenes. 

Auch  bei  den  Angelsachsen  übernahm  man  die  beiden  Arten  der 
subjektiv  gefaßten  Vollzugsurkunde  und  der  objektiv  erzählenden 
Berichts-  und  schlichten  Beweisurkunde.  Doch  kannte  man  hierfür 
nicht  die  Bezeichnungen  Carta  und  Xotitia  oder  ähnliche,  man  unter- 
schied sie  nicht  durch  eine  besondere  Terminologie3).  Man  nannte  nur 
die  Urkunde  überhaupt  böc,  libellus,  liber.  liber  testamenti.  Freilich 
war  dieses  »Buch«  in  der  Regel  seinem  Wesen  nach  eine  Carta. 


x)  Vgl.   J.   Jung  in  Mitt.  des  Instituts  25,  16  ff. 

2)  Brunner  159.     Hall   176  f.  betont    die    Herstellung    der    Königsurkunden 
durch  die  Empfänger  und  nennt  sie  »ein  kirchliches  und  lokales  Produkt«. 
3j  Vgl.  Brunner  203  Anm.  3. 
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Ohne  auf  den  mannigfaltigen  Wechsel  mancher  Teile  des  For- 
mulars der  angelsächsischen  Urkunde  eingehen  zu  können,  mögen 
nur  die  charakteristischen  Eigentümlichkeiten  hervorgehoben  werden1). 
Die  dispositiven  Worte  des  Textes  sind  regelmäßig  im  Futurum  ge- 
setzt, nicht  im  Präsens  oder  Perfekt;  der  Aussteller  sagt:  dabo,  donabo. 
Dies  geschieht  vom  Standpunkt  des  Schreibers  aus:  während  er 
schreibt,  liegt  die  das  Rechtsgeschäft  vollziehende  Handlung,  die  Über- 
gabe der  Urkunde  durch  den  Aussteller  an  den  Empfänger,  noch  in  der 
Zukunft.  Den  Text  schließt  eine  rein  geistliche  Poenformel,  eine  An- 
drohung geistlicher  und  jenseitiger  Strafe  für  den  Verletzer;  sie  ent- 
spricht der  feierlichen  Sanktion,  welche  durch  einen  Priester  beim 
Urkundungsakte  selber  ausgesprochen  wird.  Das  Eschatokoll  besteht 
nur  aus  den  Signa  des  Ausstellers  und  der  Zeugen,  sie  rühren  allem 
Anschein  nach  meistens  vollständig  vom  Schreiber  her.  Die  Betätigung 
der  Signierenden  bestand  nur  in  der  Handauflegung;  hierfür  werden  die 
Worte  confirmare  oder  auch  caraxare  gebraucht.  Mit  den  Signa,  oder 
wenn  die  Datierung  am  Ende  steht,  mit  ihr,  schließt  die  Urkunde. 
Sie  entbehrt  durchaus  einer  Unterschrift  des  Schreibers;  dieser  Mangel 
unterscheidet  die  angelsächsische  Urkunde  am  auffälligsten  von  der 
italischen    und    fränkischen    Privaturkunde. 

Die  Datierung  kann  am  Eingang  der  Urkunde,  aber  auch  in  der 
Dispositio  stehen,  häufig  schließt  sie  sich  an  die  Sanctio  an, 
manchesmal  steht  sie  am  Schlüsse  nach  den  Zeugen.  Sie  ist  mit 
acta,  gesta,  facta,  aber  auch  mit  scripta  eingeleitet.  Niemals  aber 
mit  datum ,  was  dem  Fehlen  der  Nennung  des  aushändigenden 
Schreibers  entspricht. 

Die  Urkunden  sind  auf  Pergament  durchaus  in  der  angelsäch- 
sischen Halbunciale  geschrieben.  Die  Urkundenkursive  und  die  ihr 
eigenen  kalligraphischen  Elemente,  wie  z.  B.  verlängerte  Schrift,  sind 
unbekannt.  Erst  im  10.  Jahrhundert  macht  sich  ein  Einfluß  der  fest- 
ländischen Bücherminuskel  bemerkbar2).  Ganz  eigenartig  ist  ferner, 
daß,  wie  bei  den  angelsächsischen  Rechtsquellen,  so  auch  bei  den  Ur- 
kunden, sehr  frühe  schon  die  Volkssprache  neben  dem  Latein  gebraucht 
wird.  Denn  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  des  9.  Jahrhunderts 
scheinen  Urkunden  in  angelsächsischer  Sprache  geschrieben  worden 
zu  sein3). 

Die  angelsächsische  Urkunde,  auch  die  von  Königen  ausgestellte, 
trägt  bis  ins  11.  Jahrhundert  kein  Siegel4).  Da  diese  Urkunden  meist 
nicht  einmal  eigenhändige  Zeugensigna  aufweisen,  und  da  sie  auch 
keinen   Schreiber  nennen,  besitzen  sie  keinerlei  äußere  Beglaubigung. 


*)  Vgl.  Brunner  157  ff. 

2)  Vgl.  Brandi  in  Götting.  gel.  Anz.  1905,  S.  955.   Über  diese  Schrift  Bretholz 
in  Meisters  Grundriß  1,  79  ff. 

3)  Urk.   des  Herzogs  Oswulf  von  Ostkent  für  Canterbury  805—831,   Sweet 
The  oldest  English  Texts  S.  443.     Dreizehn  Tafeln  n.  1.    Ob  Original? 

4)  Über  vereinzelte   Ausnahmen   (Urkunden    für   fränkische   und    italienische 
Empfänger)  Brandi  a.  a.  O. 
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Allerdings  aber  wird  früh  eine  andere  Art  von  Beglaubigung  gebräuch- 
lich, nämlich  die  Chirographierung,  deren  älteste  Beispiele  wir  bis  zur 
Mitte  des  9.  Jahrhunderts  zurückverfolgen  können.  Dieses  Beglau- 
bigungsmittel ist  jedoch,  so  weit  man  urteilen  kann,  keineswegs  regel- 
mäßig angewendet  worden1). 

Wie  die  Urkunden  keinen  Schreiber  nennen,  so  hören  wir  über- 
haupt bei  den  Angelsachsen  nichts  von  berufsmäßigen  öffentlichen 
Schreibern  oder  Notaren,  nichts  von  Gerichtsschreibern,  nichts  von 
Schreibern  der  Bischöfe  und  Könige  als  Beamten.  Natürlich  waren 
an  den  Bisehofsitzen  und  an  den  Königshöfen  Schreibkräfte  in  Ver- 
wendung, aber  eben  nicht  kanzleimäßig  organisiert.  Die  meisten  der 
Urkunden  für  bischöfliche  Kirchen  und  Klöster  werden  von  Schreibern 
dieser  Empfänger  geschrieben  sein. 

Trotz  dieses  gänzlichen  Mangels  eines  kanzleimäßigen  oder  öffent- 
lichen Schreibertums.  trotz  des  Mangels  eines  in  der  Urkunde  selbst 
liegenden  Beweismittels,  besaß  die  Urkunde  bei  den  Angelsachsen  den- 
noch eine  bedeutende  Stellung  und  Geltung.  Ihre  Rezeption  durch 
Vermittelung  der  den  Angelsachsen  lebendiger  als  etwa  den  Franken 
verbundenen  höchsten  geistlichen  Autorität  der  römischen  Kirche 
wirkte  da  entschieden  mit.  Die  Urkunde  trat  als  Vollzugsmittel  für 
Rechtsgeschäfte,  namentlich  für  die  Übereignung  von  Liegenschaften, 
neben  die  bisherige  volksrechtliche  Übereignungsform.  Das  durch  die 
Übergabe  der  Urkunde  (böc)  erworbene  Gut  wird  als  Bocland  bezeichnet 
im  Gegensatz  zu  dem  nach  Volksrecht  erworbenen  Gut.  dem  Folk- 
land2).  Die  Übergabe  der  Urkunde  durch  den  Aussteller  an  den  Em- 
pfänger vor  Zeugen  heißt  geböcian,  böcian:  sie  ist  der  rechtsförmliche, 
konstitutive  Akt,  er  genügt  an  sich.  Ja  die  Angelsachsen  gingen  noch 
weiter:  es  konnte  die  ursprüngliche  Urkunde  (über  antiquus,  carta 
primitiva)  vom  Besitzer  des  durch  sie  erworbenen  Buchlandes  benützt 
werden,  um  durch  ihre  einfache  Übergabe  das  Gut  weiter  zu  veräußern; 
es  brauchte  keine  neue  Urkunde  ausgestellt  zu  werden;  oder  wenn 
eine  neue  Urkunde  ausgestellt  ward,  so  wurde  auch  die  alte  mitübergeben. 
Gerade  deshalb  ist  heute  noch  so  altes  und  reiches  Urkundenmaterial 
aus  angelsächsischer  Zeit  erhalten,  darunter  auch  verhältnismäßig 
viele  sonst  so  seltene  Urkunden  für  Laien,  deren  Buchland  samt  ihren 
Urkunden  schließlich  in  den  Besitz  der  Kirchen  und  ihrer  schützenden 
Archive  gelangte3). 


x)  Vgl.  Breßlau,  Urkundenlehre  503  ff.  Über  Chirographierung  dann  unten 
Abschnitt  II.   Kapitel  3. 

2)  Diese  Bedeutung  von  Bocland  und  Folcland  ist  durch  die  neuere  Forschung 
festgestellt,  vgl.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.2  1,  293  Anm.  1,  gegenüber  seiner 
eigenen  früheren  auch  in  der  Rechtsgesch.  d.  Urkunde  vertretenen  Ansicht. 

3)  Vgl.  Brunner,  Rechtsgesch.  d.  Urkunde  166  ff. 
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4.  Die  rechtliche  Funktion  der  germanischen  Urkunde. 
Vorakte.     Gerichtsschreiber  und   öffentliche  Schreiber. 

Brunner,  Zur  Rechtsgeschichte  der  römischen  und  germanischen  Ur- 
kunde 86  ff.,  149' ff.,  261  ff.  Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte  2,  185  ff., 
420  ff.  Breßlau,  Urkundenbeweis  und  Urkundenschreiber  im  öffentlichen 
deutschen  Recht,  Forsch,  z.  deutschen  Gesch.  26,  1  ff.  A.  S.  Schultze,  Zur 
Lehre  vom  Urkundenbeweis,  Grünhuts  Zeitschr.  f.  das  private  u.  öffentl. 
Recht  (1894)  22,  70  ff.  Breßlau,  Handbuch  d.  Urkundenlehre  1,  476  ff.  Seeliger, 
Kanzleistudien,  Mitt.  d.  Instituts  11,  396  ff.  Redlich,  Geschäftsurkunde  und 
Beweisurkunde,  Mitt.  d.  Instituts,  Ergbd.  6,  1  ff.  Steinacker  in  Meisters  Grund- 
riß der  Geschichtswissenschaft  1,  243  ff.  Kern,  Dorsualkonzept  und  Imbre- 
viatur  (1906).  Gaudenzi,  Sulla  duplice  redazione  del  documento  Italiano  nel 
medio  evo,  Arch.  stör.  Dal.  1908,  41.  Bd.  C.  Freundt,  Wertpapiere  im  antiken 
und  frühmittelalterlichen  Rechte  (1910)  1,  115 — 219. 

Die  Übernahme  der  spätrömischen  dispositiven  Urkunde  durch  die 
germanischen  Völker  und  Stämme  seit  dem  5.  und  6.  Jahrhundert 
war  eine  notwendige  und  dennoch  verfrühte  Rezeption.  Die  Carta 
beruhte  auf  dem  Gedanken,  daß  durch  die  Übergabe  der  Urkunde  das 
Rechtsgeschäft  vollzogen  werde,  und  Carta  gleichwie  Notitia  bean- 
spruchen den  Wert  als  Beweisurkunden,  kraft  ihrer  Eigenschaft  als 
geschriebenes  Wort.  Das  erste  entsprach  nicht  ganz  der  germanischen 
Rechtsanschauung,  welche  die  rechtsförmliche  Handlung  vor  Zeugen 
als  dasjenige  betrachtete,  was  das  Rechtsgeschäft  konstituierte.  Das 
zweite  paßte  so  gar  nicht  in  die  weit  niedrigere  Kulturstufe  der  Ger- 
manenstämme, deren  Volk  ja  weder  die  lateinische  Sprache  der  Ur- 
kunden verstand,  noch  das  geschriebene  Wort  lesen  konnte.  So  beginnt 
im  Augenblicke  der  Rezeption  auch  schon  eine  Reaktion.  Und  mochten 
durch  den  römisch-kirchlichen  Einfluß  die  Volksrechte  theoretische 
Bestimmungen  über  Verwendung  und  Geltung  der  Urkunde  aufgenommen 
haben,  die  Praxis  hat  ihnen  dann  nicht  immer  entsprochen  und  das 
Urkundenwesen  mußte  sich  dem  zwingenden  Drucke  ganz  anders- 
gearteter Zustände  anbequemen1) . 


J)  C.  Freundt  sucht  in  dem  oben  angeführten  Werke  nachzuweisen,  daß  »erstens 
der  Unterschied  zwischen  carta  und  notitia  lediglich  in  der  äußeren  Form  beider 
besteht,  ohne  daß  ihm  eine  juristische  Differenzierung  der  einen  gegenüber  der 
andern  Urkundenart  entspricht,  und  daß  zweitens  die  traditio  cartae  weder  eine 
Form  der  Begründung  des  Schuldvertrags  noch  eine  Form  der  Eigentumsüber- 
tragung darstellt«  (S.  127  f.).  Allein  es  ist  an  sich  ganz  unwahrscheinlich  und  dem 
Wesen  der  Urkunde  widersprechend,  daß  ein  derartiger  formaler  Unterschied  wie 
zwischen  carta  und  notitia,  nicht  aus  einem  ursprünglich  auch  sachlich  und  rechtlich 
verschiedenen  Zweck  der  Urkunde  entsprungen  sein  sollte.  Daß  in  der  Praxis  Ver- 
mengungen vorkamen,  ist  begreiflich,  vgl.  oben  S.  29.  An  der  ursprünglich  per- 
fizierenden  Bedeutung  der  traditio  cartae  im  Sinne  Brunners  in  den  frühgermanischen 
Rechten  ist  festzuhalten.  Wie  aber  diese  Bedeutung  allerdings  abgeschwächt  und 
verdrängt  wurde,  dürfte  unsere  nachfolgend.'  Darstellung  zeigen.  Val  de  Lievre 
hat  schon  1881  in  seiner  gehaltvollen  Besprechung  des  Werkes  von  Brunner  in  Mitt. 
des  Instituts  2,  464  ff.  auf  die  Bedeutung  des  germanischen  Einflusses  hingewiesen, 
denselben  allerdings  mehr  in  positiver  Dichtung  zu  fassen  gesucht. 
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I.  Die  Auffassung  der  römisch-kaiserlichen  Gesetzgebung  in  bezug 
auf  die  Geschäftsurkunde  war  gewesen,  daß  durch  die 
Begebung  der  vollendeten,  vom  Aussteller  oder  einem  öffentlichen 
Schreiber  vollständig  geschriebenen  Urkunde  (carta  completa  et  ab- 
soluta) durch  den  Kontrahenten,  den  Aussteller,  an  den  Empfänger 
die  Handlung  vollzogen  werde1).  Allerdings  hat  man  in  Italien  die 
traditio  cartae  vor  der  completio  des  Tabellio  vorgenommen,  so  daß 
also  die  unvollendete  Urkunde  tradiert  wurde2),  aber  einmal  galt  dies 
nur  für  die  durch  einen  öffentlichen  Schreiber  hergestellte  Urkunde, 
und  dann  blieb  außerhalb  Italiens  überhaupt  die  notarielle  completio 
unbekannt.  So  lag  es  bei  der  Rezeption  der  Carta  aus  römischem 
Brauche  durchaus  nahe,  die  Auffassung  zu  übernehmen:  die  Über- 
gabe der  wirklichen  Urkunde,  der  vollendeten  Carta  vollzieht  das 
Geschäft. 

Zweifellos  hat  nun  bei  diesem  Prozesse  die  Kirche  den  größten 
Einfluß  geübt3).  Die  Kirche  lebte  nach  römischem  Rechte.  Sie  hatte 
die  Vorteile  der  Urkunde  sich  stets  zunutze  gemacht4),  sie  war  nament- 
lich in  den  germanischen  Reichen  der  am  Urkundenwesen  meistinter- 
essierte Faktor.  Als  stete  Alehrerin  ihres  Gutes  war  für  sie  die  Sicherung 
ihrer  Erwerbstitel  von  größter  Wichtigkeit  und  die  Urkunde  das  be- 
quemste Vollzugs-  und  Beweismittel.  Was  man  der  einzelnen  Kirche 
schenkt,  widmet  man  gewissermaßen  ihrem  Schutzheiligen;  man  über- 
gibt ihm  die  Schenkung,  indem  man  die  Urkunde  an  die  ihm  geweihte 
Stätte,  auf  den  Altar  der  Kirche  niederlegt.  So  entwickelte  sich  wohl 
schon  im  6.  und  7.  Jahrhundert  die  Niederlegung  der  Urkunde 
auf  den  Altar  der  Kirche  als  besondere  Form  der  Tradition.  Wir 
dürfen  sie  geradezu  als  die  römisch -kirchliche  Über- 
eignungsform bezeichnen.  Sie  läßt  sich  ungefähr  seit  dem 
Beginne  des  8.  Jahrhunderts  nachweisen  und  zwar  in  Italien  bei  Lango- 
barden und  Römern,  und  natürlich  außerhalb  Italiens.  Die  in  der 
ersten  Hälfte  des  8.  Jahrhunderts  aufgezeichneten  Volksgesetze  der 
Alamannen  und  Bayern  stellen  Bestimmungen  über  Schenkungen  an 
Kirchen  an  die  Spitze.  Die  Lex  Alamannorum  erklärt,  dies  könne  mit 
oder  ohne  Urkunde  geschehen;  Kirchengut  dürfe  aber  an  Laien  nur 
mittels  Urkunde  verliehen  werden ;  Urkunden  für  Kirchen  sind  auf  dem 
Altar  niederzulegen.  Das  bayrische  Volksrecht  fordert,  Schenkungen  an 
Kirchen  sollen  durch  Urkunde  geschehen;  die  Urkunde  soll  von  Aus- 
steller und  Zeugen  durch  Handauflegung  gefestet  werden,  et  tunc  ipsam 
epistolam  pönal  (der  Schenker)  super  altare  et  sie  tradat  ipsam  peeuniam 
coram  sacerdole   qui   ibidem  servit.     Ebenso   deutliche   Belege   besitzen 


x)  Vgl.  Brunner.  Rechtsgesch.  der  Urkunde  72  ff. 

2)  Vgl.  oben   S.  6. 

3)  Vgl.  zum  Folgenden  meine  Ausführungen  in  Mitt.  d.  Instituts  Ergbd.  6, 
2  ff.,  die  ich  hier  ergänze. 

4)  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  126,  und  oben  S.  7. 
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wir  für  den  analogen  Vorgang  bei  den  Franken  und  bei  den  Angel- 
sachsen1). 

Die  Willenserklärung  des  Schenkers  und  die  Übergabe  der  dieselbe 
enthaltenden,  vollständigen  Urkunde,  das  zusammen  vollzieht  das 
Rechtsgeschäft,  es  bedarf  keines  weiteren  Formalaktes2).  Allein  neben 
dieser  römisch-kirchlichen  Tradition  der  Urkunde  in  vollständiger, 
vollzogener  Gestalt  bildet  sich  bei  den  Langobarden  und  Angelsachsen 
und  besonders  bei  den  germanischen  Stämmen  diesseits  der  Alpen  eine 
eigentümliche  Verwendung  der  Urkunde  in  unvoll- 
endeter   Gestalt    heraus. 

Einen  Ausgangspunkt  bot  hier  die  römisch-italische  Urkunde. 
Wir  wissen,  daß  bei  der  vom  öffentlichen  Tabellio  oder  Notar  herge- 
stellten Urkunde  seit  Justinian  in  Italien  die  Traditio  cartae  stattfand, 
nachdem  der  Text  geschrieben,  bevor  jedoch  die  Unterzeichnung  der 
Zeugen  und  des  Schreibers  geschah,  damit  diese  eben  die  ausschlag- 
gebende Handlung  der  Traditio  cartae  bezeugen  können.  Es  wurde 
also  eine  carta  incompleta  tradiert.  Genau  diesen  Vorgang  haben  nun 
die  Angelsachsen  übernommen,  ein  neuer  Beweis  für  den  engen  Zu- 
sammenhang des  angelsächsischen  Urkundenwesens  mit  dem  römisch- 
italischen. Auch  bei  den  Angelsachsen  wird  allem  Anschein  nach  der 
Text  der  Urkunde  in  der  Regel  voraus  geschrieben  und  diese  unvoll- 
endete Urkunde  wird  vor  den  Zeugen  vom  Aussteller  dem  Empfänger 
tradiert.  Dann  erst  werden-  die  Signa  der  Zeugen  hinzugefügt,  welche 
also  den  rechtsförmlichen  Übergabsakt  der  unvollendeten  Urkunde 
zu  bezeugen  haben3).  Während  aber  in  der  römisch-italischen  Carta 
dieser  Vorgang  in  der  completio  des  Schreibers  seinen  Abschluß  und 
schriftlichen  Ausdruck  findet,  ignoriert  die  angelsächsische  Urkunde 
den  Schreiber  vollständig.  So  sehr  sie  sich  also  sonst  an  ihr  Vorbild 
anlehnt,  so  verzichtet  sie  doch  von  vornherein  und  vollständig  auf 
jeden  Beweis  durch  die  Handschrift,  sie  stellt  sich  ganz  und  gar  auf  den 
Standpunkt  des  Zeugenbeweises.  Immerhin  bietet  die  Urkunde  ihrem 
Inhaber  gewisse  Vorteile.  Wird  eine  Urkunde  nicht  angefochten,  so 
kann  ihre  Beibringung  zugunsten  des  Produzenten  entscheiden,  oder 
sie  bringt  ihn  wenigstens  näher  zum  Eide.  Erst  wenn  die  Urkunde  in 
ihrer  Wahrheit  angefochten  wurde,  scheint  auf  die  Zeugen  und  ihren  Eid 
gegriffen  worden  zu  sein4). 

Einen  wesentlichen  Schritt  weiter  in  der  Umgestaltung  der  rö- 
mischen Traditio  cartae  zu  einer  dem  germanischen  Volksrechte  an- 
gemessenen rechtsförmlichen  Handlung  taten  die  Langobarden. 
Sie  zogen  die  Konsequenz  aus  der  Begebung  der  unvollendeten,  unvoll- 


x)  Brunner  a.  a.  O.  265  f.,  155.  Die  meisten  Schenkungen  an  St.  Jean  d'Angely 
bezeichnen  sich  selber  noch  im  11.  Jahrhundert  als  gemacht  per  chartern  super 
altare  s.  Johannis.     Giry,  Manuel  de  diplom.  570  Anm.  5. 

2)  Heusler,  Institutionen  des  deutschen  Privatrechts  2,  69,  meine  Darstellung 
in  Mitt.  des  Instituts  Ergbd.  6,  2. 

3)  Vgl.  Brunner  a.  a.  O.  159  ff. 

4)  Vgl.  Brunner  203  ff. 

Redlich,    Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  4 
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zogenen  Urkunde.  Sie  betrachteten  diese  unvollendete  Urkunde  als 
das  was  sie  war,  nämlich  nicht  als  wirkliche  Urkunde,  sondern  als 
Pergament,  das  erst  zur  vollen  Urkunde  gemacht  werden  muß. 
Namentlich  bei  Übereignung  von  Liegenschaften  wurde  demnach  die 
Urkundentradition  in  folgender  Weise  gestaltet.  Der  Aussteller  gibt 
in  Gegenwart  des  Destinatars,  der  Zeugen  und  des  Schreibers  seine 
Willenserklärung  ab  und  hält  hierbei  das  Pergament  in  Händen, 
»welches  zur  Carta  werden  soll«.  Hierauf  übergibt  er  das  Pergament 
dem  Destinatar  ad  proprium  und  dem  Notar  ad  scribendum.  Tradiert 
wird  juristisch  nur  das  Pergament  der  Carta,  diese  selbst  sollte  erst  vom 
Notar  geschrieben  werden1). 

Die  Bedeutung,  die  man  der  rechtsförmlichen  Handlung  beilegte, 
tritt  nun  noch  schärfer  und  deutlicher  bei  den  Franken,  Bur- 
gundern und  Alamannen  hervor2).  Am  besten  läßt  sich  dies 
bei  der  Übereignung  von  liegendem  Gut  verfolgen.  Die  ursprüngliche 
germanische  Übereignungsform  ist  die  reale  Tradition,  welche  auf  dem 
Grundstück  durch  Übergabe  von  Teilen  desselben  oder  von  Symbolen, 
durch  Räumung  des  Grundstückes  von  seiten  des  bisherigen  und  Ein- 
weisung des  neuen  Besitzers  geschah.  Nun  wurde  die  Traditio  per 
cartam  rezipiert.  Einerseits  durch  Einfluß  der  Kirche  in  der  römisch- 
kirchlichen  Form  der  Übergabe  der  vollendeten  Urkunde.  Andrerseits 
jedoch  gestalteten  diese  Stämme  in  der  gleichen  Richtung  wie  die  Lango- 
barden, aber  noch  sinnfälliger  die  Traditio  cartae  zu  einem  rechts- 
förmlichen Akte,  der  die  Übergabshandlung  zur  Hauptsache,  die  carta 
aber  zum  bloßen  Symbole  machte.  Gleichwie  die  festuca  (Stab,  Halm) 
vom  Veräußerer  dem  Empfänger  zugeworfen  oder  aber  auf  den  Boden 
gelegt  und  dann  überreicht  wurde3),  so  geschah  es  mit  der  Carta.  In 
Gegenwart  der  beiden  Parteien,  der  Zeugen  und  des  Schreibers  wird 
das  Pergament,  auf  welchem  die  Carta  geschrieben  werden  soll,  auf  den 
Erdboden  gelegt.  Der  Aussteller  hebt  das  Pergament  vom  Boden 
auf;  dies  heißt  cartam  oder  pergamenum  de  terra  levare,  levatio 
cartae.  Dies  in  Händen  haltend  gibt  der  Aussteller  eine  dem  Rechts- 
geschäfte entsprechende  Willenserklärung  ab,  überreicht  es  dem  Em- 
pfänger und  bittet  den  Schreiber  die  Carta  zu  schreiben.  Nunmehr, 
nach  der  levatio  und  traditio  des  Pergamentes,  folgt  die  Niederschrift, 
oder  wenn  der  Kontext  schon  vorher  geschrieben  war,  die  Vollendung 
der  Urkunde  durch  die  Signa,  die  Unterschrift  des  Schreibers  und  oft 
auch  die  Datierung. 

Eine  eigentümliche  »Zwischenbildung«  und  Umdeutung  erfuhr 
die  Levatio  cartae  im  currä  tischen  und  in  gewissen  Gegenden 


J)  Vgl.  Brunner  96  ff. 

2)  Vgl.  auch  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.2  1,  570  ff.,  woselbst  571  Anm.  29 
eine  Reihe  von  Belegen  aus  dem  9.  bis  11.  Jahrh.  zusammengestellt  ist.  Zeumer, 
Cartam  levare  in  St.  Galler  Urkunden,  Savigny-Zeitschr.  4,  113  ff.  Mitt.  des  In- 
stituts Ergbd.  6,  6  f. 

3)  Vgl.  dazu  Amira,  Der  Stab  in  der  german.  Rechtssymbolik,  Abh.  d.  bayer. 
Akad.  25,   147  f. 
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des  burgundischen  Rechtsgebietes1).  Wohl  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Stelle  der  Lex  Romana  Curiensis  (XXIV  2) 
über  die  Stipulatio  entwickelt  sich  in  Currätien  im  11.  und  12.  Jahr- 
hundert der  Brauch,  daß  die  Urkunde  vom  Aussteller  dem  Empfänger 
zugeworfen  wird  (cartam  traiicere).  Jene  stipulatio  ist  ein  Vertrag  zu 
Beilegung  und  gegen  Erneuerung  eines  Prozesses:  die  stipula  (oder 
festuca,  Halm)  wird  von  der  einen  Partei  von  der  Erde  erhoben  und  mit 
einer  Verzichtserklärung  wieder  zur  Erde  geworfen;  die  Gegenpartei 
hebt  die  stipula  auf  und  verwahrt  sie,  um  sie  nötigenfalls  als  Beweis- 
mittel zu  produzieren.  »Die  Stipula  vertritt  hier  geradezu  die  Stelle 
der  dispositiven  Urkunde«2).  Brauchte  man  da  keine  Urkunde,  so  hat 
man,  von  diesem  Rechtsbrauche  ausgehend,  dann  in  anderen  Fällen, 
wo  die  Urkunde  notwendig  war,  nun  die  Urkunde  gleichwie  die  Stipula 
behandelt,  sie  gehoben  und  geworfen.  Das  cartam  traiicere  bildet  die 
konstitutive  Handlung. 

In  demselben  Gebiete,  namentlich  im  curischen  Vintschgau,  taucht 
im  12.  Jahrhundert  noch  eine  andere  Eigentümlichkeit  auf.  Es  erscheint 
regelmäßig  eine  vom  Kanzler  und  Schreiber  verschiedene  Persönlichkeit, 
welche  nach  Vollzug  der  Rechtshandlung  die  Feder  aufhebt  (qui  pennam 
levavit),  sie  dem  Schreiber  übergibt  und  diesen  auffordert,  die  Urkunde 
getreulich  zu  schreiben.  Das  levare  ist  hier  zu  einem  symbolischen  Akt 
verwendet,  welcher  offenbar  »eine  Billigung  des  Rechtsgeschäftes  und 
eine  Ermächtigung  zur  Ausstellung  der  Urkunde«  bedeutet.  Es  sind 
stets  angesehene  Persönlichkeiten,  Edle  oder  Freie,  welche  diese  Funk- 
tion üben.  Es  ist  möglich,  daß  hier  ein  Zusammenhang  mit  im  Gericht 
vorgenommenen  Rechtshandlungen  besteht,  bei  denen  der  Centenar 
die  Ermächtigung  zur  Urkundenherstellung  erklärte,  und  daß  »die 
Vintschgauer  levatores  pennae  Centenare  oder  an  ihre  Stelle  getretene 
Landgerichtsinhaber«  waren3). 

Eine  ähnliche  Verwendung  des  levare,  aber  in  bezug  auf  die  Ur- 
kunde selber,  also  ein  letzter  Ausläufer  des  alten  cartam  levare,  hat  sich 
im  13.  Jahrhundert  in  Wallis  und  in  Lausanne  herausgebildet.  Im 
Laufe  des  12.  Jahrhunderts  entschwindet  hier  die  alte  Bedeutung  des 
cartam  levare,  aber  das  Wort,  die  Formel  bleibt  und  wird  nun  im  13.  Jahr- 
hundert auf  den  Kanzler  oder  seinen  Stellvertreter  übertragen  in  dem  Sinn, 
daß  er  die  Urkunde  hebe,  um  sie  dem  Schreiber  zum  Schreiben  zu  über- 
geben. Und  in  Konsequenz  dieser  Auffassung  wird  schließlich  levare  und 
levatio  im  14.  Jahrhundert  in  Lausanne  und  in  Aosta  gebraucht  für  die 
auf  Befehl  des  Kanzlers  auf  Grund  der  Protokoll-  oderlmbreviaturbücher 
eines  verstorbenen  Schreibers  ausgefertigte  Reinschrift  einer  Urkunde4). 


1)  Vgl.  Ficker,  Beitr.  z.  UL.  1,  70;  Brunner,  RG.  der  Urkunde  304,  Voltelini 
in  Mitt.  d.   Instituts  Ergbd.  6,  170  f. 

2)  Dies  hat  Gäl,  Die  Prozeßbeilegung  nach  den   fränkischen  Urkunden  des 
7.  bis  10.   Jahrh.  35  gezeigt.     Vgl.  auch   Amira  a.  a.  0.   147. 

3)  Voltelini  a.  a.  O.  165  f. 

4)  Voltelini  166  f.,  für  Aosta  vgl.  Schiaparelli  Charta  Augustana,  Aren.  stör. 
Italiano  1907,  S.  267,  Anni.  3.   Aosta  und  sein  Gebiel  gehörte  schon  seil  frankischer 

4* 


52  I-   Die  !"misch-germanische   I  rkunde. 

Die  Levatio  cartae  ist  von  Franken  und  andern  deutschen  Stämmen, 
auch  wenn  sie  in  Italien  lebten,  beibehalten  und  angewendet  worden. 
Ja,  hier  wurde  noch  eine  Verstärkung  der  Symbolik  entwickelt.  Ur- 
kunden lehren  uns,  daß  auf  das  zu  Boden  gelegte  Pergament  auch  noch 
ein  Tintenfaß  gestellt  wurde.  Und  im  sog.  Cartularium  Langobardicum, 
das  im  11.  Jahrhundert  zu  Paria  entstand,  sind  Formulare  für  diese 
Übereignungsformen  nach  den  deutschen  Stammesrechten  enthalten, 
welche  noch  weitergehen  und  vorschreiben,  daß  auf  das  Pergament 
neben  dem  Tintenfaß  auch  die  Investitursymbole  (Messer,  Halm,  Zweig, 
Erdscholle,  Handschuh)  gestellt  werden  sollen,  was  alles  der  Aussteller 
vom  Boden  aufzuheben  und  dem  Empfänger  zu  tradieren  hat1). 

So  ist  es  denn  bei  all  diesen  Traditionsformen  mehr  oder  minder 
deutlich  immer  nur  das  Pergament,  das  tradiert  wird.  Das  Pergament 
ist  also  nichts  anderes  als  wie  die  Symbole,  die  darauf  gestellt  werden. 
Es  unterscheidet  sich  von  diesen  nur  dadurch,  daß  auf  ihm  dann  nach 
der  rechtlich  vollzogenen  Handlung  die  Niederschrift  der  Urkunde 
über  diese  Handlung  erfolgt.  Erst  nach  Vollzug  des  Geschäftes  wird 
also  aus  dem  Pergament  eine  Urkunde  in  Form  der  Carta  gemacht.  Die 
Carta  gibt  die  dispositiven  Worte  der  Willenserklärung  des  Ausstellers 
in  der  Regel  in  ihrer  subjektiven  Fassung  wieder.  Aber  die  dispositive 
Kraft  liegt  nicht  in  der  Urkunde,  der  Carta,  sondern  in  der  voraus- 
gegangenen Handlung,  bei  der  die  Carta  nur  in  Gestalt  eines  Symboles 
mitgewirkt  hatte.  Die  Carta  ist  somit  im  Grunde  nur  ein  dispositiv 
gefaßtes  Zeugnis  über  die  Handlung,  sie  ist  in  solchem  Falle  ihrer  recht- 
lichen Funktion  nach  nur  Beweisurkunde2). 

In  der  Praxis  hat  man  denn  auch  sichtlich  öfters  die  Konsequenz 
gezogen  und  den  Vorgang  so  gestaltet,  daß  zuerst  die  Übereignung 
mit  den  gewöhnlichen  Investitursymbolen  (Messer  usw.,  ohne  Per- 
gament) vollzogen  wurde  und  dann  das  zu  Boden  gelegte  Pergament 
mit  dem  Tintenfasse  vom  Aussteller  aufgehoben  und  bloß  dem  Notar 
zum  Schreiben  übergeben  wurde.  So  in  Urkunden  fränkischer  Aus- 
steller in  Italien  (Gegend  von  Fermo  in  den  Abruzzen  und  Pavia)  von 
872  und  1021 3).  Die  Levatio  cartae  ist  hier  zwar  beibehalten,  aber 
losgelöst  von   der  perfizierenden,   ganz   und   gar  volksrechtlich   durch- 


Zeit politisch  und  kirchlich  nicht  mehr  zu  Italien,  sondern  zum  Franken-  und  dann 
zum  burgundischen  Reiche  und  zur  Erzdiözese  Tarentaise.  Aosta  ist  also  fränkisch- 
burgundisches  Urkundengebiet,  was  Kern  nicht  beachtete,  Schiaparelli  aber  be- 
merkte und  Voltelini  in  Mitt.  d.  Instituts  28,  683  noch  besonders  betonte. 

x)  Mon.  Germ.  Leges  4,  595  ff.,  einige  auch  bei  Lorsch  u.  Schröder,  Urk.  z. 
deutschen  RG.2,  69  ff.  Über  das  Cart.  Langob.  handelt  Freundt.  Wertpapiere  201  ff. 
Seine  Interpretationen,  die  wie  überall  von  vornherein  auf  die  Leugnung  jedes 
dispositiven  Charakters  der  Carta  ausgehen,  scheinen  mir  nicht  stringent.  Wenn 
meine  Auffassung  zu  einem  ähnlichen  (nicht  gleichen)  Ergebnis  führt,  so  nimmt 
sie  doch  einen  andern  Ausgangspunkt  und  einen  andern  Weg. 

2)  Vgl.  meine  Darlegung  in  Mitt.  d.  Instituts  Ergbd.  6,  5  f.,  8.  Steinacker  in 
Meisters  Grundriß  1,  243  nennt  diese  Carta  treffend  quasidispositiv. 

8)  Lorsch  u.  Schröder,  Urk.2  49  n.  #8:  Schiaparelli,  Tachigrafia  sillabica 
43  n.  6. 
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geführten  Übereignung.      Die   Urkunden    darüber  wurden   trozdem  in 
der  vollen  Form  der  Carta  ausgestellt. 

Es  war  nur  ein  Schritt  weiter  in  dieser  Richtung,  wenn  man  das 
Pergament  als  ein  bei  der  Handlung  mitwirkendes  Symbol  überhaupt 
wegließ  und  einfach  die  volksrechtliche  Übereignungsform  anwandte. 
Das  wird  von  jeher  vorgekommen  sein.  Schon  im  Jahre  761  begegnet 
ein  solcher  Fall  in  Kloster  Farfa  (Spoleto).1)  Auch  diesseits  der  Alpen 
findet  sich  seit  den  ersten  Dezennien  des  9.  Jahrhunderts  diese 
vollständige  Loslösung  der  Carta  von  dem  eigentlichen  Fonnalakt 
der  Übereignung.  Dieser  wird  vollzogen  durch  die  Übergabe  der 
andern  gebräuchlichen  Symbole,  aber  ohne  Carta  oder  ihr  Pergament. 
Es  bedurfte  der  Urkunde  nicht  mehr,  nicht  einmal  in  ihrer  unvollendeten 
Gestalt.  Allerdings  wurde  dann  doch  häufig  eine  Urkunde  über  das 
vollzogene  Rechtsgeschäft  ausgestellt,  man  behielt  auch  die  gewohnte 
Form  und  Fassung  der  Carta  hierfür  bei.  Allein  solche  Urkunden  sind 
einzig  und  allein  ihrer  Form  nach  Cartae,  in  Wirklichkeit  und  ihrem 
Wesen  nach  sind  sie  nichts  als  Beweisurkunden,  Notitiae. 

Auch  die  Kirche  hat  sich  diesem  Gange  der  Dinge  sichtlich  an- 
bequemt. Der  Kirche  war  es  bei  der  Begünstigung  der  Urkunde  ge- 
wiß in  erster  Linie  um  die  Urkunde  als  Beweismittel  zu  tun  gewesen 
zur  Schaffung  dauernder  Rechtstitel  für  den  kirchlichen  Besitz,  zur 
Abwehr  von  Anfechtung  und  Gewalttätigkeit.  Wie  schon  die  Volks- 
rechte für  Verleihung  von  Kirchengut  und  für  Schenkungen  an  Kirchen 
die  Urkunde  forderten,  so  muß  in  karolingischer  Zeit  ein  königliches 
Kapitulare  ergangen  sein,  welches  auch  für  den  Tausch  mit  Kirchengut 
die  Urkunde  verlangte.  Und  zwar  in  der  Weise,  daß  Tausch  um  Güter 
bis  zu  fünf  Hüben  mit  Urkunden  und  Zeugen  zu  geschehen  haben, 
was  darüber  hinausgeht,  bedarf  der  Bekräftigung  durch  ein  königliches 
Präzept2). 

Man  wird  kirchlicherseits  nicht  allzugroßes  Gewicht  gerade  darauf 
gelegt  haben,  daß  stets  die  fertige  Urkunde  auf  den  Altar  gelegt  wurde, 
wenn  nur  überhaupt  eine  Urkunde  ausgestellt  und  vorhanden 
war.  Nachträgliche  Beurkundungen  sind  deshalb  auch  bei  Traditionen 
an  Kirchen  wahrscheinlich  schon  früher,  sicher  aber  seit  dem  Beginn 
des  9.  Jahrhunderts  vorgekommen.  In  solchen  Fällen  war  die  Rechts- 
handlung durch  die  vor  dem  Altar  und  vor  Zeugen  solenn  ausgespro- 
chene Willenserklärung  vollzogen  worden,  die  nachträglich»'  Irkunde 
ist  dann  trotz  der  Form  der  Carta  auch  hier  wesentlich  nichts  anderes 


M  Vgl.   Brunner  in  Mitteil,  des  Instituts  2,   13. 

2)  Kenntnis  davon  geben  uns  zwei  Stellen  der  St.  Emmeramer  Traditionen 
unter  Bischof  Ambricho  (864 — 891),  auf  die  schon  Bretholz  in  Mitt.  des  Instituts 
12,  38  hingewiesen  hat.  Pez,  Thes.  anecd.  I  3,  261  n.  96:  quoniam  nimium  fruc- 
tuosa  .  .  .  consuetudo  inoleverat  commutandi  .  .  .  praecellentissima  regunk  sannt 
dementia  inter  ecclesiasticarum  rerum  facultates  licenter  idem  jieri  et  usque  <ul  quinque 
hobarum  supplementum  cum  cartulis  ac  testibus  ita  constare.  Pez,  ib.  210  n.  1 
hoc  autem  numero  expleto,  si  quaelibet  commutatio  desideretur  perficienda,  hnud  aliter 
quam  praecepto  anuloque  praefatae  magnitudinis  firmetur. 
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als  eine  Notitia.  Der  Gedanke  und  Gebrauch  der  eigentlich  per!  izi<renden 
vollständigen  Geschäftsurkunde  ist  also  auch  bei  der  Kirche  zurück- 
gewichen, die  ihn  doch  so  ganz  aufgenommen  hatte., 

Diese  siegreiche  Reaktion  germanischer  Rechtsanschauung  gegen 
die  Rezeption  der  römisch-rechtlichen  Urkunde  wird  auf  das  beste  und 
in  sinnfälliger  Weise  illustriert  durch  einzelne  merkwürdige  Fälle1).  Das 
Hauptexemplar  des  Testamentes  Fulrads  von  St.  Denis  von  777  ist 
eine  in  stattlichster  und  vollster  Form  ausgestellte,  von  Fulrad  selbst 
unterschriebene  fränkische  Carta.  Durch  ihre  Übergabe  auf  den  Altar 
des  hl.  Dionysius  konnte  Abt  Fulrad  seine  Schenkung  vollziehen.  Und 
doch  fand  selbst  in  diesem  Falle  eine  volksrechtliche  Tradition  mit 
den  gebräuchlichen  Symbolen  statt.  Und  ein  Stücklein  des  Zweiges, 
der  als  Übereignungss\mbol  (festuca)  gedient  hatte,  wurde  nun  unten 
rechts  an  der  Ecke  des  Pergaments  befestigt ,  indem  man  das  Holz- 
stücklein durch  vier  kleine  Schnitte  zog.  Dies  geschah  an  der  voll- 
ständig vollendeten,  schon  mit  allen  Unterschriften  und  Signa  ver- 
sehenen .  auch  vom  Schreiber  schon  unterfertigten  Urkunde.  Die 
Urkunde  erscheint  immerhin  als  Hauptsache,  aber  ihr  wird  das  volks- 
rechtliche Traditionssymbol  angefügt ,  nicht  zur  Beglaubigung  der 
Urkunde,   sondern  als  leibhaftiges  Zeugnis  der   Handlung. 

Ein  ähnlicher  Fall  ist  noch  aus  dem  Jahre  1090  sicher  bezeugt2). 
Hubert  de  Campania  schenkt  an  das  Kloster  St.  Florent  bei  Saumur; 
er  investiert  die  Mönche  mit  dem  Ende  des  Seidenbandes,  das  seinen 
Pelz  an  der  Brust  zusammenhielt  und  das  er  zu  diesem  Zwecke  abge- 
schnitten hatte.  Ein  Stückchen  dieses  Bandes  wird  an  die  Urkunde, 
eine   reine    Xotitia,    genäht. 

Andere  Fälle  aber  aus  Paris  und  Angers  vom  Ende  des  11.  und 
aus  dem  12.  Jahrhundert  beleuchten  den  vollen  Sieg  der  volksrecht- 
lichen Auffassung  und  des  Symbols.  Dieses  ist  die  Hauptsache;  auf  dem 
Symbol  selber  wird  zur  Erklärung  eine  schriftliche  Notiz,  keine  Ur- 
kunde, angebracht.  Auf  ein  Messer,  einen  Stab  wird  die  Notiz  da- 
rüber eingeschnitten,  daß  dieses  Messer,  dieser  Stab  zur  Übereignung 
des  Rechtsobjektes  diente.  Ja  selbst  die  Investitur,  durch  die  Papst 
Lucius  II.  zu  Rom  im  Jahre  1144  der  Kirche  von  Tours  drei  andere 
Kirchen  unterwarf,  wird  durch  eine  Notiz  auf  dem  hierzu  mit  Blei  über- 
zogenen Investitursymbol,  dem  Stabe,  verewigt. 

Zwei  Stücke  aus  Chartres  endlich,  von  der  Wende  des  12.  und 
13.    Jahrhunderts,   zeigen  eine  weitere  Variante.     Es  sind  Pergamente 


M  Vgl.  die  Abhandlungen  von  Tangl  im  Neuen  Archiv  32,  136  f.  und  in  der 
Festschrift  für  Heinrich  Brunner,  S.  761  ff.  An  letzterer  Stelle  zeigt  Tangl,  daß 
die  angeblich  zahlreichen  Fälle  von  Anheftung  der  festuca  an  Urkunden  unbewiesen 
sind  oder  im  besten  Falle  zum  Teil  auf  heute  verlorene  Originale  zurückgehen, 
welche  etwa  die  Mauriner  noch  vor  sich  gehabt  haben  müßten. 

2)  Bibl.  de  Tecole  des  chartes  36,  412  n.  18.  daraus  bei  Lorsch  und  Schröder, 
Urk.2  68  n.  88.  Der  Hinweis  darauf  bei  Giry  Manuel  de  la  diplom.  569,  Anm.  2, 
vgl.  Tangl  in  der  Festschrift  für  Brunner  766;  daselbst  766  ff.  auch  für  die  folgenden 
Fälle. 
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mit  der  Aufzeichnung  über  den  Vorgang  und  an  sie  wurden  die  .Messer 
gleichwie  Siegel  angehängt.  Die  Form  ist  von  der  inzwischen  schon 
mächtig  gewordenen  Siegelurkunde  entlehnt,  aber  auch  hier  ist  das 
Wesen  dasselbe  wie  in  den  vorigen  Fällen,  wie  denn  das  eine  Stück 
direkt  beginnt:  hoc  cultello  super  altare  .  .  .  posito  dereliquit  et  quitavit. 
II.  Die  Ergebnisse  über  die  Verwendung  der  unvollendeten  Ur- 
kunde oder  des  bloßen  Pergamentes  zur  Traditio  cartae,  über  die  Levatio 
cartae,  über  die  Completio  der  Urkunde  durch  die  Zufügung  von  Unter- 
schriften oder  Signa  des  Ausstellers  und  der  Zeugen  und  durch  die  Unter- 
schrift des  Schreibers  sind  wesentlich  gewonnen  worden  aus  den  For- 
meln und  Angaben  der  Urkunden  und  des  sog.  Cartularium  Lango- 
bardicum.  Sie  bedürfen  zu  ihrer  Erhärtung  und  Erweiterung  aber  noch 
des  Studiums  der  Originale.  Italien  besitzt  ja  noch  einen 
großen  Reichtum  von  originalen  Urkunden  seit  dem  Beginn  des 
8.  Jahrhunderts.  Diesseits  der  Alpen  ist  wenigstens  das  kostbare 
Material  von  St.  Gallen  erhalten.  Einzelne  italienische  Gruppen 
erfuhren  in  neuester  Zeit  dankenswerte  Bearbeitung  auch  in  dip- 
lomatischem Sinne,  namentlich  durch  Schiaparelli,  die  St.  Galler  Ur- 
kunden wurden  schon  von  Wartmann,  dann  von  Stumpf-Brentano, 
Breßlau  und  Tangl  untersucht1),  moderne  Faksimile -Publikationen 
brachten  mancherlei  schöne  Beispiele.  Es  bedürfte  aber  noch  einer  um- 
fassenden Untersuchung,  besonders  des  italienischen  Materials.  Die 
bisherigen  Beobachtungen  reichen  zu  einer  vollen  Lösung  der  sich  auf- 
drängenden Fragen  nicht  aus.  Doch  gestatten  sie  immerhin  schon 
einige  Schlüsse. 

Unter  den  St.  Galler  Originalen  des  8.  und  9.  Jahrhunderts  kommt 
eine  Reihe  von  Stücken  vor,  in  denen  der  Kontext  der  Urkunde  zuerst 
geschrieben  war  und  dann  mit  anderer  Hand  oder  Tinte  oder  mit  anderem 
Zug  die  Signa,  Unterschrift  des  Schreibers  und  Datierung  hinzugefügt 
wurde;  oder  wo  für  die  Signa  ein  freier  Raum  gelassen  ward;  oder  wo 
sich  zwei  Stadien  durch  die  Fassung  (iterum  firmatum  est\  postea  vero; 
acta  et  levata—firmata  et  perpetrata)  und  durch  den  graphischen  Be- 
stand erkennen  und  scheiden  lassen,  nämlich  die  Levatio  (mit  Traditio) 
und  die  Firmatio. 

Die  Erklärung  läßt  sich  dahin  geben,  daß  bei  Vornahme  der  rechts- 
förmlichen Handlung,  nämlich  der  Levatio  und  Traditio  des  Perga- 
mentes der  Kontext  schon  vorausgeschrieben  war.  Und  nach  dieser 
Handlung  und  nach  der  darauf  folgenden  Firmatio,  d.  h.  der  Hand- 
auflegung durch  Aussteller  und  Zeugen,  wurden  erst  die  Signa,  Datierung 
und  Unterschrift  des  Schreibers  hinzugefügt2). 

Allein  solch  interessanter  Fälle  sind  aus  den  Hunderten  von  St.  Galler 
Urkunden  doch  nicht  viele  bekannt.    In  den  zahlreichen  italienischen 


1)  Auch   Dr.  Em.  Schwab  (Wien)    beschäftigte    sich    eingehend    damil    und 
wir  haben  von  ihm  eine  Arbeit  aus  diesem  Stoffe  zu  erwarten. 

2)  Vgl.  Breßlau  in  Forsch.  /.   Deutschen   Gesch.   26,   53,   Mitt.  des   Instituts 
Ergbd.  6,  5  Anm.  2,  6  f.    Vgl.  bei  Arndt-Tangl  Schrifttafeln  T.  76,  77. 
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Originalen  werden  sich  gewiß  auch  manche  nachweisen  lassen.  Die 
nicht  selten  in  der  Unterzeichnung  des  Ausstellers  vorkommende  An- 
gabe, daß  ihm  die  Urkunde  vorgelesen  worden,  weist  auf  das  Vor- 
handensein der  Reinschrift  des  Kontextes  hin1).  Doch  aber  werden 
diese  Fälle  wohl  eine  Minderheit  bilden.  Vielmehr  scheint  es  das  Ge- 
wöhnlichere gewesen  zu  sein,  daß  das  Eschatokoll  der  Urkunden  in  einem 
Zuge  geschrieben  wurde  mit  dem  Kontexte,  so  daß  in  den  Signa  und 
Unterschriften  keine  graphischen  Unterschiede  vorhanden  sind2).  In 
diesen  Fällen  kann  sich  zwischen  Kontext  und  Eschatokoll  kein  Zwi- 
schenraum mit  der  Levatio  und  Traditio  eingeschoben  haben.  Hier 
werden  also  diese  Formalakte  vor  der  ganzen  Reinschrift  liegen,  das 
heißt,  die  Levatio  und  Traditio  cartae  war  in  der  Tat  die  Begebung  des 
leeren  Pergamentes,  und,  so  müssen  wir  folgern,  die  Firmatio  von  Aus- 
steller und  Zeugen  fand  durch  Auflegen  der  Hände  auf  dem  leeren 
Pergamente  statt3). 

Wenn  somit  sicherlich  oft  die  rechtsförmliche  Handlung  ganz  vor 
der  Reinschrift  lag,  so  mußte  der  Notar  für  diese  später  zu  fertigende 
Urkunde  notwendig  ein  Substrat  haben.  Er  brauchte  die  sachlichen 
Angaben  über  die  Namen  der  Parteien,  über  Objekt  und  Bedingungen 
des  Rechtsgeschäftes,  über  Zeugen  und  Datum.  Er  mußte  bei  der 
Rechtshandlung  selber  oder  schon  vorher  auf  Grund  von  Mitteilungen 
der  Parteien  sich  kurzgefaßte,  sachliche  Aufzeichnungen  machen.  Wir 
gelangen  damit  zur  Frage  der  Vorakte  oder  Konzepte4).  Hier  müssen 
wir  auch  die  Urkunde  der  römischen  Gebiete  mit  berücksichtigen. 

Dieses  Bedürfnis  eines  sachlichen  Substrates  für  die  Herstellung 
der  Urkunde  wurde  in  verschiedenen  Formen  befriedigt.  Es  finden  sich 
öfters  auf  den  Originalen  selber  derartige  vorläufige  Vermerke.  Ge- 
wöhnlich wurden  sie  auf  der  Rück-  oder  Haarseite  desselben  Perga- 
mentes geschrieben,  dessen  geglättete  Vorder-  oder  Fleischseite  dann 
zur  Reinschrift  der  eigentlichen  Urkunde  diente.  Aber  auch  der  obere 
oder  untere  Rand  der  Vorderseite  wurde  hie  und  da  zu  solchen  Notizen 


*)  Darauf,  sowie  auf  andere  derartige  Wendungen  hat  bereits  Kern  Dorsual- 
konzept  S.  40  ff.  hingewiesen. 

2)  Dies  hat  Gaudenzi,  Sulla  duplice  redazione  280  f.  (vgl.  unten  Anm.  4) 
mit  Recht  betont.  Seine  Folgerungen  können  wir,  wie  aus  dem  Folgenden  ersichtlich 
wird,  freilich  nicht  akzeptieren. 

3)  Es  kommt  aber  nicht  selten  vor,  daß  zwar  die  ganze  Urkunde  im  allge- 
meinen in  einem  Zuge  vom  Notar  geschrieben  ward,  jedoch  ein  oder  die  andere 
zweifellos  eigenhändige  Unterschrift  vorhanden  ist.  Man  muß  annehmen,  daß  der 
Notar  einen  Raum  für  solche  Unterschriften  frei  ließ.  Der  Formalakt  kann  doch 
vorausgegangen  sein.  Die  Unterschriften  wurden  bei  oder  nach  der  Reinschrift 
nachgetragen. 

4)  Die  Frage  ist  in  den  letzten  Jahren  lebhaft  erörtert  worden.  Eine  eigen- 
artige Lehre  stellte  Aug.  Gaudenzi  zuerst  1904  auf  (Atti  del  congresso  internaz. 
di  scienze  stör.  9.  Bd.,  S.  419  ff.)  und  verteidigte  sie  ausführlich  1908  (Sulla  dup- 
lice redazione  del  documento  Ital.  nel  medio  evo,  Arch.  stör.  Ital.  5.  serie  41.  Bd.). 
Dagegen  Kern,  Dorsualkonzept  und  Imbreviatur  (1906);  auch  Voltelini  in  Mitt. 
des  Instituts  28,  680;  Breßlau  im  N.  Archiv  31,  276  und  35,  311 ;  Brunner,  Deutsche 
Rechtsgeschichte  l2,  571  Anm.  30. 
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verwendet.  Aus  dem  St.  Galler  Materiale  sind  schon  seit  langem  solche 
Fälle  bekannt,  Arbeiten  der  letzten  Jahre  haben  eine  steigende  Zahl 
derartiger  Vorakte  aus  Oberitalien  ans  Licht  gebracht  —  die  Forschung 
und  insonders  die  Editoren  von  Urkunden  haben  sie  mehr  als  bisher 
und  systematisch  zu  beachten. 

In  St.  Gallen1)  begegnen  schon  seit  764  nicht  gar  selten  Stücke, 
bei  denen  auf  der  Rückseite  meistens  in  flüchtiger,  schneller  Schrift 
solche  Vorakte  aufgezeichnet  sind.  Sie  beginnen  mehrfach  mit  der 
Nennung  der  Zeugen  und  fügen  daran  mit  kurzen  Schlagworten  den 
Inhalt  des  Rechtsgeschäftes.  Daneben  kommen  auch  etwas  formeller 
und  ausführlicher  gehaltene  Notizen  vor.  Eine  Datierung  fehlt  öfters 
oder  es  ist  nur  das  Tagesdatum  angegeben.  Daß  es  Vermerke  sind,  die 
vor  der  Reinschrift  gemacht  wurden,  ergibt  oft  der  Inhalt,  oder  es 
läßt  sich  schon  äußerlich  erkennen:  es  fehlen  z.  B.  Teile  der  Aufzeich- 
nung, weil  das  Pergament  bei  Herstellung  der  Reinschrift  regelrecht 
beschnitten  wurde.  Ein  interessanter  Fall  von  858  mag  noch  besonders 
erwähnt  werden.  Berefrid  tradiert  Gut  an  St.  Gallen,  soll  das  Geschenkte 
aber  als  Prekarie  wieder  erhalten.  Um  die  Prekarieurkunde  abzufassen, 
macht  einer  der  Zeugen  auf  Befehl  des  Abtes  einen  Auszug  aus  der 
Traditionsurkunde  Berefrids  auf  einem  Einzelblatt  (ego  Bebo  testis 
iussu  Grimaldi  abbatis  ad  precariam  e  x  n  o  t  a  v  i).  Diesen  Vorakt 
schreibt  sich  der  Schreiber  Notker  etwas  gekürzt  ab  auf  die  Rückseite 
des  für  die  Prekarie  bestimmten  Pergamentes  und  verfaßt  darnach  die 
volle  Urkunde  auf  der  Vorderseite'-). 

Eigenartige  Erscheinungen  solcher  Art  haben  sich  in  dem  zum 
fränkischen  Rechtsgebiete  gehörigen  Tale  von  Aosta  entwickelt3). 
Auch  hier  findet  sich  in  ganz  ähnlicher  Gestalt  wie  in  St.  Gallen  und 
wie  in  Italien  im  11.  und  12.  Jahrhundert  die  Aufzeichnung  eines  Vor- 
aktes auf  der  Rückseite  des  Pergamentes  und  die  volle  Urkunde  auf  der 
Vorderseite.  Dann  aber  kommt  es  vor,  daß  solche  ganz  in  Form  von 
Vorakten  gefaßte  Stücke  auf  der  Rück-  oder  auf  der  Vorderseite  allein 
stehen  und  somit  die  ganze  Beurkundung  in  der  Form  der  Notitia  aus- 
machen. Und  weiter  tritt  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  die  Erschei- 
nung auf,  daß  die  Aufzeichnung  der  Rückseite  z.  B.  in  bezug  auf  die 
Angabe  der  Grenzen,  Nennung  der  Zeugen  vollständiger  ist  und  vorne 
nur  der  Name  des  Kanzlers  ein  Plus  ausmacht;  so  daß  Vor-  und  Rück- 
seite zusammengehören  und  sich  zu  einer  Urkunde  ergänzen. 

Zwei  der  ältesten  Fälle  finden  sich  auf  lombardischen  Urkunden  ' 
von  769  und  7924).    In  beiden  Fällen  hat  der  Notar  die  notwendigsten 

x)  Vgl.  Breßlau  in  Forsch,  z.  d.  Gesch.  26,  54  ff.  Faksimiles  bei  Arndt-Tangl, 
Schrifttafeln  T.  71,  74. 

2)  So  lege  ich  mir  den  ganzen  komplizierten  Fall  zurecht,  etwas  anders  als 
Wartmann  2,  82  n.  465. 

3)  Vgl.  Kern,  Dorsualkonzept  und  Imbreviatur  3  f f .  und  besonders  Schiapa- 
relli  Charta  Augustana,  Arch.  stör.  Ital.  5.  serie.  39,  277  ff. 

4)  Bonelli  Cod.  paleogr.  Lombardo  T.  T.  12,  20.  Ein  noch  älterer  Fall  von  758 
bei  Schiaparelli  Ricerche  e  studi  sulle  carte  Longobarde  1,  21;  doch  wurde  hier  der 
Rückvermerk  später  beinahe  ganz  radiert. 
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sachlichen  Vermerke  in  kürzester  Form  mit  Beibehaltung  der  subjek- 
tiven, gesprochenen  Fassung  auf  das  Pergament,  welches  für  die  Carta 
bestimmt  war.  geschrieben.  Und  zwar  769  auf  die  Rückseite,  zum  Teil 
in  tironischen  Noten,  ohne  Nennung  von  Zeugen,  ohne  Datierung; 
1W1  auf  den  oberen  Rand  der  Vorderseite  ganz  in  tironischen  Noten. 
Ein  sehr  schönes  Beispiel  bietet  eine  Metzer  Urkunde  von  848.  Es 
ist  eine  Doppelurkunde,  indem  auf  demselben  Pergamentblatte  Schen- 
kung und  Prekarie  enthalten  sind,  beide  am  selben  Tage,  unmittelbar 
nacheinander  vollzogen.  Auf  der  Vorderseite  stehen  die  beiden  Urkunden, 
auf  der  Rückseite  aber  war  zuerst  der  Vorakt  für  beide  Handlungen, 
die  vor  denselben  Zeugen  geschahen,  ganz  in  tironischen  Noten  auf- 
gezeichnet worden1). 

Weitere  solche  Vorakte,  meist,  auf  der  Rückseite  der  Urkunde 
geschrieben,  sind  dann  in  Italien  aus  dem  10.,  11.  und  den  ersten  De- 
zennien des  12.  Jahrhunderts  bekannt  geworden.  Sie  stammen  aus 
Asti,  Tortona  und  Genua,  aus  Pavia  und  Padua,  aus  Nonantula,  Bologna 
und  Ravenna,  sowie  aus  Toskana2).  Unter  ihnen  besitzen  Dorsual- 
vermerke  aus  Asti,  Tortona  und  Pavia  ein  besonderes  Interesse,  da  sie 
in  jener  eigenartigen  Tachygraphie  geschrieben  sind,  die  gegen  Ende 
des  10.  Jahrhunderts  in  Italien  aufkam3).  Bald  sind  es  ganz  kurze, 
nur  das  nötigste  Sachliche  des  Rechtsgeschäftes  und  die  Zeugen  fest- 
haltende Vermerke,  die  oft  gar  keine,  oder  nur  eine  Tagesdatierung 
tragen;  dann  wieder  Stücke,  welche  die  Formeln  wenigstens  andeuten, 
oder  solche,  die  das  Formular  schon  einigermaßen  ausführen.  Es  kommt 
vor,  daß  solche  Vorakte  mit  der  Urkunde  auf  der  Vorderseite  gar  nichts 
zu  tun  haben,  sondern  zu  einer  andern  uns  verlornen  Urkunde  ge- 
hören. 

Allein  solche  auf  dem  Original  selbst  angebrachte  Vermerke  bilden 
jedenfalls  nur  eine  kleine  Zahl  in  der  großen  Masse  der  Urkunden.  In 
Genua  z.  B.  finden  sich  unter  172  Urkunden  nur  7  mit  Vorakten4). 
Wir  müssen  daher  annehmen,  daß  weit  öfter,  ja  regelmäßig  die  Vorakte 
auf  eigene  andere  Blätter  geschrieben  wurden.  Hierfür  besitzen  wir  so 
gut  wie  direkte  Belege. 

In  Rom  konnte  das  Amt  eines  Scriniars  vorn  Vater  auf  Sohn  und 
Enkel  übergehen.    Eine  Urkunde  von  1046  hatte  der  Scriniar  Johannes 


!)  Vgl.  J.  Havet  in  Bibl.  de  l'ecole  des  chartes  (1888)  49,  95  ff.,  144,  mit  Fak- 
simile. Havet  betrachtet  allerdings  die  Dorsualnotiz  als  späteren  Auszug  aus  der 
Urkunde,  eine  Auffassung,  die  ich,  gleich  Breßlau  UL.  741,  nicht  teilen  kann. 

2)  Vgl.  Kern  Dorsualkonzept  und  Imbreviatur  12  ff.,  Schiaparelli,  Tachi- 
grafia  sillabica  nelle  carte  Italiane  33  ff.,  für  Nonantula  Gaudenzi  292  ff.,  für  Tos- 
kana Schiaparelli  Charta  Augustana,  Aren.  stör.  Ital.  5.  serie  Bd.  39,  317  Anm.  2. 

3)  Zuerst  hat  J.  Havet,  La  tachigraphie  italienne  du  X.  siecle  (1888,  dann 
Oeuvres  2,  469  ff.)  solche  Notizen  entziffert.  Die  vorhin  zitierte  Arbeit  Schiaparellis 
bringt  neues  wertvolles  Material  und  schöne  Faksimiles. 

*)  Kern  24  ff.  —  Es  ist  daher  eine  viel  zu  weitgehende  Verallgemeinerung, 
wenn  der  Verfasser  des  Ordo  iudiciarius  einfach  sagt,  die  abreviatio  werde  vom 
Notar  ex  parte  pili,  die  förmliche  Urkunde  ex  parte  mundo,  desselben  Pergamentes 
geschrieben. 
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zur  Herstellung  übernommen  {scribendum  aprendit),  aber  sie  nicht 
mundieren  können  (minime  scripsit)  und  beauftragte  damit  seinen 
Sohn1).  Dieser  mußte  also  eine  schriftliche  Grundlage  haben.  Eine 
solche  wird  ausdrücklich  erwähnt  in  einer  römischen  Urkunde  von 
1125.  Sie  wurde  vom  Scriniar  Falco  verfaßt  und  geschrieben,  aber  von 
seinem  Enkel  Johannes  durch  ein  Transsumt  überliefert,  der  sagt: 
sicut  inveni  in  d  i  et  i  s  Falconis  .  .  .  sicut  scripsi2).  Wenn  Johannes 
die  Urkunde  so  schrieb,  wie  er  sie  in  dictis  vorfand  ,  so  müssen  dies 
volle  Konzepte  oder  Abschriften  vollzogener  Urkunden  gewesen  sein. 
In  Bologna  aber  findet  sich  auf  einer  Carta  von  1089  die  Bemerkung: 
scripta  ec  instrumenta  .  .  .  per  manus  meas  .  .  .  Petrus  tabellio  rogatus 
ad  alio  Petri  notarii ,  qui  s  u  e  rogationis  ad  obitum  suum  in  me 
scribere  commisit3).  Hier  werden  also  aus  den  rogationes  eines  ver- 
storbenen Notars  die  Instrumente  durch  einen  andern  Notar  hergestellt. 
Die  rogationes  sind  aber,  wie  der  spätere  Glossator  Azo  ausdrücklich 
erklärt,  die  breviationes ,  ubi  contractus  breviter  continetur 4) ,  also 
kurze,  nur  das  Sachliche  enthaltende  Aufzeichnungen  über  die  Rechts- 
handlung, auf  Grund  deren  dann  die  vollständige  Carta  hergestellt 
wurde.  Die  rogationes  oder  breviationes  sind  nichts  anderes,  als  wie 
das  protocollum  vel  ceda  vel  abreviatio ,  von  denen  um  1150  der  Ordo 
judiciarius  sagt:  sub  brevitate  comprehenduntur  dieta  testium  et  nomina 
eorum  ibi  apponantur  .  .  .  quod  ibi  breviter  continetur ,  das  fertigt  der 
Notar  dann  in  feierlicher  Form  aus5).  Diese  rogationes  des  Bologneser 
Notars  müssen  auf  losen  Blättern  oder  in  Heften  geführt  und  aufbewahrt 
worden  sein.  Es  ist  kein  Zweifel,  daß  wir  hier  um  1089  in  Bologna  be- 
reits die  formalen  Anfänge  der  späteren  I rubre viaturen  vor  uns  haben. 

Wie  sind  nun  diese  Vorakte,  bei  denen  es,  wie  man  sieht,  auf  die 
Art  ihrer  Aufzeichnung  nicht  wesentlich  ankam,  in  ihrer  Bedeutung 
zu  beurteilen  ?  Man  kann  diese  Frage  nicht  einheitlich  beantworten. 
Die  Verschiedenheit  des  graphischen  Bestandes  und  der  formellen 
Fassung  läßt  oft  verschiedene  Möglichkeiten  ihrer  Entstehung  zu. 
Wir  bedürfen,  wie  schon  angedeutet,  noch  mehr  Material  und  noch 
mehr  genaue  Beobachtungen.  Einige  Hauptrichtungen  lassen  sich 
wohl  erkennen. 

Zweifellos  ist  bei  vielen  dieser  Notizen  der  Charakter  oder  besser 
die  Tendenz  des  Konzeptes,  also  einer  Aufzeichnung,  welche  die  notwen- 
digsten Angaben  festhalten  soll,  um  sie  zur  Herstellung  der  förmlichen 
Urkunde  zu  benützen.  Dies  leuchtet  ganz  besonders  in  jenen  Fällen 
ein,  wo  der  Vermerk  in  tironischen  Noten  oder  in  der  italienischen 
Tachygraphie  geschrieben  ist.    Diese  Schnellschriften  waren  doch  nur 


J)  Hartmann,  Tabularium  s.  Mariae  in  Via  lata  2,   l">  n.  94. 

2)  Hartmann  2,  Einleit.   XII. 

3)  Gaudenzi  305.  Die  von  Gaudenzi  au!  Grund  dieser,  und  anderer  Stellen 
versuchte  Unterscheidung  von  scribere  (Reinschrift)  und  conscribere  (Schreiben 
der  scheda)  läßt  sieh  nicht  durchführen. 

4)  Gaudenzi  261. 

B)  Ordo  iudic.  ed.  Gross  217. 
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den  Notaren  geläufig,  sie  konnten  doch  nicht  als  eigentliche  ("rkunden- 
schrift  verwendet  werden,  da  diese  ja  allgemein  lesbar  sein  sollte  und 
mußte.  Solche  stenographische  Notizen  wurden  also  schnell  hinge- 
worfen, entweder  nach  vorherigen  Angaben  der  Parteien  oder  unmittel- 
bar bei  der  Handlung  nach  den  abgegebenen  Willenserklärungen. 
Daraus  erklärt  sich,  daß  die  subjektive  Form  der  mündlichen  Erklärung 
auch  in  diesen  Notaten  nachgeschrieben  wird.  Aber  sie  haben  nur  eine 
interne  Bedeutung  für  den  Notar. 

Daher  können  solche  Notizen,  mögen  sie  nun  auf  der  Rück-  oder 
Vorderseite  des  Urkundenpergamentes  oder  auf  Einzelblättern  auf- 
gezeichnet worden  sein,  nicht  als  eine  Redaktion  der  Carta  betrachtet 
werden,  und  man  kann  nicht  von  einer  Doppelredaktion  der  Carta 
sprechen.  Die  Theorie  von  Gaudenzi  ist  unannehmbar,  der  aus  der 
Zeugenurkunde  und  dem  Chirographum  der  römischen  Wachstafeln 
das  Verhältnis  von  Dorsualnotiz  und  Carta  herleiten  und  erklären  will 
und  die  Dorsualnotiz  als  die  ursprüngliche  und  an  sich  rechtsgültige 
Redaktion  des  Dokumentes  ansieht,  die  vor  Zeugen  geschieht  und  durch 
die  das  Rechtsgeschäft  vollzogen  werde.  Es  ist  unannehmbar,  daß 
diese  scheda  immer  die  dispositive  Urkunde,  die  Carta  aber  zwar  bei  den 
Römern  dispositiv  und  beweisend,  bei  den  Langobarden  nur  beweisend 
gewesen  sein  soll1). 

Vielmehr  haben  alle  diese  schedae,  abreviationes,  rogationes  oder 
wie  sie  heißen  mögen,  im  früheren  Mittelalter  niemals  und  nirgends, 
auch  nicht  in  Italien,  den  selbständigen  Wert  einer  Dispositiv-,  aber 
auch  nicht  einer  Beweisurkunde  besessen.  Gaudenzi  hat  sich  zu  seinen 
Annahmen  wohl  durch  die  Rolle  verleiten  lassen,  welche  das  Pergament 
(mit  dem  eventuell  darauf  befindlichen  Vorakt)  in  den  germanischen 
Volksrechten  bei  der  Traditio  spielt.  Allein  dieses  Pergament  bedeutet, 
wie  wir  sahen,  nur  ein  Symbol,  es  braucht  ja  überhaupt  nicht  beschrieben 
zu  sein.  Nicht  die  Notiz,  die  ab  und  zu  darauf  geschrieben  wurde,  ist 
das  wesentliche;  denn  wenn  sie  der  Notar  auf  ein  anderes  Pergament 
schrieb,  wurde  doch  nicht  dieses  tradiert,  sondern  immer  doch  jenes, 
auf  welchem  die  Carta  geschrieben  werden  sollte.  Und  auf  dieses  Per- 
gament der  Carta  und  seine  Tradition  kann  sich  daher  einzig  auch  nur 
die  Formel  post  traditam  beziehen,  nicht  auf  eine  Tradition  der  scheda, 
das  heißt  der  einen  Redaktion,  wie  es  Gaudenzi  auffaßt. 

Wann  wurden  die  Vorakte  (Dorsualkonzepte  usw.)  geschrieben? 
Kern  nahm  an,  daß  sie  nach  den  Angaben  der  Parteien  vom  Notar 
schon  vor  der  Handlung  aufgezeichnet  wurden,  daß  dabei  häufig  auch 
schon  Zeugen  und  Datierung  angegeben  worden  seien2).  Das  wird 
ja  sicherlich  oft  vorgekommen  sein.  Aber  ebenso  häufig  dürfte  der 
Vorgang  so  gewesen  sein,  daß  bei  der  Handlung  selber  vom  Notar 
schnell  die  notwendigsten  sachlichen  Notizen  gemacht  wurden.  Hierfür 
sprechen    namentlich    die    in    Tachygraphie    geschriebenen    Vermerke. 


x)    Gaudenzi  260  ff. 

2)   Kern,  Dorsualkonzept  35  ff. 
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Sollten  Zeugen  und  Tag  der  Handlung  immer  schon  im  voraus  bekannt 
gewesen  sein  ?  Differenzen  der  Zeugenlisten  in  Vorakt  und  Urkunde 
lassen  sich  auch  durch  den  Zeitabstand  zwischen  Handlung  und  Be- 
urkundung erklären1).  In  einem  Stück  aus  Padua  von  1040  ist  die 
Reinschrift  einen  Tag  später  datiert  als  der  Dorsualvermerk2).  Dies 
erklärt  sich  am  natürlichsten,  wenn  man  annimmt,  daß  der  Vorakt 
bei  der  Handlung  aufgezeichnet  und  nach  ihr  datiert  wurde,  die  Urkunde 
am  folgenden  Tage  geschrieben  und  ausnahmsweise  darnach  datiert 
ward.  Und  wenn  eine  Dorsualnotiz  aus  Bologna  von  1067  beginnt: 
membrana  vendicionis  facte3),  so  macht  es  doch  ganz  den  Eindruck, 
daß  dies  bei  der  Handlung  vermerkt  wurde,  als  eben  tatsächlich  erst 
die  membrana,  das  Pergament,  da  war. 

So  interessant  und  beachtenswert  diese  Vorakte  auch  sind,  so  darf 
doch,  wie  wir  sehen,  ihre  Bedeutung  nicht  übertrieben  werden.  Sie 
tragen  immer  nur  konzeptartigen  Charakter,  sind  Hilfsmittel  zur  Her- 
stellung der  Urkunde,  können  die  Urkunde  nicht  ersetzen.  Wichtig 
werden  sie,  da  sie  mit  der  Entwickelung  des  italienischen  Notariats- 
wesens sich  verknüpfen.  Nur  dadurch  wird  da  und  dort  die  Herstellung 
solcher  Vorakte  zu  einer  ständigen  Übung,  die  abreviationes,  rogationes 
werden  aufbewahrt,  werden  später  von  andern  Notaren  zur  Herstellung 
von  Urkunden  benützt.  Aus  ihnen  entstehen  die  Imbreviaturen  und 
Imbreviaturbücher,  die  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  bald  allent- 
halben in  Italien  auftreten:  Imbreviaturen  gab  es  also,  als  noch  die 
Vorherrschaft  der  Carta  fast  unbestritten  war.  Erst  das  Vordringen 
der  Notitia,  des  Instrumentes,  änderte  die  rechtliche  und  diplomatische 
Bedeutung  der  Imbreviatur,  worüber  im  V.  Abschnitt  1.  Kapitel  zu 
handeln  sein  wird. 

III.  Wir  gelangen  nunmehr  zur  Funktion  der  germani- 
schen Urkunde  als  Beweismittel  für  die  von  ihr  bezeugte 
Handlung. 

Einen  selbständigen  und  vollen  Beweis  lieferte  bei  Langobarden 
und  Franken  von  jeher  nur  die  Königsurkunde.  Sie  ist  das  Königswort, 
das  nicht  der  Lüge  geziehen  werden  darf,  sie  ist  unscheltbar.  Daher 
bedarf  die  Königsurkunde  auch  keiner  Zeugen,  welche  für  die  Wahrheit 
der  Urkunde  und  ihres  Inhaltes  einzutreten  hatten.  Eine  Anfechtung 
einer  Königsurkunde  konnte  nur  geschehen,  wenn  man  behauptete, 
das  vorgelegte  Diplom  sei  gar  keine  Königsurkunde,  sondern  das  falsche 
Machwerk  eines  andern. 

In  Italien  genossen  auch  die  Gerichtsurkunden  öffentlichen  Glauben 
und  galten  als  unscheltbar.  Als  solche  eigentliche  Gerichtsurkunden 
wurden  aber  nur  jene  betrachtet,  die  auf  Grund  eines  gerichtlichen 
Urkundenbefehls    ausgestellt    wurden.      Im    römischen    Rechtsgebiet.' 


x)  Auf  diese  Einwände  gegen  Kern  hat  schon  Voltelini  in  Mil Ml.  d.  Institut 
681  f.  hingewiesen. 

2)  Kern  20. 

3)  Kern  14. 
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besaßen  solche  Urkunden  von  jeher  die  öffentliche  und  unanfechtbare 
Geltung,  bei  den  Langobarden  bildete  sich  früh  das  Gerichtszeugnis 
aus.     Auch    diese    italische    Gerichtsurkunde    bedarf    keiner   Zeugen1). 

Die  Privaturkunde  der  Franken  und  der  andern  deutschen  Stämme 
(einschließlich  der  currätischen  Urkunde),  aber  auch  der  Langobarden 
und  Angelsachsen  besaß  nicht  diese  Kraft.  Diese  Privaturkunde 
war  nur  dann  ohne  weiteres  beweisend,  wenn  der  Gegner  des  Urkunden- 
produzenten keinen  Einwand  erhob2).  Allein  er  brauchte  der  Urkunde 
keinen  Glauben  zu  schenken,  ja  er  konnte  noch  weiter  gehen  und  die 
Urkunde  als  falsch  bezeichnen.  Diese  Urkundenschelte  konnte  in  ein- 
facher oder  feierlicher  Form  geschehen;  sie  unterscheidet  nicht  zwischen 
formeller  und  materieller  Echtheit  und  Wahrheit  oder  Unwahrheit, 
sondern  verwirft  einfach  die  ganze  Urkunde.  In  solchem  Falle  der 
Anfechtung  hatte  der  Produzent  die  Wahrheit  zu  erhärten  und  es  ist 
nun  bezeichnend,  in  welcher  Weise  dies  geschah. 

Das  salische,  bayerische  und  currätische  Recht,  die  ältere  Fassung 
des  alamannischen  Rechtes,  und  auch  das  angelsächsische  Recht  stimmen 
darin  überein,  daß  im  Falle  der  Urkundenschelte  der  Urkundenproduzent 
auf  den  Eid  der  Zeugen  greifen  muß.  Der  Urkundenschreiber  zählt 
unter  die  Zeugen,  aber  er  bezeugt  nicht,  daß  er  die  Urkunde  geschrieben, 
sondern,  gleichwie  die  andern  Zeugen,  die  Wahrheit  der  Handlung, 
die  sie  sahen  und  hörten.  Im  Jahre  816  z.  B.  wurden  im  Grafengerichte 
vom  Abte  von  St.  Benigne  zu  Dijon  Cartae  über  bestimmte  Erwerbungen 
des  Klosters  produziert  und  neun  Zeugen  beschwören,  daß  sie  gesehen 
haben,  wie  der  Abt  durch  jene  Urkunden  investiert  worden  und  seitdem 
im  Besitze  sei3).  Die  Urkunde  bewahrt  die  Namen  der  Zeugen  und 
sie  gewährt  dem  Produzenten  den  Vorteil,  näher  zum  Eide  zu  sein. 
Nach  salischem  Rechte  konnte  aber  der  Gegner  auch  den  Eid  der  Ur- 
kundenzeugen noch  in  feierlicher  Schelte  anfechten,  indem  er  die  Ur- 
kunde mit  einem  Pfriemen  durchbohrte  und  mit  49  Eideshelfern  den 
Eid  anbot.  Gegen  diesen  Eid  blieb  dem  Produzenten  noch  der  gericht- 
liche Zweikampf. 

Diese  Volksrechte  erkennen  also  im  Rechtsgange  der  angefochtenen 
Urkunde  keinen,  mit  ihren  Wesen  zusammenhängenden  Beweiswert  zu. 
Etwas  mehr  wird  dem  Wesen  der  Urkunde  gerecht  das  ribuarische 
Volksrecht,  denn  es  zieht  im  Falle  der  Schelte  auch  den  Schreiber  der 
Urkunde  heran4).  Bei  der  von  einem  Privatschreiber  geschriebenen 
Urkunde  und  bei  einfacher  Schelte  haben  Schreiber  und  Zeugen  die 
Handlung  zu  bezeugen;  bei  feierlicher  Schelte  hat  der  Schreiber  mit 


J)  Vgl.  Brunner,  Rechtsgesch.  der  Urkunde  9  f.,  40. 

2)  Angelsächsische  Beispiele  dafür,  daß  die  produzierte  Urkunde  als  ent- 
scheidend anerkannt  wurde,  bei  Brunner  204. 

3)  Lorsch  und  Schröder,  Urkunden,  2.  Aufl.,  S.  31  n.  48. 

4)  Lex  Ribuar.  tit.  58,  59,  die  zu  einem  Teile  der  Lex  gehören,  der  wahrschein- 
lich als  ein  in  der  ersten  Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  ergangenes  Königsgesetz  zu  be- 
trachten ist.  Zum  Zweikampf  bei  Urkundenschelte  vgl.  jetzt  auch  Gäl  in  Savigny- 
Zeitschr.   Germ.  Abt.    28,  262  ff. 
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6  Eideshelfern  und  haben  die  Zeugen  die  Wahrheit  zu  beschwören; 
wird  auch  der  Eid  des  Schreibers  gescholten,  dann  bleibt  ihm  der  ge- 
richtliche Zweikampf. 

Noch  stärker  tritt  in  der  Lex  Ribuar.  die  Verantwortlichkeit  des 
amtlichen  Gerichtsschreibers  (cancellarius)  hervor.  Im  Falle  der  Schelte 
hat  er  mit  Eideshelfern  und  Zeugen  für  die  Urkunde  einzustehen;  tut 
er  es  nicht,  so  büßt  er  mit  dem  Verluste  des  Daumens  der  rechten  Hand; 
der  Eid  kann  ihm  aber  auch  vom  Gegner  verlegt  werden  und  dann  ent- 
scheidet Zweikampf.  Wenn  aber  der  Gerichtsschreiber  schon  tot  ist, 
dann  kann  statt  seiner  der  Produzent  zwei  andere  von  jenem  geschrie- 
bene Urkunden  vorlegen  und  mit  Eideshelfern  und  Zeugen  die  Wahr- 
heit seiner  Urkunde  beschwören.  Dieser  Eid  darf  nicht  mehr  gescholten 
werden,  ein  Zweikampf  enttällt1).  In  diesem  besonderen  Falle  wird 
also  die  Handschrift  der  Urkunde  und  Handschriftenvergleichung  als 
ein  Hilfsmittel  zum  Produzenten-  und  Zeugeneide  zugelassen,  was 
»nur  dem  römischen   Rechtsleben   entlehnt«  worden  sein  kann2). 

Dieses  ribuarische  Verfahren,  welches  dem  Schreiber  und  den 
Zeugen  der  Urkunde  die  Beweislast  zuschiebt,  fand  Verbreitung  auch 
auf  dem  Gebiete  des  salischen  Rechtes  in  Neustrien,  in  Burgund  und 
bei  den  Westgoten.  Es  gewinnt  ferner  auch  in  Italien  durch  die  karo- 
lingische  Herrschaft  und  Gesetzgebung  in  der  zweiten  Hälfte  des  9.  Jahr- 
hunderts Geltung,  erklärlich,  da  hier  infolge  der  starken  Verbreitung 
der  öffentlichen  Schreiber  und  Notare  der  Schreiber  eine  stets  sich 
steigernde  Bedeutung  gewann3). 

IV.  Bedeutsam  ist,  daß  uns  bei  diesem  Anlaß  und  sonst  im  ribu- 
arischen  Rechtsgebiete  amtliche  Gerichtsschreiber  ent- 
gegentreten ,  cancellarii  ...  in  iudicio  sedentes  (tit.  88).  Das  ribu- 
arische Recht  kennt  die  Gerichtsurkunde  (iudicium  conscriptum  59,  7; 
66);  es  bestimmt,  daß  wenn  der  Käufer  eine  Urkunde  haben  will,  das 
Rechtsgeschäft  in  mallo  vorgenommen  werden  müsse  und  die  Urkunde 
publice  conscribatur  (59,  1).  Der  cancellarius  bei  den  Ribuariern  ist 
also  Gerichtsschreiber.  Das  Beweisverfahren  des  ribuarischen  Rechtes 
zieht,  wie  wir  sahen,  den  amtlichen  Gerichtsschreiber  heran,  legt  ihm 
die  Beweislast  auf  und  droht  ihm  mit  Strafe,  wenn  er  den  Beweis  nicht 
erbringt  oder  für  eine  falsche  Urkunde  eintritt. 


1)  Vgl.  hierzu  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.  2,  423,  Anm.  16  gegen  die  Auf- 
fassung Breßlaus,  der  glaubte,  daß  in  diesem  Falle  die  Urkunden  den  Eid  ersetzten, 
also  selbständige  Beweiskraft  hatten. 

2)  Brunner  a.  a.  O. 

3)  Brunner  a.  a.  O.  425.  Brunner  sagt  nicht,  daß  das  ribuarische  Verfahren 
im  Gebiete  des  salischen  Rechtes  in  Austrasien  und  des  alamannischen  Rechtes 
eingedrungen  sei.  Die  von  Breßlau,  Urkundenbeweis  23,  angeführte  jüngere  Variante 
der  Lex  Alamann.  II  2,  wo  von  einem  Beweis  aut  carta  aut  testes  die  Rede  ist,  dar! 
keineswegs  für  »die  Möglichkeit  eines  Beweises  durch  die  Urkunde  allein«,  d.  h. 
ohne  Eid,  verwertet  werden;  die  Verwertung  des  sog.  Capitulare  de  inj enui täte 
cartarum  für  das  ganze  Reich  (Breßlau  a.  a.  0.)  ist  bei  der  Unsicherheil  seines  l  r- 
Sprungs  nicht  wohl  statthaft;  es  gestattet  Schriftvergleichung  bei  Freilassungs- 
urkunden. 
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Das  salische  und  alamannische  Recht  kannten  ursprünglich  einen 
solchen  amtlichen  Gerichtsschreiber  nicht,  ebensowenig  wie  das  bayerische, 
thüringische,  sächsische  und  friesische  Recht1).  Während  aber  in 
den  letztgenannten  Rechtsgebieten  Gerichtsschreiber  niemals  heimisch 
wurden,  gewann  diese  Einrichtung  auf  salischem  und  alamannischem 
Rechtsgebiete  Eingang.  Es  war  der  Einfluß  ribuarischen  Brauches, 
der  durch  Aufnahme  in  ein  fränkisches  Königsgesetz  seit  der  ersten 
Hälfte  des  7.  Jahrhunderts  allgemeinere  Geltung  gewann.  Eine  merk- 
würdig nachhaltige  Dauer  gewann  diese  fränkische  Institution  in  Cur- 
rätien  und  in  Burgund.  Ob  sich  nicht  speziell  in  Currätien  doch  dem 
fränkischen  Einfluß  unterstützend  die  Fortdauer  oder  Nachwirkung 
spätrömischer  Zustände  zugesellte  ?  Im  ribuarischen  Rechtsgebiete, 
wie  in  Rätien-Burgund,  wird  für  die  Gerichtsschreiber  ausschließlich 
die  Bezeichnung  cancellarius  gebraucht,  wie  spätrömisch  die  Hilfs- 
organe des  Richters  hießen.  Im  salischen  Rechtsgebiete  sind  die  Be- 
zeichnungen notarius  oder  amanuensis,  im  alamannischen  ist  neben 
cancellarius  auch  notarius  im  Gebrauche. 

Der  wirkliche  Gerichtsschreiber  war  ein  ständiger  Beamter.  Sein 
Amt  ist  durch  die  Grafschaft  begrenzt,  er  schreibt  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte,  die  vor  Gericht  (publice)  in  den  Malstätten  seiner 
Grafschaft  geschlossen  wurden,  oder  Notitiae  über  Gerichtsverhand- 
lungen. Rechtsgeschäfte,  die  sich  auf  Güter  innerhalb  seines  Bezirkes 
beziehen,  kann  er  auch  außerhalb  desselben  beurkunden.  Der  Ge- 
richtsschreiber kann  Laie  oder  Geistlicher  sein;  bei  seiner  Bestellung 
soll  der  Wunsch  der  Grafschaftsleute  berücksichtigt  werden.  Karl 
d.  Gr.  verfügte  im  Jahre  803,  daß  die  notarii  gleich  Vögten  und  Schöffen 
allenthalben  von  den  Königsboten  ernannt  werden  sollen,  welche  ein 
Verzeichnis  derselben  vorzulegen  haben. 

Die  von  den  Gerichtsschreibern  geschriebenen  Urkunden  sind 
aber  nicht  Gerichtsurkunden,  denn  Aussteller  ist  die  Partei,  nicht  das 
Gericht;  dieses  stellt  nur  seinen  Schreiber  zur  Verfügung.  Der  Ge- 
richtsschreiber konnte  sich  auch  durch  einen  Gehilfen  vertreten  und 
diesen  entweder  den  Kontext  oder  auch  die  ganze  Urkunde  schreiben 
lassen.  In  letzterem  Falle  unterzeichnet  der  Vertreter  mit  ad  vicem 
oder  vice  cancellarii,  oder  mit  seinem  eigenen  Namen.  Aber  es  kam 
nicht  so  selten  vor,  daß  Vertreter  den  Namen  ihres  Chefs  unterschrieben; 
also  keine  eigenhändige  Unterschrift,  obwohl  sie  sich  als  solche  ausgibt. 
Dies  läßt  sich  am  St.  Galler  Material  nachweisen.  Solche  Vorkommnisse 
machen  auch  jenen  subsidiären  Beweis  durch  Schriftvergleichung 
illusorisch,  den  das  ribuarische  Recht  für  den  Fall  kannte,  als  der  Ge- 
richtsschreiber schon  gestorben  war  —  das  alamannische  Recht  hat 
ihn  wohl  überhaupt  niemals  rezipiert.  Diese  salfränkischen  und  alaman- 
nischen cancellarii  wird  man  überhaupt  eher  öffentliche  Grafschafts- 
schreiber nennen  können.    Denn  sie  waren  gewiß  nicht  bloß  als  Ge- 


1)  Vgl.    zum    folgenden    Breßlau    Urkundenbeweis    und    Urkundenschreiber 
30  ff.,  Brunner,  Deutsche  Rechtsgesch.  2,  185  ff. 
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richtsschreiber  tätig,  sondern  schrieben  auch  außergerichtliche  Ur- 
kunden. 

Neben  diesen  öffentlichen  Schreibern  gab  es  aber  noch  Privat- 
schreiber der  Bischöfe,  Äbte,  Grafen,  welche  in  den  Urkunden  ebenfalls 
mit  den  Namen  cancellarius,  notarius,  amanuensis  bezeichnet  werden, 
denen  aber  der  Charakter  öffentlicher  Schreiber  durchaus  mangelt. 
Sie  fungierten  in  den  zahlreichen  Fällen,  wo  z.  B.  in  Rechtsgeschäften 
der  Kirchen  die  Urkunde  von  Seiten  der  Kirche  selber,  also  des  Em- 
pfängers hergestellt  wurde.  Diese  Privatschreiber  müssen  gemeint 
sein,  wenn  das  Kapitulare  von  805  befiehlt,  daß  jeder  Bischof,  Abt  und 
Graf  seinen  Notar  haben  solle1).  Auch  dies  wieder  ein  Zug  in  dem 
Streben  der  karolingischen  Zentralverwaltung,  durch  Förderung  des 
Schrifttums  nach  allen  Richtungen  größere  Sicherheit,  Ordnung  und 
Übersicht  in  die  Verwaltung  und   Rechtszustände  zu  bringen. 

Die  Institution  der  amtlichen  Gerichts-  oder  Grafschaftsschreiber 
fand  im  Frankenreiche  immerhin  eine  ziemlich  weite  Verbreitung, 
die  uns  die  Urkunden  seit  dem  Ende  des  7.  Jahrhunderts  erkennen 
lassen2).  Auf  ribuarischem  Gebiete  lassen  sich  in  den  Urkunden  der 
Klöster  Stablo,  Werden  und  Prüm  Gerichtsschreiber  im  8.  und  in  der 
ersten  Hälfte  des  9.  Jahrhunderts  nachweisen.  Auf  dem  Gebiete  des 
salischen  Rechtes  begegnen  in  Rheinfranken  (Weissenburg)  und  Ober- 
lothringen (Epternach)  seit  dem  Ende  des  7.  und  Anfang  des  8.  Jahr- 
hunderts Gerichtsschreiber,  aus  dem  Lorscher  und  Fulder  Material 
können  wir  sie  im  Lobdengau,  in  Worms  und  Mainz  bis  in  die  ersten 
Jahrzehnte  des  9.  Jahrhunderts  verfolgen;  in  Fulda  selber  sind  aller- 
dings seit  776  alle  Urkunden  durch  Angehörige  des  Klosters  geschrieben 
worden.  In  Alamannien,  wo  das  originale  St.  Galler  Material  reicheren 
Einblick  gestattet,  finden  sich  unter  den  vielen  seit  der  Mitte  des  8.  Jahr- 
hunderts als  cancellarii  und  notarii  genannten  Persönlichkeiten  zweifellos 
eine  Anzahl  amtlicher  Gerichtsschreiber,  wie  etwa  jener  Waringis,  der 
von  772  an  durch  beinahe  40  Jahre  im  Thurgau  als  solcher  fungiert. 
Aber  nach  den  ersten  Dezennien  des  9.  Jahrhunderts  verschwinden  sie 
auch  hier  allenthalben.  Nur  in  der  Reichspfalz  Zürich  ist  durch  das 
ganze  9.  Jahrhundert  und  noch  bis  964  ein  Vorkommen  von  öffent- 
lichen Schreibern  nachzuweisen. 

Viel  länger  und  intensiver  hielten  sich  die  Gerichts-  oder  Graf- 
schaftsschreiber auf  currätischem  und  burgundischem  Gebiete3). 
Hier  erscheinen  sie  noch  zu  einer  Zeit,  wo  es  sonst  keine  solchen  öffent- 
lichen Schreiber  mehr  gibt,  als  wirkliche  Grafschaftsbeamte.  Die 
Grafschaft  Unterengadin  und  Vintschgau  besitzt  noch  im  12.,  die 
Grafschaft  Oberengadin  noch  im  13.   Jahrhundert  einen  Kanzler.    Um 


1)  Gapit.  1,  121;  Mühlbacher,  Reg.  n.  412  (405).  Da  diese  Verordnung  auch 
an  Bischöfe  und  Äbte  gerichtet  ist,  kann  es  sich  nicht,  wie  Breßlau  30  und  Brunner, 
Deutsche  Rechtsgesch.  2,  186,  annehmen  um  Grafschafts-  oder  Gerichtsschreiber 
handeln. 

2)  Vgl.  für  das  Folgende  Breßlau  31  ff. 

3)  Vgl.  Breßlau  42  f.,  Voltelini  in  Mitt.  d.  Instituts  Ergbd.  6,  158  ff. 
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diese  Zeit  sind  es  Laien,  Ministerialen,  die  das  Amt  versehen.  In  Ober- 
engadin  ist  es  ein  Lehen  des  Bischofs  von  Cur  geworden.  Der  Kanzler 
hat  bei  Abfassung  der  Urkunden  die  Rechte  der  Grafschaft  zu  wahren 
und  soll  besonders  darüber  wachen,  daß  kein  Grundstück  an  Besitzer 
außerhalb  der  Grafschaft  komme. 

Auch  in  Wallis,  in  Lausanne,  Genf  und  Hochburgund  hat  sich  der 
cancellarius  in  ganz  ähnlicher  Funktion  bis  ins  spätere  Mittelalter  ge- 
halten1). Bezeichnenderweise  geht  in  Wallis  die  Autorität  dieser  öffent- 
lichen Urkundperson  im  12.  Jahrhundert  über  auf  das  Domkapitel 
von  Sitten,  in  Lausanne  und  Genf  im  13.  Jahrhundert  auf  den  Official 
der  bischöflichen  Kurie.  Auch  im  Gebiete  von  Aosta  ist  dieser  frän- 
kische Grafschaftskanzler  eingeführt  worden;  in  den  Urkunden  des 
11.  Jahrhunderts,  wo  er  zuerst  erscheint,  ist  er  aber  nicht  mehr  gräf- 
licher, sondern  städtischer  Beamter.  Dann  später,  seit  1318,  erwarben 
die  Grafen  von  Savoyen  das  Kanzleramt  und  betrauten  untergeordnete 
Personen  mit  der  wirklichen  Ausübung  des  Amtes2). 

In  Westfranzien  sind  öffentliche  Schreiber  bis  in  das  10.  Jahr- 
hundert hinein  nachweisbar. 

Aber  es  gab  große  Gebiete  deutscher  Stämme,  bei  denen  es  Ge- 
richtsschreiber oder  öffentliche  Schreiber  niemals  gegeben  hat,  und  wo 
auch  die  Einverleibung  in  das  fränkische  Reich  und  die  Verfügungen 
der  karolingischen  Reichsgesetzgebung  in  dieser  Hinsicht  keine  Wir- 
kung ausgeübt  haben.  Das  war  Bayern,  Thüringen,  Sachsen  und  Fries- 
land. Bei  diesen  Stämmen  gab  es  nur  private  Schreiber  der  geistlichen 
und  weltlichen  Großen,  der  Hochstifter  und  Klöster.  In  Bayern  treffen 
wir  in  dem  ziemlich  reichen  Urkundenmateriale  des  8.  und  9.  Jahr- 
hunderts gar  manche  solche  Schreiber  genannt.  Sachsen  aber  war 
in  dieser  Zeit  das  urkundenärmste  Land.  Selbst  die  vom  Empfänger 
hergestellte  Urkunde  hat  hier  lange  keinen  Boden  gefunden. 

Allein  auch  bei  den  Franken  und  Alamannen  ist  die  Einrichtung 
der  Gerichts-  und  öffentlichen  Schreiber  seit  der  zweiten  Hälfte  des 
9.  Jahrhunderts  in  entschiedenem  und  rapidem  Verfalle  begriffen, 
und  im  10.  Jahrhundert  kann  man  sie  als  im  ganzen  verschwunden 
bezeichnen,  die  Bestellung  solcher  Schreiber  kam  ganz  außer  Übung. 
Gewiß  hat  zu  diesem  schnellen  Verschwinden  der  Zerfall  der  karo- 
lingischen Grafschaftsverfassung  beigetragen,  sowie  die  Schwächung 
der  Zentralgewalt  und  der  Verfall  des  Institutes  der  Königsboten, 
denen  ja  die  Bestellung  der  Grafschaftsschreiber  oblag.  Auch  paßte 
ein  solches  Amt  immer  weniger  in  den  Rahmen  des  durchdringenden 
Lehnwesens. 

Doch  es  geriet  nicht  bloß  dieses  öffentliche  Schreiberamt  in  Verfall, 
sondern  überhaupt  das  gesamte  Urkundenwesen.  Der  tiefere  Grund 
dieser  Erscheinung  liegt  fürs  erste  in  der  Reaktion  der  deutschen  Stämme 
gegen  die  zentralistische  und  halb  romanisierte  Regierung  der  Karolinger. 


*)  Voltelini  164  ff. 

2)  Schiaparelli,  Charta  Augustana  11  ff. 
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Durch  die  zunehmende  Schwäche  des  fränkischen  Königtums,  durch 
die  Reichsteilungen  seit  843  wurden  die  natürlichen  Gegensätze  der 
östlichen  deutschen  Stämme  gegenüber  dem  Westen  des  Reiches  aus- 
gelöst, Gegensätze,  die  in  den  kulturellen  Unterschieden  wurzelten  und 
sich  zu  nationalen  umprägten.  Mit  der  wachsenden  Selbständigkeit 
der  deutschen  Stämme  und  der  Begründung  eines  ganz  unabhängigen 
Deutschen  Reiches  stellte  sich  dieses  als  eigene  Macht  dem  romanischen 
Westreiche  gegenüber.  Den  Einrichtungen,  welche  die  einst  so  starke 
königliche  Gewalt  für  das  Gesamtreich  im  Sinne  einer  zentralisierenden, 
entwickelten,  beamtenmäßigen  Verwaltung  geschaffen,  war  der  Boden 
jeglicher  Autorität  entzogen.  Aber  es  handelt  sich  auch  um  viel 
weiter  reichende  kulturelle  Gegenwirkungen.  Die  Deutschen,  noch  ein 
schriftunkundiges  Volk,  waren  von  dem  alten  Mißtrauen  gegen  Schrift 
und  Urkunde  erfüllt.  Die  berufenen  Schützer  des  Besitzes  der  Kirche, 
die  so  viel  zur  Rezeption  der  Urkunde  beigetragen  hatte,  waren, 
wie  sie  seit  dem  9.  Jahrhundert  als  Vögte  bestellt  wurden,  Laien,  vom 
gleichen  Mißtrauen  beseelt  und  daher  eher  Feinde  und  Verächter 
alles  schriftlichen  Wesens1).  Und  diese  Kulturstufe  mit  ihrer  der 
Urkunde  feindseligen  Stimmung  reichte  weit  über  den  deutschen 
Boden  hinaus.  Zum  mindesten  im  nördlichen  Frankreich  bestand 
ungefähr  die  gleiche  Disposition  und  noch  stärker  war  sie  vorhanden 
in  Skandinavien,  sowie  bei  Slaven  und  Magyaren  im  Osten.  So  bricht 
in  Deutschland  und  im  Westen  eine  Reaktion  herein  gegen  das  Produkt 
einer  höheren  Kultur,  Norden  und  Osten  sind  überhaupt  noch  nicht 
so  weit  und  öffnen  sich  dann  erst  dem  wieder  erstarkenden  Urkunden- 
wesen des  Westens  seit  dem  11.   und  12.  Jahrhundert. 

Wir  haben  gesehen,  wie  unvollkommen  der  Gedanke  der  dis- 
positiven Carta  zur  Durchführung  gelangte  —  jetzt  war  ihre  Zeit 
gänzlich  vorüber.  WTir  sahen,  wie  unorganisch  und  unvollkommen  der 
Urkundenbeweis  in  das  Gerichtsverfahren  einzelner  Volksrechte  — 
andere  kannten  ihn  überhaupt  nicht  —  eingeordnet  worden  war  — 
jetzt  wurde  er  und  seine  teilweise  Voraussetzung,  das  Amt  des 
Gerichtsschreibers  oder  öffentlichen  Schreibers,  gänzlich  fallen  gelassen. 
Wir  sahen,  daß  die  Urkunde  selbst  ja  vielfach  in  ihrer  eigenen  Her- 
stellung und  Ausstattung  kein  Mittel  besaß,  um  auch  nur  den  geringsten 
Anforderungen  eines  selbständigen  Urkundenbeweises  zu  genügen, 
indem  sie  ganz  vom  Empfänger  geschrieben  wurde  oder  gar  keinen 
Schreiber  nannte  —  jetzt  begann  die  Urkundenausstellung  überhaupt  in 
starken  Abgang  zu  kommen.  Wir  gelangen  zu  einer  neuen  Epoche 
des  Urkundenwesens  diesseits  der  Alpen. 


l)  Worauf  Brunner,    Deutsche  Rechtsgesch.    2,    187,    aufmerksam    machte. 


IL  Die  Reaktion  gegen  die  Urkunde 
im  10.  und  11  Jahrhundert. 

1.  Die  Abnahme  der  Urkundenfertigung  und  die 
Vorherrschaft  der  Aktaufzeichnung. 

Literatur.  Ficker,  Beiträge  zur  Urkundenlehre  1,  81  ff.  Redlich. 
Über  bayerische  Traditionsbücher  und  Traditionen,  Mitt.  des  Instituts  5,  1  ff. 
Redlich,  Acta  Tirolensia  1.  Einleitung.  Breßlau,  Urkundenbeweis  und  Urkunden- 
schreiber, Forsch,  z.  d.  Gesch.  26,  1  ff.  Breßlau,  Urkundenlehre  499  ff.  Posse, 
Lehre  von  den  Privaturkunden.  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  1,  246  ff. 
Baumann,  Die  Urkunden  des  Klosters  Allerheiligen  in  Schaffhausen,  Quellen 
z.  Schweizer  Gesch.  III  1,  168  ff.  O.  Frhr.  v.  Mitis,  Studien  zum  älteren 
österreichischen  Urkundenwesen,  1.  Heft  1906,  2.  u.  3.  Heft  1908.  Bitterauf,  Die 
Traditionen  des  Hochstifts  Freising  1.  und  2.  Bd.  Einleitung.  Laurent,  Car- 
tulaires  de  Molesmes  1.  Bd.  Introduction  (1907). 

Faksimile.  Sitzungsber.  der  Münchener  Akad.  1898  zu  S.  400.  Posse, 
Privaturkunden  T.  18,  19.   Pirenne  Album  Beige  de  diplomatique  T.  6 — 8,  14. 

Allenthalben  in  den  Gebieten  des  aus  dem  Karolingerreiche  sich 
loslösenden  östlichen,  deutschen  Reiches  war,  wie  wir  sahen,  schon  im 
Laufe  des  9.  Jahrhunderts  ein  sich  steigerndes  Abwenden  von  der 
Urkunde  bemerkbar.  Im  friesisch  -  sächsischen  Norden  und  auch  in 
Thüringen  kann  man  überhaupt  noch  von  keinem  Urkundenwesen 
sprechen,  in  Bayern,  wo  es  öffentliche  Urkundenschreiber  nie  gegeben 
hatte,  vollzog  sich  dieser  Reaktionsprozeß  schnell,  etwas  langsamer 
im  schwäbischen  und  fränkischen  Gebiete,  wo  ja  doch  die  Grafschafts- 
schreiber  festere  Wurzel  gefaßt  hatten  und  ein  näherer  Zusammenhang 
mit  dem  Westen  aufrecht  blieb.  Aber  auch  dieser  Westen,  Frankreich 
selber,  ist  in  seinen  mittleren  und  nördlichen  Gebieten  solchem  Gang 
der  Dinge  keineswegs  entrückt  geblieben. 

Mit  dem  Verschwinden  oder  Nichtvorhandensein  eines  öffentlichen 
Schreiberamtes  war  der  Privaturkunde  diesseits  der  Alpen  die  Mög- 
lichkeit entzogen,  selbst  die  bescheidene  Rolle  zu  spielen,  die  ihr  im 
Beweisverfahren  der  Volksrechte  zuerkannt  worden  war.  Diese  Urkunde 
besaß  keinerlei  Beglaubigungsmittel  an  sich,  weder  einen  »handschrift- 
lichen Beweiswert  ihres  Textes«,  noch  sonst  ein  Beweismittel. 
Denn  noch  war  das  Siegel  für  Privaturkunden  nicht,  in  Gebrauch  ge- 
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kommen,  die  Chirographierung  war  eine  nur  erst  ganz  vereinzelt  auf- 
tretende Übung;  nur  eine  Art  von  Urkundenfertigung,  die  Herstellung 
von  zwei  gleichlautenden  Exemplaren  bei  bilateralen  Verträgen,  konnte 
theoretisch  einen  in  der  Übereinstimmung  der  Texte  liegenden  Beweis 
bieten.  Zudem  ist  die  große  Mehrzahl  der  Urkunden,  die  sich  ja  so  über- 
wiegend auf  Rechtsgeschäfte  mit  Kirchen  beziehen,  von  dem  Em- 
pfänger, in  den  Hochstiften  und  Klöstern  geschrieben  und  hergestellt 
worden,  ohne  daß  der  Aussteller  seinerseits  irgendein  Beglaubigungs- 
mittel dazugab  und  dazugeben  konnte.  Alles  konzentriert  sich  so  auf 
die  lebendigen  Zeugen  der  Handlung.  Auch  bei  der  Handlung  aber 
spielte  nach  volksrechtlicher  Anschauung  die  Urkunde  nur  die  Rolle 
des  Symbols  und  die  kirchlich-römische  Auffassung,  welche  ja  die 
wirkliche  Vollzugsurkunde  übernommen  hatte,  gab  nach,  indem  in  der 
Praxis  die  Urkunde  auch  oft  erst  nach  der  Handlung  hergestellt  wurde 
und  so  zwar  noch  die  Form  der  Carta,  nicht  jedoch  ihr  Wesen  beibehielt. 

So  drängt  die  ganze  Rechtsanschauung  von  der  Carta  ab  zur  Notitia, 
zum  Zeugnis  über  eine  unabhängig  von  der  Urkunde  vollzogene  rechts- 
förmliche Handlung.  Aber  auch  die  Notitia  hatte  wenig  Wert,  wenn 
sie  nicht  imstande  war,  eine  wirkliche  Beweisurkunde  zu  sein  und  wenn 
das  Rechtsverfahren  auf  sie  gar  keine  Rücksicht  nahm;  wenn  sie  doch 
nicht  mehr  tun  konnte  und  sollte,  als  den  Zeugenbeweis  erleichtern  und 
vermitteln.  Ward  der  Beweis  durch  Zeugen  der  alleinige  und  ausschließ- 
liche, so  blieb  überhaupt  kein  Raum  mehr  für  ein  rechtlich  selb- 
ständiges Urkundenwesen.  Daher  erschien  auch  die  Form  der  wirk- 
lichen Urkunde  mehr  und  mehr  gleichgültig.  Auch  die  Notitia  als  Ur- 
kunde tritt  zurück,  die  urkundlichen  Formeln  werden  auf  das  notwen- 
digste eingeschränkt,  charakteristische  Bestandteile  der  fränkischen 
Urkunde  wie  die  Signa,  die  Unterschrift  des  Schreibers,  die  Datierung 
werden,  wie  z.  B.  in  St.  Gallen,  seit  dem  Beginn  des  10.  Jahrhunderts 
nach  und  nach  fortgelassen.  Wo  Material  aus  dem  9.  und  10.  Jahr- 
hundert vorhanden  ist,  läßt  sich  überall  diese  Vereinfachung,  dieses 
Schwinden  der  urkundlichen  Formen  verfolgen1).  Die  Notitia  wird 
zur  einfachen  Notitia  testium,  welche  nur  die  Zeugen  und  die  Haupt- 
sache der  von  ihnen  bezeugten  Handlung  fixiert.  Solche  Stücke  sind 
dann  überhaupt  keine  Urkunden  mehr,  sie  wollen  keine  urkundlichen 
und  rechtlichen  Funktionen  mehr  ausüben,  sondern  nur  sachliche 
Aufzeichnungen  über  Handlung  und  Zeugen  sein,  es  sind  Ak  t  e  oder 
Notizen, 

I.  Diese  Handlung  ohne  jede  Mitwirkung  einer  Urkunde 
müssen  wir  uns  vergegenwärtigen,  um  zur  richtigen  Anschauung  der 
Aktaufzeichnung   in    ihrer   verschiedenartigen    Gestalt    zu    gelangen2). 


*)  So  wurde  es  von  mir  eingehend  an  den  Freisinger  und  Salzburger  Tradi- 
tionen dargetan,  Mitt.  des  Instituts  5,  12  ff.,  vgl.  Bitterauf  Freisinger  Traditionen 

1  und  2,  Einleitung,  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  1,  248. 

2)  Für  das  Folgende  vgl.  oben  S.  53  f.,  Milis  Studien  /..  österr.   Urkunden- 
wesen 1,  8 ff.,  Bitterauf,  Traditionen  d.  Hochstiftes  Freising   1,   Einl.    \I.1Y  f. 
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Die  Handlung  bestand  aus  mehreren  Teilen.  Es  konnte  zuerst  eine 
einfache  Willenserklärung  der  Partei  als  Einleitung  des  ganzen  Rechts- 
geschäftes erfolgen;  sie  geschah  gegenüber  dem  Empfänger,  bestimmte 
im  allgemeinen  das  Objekt  des  Rechtsgeschäftes,  brauchte  aber  noch 
nicht  vor  Zeugen  zu  geschehen,  welche  oft  erst  beschafft  werden  mußten. 
Den  Hauptteil  oder  die  eigentliche  Handlung  bildete  die  feierliche 
Willenserklärung  vor  Zeugen  in  Verbindung  mit  dem  rechtsförmlichen 
Akte,  z.  B.  der  Übergabe  eines  Traditionssymbols.  Der  Abschluß  fand 
statt  durch  die  Besitzeinweisung  (Investitur)  vor  Zeugen.  Diese  Stadien 
einer  Handlung  konnten  zeitlich  und  örtlich  getrennt  vor  sich  gehen, 
sie  konnten  aber  auch  ganz  oder  teilweise  zusammenfallen.  Es  brauchte 
eine  einfache,  vorläufige  Willenserklärung  nicht  notwendig  vorauszu- 
gehen, sie  konnte  mit  der  Haupthandlung  zusammenfallen;  es  konnte 
auch  die  Investitur  sofort  mit  der  rechtsförmlichen  Übereignung  ver- 
bunden und  vor  denselben  Zeugen  vorgenommen  werden.  Der  Ge- 
brauch von  Traditions-  und  Investitursymbolen  läßt  sich  in  diesen 
Jahrhunderten  noch  vielfach  belegen.  Zweig  und  Rasen,  Messer  und 
Handschuh  sind  auch  jetzt  noch  die  gebräuchlichen  Symbole.  Ein 
Graf  Dietrich  verzichtet  1027  auf  Güter  zugunsten  des  Klosters  Michels- 
berg bei  Bamberg;  dies  tut  er  zu  Trebur  vor  K.  Konrad  II.  primo  in- 
curvatis  digitis  secundum  morem  Saxonicum  und  vor  sächsischen  Zeugen, 
dann  cum  manu  et  festuca  more  Francorum  vor  fränkischen  Zeugen1). 
Es  macht  den  Eindruck,  daß  man,  namentlich  in  Frankreich,  bis  tief 
ins  12.  Jahrhundert  daran  festhielt2). 

Das  wichtigste  war  die  rechtsförmliche  Handlung  vor  den  geeig- 
neten Zeugen.  Die  eigentlichen,  prozessualen  Zeugen  sind  jene,  welche 
von  der  Partei  ausdrücklich  zu  dem  Zwecke  des  Zeugnisses  über  die 
vor  ihnen  vorgenommene,  von  ihnen  gesehene  und  gehörte3)  Handlung 
herangezogen  wurden.  Bei  den  Bayern  war  die  altarische  Rechtssitte, 
die  Zeugen  beim  Ohre  zu  ziehen  (per  aures  trahere),  zu  einer  Rechts- 
vorschrift geworden,  die  bis  ins  13.  Jahrhundert  in  Geltung  blieb. 
Doch  war  es  stets  erwünscht  und  wichtig,  daß  außer  diesen  Zeugen  noch 
andere  Personen  der  Rechtshandlung  beiwohnten.  Einmal  wegen  der 
größeren  Solennität  und  Förmlichkeit,  sodann  aber  auch  im  Interesse 
des  Rechtes  und  seiner  Sicherheit.  Denn  die  ortskundigen  Zeugen  und 
Anwesenden  konnten  allfällig  auch  Einsprache  erheben,  wenn  ihr  Recht 
oder  das  Dritter  verletzt  wurde,  oder  aber  sie  stimmten  stillschweigend 
oder  ausdrücklich  zu.  Zugleich  aber  bilden  die  Zeugen  und  Teilnehmer 
der  Rechtshandlung,  die  doch  gewöhnlich  Männer  der  Nachbarschaft 
waren,  die  Grundlage  für  das  Nachbarzeugnis.  Und  dieses 
hatte  ja  mit  der  Zeit  ergänzend  einzutreten  für  das  Zeugnis  der  nach 


!)  MG.  Diplom.  4,  154. 

2)  Für  Freising  vgl.  Bitterauf  1,  Einleit.  XLIV  f.  2,  Einleit.  LIV;  für  Frank- 
reich vgl.  oben  S.  54,  Giry  Manuel  568  ff.,  Laurent,  Cartul.  de  Molesme  1,  54  ff. ; 
im  allgemeinen  über  Symbole  Grimm  Deutsche  Rechtsaltert. 4  1,  153  ff. 

3)  Noch  in  einer  Kiburger  Urkunde  von  1241  werden  die  Zeugen  eingeführt 
als  testes  de  visu  et  auditu,  Fontes  rer.  Bernens.  2,  225  ff. 
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und  nach  sterbenden  Handlungszeugen.  Das  Nachbarzeugnis  hatte 
freilich  vor  allem  den  Beweis  des  dauernden  und  ungestörten  Besitzes 
zu  erbringen;  es  wurde  aber  erleichtert,  je  mehr  Nachbarn  schon  bei 
der  Besitzübertragung  zugegen  waren;  je  orts-  oder  landeskundiger 
diese  war.  Daher  es  denn  auch  vorkam,  daß  eine  schon  rechtskräftig 
aber  etwa  an  fremdem  Orte  vorgenommene  Handlung  eigens  noch 
einmal  vor  Nachbarzeugen  wiederholt  ward.  Ja  bei  wichtigen,  viele 
Interessenten  berührenden  Rechtsgeschäften  konnte  eine  förmliche 
Bekanntmachung  und  Verlautbarung  erfolgen.  So  wenn  die 
Gründung  des  Klosters  Klein-Mariazell,  die  1136  feierlich  vor  vielen 
Zeugen  stattgefunden  hatte,  dann  noch  ein  zweites  und  drittes  Mal  in 
Landtaidingen  zu  Tuln  und  St.  Polten  verlautbart  und  durch  die  Zu- 
stimmung aller  Edlen  bekräftigt  wird:  cuius  rei  sunt  testes  totius  pro- 
vinciae  principes.  Solche  öffentliche  Verlautbarung  kann  geradezu  als 
Sicherung  und  Vollendung  eines  Rechtsgeschäftes  gelten.  Dieselbe 
Bedeutung  und  Wirkung  besaß  der  bei  der  feierlichen  Handlung  in  der 
Kirche  von  dem  geistlichen  Aussteller  oder  Empfänger  ausgesprochene 
Bann,  d.  h.  die  Drohung  mit  dem  kirchlichen  Banne  für  jeden  Ver- 
letzer und  Verächter  des  durch  die  Handlung  geschaffenen  Rechts- 
zustandes. 

Die  eindrucksvolle  Feierlichkeit  der  Handlung  wurde  in  der  Regel 
dadurch  bewirkt  und  erhöht,  daß  sie  in  der  Kirche  stattfand  und  das 
Traditionssymbol  auf  den  Altar  oder  die  Reliquien  des  Heiligen  über- 
geben wurde.  Der  Solennität  und  dem  Zwecke,  möglichst  viele  Nach- 
barzeugen zu  gewinnen,  diente  es  in  gleicher  Weise,  wenn  die  Handlung 
an  Sonn-  und  Festtagen  vor  der  zum  Gottesdienste  versammelten  Menge 
der  Pfarrleute,  oder  bei  Beerdigungen  oder  Hochzeiten  geschah1). 
Auch  die  Versammlungen  zu  Ding  und  Heerfahrt  waren  für  die  Ab- 
wickelung von  Rechtsgeschäften  besonders  unter  Laien  ein  beliebter 
Anlaß2). 

II.  Über  diese  Handlungen  wurden  nun  gewöhnlich  Einzelakte 
angefertigt.  Für  das  was  der  Akt,  die  Notiz  sein  sollte,  die  unmittelbar 
bei  der  Handlung  geschehene  Tatbestands-  und  Zeugenaufnahme,  dafür 
war  die  Benützung  einzelner  Pergamentblätter,  wie  man  sie  gerade  zur 
Hand  hatte,  das  Nächstliegende.  Auch  sprach  doch  die  alte  Gewohnheit 
von  der  Urkunde  her  dafür.    Im  übrigen  kam  es  weder  auf  die  äußere 


J)  Mitis  21  macht  treffend  darauf  aufmerksam,  daß  in  die  Akte  dann  ab  und 
zu  die  Erwähnung  des  Festtages  aufgenommen  wurde,  nicht  so  sehr  als  eigentliche 
Datierung,  sondern  »in  mnemotechnischer  Absicht«,  worin  »eine  psychologische 
Voraussetzung  für  das  Aufkommen  der  Festdatierung  erkannt  werden  darf«,  da- 
durch werden  die  Bemerkungen  von  Hinrichs  in  Mitt.  d.  Instituts  Ergbd.  7,  622 
ergänzt. 

2)  Vgl.  bei  Mitis,  Studien  197  ff.  die  Darlegung  über  die  Entstehung  des 
Traditionenblattes  von  St.  Georgen-Herzogenburg  1119  und  1120.  Die  Verhand- 
lungen betreffs  der  Brücke  bei  Wels  fanden  1138  statt  im  \  ogtding  des  Markgrafen 
Ottokar  von  Steier  als  Vogtes  der  Kirche  von  Würzburg.  Simonsfeld  in  SB.  der 
Münchener  Akad.  phil.-hist.  Klasse  1898,  S.  400. 
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Form  und  die  äußeren  Merkmale,  noch  auf  eine  bestimmte  Formu- 
lierung an.  Wir  besitzen  noch  eine  Anzahl  von  Einzelakten,  wie  sie 
da  und  dort  in  Traditionsbüchern  eingefügt  oder  auch  sonst  sich  er- 
halten haben.  Die  Größe  des  Pergamentblattes  wechselt  vom  Quart- 
blatt bis  zum  kleinen  Stückchen  oder  Streifen  Pergament.  Manchmal 
war  schon  anderes  darauf  geschrieben.  Die  Schrift  ist  meist  die  gewöhn- 
liche Bücherschrift  der  Zeit.  Allein  nicht  selten  nimmt  der  Schreiber 
einen  Anlauf  zur  Urkundenminuskel,  lange  Ober-  und  Unterschäftey 
Ansätze  zu  Verschlingungen,  einzelne  größer  geschriebene  Buchstaben, 
ein  verschnörkeltes  Abkürzungszeichen  verraten  die  Bemühung,  einer 
solchen  Aufzeichnung  wenigstens  den  Schein  eines  urkundlichen  Stückes 
zu  geben1).  Eine  größere  Zahl  solcher  Einzelakte  ist  uns  aus  der  Zeit  Bischof 
Meinwerks  von  Paderborn  (1009 — 1036)  erhalten,  welche  die  verschie- 
denen Abstufungen  von  urkundenmäßiger  Ausstattung  bis  zur  form- 
losen Notiz  über  Schenkung  und  Zeugen  aufweisen2).  Die  meisten  sind 
wohl  gleichzeitige  Aktaufzeichnungen,  was  z.  B.  deutlich  ist,  wenn 
auf  einem  dieser  Pergamentblättchen  rückwärts  steht:  adhuc  autem 
debet  episcopus  24  sol.  Einzelne  müssen  aber  erst  nach  Meinwerks  Tode 
geschrieben,  vielleicht  umgeschrieben  sein,  da  Meinwerks  als  Verstor- 
benen gedacht  ist. 

Aber  trotzdem  geht  das  Wesen  dieser  Akte  nie  über  eine  einseitig 
vom  Empfänger  gemachte  Notiz  hinaus.  Dies  zeigt  sich  deutlich  genug. 
Die  Rückseite  solcher  Akte  wird  öfters  wieder  zu  weiteren  Notizen 
benützt;  oder  man  hat  oft  über  gleichzeitig  geschehene  Hand- 
lungen die  Akte  auf  ein  Blatt  oder  eine  Einzellage  geschrieben,  so  daß 
in  solchen  Fällen  ein  gewisses  Mittelding  zwischen  Einzelakt  und  pro- 
tokollarisch geführtem  Traditionsbuch  entstand.  Solche  Blätter  mit 
einer  Reihe  von  Traditionsnotizen  besitzen  wir  z.  B.  aus  St.  Georgen- 
Herzogenburg  in  Niederösterreich,  aus  Formbach,  aus  Ossiach  und 
St.  Paul  in  Kärnten3).  Oder  man  fügte  zu  einem  Einzelakt  dann  spätere 
Akte  hinzu,  wenn  sie  dasselbe  Objekt  oder  dieselbe  Person  betrafen. 
In  Leitmeritz  wurden  an  die  Gründungsnotiz  der  Kirche  aus  dem 
11.  Jahrhundert  noch  im  12.  und  13.  Jahrhundert  weitere  Notizen 
zugefügt,  ebenso  dem  Akt  über  die  Stiftung  des  Klosters  St,  Michael 
an    der  Etsch  von    11454).     Ja   man    hat  auch    Diplome   und    andere 

x)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  31  ff. ;  über  solche  Einzelakte  aus  Freising  vom 
11.  Jahrhundert  Bitterauf,  Die  Traditionen  d.  Hochstifts  Freising  1,  Einl.  XXXII; 
für  Brixen  vgl.  Acta  Tirol.  1  n.  508,  523.  Faksimile  des  interessanten  Einzelaktes 
über  die  Brücke  bei  Wels  von  1138,  bei  Simonsfeld  a.  a.  O.,  dazu  Lahusen  in  Mitt. 
des  Instituts  31,  365. 

2)  Erhard,  Reg.  Histor.  Westfaliae  CD.  1,  65  ff.  N.  3  ist  eine  in  Urkunden- 
form gefaßte  Notitia;  für  das  oben  folgende  n.  21,  dann  n.  8,  11,  17.  Ficker,  Bei- 
träge 1,  89,  341,  344  machte  auf  dies  Material  aufmerksam.  Eine  Anzahl  von 
Einzelakten  des  11.  Jahrhunderts  erhielt  sich  auch  aus  dem  Archive  des  Klosters 
St.  Pierre  in  Gent,  vgl.  ein  Faksimile  und  Bemerkungen  bei  Pirenne  Album 
Beige  T.  8. 

3)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  33  ff.,  Mitis,  Studien  197,  203.  Jaksch,  Mon.  duc. 
Carinthie  3,  Einl.  XXII  ff.  und  S.  420,  437  n.  1118  und  1175. 

4)  Mitis  203.    Orig.  des  St.  Michaeler-Aktes  im  Statth. -Archiv  Innsbruck. 
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Urkunden  benützt,  um  auf  ihrer  Rückseite  solche  Akte  aufzuzeichnen, 
so  in  Salzburg  oder  Kärnten  schon  um  900  auf  einer  Urkunde  Arnolfs, 
so  in  Lambach  und  in  Pforta1).  Endlich  kommt  es  vor,  daß  man  Akte 
nicht  auf  ein  Einzelblatt,  sondern  irgendwohin  auf  leere  Seiten  eines 
Codex  eintrug,  der  sonst  ganz  andere  Dinge  enthielt;  in  Zwettl  schrieb 
man  sie  auf  die  leeren  Blätter  verschiedener  Handschriften,  in  Regens- 
burg in   ein   Homilienbuch,  in  Innichen  in  ein  Missale. 

In  bezug  auf  die  Zeugenverzeichnisse  lassen  sich  einige  nicht  un- 
interessante Beobachtungen  machen.  An  einzelnen  originalen  Akten 
des  10.  Jahrhunderts  aus  Salzburg  und  Mondsee  läßt  sich  feststellen, 
daß  ein  Teil  der  Zeugen  von  einer  anderen  zweiten  Hand,  also  wohl 
vom  Schreiber  der  Partei  hinzugefügt  ist,  daß  also  eine  Scheidung  der 
Zeugen  nach  Parteien  vorkam2).  Demgegenüber  stehen  wieder  andere 
Fälle,  in  denen  man  frühere  und  spätere  Handlungen  eines  Schenkers 
in  einem  Akte  zusammenfaßte  und  ohne  Rücksicht  auf  Zeugen  der 
früheren  oder  späteren  Handlung  alle  zusammen  in  eine  Reihe  brachte. 
Es  erschien  von  keiner  Bedeutung,  den  Zeitpunkt  der  Handlungen 
oder  ihr  Verhältnis  zueinander  zu  berücksichtigen  oder  formell  im 
Texte  dem  Ausdruck  zu  geben3).  Ab  und  zu  hat  man  dann  auch  eigene 
Notizen  für  das  Zeugenverzeichnis  allein  gemacht,  wahrscheinlich 
mit  einem  Schlagwort,  das  sich  auf  Schenker  und  Objekt  bezog,  worüber 
ein  besonderer  Akt  etwa  schon  bei  der  ersten  Willenserklärung  auf- 
gezeichnet worden  war4). 

Die  Fassung  dieser  Akte  war  in  der  Regel  eine  höchst  ein- 
fache. Das  gewöhnliche  Formelgerippe  bestand  aus  einer  einfachen 
Publikation,  einer  einfach  gehaltenen  Disposition  und  der  Formel 
der  Zeugeneinführung.  Datierungen  besitzen  diese  Akte  gewöhnlich 
nicht.  Hie  und  da  kommt  eine  bloße  Tagesangabe  vor,  die  mehr  den 
Zweck  einer  Erinnerungshilfe  für  die  Zeugen  zu  haben  scheint5),  hie 
und  da  eine  bloße  Jahresangabe.  Aber  nicht  selten  verschwinden  auch 
diese  mageren  formalen  Umhüllungen,  und  es  bleibt  nichts  übrig  als 
die  reine  Tatbestandsaufnahme  mit  den  Zeugen  oder  reine  Zeugen- 
notizen, die  mit  den  Worten  beginnen:  Isti  sunt  testes,  quando  dedit  .  .  . 
oder  Isti  sunt  testes  traditionis,  concambii6).  Übrigens  ist  ein  konse- 
quentes Abwerfen  aller  urkundlichen  Formeln  durch  längere  Zeit  nir- 
gends zu  beobachten7). 

Zu  den  allereinfachsten  Formen  der  äußeren  Merkmale  sowohl 
wie   der   Fassung  steigen   die    Reliquien- AuthentikPn    und 


x)  Vgl.  Mitis  42,  Posse  83  und  Tafel  4  und  19. 

2)  Vgl.  meine  Bemerkung  in  Mitt.  d.  Instituts  5,  22  Anm.  2,  dann  besonders 
Erben  in  Mitt.  d.  Gesellsch.  f.  Salzburger  Landeskunde  29,  461  ff. 

3)  Vgl.  Bretholz  in  Mitt.  d.  Instituts  12,  34  ff. 

4)  Vgl.  Mitt.  d.   Instituts  5,  52  f. 

5)  Vgl.  oben  S.  71   Anm.  1. 

6)  Originale  von  solchen  Zeugennotizen  auf  einzelnen  Pergamentblättchen 
aus  dem  12.  Jahrhundert  von  St.  Peter  in  Salzburg,  Hauthaler  Salzburger  Ur- 
kundenbuch  1,  n.   679,  681. 

7)  Vgl.  Mitt.  d.   Instituts  5,  43  Anm.  1. 
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die  Einweihungsnotizen  von  Kirchen  herab,  Aufzeichnungen, 
die  wir  am  besten  hier  erwähnen  können.  Den  Reliquien,  die  im  Altare 
oder  in  eigenen  Schreinen  verwahrt  wurden,  gab  man  häufig  Pergament- 
blättchen  oder  Pergamentstreifen  bei,  auf  denen  die  Reliquien  ver- 
zeichnet waren1).  Dadurch,  daß  diese  Blättchen  bei  der  Weihe  der 
Altäre  oder  Kirchen  bei  den  Reliquien  hinterlegt  und  mit  ihnen  ver- 
schlossen wurden,  gewannen  sie  eine  Art  Glaubwürdigkeit  als  Zeug- 
nisse für  die  Authentizität  der  Reliquien.  Später  hat  man  diese  Authen- 
tiken  allerdings  mit  dem  Siegel  des  weihenden  Bischofs  versehen. 

Häufig  wurden  die  Reliquien-Authentiken  mit  Einweihungsnotizen 
verbunden.  Die  Weihenotizen 2)  enthalten  in  einfachster  Form  das 
Datum  der  Weihe,  den  Namen  des  weihenden  Bischofs  und  der  Schutz- 
heiligen der  Kirche.  Sie  wurden  auf  Einzelblättern  aufgezeichnet3), 
oder  auch  in  Bücher,  in  Missale,  in  Traditions-,  auch  in  Annalencodices 
eingeschrieben4),  oder  aber  auch  in  Form  von  Inschriften  hergestellt. 
Im  Kloster  Prüfening  bei  Regensburg  wurde  die  Weiheinschrift  auf 
einer  Tafel  von  Ton  in  Majuskelbuchstaben  eingedrückt  und  gebrannt. 
Die  Tafel  war  sicherlich  in  der  Kirche  aufgehängt.  Andere  Inschriften 
wurden  an  geeigneter  Stelle  in  der  Kirche  eingemeißelt  oder  an 
die  Wand  gemalt.  Mit  dem  Aufkommen  und  Durchdringen  des  Siegels 
begann  man  regelmäßig  seit  Ende  des  12.  Jahrhunderts  die  Weihe- 
notizen mit  dem  Siegel  des  weihenden  Bischofs  zu  versehen,  so  daß 
seit  jener  Zeit   förmliche  Weiheurkunden  ausgestellt  wurden. 

Immerhin  gibt  es  auch  einzelne  Ausnahmen  gegenüber  der  all- 
gemeinen, gleichförmigen  Einfachheit  der  Aktaufzeichnungen.  So  z.  B. 
zu  gewisser  Zeit  bei  den  Traditionen  des  Hochstiftes  Brixen5).  Zeigen 
die  Traditionen  unter  Bischof  Albuin  (c.  975 — 1006)  eine  einfache  un- 
gemein konstante  regelmäßige  Fassung,  so  haben  wir  unter  Bischof 
Altwin  (1049 — 1097)  geradezu  die  Entwicklung  eines  Formulars. 
Für  Schenkungen,  Tauschverträge  und  Verzichtleistungen  haben  sich 
bestimmte  Formulare  herausgebildet.  Das  Formular  für  Schenkungen 
zeigt  zuerst  ein  Schwanken,  dann  die  Festlegung  einzelner  Formeln, 
dann  von  ungefähr  1075  an  ein  auffallend  entwickeltes  Formelwesen 
von  gesuchter,  ja  schwülstiger  Ausdrucksweise,  das  bis  in  die  ersten 
Dezennien  des  12.  Jahrhunderts  den  formellen  Charakter  der  Brixener 
Traditionen  beherrscht.  So  hatte  sich  in  der  Brixener  bischöflichen 
Schreibstube  nach  und  nach  ein  ständiges  Formular  für  Akte  über  be- 
stimmte Rechtsgeschäfte  und  ein  förmlicher  Urkundenstil  heraus- 
gebildet.    So    ist    es   erklärlich,   daß  in  gewissen  Fällen  frühere  Akte 


1)  Ein  Beispiel  aus  Merowingischer  Zeit  bei  Prou,  Recueil  de  Facsimiles  T.  5. 

2)  Vgl.  Mitis  81  ff. 

3)  So  eine  im  Original  erhaltene  Weihenotiz  der  Kirche  von  Telfs  im  Ober- 
inntal in  Tirol,  von  1113,  Archivberichte  aus  Tirol  1,  24  f. 

4)  Weihenotizen  der  Kirche  in  Carnol  bei  Brixen  im  Missale,  MG.  SS.  15,  1110. 

5)  Vgl.  Acta  Tirolensia  1,  Einl.  XLI  ff.  —  So  auch  die  Traditionen  von  Kloster 
Tegernsee  gegen  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts,  und  ungefähr  in  derselben  Zeit 
auch  in  Göttweig,  Klosterneuburg  u.  a.  vgl.  Mitis  25. 
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als  Vorlage  für  spätere  genommen  wurden,  namentlich  wenn  ein  innerer 
sachlicher  oder  persönlicher  Zusammenhang  der  Handlungen  bestand. 

Eine  Art  von  Redeschmuck  ist  aber  zeitweilig  selbst  in  die  ein- 
fachsten Traditionsnotizen  eingedrungen,  die  Reimprosa1).  Die  Lust 
am  Reim  tritt  gelegentlich  schon  in  Urkunden  des  8.  Jahrhunderts 
hervor,  in  den  Freisinger  Traditionen  ziehen  sich  vereinzelte  Beispiele 
von  offenbar  absichtlichen  Reimen  durch  das  ganze  9.  und  10.  Jahr 
hundert.  Im  11.  Jahrhundert  greift  die  Sitte  mehr  und  mehr  um  sich, 
namentlich  die  Arengen  sind  der  Tummelplatz  der  Reimlust,  aber  in 
Freising,  in  Ebersberg  treffen  wir  ganz  durchgereimte  Stücke.  Den 
Höhepunkt  seiner  Ausbreitung  erreicht  das  Reimen  in  der  ersten  Hälfte 
des  12.  Jahrhunderts,  in  den  Traditionen  dieser  Zeit  finden  wir  allent- 
halben diese  Mode. 

So  oft  auch  die  Zeugeneinführung  mit  dem  einfachen  Huius  rei 
sunt  testes,  oder  ähnlichen  wortkargen  Wendungen  sich  begnügt,  so 
kommen  doch  nicht  selten  gerade  hier  Formeln  vor,  welche  für  die 
Schätzung  des  Zeugenbeweises  als  des  allein  maßgebenden  bezeichnend 
sind.  So  z.  B.  eine  in  Passau  zu  Beginn  des  11.  Jahrhunderts  auftretende 
Formel,  die  dann  in  ähnlichen  Fassungen  in  österreichischen  Tradi- 
tionen im  11.  und  12.  Jahrhundert  vielfach  verwendet  wird:  et  ut  hoc 
in  perpetuum  ratum  et  inconvulsum  permaneat,  subscriptorum  roboratum 
est  testimonio2).  Mit  der  Notwendigkeit,  die  Zeugen  der  Rechtsgeschäfte 
genau  festzuhalten,  um  sie  nötigenfalls  finden  und  zum  Beweise  heran- 
ziehen zu  können,  hängen  auch  andere  Erscheinungen  zusammen.  So 
die  Kennzeichnung  der  Nachbarschafts-  und  Ortszusammengehörigkeit 
verschiedener  Zeugen,  so  besonders  aber  die  Sitte,  bei  den  Zeugen  den 
Ort  ihrer  Herkunft  oder  ihres  Wohnsitzes  oder  ihre  nähere  Bezeichnung 
durch  einen  Zunamen  hinzuzufügen.  Bei  den  Traditionen  des  Klosters 
Ebersberg  beginnt  dieser  Brauch  schon  am  Ende  des  10.  Jahrhunderts, 
sonst  tritt  er  erst  im  Laufe  des  11.  und  im  12.  Jahrhundert  häufiger 
auf.  Dabei  ist  beachtenswert,  daß  diese  Zunamen  oft  über  der  Zeile 
eingetragen  wurden,  gleichwie  andere  erläuternde  Zusätze  oder  Nach- 
träge, also  offensichtlich  zum  Zwecke  der  besseren  Kenntlichmachung 
des  Zeugen;  sonst  war  ja  um  diese  Zeit  der  Zuname  noch  nicht  als  un- 
entbehrliche Bezeichnung  durchgedrungen3). 

III.  Es  ist  uns  möglich,  in  die  Art  und  Entstehung  der 
Aktaufzeichnungen  noch  tiefere  Einblicke  zu  tun.  Hierzu 
bieten  namentlich  die  Doppelausfertigungen  von  Akten  und  die  ab  und 
zu  vorkommende  doppelte  Überlieferung  von  Akten  in  den  Traditions- 


x)  Vgl.  Ficker  in  Wiener  SB.  73,  200  ff.,  dann  meine  Zusammenstellung  in 
Mitt.  d.  Instituts  5,  47  ff.,    Breßlau  Urkundenlehre  592  ff.,    Mitis,  Studien  1,  24. 

2)  Mitis  26. 

3)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  55,  Mitis  27  f.  Eine  Urk.  B.  Reinhards  von 
Halberstadt  von  1120  für  Kloster  Kaltenborn  trägt  rückwärts  den  Empfänger- 
Vermerk:  si  attente  legeris  in  hoc  privilegio,  XIII  testes  habes  ydoneos  in  dwersis 
locis  et  nemo  recalcitret.    Posse  70  Anm.  2. 
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büchern  Gelegenheit.  An  der  Hand  einiger  konkreter  Fälle  läßt  es  sich 
wohl  am  besten  veranschaulichen. 

Ein  Graf  Otto  schenkt  an  das  Kloster  Georgenberg,  das  damals 
in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  dem  Hochstift  Brixen  stand, 
um  990  ein  Gut.  Hierüber  wurde  ein  höchst  einfach  formulierter  Akt 
in  doppelter  Ausfertigung  hergestellt,  die  eine  in  Georgenberg,  die  andere 
in  Brixen  aufbewahrt.  Dann  mehrt  Graf  Otto  die  Schenkung.  Auch 
hierüber  werden  zwei  Akte  ausgefertigt,  die  den  ersten  Akt  wörtlich 
übernehmen.  Otto  mehrt  noch  einmal  die  Schenkung  und  diesesmal 
scheint  nur  in  Georgenberg  ein  Akt  hergestellt  worden  zu  sein,  der 
nun  wieder  die  Fassung  des  zweiten  Aktes  wörtlich  wiederholt.  Von 
diesem  dritten  Akte  besitzen  wir  noch  eine  sehr  alte,  auf  einem  Ein- 
zelblatte geschriebene  Kopie,  die  sicherlich  ihrer  Vorlage,  dem  Einzel- 
akte nachgebildet  ist.  Wir  haben  also  hier  wiederholte  Doppelausfer- 
tigung von  Einzelakten  für  die  beiden  interessierten  Empfänger,  sowie 
die  Benützung  des  früheren  Aktes  zur  Formulierung  des  späteren,  also 
ein  Verhältnis  wie  Vorurkunde  und  Urkunde1). 

Ähnliche  Fälle,  wo  ein  Akt  dann  bei  der  Mehrung  und  Änderung 
von  Schenkungen  als  Vorlage  zur  Fertigung  eines  zweiten  Aktes  be- 
nützt wurde,  begegnen  auch  bei  St.  Emmeram  in  Regensburg  in  der- 
selben Zeit  und  in  den  ersten  Dezennien  des  11.  Jahrhunderts2).  Von 
Interesse  ist  es,  daß  bei  einer  Schenkung  der  Herzogin  Judith  der  erste 
Akt  in  gewöhnlicher  objektiver  Fassung  gehalten  wurde,  der  zweite 
subjektive  Fassung  gleich  wie  eine  Carta  aufweist,  aber  mit  der  be- 
zeichnenden Korroboration :  et  ut  haec  traditio  in  perpetuum  semper 
firma  permaneat,  hos  testes,  qui  ea  viderunt  fieri  et  audierufit,  subscribere 
feeimus.  Ein  andres  Mal  sieht  man,  daß  die  Zeugen  der  ersten  und  zweiten 
Handlung  im  zweiten  alles  zusammenfassenden  Akte  einfach  in  eine 
einzige  Reihe  zusammengeschrieben  wurden.  In  Passau  hat  man  die 
spätere  Mehrung  einer  Schenkung  eines  Engildie  einfach  in  den  Akt 
der  ersten  Schenkung  von  1037  nachgetragen3). 

Gar  nicht  selten  scheint  es  vorgekommen  zu  sein,  daß  unmittelbar 
bei  der  Handlung  zunächst  nur  in  kürzester  Form  die  nötigsten  Ver- 
merke über  Schenker,  Objekt  und  Zeugen  niedergeschrieben,  und  daß 
dann  auf  Grund  dieser  Notizen  die  Traditionsakte  hergestellt  wurden, 
denen  eine  gewisse  formale,  halb  urkundliche  Ausstattung  gegeben 
ward.  Da  wir  aber  fast  das  ganze  derartige  Material  nur  durch  das 
Medium  der  Traditionsbücher  überliefert  haben,  ist  es  freilich  oft  nicht 
leicht  und  nicht  mit  Sicherheit  zu  entscheiden,  wie  weit  in  dieser  Be- 
ziehung die  Tätigkeit  der  Schreiber  der  Einzelakte  ging  und  "wo  etwa 
der  Einfluß  der  Zusammensteller  des  Traditionsbuches  begann.  Für  die 
Zeit   Bischof  Altwins   von   Brixen   (1049 — 1097)   kann   folgendes   Vor- 


!)  Vgl.  Acta  Tirol.  1.  n.  18  und  46  und  Einleitung  XLII.  —  Über  einen  ähn- 
lichen Fall  einer  doppelten  Ausfertigung  eines  Aktes  für  zwei  Empfänger,  Dom- 
kapitel und  Kloster  St.  Nikolaus  in  Passau,  c.  1140,  vgl.  Mitt.  des  Instituts  5,  52. 

2)  Vgl.  Bretholz  in  Mitt.  d.  Instituts  12,  33  ff. 

3)  Vgl.  Zibermayr  in  Mitt.  d.   Instituts  26,  389  f. 


1.  Die  Abnahme  d.  Urkundenfertigung  u.  d.  Vorherrschaft  d.  Aktaufzeichng.        77 

gehen  als  wahrscheinlich  angenommen  werden1).  Es  wurde  besonders 
bei  den  außerhalb  Brixens  geschehenen  Handlungen  zunächst  nur 
eine  kurze  Notiz  gemacht.  Diese  kurzen,  formlosen  Notizen  gelangten 
dann  nach  Brixen  und  hier  wurde  ihnen  in  der  bischöflichen  Schreib- 
stube erst  die  gewohnte  Form  gegeben;  nacheinander  wie  sie  eben 
kamen,  wurden  sie  so  formuliert  und  wieder  auf  Einzelblätter  geschrieben 
oder  in  ein  Heft  eingetragen.  Später  hat  man  davon  eine  Reinschrift 
in  einem  neu  angelegten  Traditionsbuch  gemacht,  griff  aber  dabei 
zugleich  auf  die  ursprünglichen  Notizen  zurück  und  ergänzte  aus  ihnen 
das  Actum  (Ort  der  Handlung),  das  man  bei  der  ersten  Formulierung 
nicht  aufgenommen  hatte.  So  würde  sich  auch  eine  stetige  Entwicke- 
lung  eines  Formelwesens,  wie  sie  gerade  bei  den  Traditionen  Altwins 
auftritt,  gut  erklären.  Wurde  hier  in  Brixen  somit  vielleicht  zeitweilig 
eine  Formulierung  der  Einzelakte  auf  Grund  kurzer  Notizen  vorge- 
nommen, so  wurde  für  Regensburg  bestimmt  ein  anderer  Vorgang  nach- 
gewiesen2). In  den  letzten  Dezennien  des  10.  Jahrhunderts  sind  solche 
ganz  kurze  Notizen  von  den  Schreibern  des  St.  Emmeramer  Tradi- 
tionsbuches ganz  willkürlich  formuliert  worden;  eine  Anzahl  Doppel- 
abschriften lehrt,  daß  ein  und  dieselbe  Aktvorlage  von  zwei  verschie- 
denen Schreibern  ganz  verschiedenartig  und  selbständig  bearbeitet 
wurde.  Im  allgemeinen  herrscht  nur  formelle  Verschiedenheit,  hie  und 
da  aber  finden  sich  z.  B.  bei  der  einen  Fassung  Zusätze  zu  Namen,  die 
nicht  auf  die  Vorlage  zurückgehen  können,  sondern  der  Schreiber  aus 
eigenem  Wissen  einfügte.  Jedenfalls  aber  zeigt  dieses  ganze  Vorgehen 
klar,  wie  man  auf  eine  bestimmte  urkundliche  Fassung  gar  kein  Ge- 
wicht mehr  legte,  wie  also  das  Gefühl  für  Wesen  und  Zweck  einer 
wirklichen  Urkunde  abhanden  gekommen  war. 

Immerhin  sehen  wir  anderseits  eine  gewisse  Mannigfaltigkeit  der 
Akt  auf  Zeichnung.  Sie  würde  uns  noch  weit  mehr  entgegentreten, 
wären  nicht  gewöhnlich  die  Akte  über  die  verschiedenen  Vorstadien 
einer  abschließenden  Handlung  durch  die  Aufzeichnung  über  diese 
Schlußhandlung  als  überflüssig  erachtet  und  dem  Verluste  anheim- 
gegeben oder  geradezu  vernichtet  worden.  Gerade  solche  Vorakte 
würden  uns  oft  die  rechtsgeschichtlich  und  historisch  wertvollsten  Auf- 
schlüsse bieten  können,  während  der  Schlußakt  davon  höchstens  dürftige 
oder  für  uns  in  ihrer  Tragweite  nicht  mehr  faßbare  Andeutungen  gibt. 
Selten  sind  wir  in  der  Lage,  in  eine  lange  dauernde  und  verwickelte 
Angelegenheit  durch  fortlaufende,  uns  erhaltene  Aktaufzeichnungen 
einen  so  tiefen  Einblick  zu  erhalten,  wie  bei  dem  Streit  des  Klosters 
Reichersberg  mit  Heinrich  von  Stein  in  den  Jahren  1153 — 11763). 
Über  eine   Reihe  von   Handlungen  während   dieses   Prozesses  wurden 


x)  Acta  Tirol.  1,  Einleit.  XLIXf.  Die  Einwendungen  Ottenthals  in  Mitt.  d. 
Instituts  7,  661  sind  sehr  beachtenswert,  so  daß  ich  meine  Ansicht,  die  inzwischen 
doch  durch  analoge  Beobachtungen  eine  Stütze  gewann,  immerhin  nur  hypothetisch 
hinstellen  will. 

2)  Vgl.  Bretholz  in  Mitt.  des  Instituts  12,  24  ff. 

3)  Vgl.  die  scharfsinnigen  Untersuchungen  von  Mitis,  Studien  1,  33  ff. 
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Einzelakte  gefertigt  und  diese  dann  nach  und  nach  im  Reichersberger 
Traditionscodex  zu  einer  Gesamteintragung  verarbeitet,  welche  aber 
durch  ihren  paläographischen  Befund  heute  noch  ihre  Entstehung 
und  damit  die  die  einzelnen  Stadien  des  Prozesses  begleitende  Akt- 
aufzeichnung erkennen  läßt. 

Diese  ganzen  Erörterungen  lehren  uns,  daß  doch  auch  diese  ein- 
fachen Aktaufzeichnungen  gewisse  Analogien  zur  Urkundenherstellung 
boten.  Im  Bewußtsein  jener  Zeit  ist  gewiß  nicht  immer  ein  klarer  und 
prinzipieller  Unterschied  zwischen  Akt  und  Urkunde  gemacht  worden. 
Man  fertigte  in  der  Regel  Akte  auf  Einzelblättern,  wie  man  gewrohnt 
gewesen  war,  Urkunden  selbstverständlich  als  Einzelstücke  herzu- 
stellen, man  gab  ihnen  oft  noch  eine  gewisse  urkundenmäßige  Aus- 
stattung, ja  man  wird  einen  Unterschied  gar  nicht  empfunden  haben, 
da  ja  schon  die  Notitia  des  8.  und  9.  Jahrhunderts,  wenn  sie  z.  B.  keinen 
Schreiber  nannte  und  keine  vollständige  Datierung  besaß,  sich  nicht 
sonderlich  oder  gar  nicht  von  einem  Akt  des  10.  oder  11.  Jahrhunderts 
unterschied1).  So  behielt  man  denn  gewisse  Bräuche  der  Urkunden- 
herstellung bei,  ohne  daß  aber  solche  Stücke  den  Anspruch  erheben 
wollten,  wirkliche  Urkunden  zu  sein,  d.  h.  beweiskräftige  oder  gar  dispo- 
sitivc  Schriftstücke. 

So  blieb  ja  ganz  begreiflicherweise  das  Äußerliche  und  Formale 
der  alten  Urkundenherstellung  immerhin  in  mannigfachen  Resten  erhalten 
und  bestehen.  Auch  darf  ja  nicht  vergessen  werden,  daß  auch  in  diesen 
Zeiten  des  10.  und  11.  Jahrhunderts  die  Fertigung  von  wirklichen 
Urkunden  niemals  und  nirgends  gänzlich  aufgehört  hat  —  Urkunden 
ihrer  Absicht  nach,  wrelche  als  Beweismittel  oder  mindestens  als  be- 
sondere   Sicherung   der    Rechtshandlung   dienen   sollten. 

Die  Akte  sind  auch  gleich  den  Urkunden  in  den  Archiven  der 
Klöster  und  Hochstifter  aufbewahrt  worden.  Es  läßt  sich  in  einzelnen 
Fällen  wie  in  St.  Emmeram  in  Regensburg  oder  im  bischöflichen  Archiv 
in  Passau  erschließen,  daß  die  Einzelblätter  mit  den  Akten  übereinander- 
gelegt  geordnet  waren2).  Auch  weltliche  Personen,  so  Dienstmannen 
einer  Kirche,  haben  allem  Anschein  nach  schon  in  dieser  frühen  Zeit  im 
kirchlichen  Archive  als  einem  rechtssicheren  Orte,  Urkunden  und 
Einzelakte  hinterlegt3).  Wir  können  nachweisen,  daß  da  und  dort 
Einzelakte  bis  ins  spätere  Mittelalter  noch  vorhanden  waren,  so  in  Passau 
und  St.  Polten4). 

Erst  die  Zusammenstellung  und  Abschrift  der  Einzelakte  in  ein 
Traditionsbuch  hat  dann  oft  den  Anlaß  gegeben,  jene  Vorlagen,  die  nun 

x)  Man  sehe  z.  B.  die  Noticia  qualiter  isti  iuraverunt  bezüglich  des  Klosters 
'  Rott  aus  der  Zeit  von  818 — 838 ,  die  in  einer  ganz  knappen  und  einer  erweiterten 
Fassung  ausgefertigt  wurde,  Zibermayr  in  Mitt.  des  Instituts  26,  387,  409.    Vgl. 
schon  oben  S. 38. 

2)  Vgl.  Bretholz  in  Mitt.  d.  Instituts  12,  24  ff.,  Zibermayr  in  Mitt.  d.  Insti- 
tuts 26,  390. 

3)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  40  f.,  Acta  Tirol.  1,  Einl.  XLIII,  Bitterauf,  Tra- 
ditionen des  Hochstifts  Freising  1,  Einl.  VII. 

4)  Vgl.  Mitis,  Studien  40,  42. 
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überflüssig  schienen,  zu  vernachlässigen.  Nur  selten  ist  solch  ein  Einzel- 
blatt in  einen  Codex  mit  hineingebunden  worden.  Und  als  dann  die 
Zeit  der  Urkundenschätzung  wieder  anbrach,  als  man  die  »simplices 
descriptiones«  der  Alten  gar  nicht  mehr  begreifen  konnte,  da  hat  man 
erst  recht  diese  siegellosen  Pergamentblätter  mißachtet  und  beiseite 
gelegt.  So  ist  uns  das  gewiß  ungemein  reiche  Material  an  originalen 
Aktaufzeichnungen  zum  größten  Teile  verloren  gegangen  und  die 
Traditionsbücher  haben  es  uns  auch  abschriftlich  bei  weitem  nicht 
vollständig  überliefert. 

Der  vorherrschende  Zug  dieser  Zeit  stand  der  Urkunde  fremd  und 
ablehnend  gegenüber.  Die  schriftliche  Aufzeichnung  über  Rechts- 
geschäfte diente  nicht  dem  unmittelbaren  Beweise,  sondern  nur  der 
Erleichterung  des  Zeugenbeweises  und  dann,  wenn  die  Zeugen  nicht 
mehr  lebten,  der  Erinnerung,  dem  frommen  und  dankbaren  Gedächtnis 
an  Wohltäter,  endlich  aber  auch  der  Übersicht  der  Erwerbungen,  also 
Zwecken  der  Verwaltung  und  Wirtschaft.  Alle  diese  Gesichtspunkte 
und  Zwecke  ließen  eben  doch  immer  wieder  die  Besitzenden  und  Erwer- 
benden zur  schriftlichen  Aufzeichnung  greifen,  sie  ließen  auch  jene  Werke 
entstehen,  durch  welche  uns  fast  allein  der  urkundliche  Stoff  dieser 
Jahrhunderte  erhalten  ist,  die  Traditionsbücher  und  verwandte  Quellen. 
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Literatur.  Redlich,  Über  bayerische  Traditionsbücher  und  Tra- 
ditionen, Mitt.  d.  Instituts  5,  1 — 84.  Redlich,  Über  Traditionsbücher, 
Deutsche  Geschichtsblätter  1,  89 — 98  (S.  97  Verzeichnis  der  bayerisch- 
österreichischen Traditionsbücher).  Mitis,  Studien  zum  österr.  Urkunden- 
wesen 1,  38  ff.  Breßlau  Urkundenlehre  89  f.  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  d. 
Geschichtswissenschaft  1,  246  ff. 

Über  einzelne  Gruppen:  Mitis,  Studien  z.  österr.  Urkundenwesen  1,  38  ff. 
Hauthaler  und  Richter,  Die  salzburgischen  Traditionsbücher,  Mitt.  d.  In- 
stituts 3,  63  ff.,  369  ff.  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1.  Bd.  Hauthaler, 
Der  Mondseer  Traditionskodex,  Mitt.  d.  Instituts  7,  223  ff.  Erben,  Unter- 
suchungen zum  Codex  traditionum  Odalberti,  Mitt.  d.  Gesellsch.  für  Salz- 
burger Landeskunde  29.  Bd.  Drei  bayer.  Traditionsbücher  (Au,  Gars, 
Falkenstein),  hg.  von  Petz,  Grauert  und  Mayrhofer.  1880.  Jaksch,  Über  die 
Traditionen  von  St.  Paul,  Mitt.  d.  Instituts,  Ergbd.  6,  197  ff.  und  Mon.  duc. 
Carinthie  3,  Einl.  XXII  ff.,  ib.  XL  ff.  über  Viktring.  Redlich,  Die  Tra- 
ditionsbücher des  Hochstifts  Brixen  (Acta  Tirol.  1.  Bd.).  Zibermayr,  Das 
älteste  Traditionsbuch  d.  Hochstifts  Passau,  Mitt.  d.  Instituts  26,  369  ff. 
Bretholz,  Studien  zu  den  Traditionsbüchern  von  St.  Emmeram,  Mitt.  d. 
Instituts  12,  1  ff.  Bitterauf,  Die  Traditionen  des  Hochstifts  Freising 
2  Bde.  Schiffmann,  Der  Traditionskodex  von  Ranshofen,  Aren.  f.  Gesch. 
d.  Diözese  Linz,  5.  Bd.  Fleig,  Studien  z.  Gesch.  d.  Klosters  St.  Peter  auf 
d.  Schwarzwald  (Freiburg  i.  B.,  Programm  1908).  Heydenreich,  Das  älteste 
Fuldaer  Cartular.  Grecelius,  Traditiones  Werdinenses  (Berlin  1869).  Perlbach, 
Über  ein  Traditionsbuch  der  Münsterkirche  St.  Cassius  und  Florentius  in 
Bonn,  N.Archiv  13,  145  ff.  Über  die  Corveyer  Traditionen  (ed.  Wigand) 
Dürre  in  Zeitschr.  f.  vaterländ.  Geschichte  (Westfalen)  36  b,  164  ff.  und 
42.  Bd.,  M.  Meyer,  Zur  alt.  Gesch.  Corveys  und  Höxters  (1893)  und  Edw. 
Schröder    in   Mitt.  d.  Instituts  18,  27  ff.     Fayen,  Liber  traditionum  s.  Petri 
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Blandiniensis  (Gent,  1906),  dazu  Pirenne  in  Bulletin  de  la  comm.  roy.  d'histoire 
1895.    Laurent  Cartulaires  de  l'abbaye  de  Molesmes  1.  Bd.  Introduction  (1907). 

Faksimile.  Chroust,  Mon.  palaeogr.  I.  Serie,  Lief.  I,  T.  3,  6. 
II,  T.  6,  7.  IV.  T.  1—7.  (St.  Emmeram);  VII,  T.  9,  10.  VIII,  T.  1—5, 
9,  10  (Salzburg);  II.  Serie,  Lief.  III,  T.  3—5  (Tegernsee).  Arndt-Tangl 
Schrifttafeln  T.  81  und  Mitt.  des  Instituts  26.  Bd.  (Passau).  Bitterauf,  Trad. 
des  Höchst.  Freising.  ÜB.  der  Stadt  und  Landschaft  Zürich  1.  Bd.  (Ro- 
tulus  des  Großmünsters).  Paul  Piper,  Otfried  und  die  übrigen  Weißenburger 
Schreiber  des  9.  Jahrhunderts  (1899).  Heydenreich,  Fuldaer  Cartular.  Pirenne 
Album  Beige  de  diplomatique  T.  9.     Laurent,  Cartul.  de  Molesmes. 

Schon  die  Betrachtung  der  Aktaufzeichnungen  führte  uns  mehr- 
fach und  fast  notwendig  auf  die  Art  ihrer  Überlieferung.  Diese  ist  nur 
zu  geringem  Teile  eine  originale,  sondern  vielmehr  ganz  überwiegend 
eine  mittelbare.  Denn  das  urkundliche  Material  jener  Jahrhunderte  ist 
uns  fast  nur  in  Kopien  erhalten,  welche  in  Bücher  abgeschrieben  oder 
eingetragen  worden  sind.  Es  sind  dies  die  Traditionsbücher.  Sie  sind 
namentlich  in  dem  bayerischen  Rechts-  und  südostdeutschen  Kolonial- 
gebiete aufgekommen  und  in  Gebrauch  gewesen,  wir  treffen  aber  auch 
in  den  anderen  deutschen  Landschaften  ähnliche  Sammlungen,  wenn 
schon  in  viel  geringerer  Zahl,  und  auch  auf  französischem  Gebiete  be- 
gegnen verwandte  Quellen.  Diese  Bücher  tragen  von  vornherein  einen 
etwas  anderen  Charakter  wie  Kopialbücher  von  Kaiser-  und  Papst- 
urkunden, sie  bilden  ferner,  da  die  Einzelakte  regelmäßig  verloren 
gingen,  die  alleinige  Überlieferung,  und  da  sie  häufig  auch  zu  unmittel- 
baren Aktaufzeichnungen  benützt  wurden,  treten  sie  selber  in  gewisse 
halburkundliche  Funktionen  ein.  Neben  diesem  mittelbar  rechtlichen 
Endzweck  der  Sicherung  der  Erwerbungen  haben  zur  Anlage  solcher 
Bücher  auch  andere  Absichten  mitgewirkt.  Das  Andenken  an  die 
Wohltäter  eines  Klosters  zu  bewahren,  die  geschichtliche  Erinnerung 
an  die  Gründung  und  Geschicke  einer  Kirche  -  zu  pflegen,  spielte 
nicht  selten  ebenfalls  mit.  Und  endlich  hatten  diese  Bücher  ja  auch 
der  Wirtschaftsverwaltung  zu  dienen,  der  Übersicht  des  Erwerbes 
und  Besitzes.  Wir  haben  hier  zuerst  und  hauptsächlich  die  urkundlich- 
rechtliche Seite  der  Traditionsbücher  ins  Auge  zu  fassen. 

I.  Im  8.  und  9.  Jahrhundert  hatte  die  Urkunde  geherrscht.  Die 
Zahl  der  Urkunden  wuchs  rasch  an,  in  St.  Gallen  besaß  man  gegen  Mitte 
des  8.  Jahrhunderts  schon  bei  800,  in  Freising  ungefähr  700  Stücke. 
Schon  der  Bequemlichkeit  und  Sicherheit  halber  war  die  Sammlung 
und  Abschrift  einer  solchen  Menge  von  Einzelurkunden  sehr  vorteil- 
haft. Die  Abschriften  im  Buche  boten  zudem  dasjenige,  was  in  Streit- 
fällen das  Wichtigste  der  Urkunde  war,  die  Namen  der  Zeugen,  ebenso- 
gut wie  das  Original.  Bei  der  Königsurkunde  bedurfte  man  zum  Beweis 
das  Original  selber,  bei  der  Privaturkunde  half  nicht  die  Originalität 
der  Urkunde,  die  ja  an  sich  keinen  Beweiswert  besaß,  sondern  nur  ihre 
Zeugen.  Diese  ältesten  Traditionsbücher  sind  also  Kopialbücher  der 
Privaturkunden,  insofern  diese  darin  abgeschrieben  wurden.  Sie  gehen 
jedoch   über   den   Charakter   des   reinen    Kopialbuches   hinaus,   indem 
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zugleich  die  Absicht  vorlag,  durch  die  Sammlung  der  Erwerbstitel 
deren  Sicherung  und  stete  Bereitschaft  zu  rechtlichen  Zwecken  zu  er- 
möglichen. 

Die  frühesten  Anlagen  solcher  Traditionsbücher  geschahen  in 
Freising  unter  Bischof  Hitto  (811 — 835),  in  Regensburg  unter  Bischof 
Baturich  (817 — 848),  in  Fulda  unter  dem  berühmten  Abte  Hrabanus 
Maurus  (822—842).  Um  die  Mitte  des  9.  Jahrhunderts  folgte  unter 
Bischof  Hartwich  (840 — 866)  Passau,  etwas  später,  wohl  unter  Abt 
Hitto  (878 — 894),  Kloster  Mondsee.  In  Fulda,  Passau  und  Mondsee 
wurde  eine  systematische  Anordnung  der  Urkunden  nach  Gauen  und 
Orten,  in  denen  die  erworbenen  Güter  lagen,  durchgeführt.  Ein  deut- 
licher Hinweis  auf  die  Bedeutung  dieser  Bücher  auch  als  Hilfsmittel 
der  Gutsverwaltung,  worauf  wir  zurückkommen. 

Mit  dem  Rückgang  der  Urkundenfertigung  im  Laufe  des  10.  Jahr- 
hunderts und  mit  der  mehr  und  mehr  überwiegenden  Herstellung 
bloßer  Akte  verminderte  sich  aber  nicht  das  Bedürfnis  nach  gelegent- 
licher Sammlung  und  Abschrift  dieser  Einzelakte  in  ein  Buch. 
Denn  diese  Akte  vermittelten  ebensogut  wie  früher  die  Urkunden  die 
Namen  der  Zeugen  und  die  wesentlichsten  Angaben  über  eine  Erwerbung. 
So  sehen  wir  denn  vom  10.  Jahrhundert  an  Traditionsbücher  entstehen, 
welche  nunmehr  den  Charakter  des  geänderten  Urkundenwesens  an 
sich  tragen,  welche  nicht  mehr  Sammlungen  von  Urkunden,  sondern 
ganz  überwiegend  nachträgliche  Sammlungen  und  Abschriften  von 
Einzelakten  sind.  Diesen  Charakter  tragen  die  erhaltenen  Traditions- 
bücher in  Salzburg,  die  mit  Erzb.  Odalbert  (923 — 935)  einsetzen,  oder  in 
Brixen,  die  nach  der  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  beginnen.  In  Freising 
aber,  wo  wir  ein  verhältnismäßig  vollständiges  Material  durch  diese 
ganzen  Jahrhunderte  besitzen,  läßt  sich  dieser  Wandel  deutlich  Schritt 
für  Schritt  nachweisen ;  in  Regensburg,  wo  die  ältere  Reihe  des  Materials 
mit  dem  Beginn  des  10.  Jahrhunderts  abbricht,  die  nächste  erst  wieder 
mit  c.  975  einsetzt,  tritt  der  Unterschied  zwischen  Herrschaftszeit  der 
Urkunde  und  des  Aktes  und  die  Verschiedenheit  ihrer  Sammlungen 
ungemein  deutlich  entgegen. 

Aber  schon  im  10.  Jahrhundert  vollzieht  sich  ein  weiterer  Schritt 
in  der  Entwickelung  dieser  Bücher.  Die  Einzelaufzeichnung  der  Akte 
war  zwar  die  Regel,  aber  sie  war  nicht  notwendig.  Wie  man  mehrere 
Akte  nacheinander  auf  das  gleiche  Blatt  schreiben  oder  wie  man  sie 
in  beliebige  Bücher  eintragen  konnte  und  dies  auch  tat,  so  konnte  man 
ja  auch  noch  weiter  gehen,  von  der  Einzelaufzeichnung  absehen  und 
die  Akte  unmittelbar  in  ein  gemeinsames  Buch  schreiben.  Damit  wird 
dann  das  Traditionsbuch  zu  einem  gleichzeitig  und  unmittelbar  ge- 
führten Protokolle  über  die  Rechtshandlungen,  es  wird  ein  fortgesetzter 
Akt.  In  diesem  Falle  bildet  der  Eintrag  im  Traditionsbuch  die  einzige 
Aufzeichnung,  das  Traditionsbuch  tritt  daher  als  solches  an  die  Stelle 
des  Einzelaktes.  Hält  der  Einzelakt  noch  die  Erinnerung  an  die  Urkunde 
fest,  so  bedeutet  das  protokollarisch  geführte  Traditionsbuch  äußerlich 
die  weiteste  Entfernung  von  der  Urkunde. 
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Gleichzeitige,  unmittelbare  Eintragung  der  Akte  in  das  Traditions- 
buch läßt  sich  erkennen  an  dem  fortwährenden  Wechsel  von  Hand  und 
Tinte,  an  häufig  vorkommenden  Korrekturen  und  Nachträgen,  an 
Lücken,  welche  für  die  Namen  geschenkter  Güter  oder  Höriger  oder 
von  Zeugen  gelassen  werden;  andrerseits  bei  sonstigem  starken  Wechsel 
an  der  Gleichheit  von  Hand  und  Tinte  bei  inhaltlich  und  zeitlich  zu- 
sammengehörigen Stücken.  Doch  ist  Vorsicht  bei  den  Schlußfolge- 
rungen aus  solchem  paläographischen  Bestände  geboten ,  da  nicht 
selten  innere  Haltpunkte  unwiderleglich  zeigen,  daß  trotzdem  erst 
nachträgliche  Zusammenstellung  stattgefunden  hat1).  Wirklich  unmittel- 
bare Eintragung  und  protokollarische  Führung  des  Traditionsbuches 
ist  in  zweifacher  Hinsicht  bedeutsam:  sie  bietet  uns  in  der  Reihenfolge 
der  Akte  im  Kodex  zugleich  auch  die  zeitliche  Aufeinanderfolge,  und 
sie  bietet  uns  in  der  Regel  auch  die  ursprüngliche  Fassung  des  Aktes2). 

Solch  unmittelbar  gleichzeitige  Führung  von  Traditionsbüchern 
ist  häufig  vorgekommen,  wurde  aber  doch  nie  und  nirgends  ununter- 
brochen oder  auch  nur  lange  andauernd  angewendet,  man  ist  dann 
immer  wieder  zur  Einzelaktaufzeichnung  zurückgekehrt3).  Das  Über- 
wiegende war  und  blieb  der  Einzelakt  und  die  nachträgliche  Sammlung 
und  Abschrift  der  Einzelakte  im  Traditionsbuch.  Da  man  aber  dann 
auf  die  Einzelakte  keinen  besonderen  Wert  mehr  legte  und  sie  zum 
allergrößten  Teile  verloren  gehen  ließ,  so  wurde  auch  in  diesen  Fällen 
das  Traditionsbuch  die  einzige  schriftliche  Aufzeichnung  über  die  Rechts- 
handlung. Somit  treten  auch  in  diesem  Falle  die  Traditionsbücher  an 
die  Stelle  des  Einzelaktes,  sie  übernehmen  unmittelbar  seine  halb- 
urkundliche Funktion. 

Wir  haben  also  im  Traditionsbuch  gewöhnlich  die  nachträglich, 
oft  viel  später  gemachten  Zusammenstellungen  vor  uns.  Es  handelt 
sich  daher  um  die  Frage,  wie  war  die  Vorlage  beschaffen  und  wie  verhält 
sich  die  Abschrift  zu  ihren  Vorlagen  ?  Bildeten  die  Vorlage  Einzelakte 
oder  ein  unmittelbar  geführtes  Traditionsbuch;  wurden  die  Vorlagen 
vom  Kompilator  des  Traditionsbuches  getreu  wiedergegeben  oder 
wurden  sie  verändert  und  inwieweit  ?  Nicht  immer  lassen  sich  diese 
Fragen  mit  Sicherheit  beantworten,  hie  und  da  aber  kommen  ihrer 
Lösung  günstige  Umstände  entgegen.  So  konnte  Erben  aus  der  sorg- 
fältigen Wiedergabe  gewisser  äußerer  Merkmale  der  Vorlagen,  der  Be- 


*)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  29  Anm.  3. 

2)  Auch  da  ist  ja  noch  vielleicht  die  Mittelstufe  vorgekommen,  daß  auf  Grund 
erster,  ganz  formloser  Notizen  dann  eine  Aufzeichnung  formelhaft  ausgestatteter 
Akte  im  Traditionsbuch  gemacht  wurde,  so  in  Brixen,  vgl.  oben  S.  76  f. 

3)  Vgl.  die  Aufzählung  solcher  Fälle  in  Mitt.  d.  Instituts  5,  26  ff.  —  Man 
darf  also  nicht,  wie  Bitterauf  2,  Einl.  XXIV  ff.  dies  tut,  annehmen,  daß  die  protokol- 
larische Führung  der  Traditionsbücher  immer  das  faktische  Endstadium  in  der 
Führung  der  Traditionsbücher  gewesen  sei.  Gewiß,  theoretisch  war  es  das  letzte 
Glied  der  Entwickelung,  in  der  Praxis  aber  ist  man  regelmäßig  zur  früheren  Ein- 
zelaufzeichnung zurückgekehrt  und  hat  oft  in  mehrfachem  Wechsel  bald  nach- 
trägliche Zusammenstellung,  bald  wieder  zeitweilig  unmittelbare  Eintragung  geübt. 
Vgl.  auch  Zibermayr  in  Mitt.  d.  Instituts  32,  210. 
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achtung  von  Lücken,  Nachträgen  und  Zusätzen  sowie  aus  dem  Formel- 
wesen der  ältesten  Salzburger  Traditionen  erschließen,  daß  ihre  Über- 
lieferung im  Traditionskodex  Erzbischof  Odalberts  eine  sehr  genaue 
und  zuverlässige  sei1).  So  ergibt  sich  aus  der  Übereinstimmung  der 
großenteils  in  zweifacher  Abschrift  vorliegenden  Brixener  Traditionen 
unter  Bischof  Albuin  (c.  975 — 1006),  daß  der  Zusammensteller  des 
Kodex  seine  Vorlagen  im  ganzen  getreu  wiedergegeben  hat.  Dasselbe 
wird  denn  auch  bei  vielen  anderen  Traditionsbüchern  der  Fall  sein. 

Andrerseits  lehren  uns  gerade  solche  doppelte  Kopien,  daß  doch 
auch  mancherlei  ändernde  Einflüsse  der  Kompilatoren  vorgekommen 
sind.  So  begegnen  im  ältesten  Passauer  Traditionsbuch  mehrere  Fälle, 
in  denen  ein  zweiter  Abschreiber  die  verwilderte  Latinität  von  Ur- 
kunden des  8.  Jahrhunderts  verbesserte  und  glättete  und  auch  starke 
formale  Kürzungen  vornahm2).  In  Regensburg  ist  es,  wie  schon  früher 
einmal  erwähnt,  Ende  des  10.  Jahrhunderts  vorgekommen,  daß  ver- 
schiedene Schreiber  die  gleiche  ihnen  vorliegende  einfache  Traditions- 
notiz mit  ganz  verschiedenen  und  willkürlichen  Fassungen  ausstatteten. 
In  St.  Paul  in  Kärnten  hat  man  zu  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  die 
älteren  einfachen  Traditionsnotizen  geradezu  überarbeitet  und  ge- 
reimte oder  gar  versifizierte  Kunststücke  daraus  gemacht3).  In  Michel- 
beuern  ließ  der  Bearbeiter  des  nach  1250  neu  abgeschriebenen  Kodex 
alle  Traditionen  einfach  mit:  qualiter  N.  tradidit  beginnen4).  Beson- 
ders bemerkenswert  ist  das  Verhalten  gegenüber  den  Zeugen  der  Vor- 
lagen5). Freilich  handelte  es  sich  zunächst  gerade  um  die  Festhaltung 
der  Zeugennamen  zur  Erleichterung  des  Zeugenbeweises.  Wenn  aber  die 
Zeugen  einer  längstvergangenen  Handlung  tot  waren,  entfiel  dieser 
unmittelbar  praktische  Zweck  und  es  konnten  spätere  Zusammensteller 
von  Traditionsbüchern  sich  versucht  fühlen,  diese  ihnen  nun  nach 
50  oder  100  Jahren  unnütz  dünkenden  Namenreihen  zu  kürzen  oder 
wegzulassen.  So  hat  sich  schon  der  Kompilator  des  Mondseer  Kodex 
zu  Ende  des  9.  Jahrhunderts  regelmäßig  mit  einem  testes  multi  be- 
gnügt; in  den  Traditionsbüchern  von  St.  Peter  in  Salzburg  läßt  sich 
beobachten,  wie  die  Zusammensteller  der  älteren  Handschrift  Zeugen 
und  Namen  von  Hörigen  getreulich  aufnehmen,  die  der  jüngeren  aber 
sie  vernachlässigen  und  auslassen6).  Und  es  ist  schließlich  nur  kon- 
sequent, wenn  man  in  St.  Emmeram  in  Regensburg  im  11.  Jahrhundert 
durch  längere  Zeit  hindurch  für  die  neu  hinzukommenden  Traditions- 
akte einfach  die  älteren  Hefte  hernahm,  durch  Radieren  oder  Waschen 


x)  Erben  in  Mitt.  d.  Gesellsch.  f.  Salzburger  Landeskunde  29,  458  ff. 

2)  Vgl.  Zibermayr  in  Mitt.  d.  Instituts  26,  387  f.,  403  ff. 

3)  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthie  3,  Einl.  XXIII  ff. 

4)  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  762  ff. 

5)  Vgl.  Mitis,  Studien  1,  30  ff. 

6)  Es  ist  dasselbe,  wenn  das  Kopialbuch  des  Klosters  Rheinau  im  Thurgau 
(Mitte  des  12.  Jahrh.)  die  Zeugennamen  der  Urkunden  des  '.'.  Jahrhunderts  regel- 
mäßig durch  coram  testibus  idoneis  ersetzt,  vgl.  Quellen  /..  Schweizer  Gesch.  III 
2,  6  ff. 

6* 
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seitenweise  die  ganzen  älteren  Eintragungen  tilgte  und  so  Raum  schaffte1). 
Ist  uns  auf  solche  Weise  gar  manches  Material  verloren  gegangen,  so 
geschah  dies  in  jedenfalls  noch  größerer  Ausdehnung  dadurch,  daß 
die  Kompilatoren  der  Traditionsbücher  keineswegs  immer  auf  eine 
wirklich  vollständige  Sammlung  und  Abschrift  der  vorhandenen  Einzel- 
akte Bedacht  genommen  haben.  Wir  verdanken  natürlich  gerade  den 
Traditionsbüchern,  daß  uns  doch  immerhin  ein  beträchtliches  urkund- 
liches Material  aus  diesen  Jahrhunderten  erhalten  blieb,  allein  wir 
dürfen  nicht  vergessen,  daß  es  dennoch  nur  ein  unvollständiges  und 
lückenhaftes  ist. 

In  solchen  Erscheinungen  macht  sich  die  Anschauung  geltend, 
welche  in  der  Herstellung  der  Traditionsnotizen  und  in  ihrer  Zusammen- 
stellung in  ein  Buch  mehr  die  Wahrung  des  Gedächtnisses  an  die 
Schenker  und  Wohltäter,  also  die  Zwecke  pietätvoller  Erinnerung,  ja 
geschichtlicher  Überlieferung  berücksichtigt.  In  dieser  Hinsicht  ist 
es  bezeichnend,  daß  man  da  und  dort  der  Sammlung  der  Traditionen 
eine  besondere  historische  Einleitung  über  Gründung  und  Geschicke 
des  Klosters  voranstellte,  wie  etwa  in  Benediktbeuern,  Ebersberg, 
Scheyern  und  Berchtesgaden;  daß  man  gerne  auch  wichtige  kaiserliche, 
päpstliche  und  fürstliche  Urkunden  aufnahm.  Auch  in  den  Einleitungen 
zu  Traditionsbüchern  wird  diesen  Motiven  ihrer  Entstehung  öfters 
Ausdruck  verliehen. 

IL  Allein  gerade  aus  solchen  Einleitungen  ergibt  sich  im  allge- 
meinen der  Eindruck,  daß  man  sich  mehr  oder  minder  deutlich  doch 
immer  auch  des  mittelbar  rechtlichen  Endzweckes  der 
Sammlung  bewußt  war.  Denn  neben  der  Absicht,  das  rühmliche  An- 
denken der  Wohltäter  zu  wahren,  wird  ganz  überwiegend  auch  die  schrift- 
liche Sicherung  der  Erwerbungen  (z.  B.  librum  traditionum,  in  quo 
oblationes  fidelium  eonscribantur  ac  scripto  teneantur,  Tegernsee  1138 
bis  1168),  die  Vermittelung  und  Erleichterung  des  Zeugenbeweises 
hervorgehoben,  so  dies  letzte  besonders  deutlich  in  Ebersberg  und 
Göttweig. 

Es  ist  hierbei  die  Sammlung  der  Einzelakte  in  ein  Buch  —  nur 
selten  wurde  die  Form  des  Rotulus  gewählt,  so  im  10.  Jahrhundert  im 
Zürcher  Großmünsterstift  oder  im  Kloster  St.  Peter  im  Schwarzwald 
im  12.  Jahrhundert 2)  —  was  als  das  besonders  Vorsichtige  und  Sichernde 
betrachtet  und  öfters  betont  wird:  sufficientem  adhibentes  cautelam 
instrumenta  tempore  donationis  .  .  .  facta  .  .  .  in  uno  volumine  redigere 
decreverunt,  heißt  es  z.  B.  von  den  Kanonikern  von  St.  Castulus  in 
Moosburg  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts3).  Sehr  merkwürdig 
ist  da  ein  Fall  aus  St.  Peter  in  Salzburg  um  das  Jahr  987:  Truta,  die 
Witwe  des  Grafen  Weriand,  schenkt  dem  durch  Erzbischof  Friedrich 


x)  Vgl.  Bretholz  in  Mitt.  d.  Instituts  12,  13.  Ähnliches  geschah  mehrfach 
auch  in  St.  Peter  in  Salzburg,  vgl.  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  272  ff.  n.  39 — 44, 
46,  290  ff.  n.  78,  81,  82. 

2)  Vgl.  Fleig,   Studien  z.  Gesch.  von  St.  Peter  1  ff.,  15  Anm.  2. 

3)  Oberbayer.  Archiv  2,  3. 
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reorganisierten  Stift  St.  Peter  zehn  Hüben:  hanc  deditionem  praesente 
eodem  archipraesule  advocatoque  suo  Adalberto  in  libro  vite,  ut  stabilior 
posset  esse,  scriptitare  publice  praecabatur1).  Der  Liber  vite  ist  das  alte 
Salzburger  Verbrüderungsbuch,  dessen  leere  Stellen  zu  Eintragungen 
von  Traditionen  benützt  wurden.  Da  die  Fortführung  des  Verbrüde- 
rungsbuches längst  schon  aufgehört  hatte,  andrerseits  ein  eigentliches 
Traditionsbuch  erst  1004  begonnen  wurde,  war  für  die  Zeit  um  987 
der  ehrwürdige  Liber  vite  in  der  Tat  auch  ein  Traditionsbuch.  Die 
Eintragung  einer  Traditionsnotiz  in  diesen  Kodex  galt  als  eine  Art  von 
Sicherung,  so  sehr,  daß  gerade  bei  der  wichtigen  Schenkung  der  Gräfin 
Truta  von  ihr  öffentlich  darum  gebeten  wurde. 

War  dies  immerhin  aus  so  früher  Zeit  ein  besonderer  Fall,  so  ge- 
winnt eine  solche  Anschauung,  welche  der  Eintragung  in  ein  Buch 
als  solcher  eine  rechtsichernde,  beweisende  Kraft  beimißt,  dann  an 
Boden,  als  überhaupt  wieder  schriftliche  Aufzeichnung  als  Beweis- 
mittel gegenüber  dem  alleinigen  Zeugenbeweis  steigendes  Ansehen 
errang.  Diesen  Prozeß  haben  wir  im  nächsten  Kapitel  zu  schildern, 
aber  die  Wandlung,  die  sich  durch  ihn  in  der  Bedeutung  der  Tradi- 
tionsbücher vollzog,  müssen  wir  gleich  hier  im  Zusammenhange  dar- 
legen2). 

Seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  begegnen  lehrreiche  Aufschlüsse 
über  Wert  und  Gebrauch  der  Traditionsbücher.  Im  Traditionsbuch 
des  Salzburger  Domkapitels  haben  nach  1151  die  Kanoniker  einen 
genauen  Bericht  über  die  Erbauung  des  Almkanals  durch  den  Mönchs- 
berg eingetragen,  damit  wenn  etwa  de  opere  Mo  oriatur  controversia, 
nos  veritate  et  iusticia  et  testimonio  huius  rescripti  jreti  solum  quod 
iusticia  postulat  consequamur3).  Dem  Kloster  Au  am  Inn  erneuert  um 
1150  eine  Witwe  die  Schenkung  ihres  Mannes,  über  die  im  Traditions- 
buch ein  Akt  eingetragen  worden  war;  sie  erklärt  vor  Klerus  und  Volk, 
alles  sei  wirklich  so  geschehen,  wie  es  da  geschrieben  stehe4).  Nach 
Laut  des  Traditionsbuches  und  vor  Zeugen  wird  also  die  frühere  Schen- 
kung konstatiert  und  erneuert.  Noch  deutlicher  erscheint  das  Tra- 
ditionsbuch als  Beweismittel  neben  dem  Zeugenbeweis  in  anderen 
Fällen.  Die  Witwe  des  Brixener  Ministerialen  Ludwig  hatte  dem  Kloster 
Neustift  den  Besitz  eines  Gutes  angefochten,  das  schon  der  Vater  Lud- 
wigs dem  Kloster  geschenkt  hatte  und  von  diesem  bestätigt  worden 
war,  sicut  asserit  liber  testamentorum  .  .  .,  sicut  A.  urbis  prefectus  .  .  . 
libro  testamentorum  concordans  publice  est  attestatus.  So  berichtet  die 
Vergleichsurkunde  von  1182,   welche  das  Ergebnis  dann  zusammenfaßt: 

*)  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  255  n.  2.  Der  Liber  vitae  in  einer  Tradition 
von  1147 — 1165,  ib.  418  n.  305  ist  jedoch  »das  Buch  des  Lebens«  im  biblischen 
Sinne. 

2)  Vgl.  für  das  folgende  Mitt.  d.  Instituts  5,  61  ff. 

3)  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  626  ff. 

4)  Drei  bayer.  Traditionsbücher  97  n.  46.  —  Ebenso  wird  um  dieselbe  Zeit 
in  St.  Castulus  in  Moosburg  auf  die  Zeugen  und  das  Traditionsbuch  verwiesen, 
das  bezeichnenderweise  liber  testificationis  genannt  wird.  Oberbayer.  Archiv  2, 
6  n.  12. 
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diligenter  utriusque  itidagata  iustitia  et  tarn  scriptoram  assertione,  quam 
urbis  prefecti  .  .  .  et  aliorum  multorum  attestacione  veraciter  cognita  .  .  . 
ecclesiam  ulterius  inquietare  destitit1).  Ganz  ähnlich  ein  Fall  in  Regens- 
burg:  1207  beurkundet  Bischof  Konrad  IV.  eine  Sache,  die  schon  unter 
seinem  Vorgänger  Konrad  III.  (1186 — 1204)  per  testes  idoneos  et  librum 
qui  salbuch  vulgariter  appellatur,  rationabiliter  bewiesen  und  entschieden, 
aber  damals  nicht  verbrieft  worden  war2).  Zeugen  und  Traditionsbuch 
liefern  hier  also  den  Beweis,  allerdings  gewiß  nur  in  dem  Sinne,  daß 
das  Traditionsbuch  bloß  die  Verstärkung  desselben  beibringt,  denn 
genügt  hätten  auch  die  Zeugen  allein.  Immerhin  tritt  das  Traditions- 
buch bis  zu  gewissem  Grade  in  die  Funktion  einer  Beweisurkunde. 
Bis  zu  vollständiger  Gleichstellung  des  Traditionsbuches  mit 
einer  förmlichen  Urkunde  gelangte  man  allem  Anschein  nach  auf  baye- 
rischem Rechtsgebiete  aber  nur  in  einer  ganz  bestimmten  Beschränkung. 
Wenn  es  sich  in  den  vorhin  angeführten  Fällen,  wo  Traditionsbuch 
und  Zeugen  zum  Beweis  herangezogen  wurden,  um  liegendes  Gut 
handelte,  so  begegnet  in  Fällen,  bei  denen  Schenkung  oder  Tausch  von 
Unfreien,  Widmung  und  Ergebung  zu  Zensualenrecht,  kurz  also  Ver- 
fügungen über  dienstbare,  abhängige  Personen  in  Frage  kommen, 
eine  etwas  andere  Auffassung.  Um  1150  erscheint  im  Traditionskodex 
von  Herrenchiemsee  ein  Stück:  notum  fieri  cupimus  sinceritati  vestre, 
domine  preposite  Chuonrad,  quod  quedam  domina  W.  me  scilicet  Mah- 
thildam  et  matrem  meam  tradidit.  Preterea  duos  generali  liberos  .  .  . 
quos  similiter  rogo  inscribi  et  me  simul  cum  eis.  Zeugen  fehlen3).  Es 
klingt  wie  das  mündliche  Gesuch,  das  an  das  Kloster  um  Einschreibung 
der  gewidmeten  Leute  in  das  Traditionsbuch  gerichtet  wurde.  Solche 
Einschreibung  erscheint  wie  etwas  Regelmäßiges,  sie  sollte  offenbar 
zur  Sicherung  des  Dienstverhältnisses,  ja  geradezu  als  Beweis  des- 
selben dienen.  Im  Anfechtungsfalle  wird  man  freilich  auch  noch  auf 
Zeugen  rekurriert  haben,  wie  es  denn  um  1200  in  Ebersberg  heißt: 
eine  gewisse  Diemud  ergibt  sich  zu  Zensualenrecht,  quam  denique  iusti- 
ciam  jirmavit  eis  dominus  abbas  .  .  .  cum  hac  inscriptione  et  cum  his 
testibus*).  Auch  zwei  Fälle  aus  Reichersberg  sind  bemerkenswert. 
Erzbischof  Konrad  I.  von  Salzburg  (gest.  1147)  schenkt  an  Reichersberg 
omnem  familiam  citra  silvam  .  .  Hohenhart  .  .  ad  episcopale  ins  per- 
tinentem  libelloque  censuali  altaris  s.  Rudberti  carentem.  Diese  familia 
war  nicht  ins  Zensualenbuch  von  Salzburg  eingetragen  und  man  kann 
schließen,  eben  deswegen  konnte  sie  der  Erzbischof  leichter  verschenken. 
In  Reichersberg  hat  man  um  1170  einen  besonderen  Liber  censualium, 
auf  den  verwiesen  wird:  ein  Otto  wird  serviens  und  zahlt  den  Zins  von 
5  Denaren,  sicut  et  cognatio  eins,  ut  in  libro  censualium  plene  continetur. 
Und  1258  widmet  Liutold  von  Aigling  seine  Kinder  zu  Zensualenrecht, 


x)  Fontes  rer.  Austr.  II  34,  n.   149,  vgl.  n.   17,  28,  78,  125. 

2)  Ried    CD.    Ratisbon.  1,    292,    vgl.  schon  Ficker,    Beiträge    z.  Urkunden- 
lehre 1,  90. 

3)  Mon.  Boica  3,  309  n.  87. 

4)  Graf  Hundt  in  Abh.  d.  bayer.  Akad.   XIV  3,  179  n.  92. 
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er  läßt  sie  alle  einschreiben  (fecit  inscribi)  propter  cautelam  superhabun- 
dantem 1).  So  erscheint  also  die  inscriptio  als  Bekräftigung  und  Be- 
weismittel. Das  Traditionsbuch  ist  für  solche  Fälle  wie  eine  Beweis- 
urkunde. Die  Einschreibung  einer  Person  ins  Traditionsbuch  galt  als 
Beweis  ihrer  Zugehörigkeit  zum  Kloster  oder  Hochstift;  sie  konnte 
allerdings  wohl  angefochten  werden,  gleichwie  eine  Urkunde,  dann 
hatten  die  Zeugen  einzutreten. 

Im  Zusammenhange  damit  wird  die  Erscheinung  bedeutsam, 
daß  seit  der  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  in  den  Traditions- 
büchern vielfach  die  Widmungen  an  Grund  und  Boden  zurücktreten, 
die  Traditionen  von  einzelnen  Zensualen  oder  andern  dienstbaren  Per- 
sonen dagegen  stärker  und  stärker  überwiegen.  Manche  Traditions- 
bücher werden  im  13.  Jahrhundert  geradezu  zu  Libri  censua- 
lium  oder  es  werden  eigene  Libri  censualium  angelegt.  In  Freising 
werden  unter  Bischof  Otto  II.  (1184 — 1200)  sowohl  für  den  Bischof 
als  auch  für  das  Domkapitel  eigene  Zensualentraditionsbücher  be- 
gonnen. In  Reichersberg  wurde,  wie  wir  sahen,  um  dieselbe  Zeit  eben- 
falls ein  Liber  censualium  geführt.  In  Salzburg  scheint  es  nach  der  vor- 
hin angeführten  Stelle  schon  um  die  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  ein 
solches  Buch  gegeben  zu  haben.  Im  Stift  St.  Peter  in  Salzburg  werden 
um  1230 — 1240  aus  den  älteren  Traditionsbüchern  zwei  neue  Kodizes 
angelegt,  ein  »Salbuch«  für  die  Schenkungen  an  Gut,  das  bezeichnend 
mit  c.  1188  abschließt,  und  ein  Liber  propriorum  et  censualium,  der  in 
das  13.  Jahrhundert  hineinreicht2).  In  Obermünster  in  Regensburg 
und  im  Kloster  Geisenfeld  wurden  im  selben  Kodex  die  Schenkungen 
an  liegendem  Gut  und  an  Zinsleuten  in  zwei  Gruppen  geschieden, 
und  da  Schenkungen  an  Grund  und  Boden  immer  seltener  erscheinen, 
benützte  man  den  für  sie  bestimmten  Raum  für  die  zahlreichen  Per- 
sonalwidmungen3).  In  Brixen  treten  schon  im  12.  Jahrhundert  die 
Güterschenkungen  an  den  Bischof  im  Traditionsbuch  auffallend  zurück, 
während  sie  allerdings  für  das  Domkapitel  nun  stark  zunehmen. 
Allein  gegen  Ende  des  12.  Jahrhunderts  beginnen  auch  für  das  Domkapitel 
die  Widmungen  von  einzelnen  Leuten  sich  vorzudrängen,  und  im  ganzen 
13.  und  14.  Jahrhundert,  in  welches  das  Brixener  Traditionsbuch 
hineinreicht,  sind  es  fast  ausschließlich  nur  mehr  Widmungen  und 
Tausch  an  Ministerialen  und  Zensualen  4). 

Es  mag  ja  immerhin  hiezu  eine  gewisse  Abnahme  der  Güterschen- 
kungen an  Kirchen  beigetragen  haben;  für  Südostdeutschland  nament- 
lich war  ja  die  Zeit  der  Kolonisation  und  des  raschen  Besitz- 
erwerbes im  wesentlichen  vorüber.  Weit  mehr  dürfen  wir  aber  in  dem 
Auftreten  der  Zensualenbücher  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
ein   Symptom  für  den  eben  von   da   an  sich  vollziehenden   Übergang 


!)  Oberösterr.  ÜB.  1,  Reichersberg  n.  76,  167,  260. 

2)  Vgl.  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  251. 

3)  Vgl.  Mitt.  d.   Instituts  5,  57  f. 

4)  Acta  Tirol.  1,  Einl.  LH. 
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von  der  Eigenwirtschaft  zum  Zinsgütersystem  erblicken x).  Und  endlich 
dient  auch  sicher  zur  Erklärung,  daß  man  mit  der  steigenden  Wert- 
schätzung und  Verwendung  der  Urkunde  wichtigere  Rechtsgeschäfte 
immer  mehr  und  mehr  durch  förmliche  Urkunden  sicherte  und  daß 
man  nur  für  minder  wichtige  Vergabungen,  speziell  also  für  Widmungen 
an  einzelnen  Hörigen  und  Zinsleuten,  Akt  und  Traditionsbuch  auch 
weiterhin  noch  beibehielt.  Was  in  dieses  eingetragen  wurde,  waren 
allerdings  überwiegend  nur  die  Zensualwidmungen,  aber  der  Wert 
dieser  Eintragungen  in  diplomatisch-rechtlichem  Sinne  stieg.  Denn  das 
Traditionsbuch  wird  nun  eine  Art  von  Beweismittel  für  Zugehörigkeit 
und  Verpflichtungen  von  Zins-  und  Eigenleuten.  Das  Einschreiben  in 
das  Traditionsbuch  wird  gleich  dem  Ausstellen  einer  Urkunde.  Es 
gibt  Fälle,  daß  man  wirkliche  Urkunden  über  derartige  Widmungen  aus- 
fertigte, daß  aber  die  Namen  der  erworbenen  Leute  —  und  darauf  kam  es 
doch  an  —  nicht  in  der  Urkunde,  wohl  aber  in  einem  Akt  im  Traditions- 
buch aufgezeichnet  wurden2).  So  ging  in  den  ersten  Dezennien  des 
13.  Jahrhunderts  neben  den  Zeugen  als  gleichwertiges  Beweismittel 
die  selbständige  Siegelurkunde  und  das  Zensualenbuch  her. 

Der  Schritt,  die  Eintragung  im  Traditionsbuch  als  selbständigen 
Beweis  zu  betrachten,  also  ganz  und  gar  der  selbständigen  Siegelurkunde 
gleichzustellen,  ist  an  einem  Orte  konsequent  getan  worden,  nämlich 
in  Brixen 3).  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  bis  in  die  ersten 
Dezennien  des  14.  ist  hier  das  Traditionsbuch  des  Bistums  noch  fort- 
geführt worden,  und  zwar  großenteils  protokollarisch  mit  unmittelbarer 
Eintragung.  Diese  Akte  galten,  wie  eine  Reihe  von  Beispielen  zeigt,, 
als  unmittelbarer  und  selbständiger  Beweis  für  die  betreffende  Widmung, 
sie  bedurften  keiner  Zeugen.  Daß  gerade  in  Brixen  diese  volle  Gleich- 
stellung des  Traditionsbuches  mit  der  Urkunde  erreicht  wurde,  ist 
sicherlich  dem  Einflüsse  des  nahen  Notariatswesens  zuzuschreiben. 
Wie  die  Fassung  dieser  Akte  ganz  deutlich  durch  das  Notariatsinstrument 
beeinflußt  erscheint,  so  hat  auch  der  Gedanke  der  Notariatsimbre- 
viaturbücher  eine  gewisse  Analogie  für  diese  Führung  des  Brixener 
Traditionsbuches  geboten.  Daß  aber  der  Bischof  oder  die  bischöfliche 
Kurie  ein  derartiges  Buch  führen  konnten,  wurzelte  wieder  in  der 
deutschen  Rechtsanschauung,  welche  um  diese  Zeit  bereits  solchen 
Personen    oder    Korporationen    öffentliche    Glaubwürdigkeit    zumaß. 

Der  Fall  von  Brixen  bildet  eine  eigenartige  Ausnahme.  Denn 
sonst  war  um  diese  Zeit  lange  schon  das  Ende  der  Traditionsbücher 
gekommen.  Inzwischen  war  ja  im  13.  Jahrhundert  in  Deutschland 
die  Urkundenfertigung  wieder  ganz  allgemeine  Übung  geworden  und 
hatte  im  Siegel  ein  ausreichendes,  immer  allgemeiner  angewendetes 
Beglaubigungsmittel    gefunden.     Die    Einzelaktaufzeichnung    als    eine 


x)  Zu  diesem  Übergang  vgl.  Dopsch,  Landesfürstl.  Urbare  v.  Nieder-   und 
Oberösterreich  1,   Einl.  CCXI. 

2)  So  bei  einer  Erwerbung  von  Eigenleuten  durch  Brixen  vom  Kloster  Pol- 
ring 1239,  vgl.  Acta  Tirol.  1,  Einl.  LIII  und  n.  566. 

3)  Vgl.  Acta  Tirol.  1,  Einl.  LIV  ff. 
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ganz  unzureichende  Sache  verschwand  und  mit  ihr  auch  die  alten 
Traditionsbücher.  Neue  Traditionsbücher  wurden  im  13.  Jahrhundert 
nur  mehr  ganz  vereinzelt  zusammengestellt,  und  die  Fortführung  alter 
und  neuer  Sammlungen  hörte  im  allgemeinen  um  die  Mitte  des  Jahr- 
hunderts auf.  Diese  späteren  Teile  der  Traditionsbücher  zeigen  oft 
die  Spur  der  Übergangszeit  an  sich  selber.  Stets  häufiger  treten  zwischen 
den  Aktaufzeichnungen  Stücke  auf,  welche  sich  durch  ihre  ausgebildeten 
Formeln  oder  durch  die  Erwähnung  eines  Siegels  als  Abschriften  von 
förmlichen  Urkunden  erweisen.  Das  Traditionsbuch  wird  so  stellen- 
weise zum  Kopialbuch.  Mit  dem  vollen  Sieg  der  Urkunde  kommt  dann 
auch  das  reine  Kopialbuch  zur  Geltung.  Das  Traditionsbuch  als  Mittel- 
glied zwischen  der  Urkunde  der  fränkischen  Zeit  und  der  Siegelurkunde 
seit  dem  12.  und  13.   Jahrhundert  hat  seine  Rolle  ausgespielt. 

III.  Die  Erscheinung  der  Traditionsbücher  ist  schließlich  auch  noch 
von  einer  anderen  Seite  her  zu  betrachten.  Sie  sind  eine  charakteri- 
stische Begleiterscheinung  auch  der  wirtschaft- 
lichen Ent  wickelung  jener  Zeiten1).  Daß  gerade  im  Süden 
und  Südosten  die  Traditionsbücher  so  besonders  zahlreich  erwuchsen, 
hängt  zusammen  mit  der  Wieder-  und  Neukolonisierung  dieser  Land- 
schaften seit  dem  10.  Jahrhundert,  an  der  ja  auch  die  Hochstifter  und 
Klöster  des  bayrischen  Stammlandes  aufs  lebhafteste  interessiert  waren. 
Den  rasch  anschwellenden  Erwerbungen  an  stark  verstreuten  Be- 
sitzungen entsprach  die  einfache,  schnell  fertige  Aktaufzeichnung. 
Sie  geschah  ja  regelmäßig  durch  den  Empfänger,  er  verschaffte  sich  durch 
die  Akte  und  durch  ihre  Sammlung  in  ein  Buch  eine  gewisse  Übersicht 
über  Erwerb,  Besitz  und  Einkünfte.  Auch  sorgte  man  dadurch  für  die 
Sicherung  dieser  einzigen  Aufzeichnungen  und  schriftlichen  Haltpunkte 
für  Erwerb  und  Rechte.  Die  Traditionsbücher  bildeten  so  vielfach  das 
einzige  dauernde  schriftliche  Hilfsmittel  der  großen  Grundherrschaften 
und  ihrer  Verwaltung  in  diesen  Zeiten  des  10.  bis  13.  Jahrhunderts. 
Wirtschaftsgeschichtlich  sind  die  Traditionsbücher  das  Mittelglied 
zwischen  den  Polyptychen  der  fränkischen  Zeit  und  den  Urbaren  seit 
dem  13.   Jahrhundert. 

Von  dieser  Seite  betrachtet,  gewinnen  wir  für  bestimmte  Erschei- 
nungen an  Traditionsbüchern  erst  das  volle  Verständnis.  Jene  hoch- 
bedeutsamen Denkmäler  aus  Salzburg,  die  Notitia  (indiculus)  Arnonis 
und  die  Breves  Notitiae,  beide  bald  nach  788  entstanden,  sind  inter- 
essante Vorstufen2).  Der  Indiculus  Arnonis  faßt  auf  Grund  mündlicher 
eidlicher  Zeugenaussagen  und  der  schriftlichen  Urkunden  den  von  den 
Agilolfingern  herrührenden  Kirchenbesitz  Salzburgs  in  einer  großen 
Notitia  zusammen,  damit  dann  alles  vom  neuen  Herrscher  bestätigt 
werde.    Die  Breves  Notitiae  aber  sind  ein  Mittelding  zwischen  Urbar 


x)  Vgl.  meine  Ausführungen  in  Mitt.  d.  Instituts  5,  53  ff.  und  Deutsehe  Ge- 
schichtsblätter 1,  91  f.,  Susta  in  SB.  der  Wiener  Akademie  138,  *3  IT..  Dopsch, 
Landesfürstl.  Urbare  v.  Nieder-  u.  Oberösterreich  1,  Einl.  C.CXIII. 

2)  Jetzt  ediert  von  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1.  Bd.  ;  vgl.  Mitt.  d.  Insti- 
tuts 5,  4  f. 
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und  Traditionsbuch:  sie  beginnen  mit  erzählenden  Nachrichten  über 
Gründung  und  Ausstattung  des  Bischofssitzes  und  gehen  dann  über 
auf  eine  nach  der  Lage  der  Güter  geordneten  Übersicht  des  Kirchen- 
besitzes. Es  sind  knappe,  meist  nur  Schenker  und  Objekt  verzeich- 
nende Auszüge  aus  den  vorhandenen  Schenkungsurkunden.  Nicht 
etwa  diese  zu  erhalten  oder  zu  ersetzen,  war  die  Absicht  des  Werkes, 
sondern  die  Übersicht  des  Besitzes  für  die  Zwecke  der  Verwaltung. 
Etwas  Ähnliches  ist  auch  das  Breviarium  Lulli:  eine  Zusammenstellung 
des  Besitzes  des  von  Erzbischof  Lull  von  Mainz  gegründeten  Klosters 
Hersfeld.  Der  Erzbischof  (gest.  786)  übertrug  das  Kloster  an  Karl 
d.  Gr.  und  bei  diesem  Anlaß  wurden  die  ersten  Teile  des  Breviars,  näm- 
lich die  von  Karl  geschenkten  Güter  und  die  Erwerbungen  Lulls  ver- 
zeichnet 1). 

Gleiche  Arbeiten  sind  dann  wenigstens  im  Südosten  nicht  mehr  ent- 
standen, auch  die  fränkischen  Polyptycha  fanden  hier  keine  Nachahmung. 
Wohl  aber  hat  man  Traditionsbücher  angelegt  und  hierbei  auch  da 
und  dort  den  Verwaltungszwecken  deutlich  Rechnung  getragen.  Als 
Abt  Hitto  von  Mondsee  seit  883  für  sein  Kloster  eine  selbständigere 
Stellung  erreichte,  war  dies  der  Anlaß,  nun  die  Rechtstitel  des  Klosters 
zu  sammeln  und  übersichtlich  zu  ordnen.  So  entstand  der  Mondseer 
Traditionskodex,  der  streng  topographisch  nach  den  Gauen  und  Ort- 
schaften geordnet  ist  2).  Um  dieselbe  Zeit  war  auch  in  Passau  in  ganz 
ähnlicher,  wenn  auch  nicht  so  streng  durchgeführter  topographischer 
Anlage  nach  Gauen  ein  Traditionsbuch  des  Hochstifts  begonnen  worden; 
gerade  diese  Anlage  gestattet  den  Schluß,  daß  verschiedene  Teile  des 
Kodex  verloren  gegangen  sein  müssen3).  Als  in  Regensburg  seit  975 
das  Kloster  St.  Emmeram  durch  Bischof  Wolfgang  eine  selbständige 
Stellung  erhielt,  fühlte  Abt  Ramwold  die  Notwendigkeit,  ein  eigenes 
Traditionsbuch  des  Klosters  anzulegen  4)  und  als  987  ebenso  St.  Peter 
in  Salzburg  von  der  erzbischöflichen  Mensa  abgelöst  wurde,  begann  man 
bald  auch   hier   ein   besonderes   neues   Traditionsbuch. 

Wie  in  diesen  Fällen  die  rechtliche  und  wirtschaftliche  Selbstän- 
digkeit der  unmittelbare  Anlaß  zur  Anlage  von  Traditionsbüchern 
wurde,  so  ward  es  in  noch  zahlreicheren  Fällen  die  Reform,  die  Blüte 
eines  Stiftes,  eines  Klosters.  Sittliche  Reform,  geistigen  Aufschwung 
sehen  wir  regelmäßig  in  Wechselwirkung  auch  mit  wirtschaftlicher 
Ordnung  und  Erstarkung.  Die  Regierung  tüchtiger  Bischöfe  und 
Äbte  ist  nicht  selten  auch  mit  der  Anlage  eines  Traditionsbuches  ver- 
knüpft. Die  Worte,  mit  denen  das  Traditionsbuch  von  Benediktbeuern 
unter  dem  trefflichen  Abte  Walther  (1138 — 1165)  sich  einleitet,  können 
für  die  vielen  anderen  ähnlichen  Fälle  gelten:  quia  ergo  longo  tempore 
seviens    .  .    tempestas   horrenda   cessavit   .   .,    dilapsa   reparare,    dispersa 


x)  Zeitschr.  f.  hess.   Gesch.   (1865)  10,  184.    Vgl.  Dobenecker,  Reg.  Thurin- 
giae  1,  20  n.   70.    Edw.   Schröder  in  Mitt.  d.   Instituts  20,  361  ff. 

2)  Vgl.  Hauthaler  in  Mitt.  d.   Instituts  7,  225  ff. 

3)  Vgl.  Zibermayr  in  Mitt.  d.  Instituts  26,  372  f. 

4)  Bretholz  in  Mitt.  d.   Instituts  12,  17. 
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'Congregare,  neglecta  curare  studeamus  et  ad  condendum  librum  tradi- 
tionum   .  .  .    veniamus  1). 

Freilich  boten  die  Traditionsbücher,  wie  sie  in  der  Regel  geführt 
wurden,  wirtschaftlichen  Verwaltungszwecken  nur  einen  recht  un- 
vollkommenen Behelf.  Jene  topographische  Anordnung  der  alten 
Bücher  von  Mondsee  und  Passau  wurde  weiterhin  nirgends  nachgeahmt, 
andere  Scheidungen,  die  man  gelegentlich  versuchte,  wurden  nicht 
dauernd  festgehalten,  wie  die  nach  Schenkungen  und  Tauschverträgen 
in  Freising  und  Ebersberg,  oder  wie  in  Prüfening  nach  Schenkungen  der 
Mönche  des  eigenen  Klosters,  anderer  Personen  und  nach  Erwerbungen 
durch  Kauf.  Größere  Bedeutung  besaß  aber,  wie  wir  sahen  (S.  87  f.), 
die  im  12.  und  13.  Jahrhundert  auftretende  Scheidung  nach  Schen- 
kungen an  Grund  und  Boden  und  nach  Zensualen  und  Eigenleuten.  Die 
besonderen  Libri  censualium  dienten  nicht  bloß  der  Sicherung,  sondern 
auch  der  Übersicht  für  Wirtschaft  und  Verwaltung;  ihr  Aufkommen 
selber  hängt  mit  einer  bedeutsamen  Wandelung  der  grundherrlichen 
Wirtschaftsformen  zusammen. 

Aber  es  macht  sich,  wie  der  Übergang  von  Akt  zur  Urkunde,  so 
auch  von  Traditionsbuch  zum  Urbar  an  -den  Traditionsbüchern  selbst 
seit  dem  12.  Jahrhundert  deutlich  bemerkbar 2).  Mitten  unter  ge- 
wöhnlichen Aktaufzeichnungen  findet  sich  z.  B.  im  Traditionskodex 
von  St.  Peter  in  Salzburg  schon  Ende  des  11.  Jahrhunderts  ein  Ver- 
zeichnis der  Naturaldienste  aus  verschiedenen  Orten;  bald  darauf  eine 
Aufzählung  der  Zehnthöfe  im  Chiemgau  und  in  Kärnten,  um  1150 
und  1190  Verzeichnisse  des  Klostergutes  zu  Reichenhall,  zu  Krems 
und  Absdorf;  ganz  Ähnliches  auch  im  Traditionsbuch  des  Salzburger 
Domkapitels  aus  derselben  Zeit  3).  In  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts wird  solche  Vermengung  von  Traditionsbuch  und  Urbar  zu 
einer  häufigen  Erscheinung.  Das  interessanteste  Beispiel  der  Mischung 
reiner  Traditionsnotizen  mit  Zusammenstellungen  des  Eigen-  und 
Lehenbesitzes  und  der  Einkünfte  jeglicher  Art  bietet  aber  der  berühmte 
Falkensteiner  Kodex,  das  zwischen  1165  und  1174  angelegte  Vermächtnis- 
buch des  Grafen  Siboto  von  Falkenstein  4),  auch  deshalb  merkwürdig, 
da  es  als  einziges  derartiges  Denkmal  einer  weltlichen  Grundherrschaft 
aus  so  früher  Zeit  erhalten  ist. 

Namentlich  in  Schwaben  sind  solche  Mischformen  schon  seit  dem 
Ende  des  11.  Jahrhunderts  entstanden.  In  Hirsauer  Reformklöstern 
wurde  gerne  die  Geschichte  der  Gründung  oder  Reform  beschrieben 
und  damit  verband  man  dann  gleich  auch  eine  Aufzählung  der  Schen- 
kungen und  ein  Verzeichnis  des  Klostergutes,  auf  Grund  und  mit  wört- 
licher oder  gekürzter  Benützung  der  Urkunden  und  Akte.  Chronik, 
Traditionsbuch,  Urbar  vermengen  sich  da,  folgen  einander  oder  gehen 


!)  Mon.  Boica  7,  37;  vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  54  f.,  41. 

2)  Vgl.  Mitt.  d.  Instituts  5,  59  f. 

3)  Hauthaler,  Salzburger  ÜB.  1,  Trad.  von    St.  Peter  n.  124,  147,  366,   112, 
423,  424;  Trad.  des  Domkapitels  n.  3,  31,  225,  316. 

4)  Ediert  von  Petz,  Drei  bayer.  Traditionsbücher  (1880). 
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ineinander  über.  Ein  hervorragendes  Beispiel  bieten  die  bekannten 
Acta  Murensia,  bei  denen  sowohl  der  historische  wie  der  rechtliche  und 
wirtschaftliche  Zweck  deutlich  hervorleuchtet  1).  Überwiegt  bei  dieser 
Quelle  von  Muri  etwas  der  historiographische  und  im  zweiten  Teile 
der  urbariale  Charakter,  so  trägt  z.  B.  der  Rotulus  von  St.  Peter  im 
Schwarzwald  mehr  das  Gepräge  des  Traditionsbuches  mit  Übergang 
ins  Urbar.  Die  Acta  des  Klosters  Salem  beginnen  mit  der  Gründungs- 
geschichte und  gehen  dann  in  ein  Traditionsbuch  über. 

Bewußte  Urkundensammlungen  und  Kopialbücher  wie  der  Kodex 
des  Bischofs  Otto  von  Lonsdorf  in  Passau  (1254 — 1265)  oder  das  Stif- 
tungenbuch von  Zwettl  (um  1300),  die  großen  Urbaranlagen  der  Herzoge 
von  Bayern  oder  der  B abenberger  bezeichnen  wie  in  der  Entwickelung 
des  Urkundenwesens  so  in  jener  der  Wirtschaft  und  Verwaltung  und 
ihrer  schriftlichen   Behelfe  das  Ende  der  Traditionsbücher. 
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Literatur.  Ficker,  Beiträge  zur  Urkundenlehre  1.  Bd.  Redlich,  Über 
bayerische  Traditionsbücher  und  Traditionen,  Mitt.  d.  Instituts  5,  64  ff.  Stein- 
acker in  Meisters  Grundriß  d.  Geschichtswissenschaft  1,  249  ff.  Mitis  Studien 
z.  älteren  österreichischen  Urkundenwesen  1,  45  ff.  Vgl.  auch  die  Literatur  zu 
Kap.  2,  oben  S.  79. 

•Faksimile.  Sickel,  Mon.  graphica  III,  T.  4.  Chroust,  Mon.  palaeogr. 
I.  Serie  IX.  T.  1 — 8  (Würzburger  Urkunden  des  11.  und  12.  Jahrh.).  Pirenne 
Album  Beige  de  diplomatique  T.  13.  Chirographa:  Facsimiles  of  royal  and 
other  charters  in  the  British  Museum  1  T.  5,  13,  29,  50,  63,  67.  Musee  des 
archives  depart.  T.  17,  21,  23,  27 — 29,  33,  36,  39.  Prou  Recueil  de  facsimiles  T. 
14 — 16.  Wilmans-Philippi  Westfäl.  Kaiserurk.  2  T.  4.  Sickel  Mon.  graph.  III 
T.  12,  VII  T.  2.  Reusens  Elements  de  paleogr.  T.  26,  30,  34,  44,  54.  Pirenne 
Album  Beige  T.  23,  30.  Arndt-Tangl  Schrifttafeln  T.  87. 

Die  der  Urkunde  feindseligen  Zeiten  und  die  urkundenarmen 
Zustände  trugen  die  Notwendigkeit  einer  allmählichen  Wandelung 
in  sich  selber.  Vor  allem  die  größte  Besitzerin,  die  noch  dazu  nicht 
immer  die  nötige  weltliche  Macht  zur  Verteidigung  ihres  Besitzes 
hatte,  die  Kirche  und  ihre  Glieder,  sie  waren  nun  wieder  diejenigen, 
welcher  diese  Verhältnisse  am  lästigsten  und  nachteiligsten  werden 
mußten.  Die  Kirche  war  es  einst  gewesen,  durch  deren  Einfluß  die 
Urkunde  in  den  germanischen  Volksrechten  Eingang  gefunden  hatte 
und  die  für  Rechtsgeschäfte  mit  ihr  die  Fertigung  von  Urkunden  ver- 
langte. Auch  die  Kirche  hatte  sich  aber  dann  dem  allgemeinen  Wider- 
streben gegen  alles  Schriftliche  und  dem  volksrechtlichen  Zeugenbe- 
weise anbequemen  müssen.  Wir  dürfen  ja  nicht  vergessen,  daß  die  Söhne 
des  Volkes,  die  Mitglieder  der  adeligen  und  ritterlichen  Geschlechter 
auch  die  Domkapitel  und  Klöster  füllten,  daß  die  Vögte  und  Amtleute 

:)  Vgl.  hierüber  Hirsch  in  Mitt.  d.  Instituts  25,  209  ff.,  245  ff.  Über  diese 
schwäbischen  Traditionsbücher  wird  Dr.  Friedrich  Grüner  eine  Arbeit  in  den 
Mitt.  d.  Instituts  veröffentlichen. 
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der  geistlichen  Grundherrschaften  Laien  waren,  daß  die  Verfügung 
über  so  viele  Kirchen  und  ihr  Gut  dem  weltlichen  Stifter  und  seinen 
Nachkommen  zustand.  So  strömte  eine  breite  Welle  laienhafter  volks- 
rechtlicher Anschauungen  auch  mitten  in  die  geistlichen  Kreise. 

Das  einzige  Beglaubigungsmittel,  das  theoretisch  die  alte  Urkunde 
der  fränkisch-karolingischen  Zeit  besessen  hatte,  die  Handschrift  des 
Schreibers,  hatte  niemals  eine  bedeutsame,  geschweige  entscheidende 
Rolle  gespielt.  Gerade  deshalb  hatte  die  Urkunde  so  rasch  den  Boden 
verloren  und  war  so  leicht  aufgegeben  worden.  Die  gewöhnliche  Privat- 
urkunde war  ja  wirklich  nichts  mehr  als  ein  Stück  Pergament,  dem  erst 
die  Zeugen  Leben  gaben.  Aber  Diplome  und  Papsturkunden,  die  man 
immer  wieder  erwirkte  und  empfing,  lehrten  stets  aufs  neue,  daß  eine 
Urkunde  doch  auch  ein  feierlich  ausgestattetes  Zeugnis  sein  könne, 
ein  Zeugnis,  das,  wenn  es  nicht  angefochten  wurde,  durch  seine  besondere 
Gestalt  und  Bekräftigung  Glauben  zu  erwerben  und  verdienen 
vermag.  Schriftliche  Aufzeichnung  überhaupt  war  ja  doch  niemals 
ganz  aufgegeben  worden.  Aktaufzeichnungen  und  Notizen,  die  Anlage 
von  Traditionsbüchern  war  immerhin  ein  Festhalten  der  Rechts- 
handlungen durch  die  Schrift,  mindestens  für  die  Erinnerung,  und 
mittelbar  auch  für  den  Rechtsgang  durch  die  Angabe  der  Zeugen. 
Auch  war  ja  Urkundenfertigung  nie  ganz  erloschen.  Und  so  beginnen 
denn  mitten  in  der  Herrschaftszeit  des  Aktes  bereits  auch  die  Anläufe, 
um  wieder  förmliche  Urkunden  herzustellen  und  für  sie  eine  Beglau- 
bigungsform zu  finden.  Vom  10.  bis  ins  12.  Jahrhundert  dauern  diese 
Versuche  einer  Übergangszeit,  bis  das  Siegel  allgemein  durchdrang 
und  den  Umschwung  des  Urkundenwesens  diesseits  der  Alpen  herbei- 
führte. 

I.  Das  Nächstliegende  war  die  N  a  c  h  a  h  m  u  n  g  d  e  r  Königs- 
Urkunde  und  der  Papsturkunde.  Herzog  Arnolf  von 
Bayern  beurkundet  im  Jahre  927  ein  Rechtsgeschäft  mit  Salzburg: 
In  nomine  sanctae  et  individuae  trinitatis.  Arnulfus  divina  favente 
dementia  dux,  und:  de  anulo  nostro  sigülari  et  testibus  subnotatis  per 
aurem  attractis  confirmari  iussimus  2).  Herzog  Berthold  von  Bayern 
befiehlt  (wohl  nach  937)  zweien  seiner  Vasallen,  die  Kirche  von  Freising 
in  entfremdete  Güter  bei  Meran  zu  restituieren:  Perahtoldus  divina 
favente  dementia  dux  .  .  .  quapropter  precipiendo  vobis  iubemus,  ut 
sicut  gratiam  nostram  habere  velitis  .  .  .  Et  ut  hec  auctoritas  nostri  pre- 
cepti  et  legationis  firmior  et  stabilior  habeatur  et  a  vobis  verius  credatur 
et  diligencius  perficiatur,  anuli  nostri  impressione  hanc  epistulam  subter 
sigülari  iussimus,  quia  hoc  preceptum  nostrum  firmum  vi  inviolabiU 
esse  volumus  2).  In  beiden  Urkunden  die  reinste  Nachahmung  der 
Königsurkunde,  von  den  Bayernherzogen  gewiß  nicht  ohne  politische 
Absicht  angewandt,   beide  sogar  besiegelt.    Das  zweite   Stück    isl    ein 


!)  Hauthaler  Salzburger  ÜB.  1,   106. 

2)  Zahn  in  Fontes  rer.  Austr.  II  31,  29.    Zahn  bezeichnet  mit  Unrechl  dieses 
Stück  als  Fälschung.    Gerade  der  Vergleich  mit  der  Urkumh-  Arnolfs  spricht  für  die 

Echtheit. 
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Mandat,  daher  bedarf  es  keiner  Zeugen.  Arnolfs  Vertrag  mit  Salzburg 
aber  führt  neben  dem  Siegel  auch  Zeugen  —  hier  zeigt  sich  trotz  aller 
Diplomformeln  doch  der  prinzipielle  Unterschied  zwischen  Königs- 
und Privaturkunde,  welch  letztere  der  Zeugen  bedarf.  Auch  in  Freisinger 
Urkunden  wird  um  dieselbe  Zeit  unter  Bischof  Wolfram  (926 — 938)  der 
der  Königsurkunde  entlehnte  erste  Teil  der  Corroboratio  et  ut  haec 
commutatio  firmior  habeatur  et  per  futura  tempora  verius  credatur,  un- 
mittelbar mit  der  Zeugenführung  verbunden  1).  Das  Bewußtsein  jenes 
Unterschiedes  ist  noch  um  die  Mitte  des  11.  Jahrhunderts  lebendig, 
wie  eine  Bemerkung  in  einer  Ebersberger  Tradition  aus  der  Zeit  Abt 
Willirams  (1048 — 1085)  zeigt:  testes  in  hac  re  ne  requiras,  quibus  in 
concampiis  et  testamentorum  datione  non  eget  regia  auctoritas2). 

Auch  äußere  Merkmale  der  Königsurkunden  sind  nachgeahmt 
worden.  Ein  Chrismon  und  verlängerte  Schrift  in  der  ersten  Zeile 
finden  sich  öfters.  Aber  gerade  diese  Schriftzeichen  hatten  in  der  Privat- 
urkunde von  jeher  schon  Eingang  und  Anwendung  gefunden,  sie  bilden 
also  nicht  so  sehr  ein  Kennzeichen  der  wiederauflebenden  Urkunde. 
Viel  mehr  ist  dies  der  Fall  bei  dem  Monogramm.  Da  ist  es  doch  be- 
zeichnend, daß  ungefähr  seit  der  Mitte  des  10.  Jahrhunderts  da  und 
dort  in  Bischofsurkunden  Monogramme  auftauchen,  die  analog  diesen 
Zeichen  in  Königsurkunden  gebildet  sind  3).  Gerade  in  einem  der 
ältesten  Fälle,  einer  Urkunde  Bischof  Arnolfs  von  Metz  von  940  ist 
mit  besonderer  Deutlichkeit  die  beglaubigende  Absicht  betont:  manu 
propria  nostri  nominis  monogrammam  subtus  signavimus.  Ja  im  12.  Jahr- 
hundert finden  sich  Fälle,  daß  auch  ein  Abt,  ja  selbst  Laien  wie  die 
Grafen  von  Flandern,  Graf  Werner  von  Baden  oder  der  Vogt  Konrad 
von  Michelbeuern  oder  der  Graf  Konrad  von  Raabs  ihre  Urkunden 
mit  kunstgerechten  Monogrammen  zieren  4). 

Ganz  demselben  Zwecke  der  feierlicheren,  förmlicheren  Ausstattung 
der  Urkunde,  also  zu  einer  Art  von  Beglaubigung,  dienen  andere  Arten 
von  Monogrammen.  So  wenn  in  Corveyer  Urkunden  ein  Signum  s.  Viti 
martyris  begegnet,  wenn  A  und  O  zu  monogrammatischen  Figuren 
verwertet  werden  5),  oder  wenn  in  Urkunden  der  Bischöfe  von  Langres 
von  1101  und  1129  der  Text  des  Stückes  in  der  Mitte  durch  Mono- 
gramme unterbrochen  wird,  welche  in  der  ersten  aus  den  Buchstaben 


x)  Bitterauf,  Traditionsbücher  d.  Hochstifts  Freising  2,  2  ff. 
'2)  ed.  Hundt  in  Abhandl.  der  bayer.  Akademie  XIV  3,  n.  7. 

3)  Breßlau,  Urkundenlehre  788  Anm.  3  stellte  eine  Reihe  von  Fällen  zu- 
sammen. 

4)  Die  Urkunde  des  Abtes  Trunto  von  Michelbeuern  von  1140  (Steiermark. 
ÜB.  1,  195)  mit  Chrismon,  Invokation  (in  nomine  s.  et  indiv.  trinitatis),  einer  Schrei- 
berunterschrift, die  sicher  auch  die  Diplomform  nachahmt  (Otto  vice  capellani  con- 
scripsit)  und  den  Monogrammen  von  Trunto  und  dem  Vogte  ist  ein  besonders  auf- 
fallendes Beispiel.  Bei  den  Grafen  von  Flandern  vermutet  Nelis  in  Album  Beige 
T.  13  Nachahmung  der  französischen  Königsurkunde.  Die  Urkunde  des  Grafen 
von  Raabs  von  1175  trägt  eine  Signumzeile  in  verlängerter  Schrift:  Signum  (M) 
Cunradi  Ragocensis,  vgl.  Mitis  in  Mitt.   des  Instituts  31,  112. 

5)  Vgl.  Breßlau  a.  a.  O. 
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der  Worte  Pia  et  xpiana  vita,    in  der  zweiten  aus  Alfabeto  signifer  zu- 
sammengesetzt sind  1). 

Als  seit  Leo  IX.  die  feierlichen  Papsturkunden  ihre  reichere  und 
so  charakteristische  äußere  Ausstattung  erhielten,  finden  wir  sehr  bald 
die  Rota  auch  in  Bischofsurkunden  auftauchen.  So  schon  im  Jahre  1057 
in  einer  Urkunde  Adalberos  von  Würzburg  2),  etwas  später  in  Urkunden 
des  Bischofs  Drogo  von  Therouanne  und  des  Erzbischofs  Daimbert 
von  Sens  3).  Auch  das  Monogramm  für  Bene  valete  wurde  nachgeahmt: 
so  z.  B.  in  Bamberger  Bischofsurkunden  um  1150  und  namentlich  in 
Urkunden  der  Erzbischöfe  Eberhard  I.  (1147 — 1164)  und  Konrad  IL 
(1164—1168)  von   Salzburg4). 

Bei  all  diesen  monogrammatischen  oder  anderen  Zeichen  erhebt 
sich  die  Frage,  wie  weit  etwa  eigenhändige  Beteiligung  des  Ausstellers 
stattfand.  Wir  besitzen  noch  viel  zu  wenig  Untersuchungen,  um  auf 
diese  Frage  eine  bestimmtere  Antwort  geben  zu  können.  Wahrscheinlich 
wird  sich  ein  negatives  Ergebnis  herausstellen,  ähnlich  wie  in  den  Mono- 
grammen der  Diplome  seit  Lothar  III.  kein  eigenhändiger  Vollziehungs- 
strich mehr  wahrzunehmen  ist. 

In  naher  Beziehung  damit  steht  die  Frage  nach  dem  Auftreten 
eigenhändiger  Unterschriften.  Aber  auch  in  dieser 
Hinsicht  sind  wir  noch  sehr  wenig  unterrichtet.  Das  Erfordernis  der 
Eigenhändigkeit  der  Unterschriften  oder  auch  nur  der  Signa  des  Aus- 
stellers und  der  Zeugen  war  ja  dem  Urkundenwesen  der  fränkischen 
Zeit  nach  und  nach  ganz  abhanden  gekommen  —  da  es  eben  großen- 
teils bei  der  Schreibunfähigkeit  der  Laien  nicht  erfüllbar  war.  Ja  selbst 
die  Unterschrift  des  Schreibers  brauchte  nicht  mehr  eigenhändig  zu 
sein.  Es  ist  in  dieser  Hinsicht  doch  höchst  bezeichnend,  daß  selbst 
die  königliche  Kanzlei  im  ostfränkischen  Reiche  seit  876  die  Eigen- 
händigkeit der  Rekognitionszeile  und  des  Rekognitionszeichens  auf- 
gegeben hat,  obwohl  die  subjektive  Fassung  der  Formel  beibehalten 
wurde. 

Unter  solchen  Umständen  darf  es  neben  den  anderen  Symptomen 
ebenfalls  als  ein  Zeichen  des  Strebens  nach  förmlichen,  mit  besonderen 
Merkmalen  ausgestatteten  Urkunden  betrachtet  werden,  wenn  nun  im 
10.  und  11.  Jahrhundert  einzelne  Bischofsurkunden  auftreten,  welche 
nicht  bloß  die  Formeln  eigenhändiger  Unterschrift  wieder  aufnehmen, 
sondern  auch  wirklich  vom  Bischöfe  selber  unterschrieben  oder  signiert 
sind.  Es  scheint,  daß  in  den  lothringisch-rheinischen  und  fränkischen 
Gebieten  diese  Erscheinung  am  frühesten  und  häufigsten  zu  beobachten 


*)  Laurent,  Cartulaires  de  l'abbaye  de  Molesme  1,  105  ff. 

2)  Breßlau  788  Anm.  4. 

3)  Giry  Manuel  809. 

4)  Vgl.  Meiller  Reg.  Salisburg.  S.437,  446,  494,  496,  für  Bamberg  Mitis  Studien 
1,  73  Anm.  3.  Auch  in  einer  von  einem  Salzburger  Notar  geschriebenen  l  rkunde 
Bischof  Romans  von  Gurk  von  1145  steht  das  Bene  valete,  Mon.  duc.  Carinthiae 
1,  132  n.  138;  ebenda  3,  393,  395,  416,  418  Salzburger  Urkunden  mit  Bene  valete, 
von  1162—1168. 
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ist,  wie  denn  in  diesen  Landschaften  überhaupt  die  Reaktion  gegen  die 
Urkunde  am  kürzesten  gedauert  und  am  schwächsten  gewesen  zu  sein 
scheint.  In  Urkunden  Gerhards  von  Toul  (963 — 994),  der  Erzbischöfe 
Egbert,  Udo  und  Bruno  von  Trier  von  980  und  981,  1068 — 1075  und  von 
1103,  der  Bischöfe  Udo  von  Hildesheim  von  1092,  Adalbero  von  Basel 
von  1136  finden  sich,  allem  Anschein  nach  eigenhändige  Unterschriften 
oder  Kreuze  1). 

Weiterhin  treten  Unterschriften  von  Bischöfen  in  Begleitung  der 
Unterschriften  von  Kanonikern  auf,  was  mit  der  im  Laufe  des  12.  Jahr- 
hunderts sich  steigernden  Selbständigkeit  und  dem  Konsensrechte  der 
Domkapitel  zusammenhängt.  Es  wird  gelegentlich  ausdrücklich  ge- 
fordert, daß  urkundliche  Verfügungen  über  Veräußerung  von  Kirchen- 
gut  die  Unterschrift  oder  doch  die  conlaudatio  der  Kanoniker  aufzu- 
weisen haben.  Ihr  Fehlen  wird  z.  B.  1144  in  einem  Streit  zwischen 
Reichersberg  und  Formbach  gegen  eine  von  letzterem  produzierte  Ur- 
kunde Erzbischof  Konrads  von  Salzburg  von  diesem  selber  ins  Feld 
geführt;  wie  dann  1165  auch  Bischof  Eberhard  von  Bamberg  seine  eigene, 
nun  von  Reichersberg  in  einer  andern  Streitsache  produzierte  Urkunde 
dadurch  zu  entkräften  suchte,  daß  er  auf  den  Mangel  der  Unterschriften 
der  Domherren  hinwies  2).  Auch  die  Unterschriften  der  Mitglieder 
klösterlicher  Konvente  kommen  neben  denen  der  Äbte  des  Klosters 
als  Zeichen  der  Zustimmung  vor.  Im  ganzen  scheint  aber  dieser  Brauch 
nicht  besonders  häufig  gewesen  zu  sein.  Eigenhändige  Unterschriften 
verschwinden  mit  dem  allgemeinen  Durchdringen  der  Besiegelung 
mehr  und  mehr,  und  an  die  Stelle  der  Unterfertigung  der  einzelnen 
Mitglieder  der  Kapitel  und  Konvente  tritt  das  gemeinsame  Siegel  solcher 
Korporationen. 

Doch  kann  man  nicht  vorsichtig  genug  in  bezug  auf  die  Annahme 
der  Eigenhändigkeit  solcher  Unterschriften  sein.  Gar  manche  Fälle 
in  Bischofs-  und  Fürstenurkunden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  lehren, 
daß  Unterschriften  trotz  ihrer  ausdrücklichen  Versicherung  nicht 
eigenhändig   sind,    sondern   vom   Urkundenschreiber   herrühren3). 

Ein  Zeichen  der  Bemühung,  urkundliche  Formen  wieder  zu  ge- 
winnen, dürfen  wir  auch  in  der  Tatsache  erblicken,  daß  seit  der  zweiten 
Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  da  und  dort  bei  sonst  höchst  einfacher 
Formulierung  von  Akten  in  Traditionsbüchern  subjektive  Fassung 
auftritt  4).  Teilweise  sind  die  dispositiven  Worte,  die  der  Schenker  bei 
der  Handlung  vor  den  Zeugen  sprach,  in  dieser  subjektiven  Form  auf- 
gezeichnet.    Natürlich    ist    es    der    Empfänger,    der    die    Aufzeichnung 


*)  Vgl.  die  Nachweise  bei  Breßlau,  Urkundenlehre  528  Anm.  7  und  788  Anm.  1 
und  2. 

2)  Oberösterr.  ÜB.  1,  289.  Mitis  Studien  1,  34,  73  ff.  Auf  diese  Subskrip- 
tion der  konsensberechtigten  Personen  wies  schon  v.  Below,  Die  Entstehung  des 
ausschließlichen  Wahlrechts  der  Domkapitel  (1883)  S.  21  hin,  vgl.  hierzu  die  Ausfüh- 
rungen von  Diekamp  in  Mitt.  des  Instituts  6,  314  ff. 

3)  Vgl.  Mitis  74. 

4)  Vgl.  Mitt.  des  Instituts  5,  68  ff. 
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macht,  und  von  seinem  Standpunkt  aus  sind  dann  Publikationsformeln, 
wie  notificamus  oder  ähnliche  im  Empfängerplural  hinzugefügt.  Doch 
es  finden  sich  auch  wirkliche  Akte  in  subjektiver  Fassung,  Einzelakte 
ohne  jede  Beglaubigung,  die  man  durch  ihre  dispositiv  klingende  For- 
mulierung mit  einer  gewissen  Förmlichkeit  versah.  Fälle  aus  dem 
Ende  des  10.  Jahrhunderts  in  Brixen  und  Freising  mögen  noch  Ausläufer 
der  alten  Carta  gewesen  sein.  Dagegen  sind  dann  die  seit  Ende  des 
11.  Jahrhunderts  auftretenden  Beispiele,  so  in  Tegernsee,  Ebersberg, 
Freising  und  weiterhin  aus  ganz  Bayern  und  anderwärts  nicht  selten. 
Ein  Einzelakt  aus  Würzburg  vom  Jahre  1091,  subjektiv  gefaßt,  mit 
Arenga  und  Datierung,  ist  hierfür  ein  prächtiges  Beispiel1).  Es  war  die 
Form  der  Urkunde,  die  man  wieder  zu  finden  suchte. 

II.  Doch  wir  haben  auf  die  Versuche  einer  wirklichen  Beglau- 
bigung der  Urkunden  zurückzukommen.  Bevor  das  Siegel  mehr  und 
mehr  durchdrang,  hatte  man  auch  andere  Mittel  gekannt.  Bei  den 
Angelsachsen  in  England  taucht  zuerst  ein  Verfahren  auf,  das  sich  dann 
seit  dem  10.  und  11.  Jahrhundert  auch  auf  dem  Kontinente  verbreitete, 
die  Ghirographierung2).  Man  versteht  darunter  die  Her- 
stellung zweier  oder  auch  mehrerer  gleichlautender  Exemplare  einer 
Urkunde  in  der  Weise,  daß  die  gleichen  Texte  über  oder  nebeneinander 
auf  ein  Pergamentblatt  geschrieben  wurden;  auf  dem  Räume  zwischen 
den  Texten  trug  man,  gewöhnlich  in  Majuskelbuchstaben,  das  Wort 
cyrographum,  oder  Buchstaben  des  Alphabets  oder  auch  andere  Worte 
ein,  und  zerschnitt  dann  mitten  durch  diese  Schrift  das  Pergament; 
die  so  entstandenen  Exemplare  mußten  aneinandergehalten  genau 
zusammenpassen  und  die  zerschnittene  Schrift  ergeben 3).  Daher 
nannte  man  solche  Urkunden  Chirographa,  cartae  partitae,  dentatae 
(von  dem  durchgeführten  Zahnschnitt),  auch  Abecedaria  oder  cartae 
literatae  von  den  ersten  Buchstaben  des  Alphabets,  oder  den  anderen 
dazwischengeschriebenen  Worten.  Es  ist  klar,  daß  diese  Chirographie- 
rung  einen  wirklichen  Urkundenbeweis  ermöglichte,  wenn  von  den  Par- 
teien die  beiden  Exemplare  produziert  wurden  und  genau  zusammen- 
stimmten. In  erster  Linie  war  diese  Art  der  Beurkundung  für  bila- 
terale Rechtsgeschäfte,  also  namentlich  Tausch,  Verträge,  Vergleiche, 
Prekarien,  berechnet  und  geeignet,  doch  ist  sie  nicht  selten  auch  z.  B. 
bei  Schenkungen  angewendet  worden. 

Die  ältesten  Fälle  der  Chirographierung  stammen,  wie  gesagt, 
aus  dem  angelsächsischen  Urkundengebiet,  das  früheste  sichere  Beispiel 


x)  Chroust,  Mon.  palaeogr.  I.  Serie  IX,  T.  2.  Chroust  hält  das  Stück  für  die 
gleichzeitige    Kopie   einer   Siegelurkunde.      Ich   möchte   obige  Ansicht    vorziehen. 

2)  Vgl.  Breßlau,  Urkundenlehre  502  ff.  Giry  Manuel  510.  Mut.  d.  Instituts  5, 
66  f.   Mitis,  Studien  1,  70  ff. 

3)  Im  Departementalarchiv  Lille  befinden  sich  die  beiden  Exemplare  eines 
Chirographums  der  Bischöfe  Simon  von  Tournay  und  Liebhard  von  Cambray  ans  der 
Zeit  von  1131 — 1136;  sie  zeigen  gleiche  Schrift,  aber  das  eine  Exemplar  isl  viel 
größer  und  die  Buchstaben  der  Zwischenschrift:  f  Pax  domini  sit  semper  Qobiscum 
passen  nicht  zusammen.  Ist  dieses  Exemplar  vielleicht  eine  etwas  später  her- 
gestellte Kopie?    Freundliche  Mitteilung  E.  v.  Ottenthals. 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  7 
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datiert  von  855,  ihm  folgen  dann  im  10.,  11.  und  12.  Jahrhundert  zahl- 
reiche derartige  Urkunden.  Im  Frankenreiche  der  Merowinger-  und 
Karolingerzeit  hat  man  diese  Urkundenart  nicht  gekannt  x),  das  älteste 
Chirographum  auf  dem  Festlande  stammt  erst  aus  dem  Jahre  967  aus 
Trier.  So  darf  man  den  Ursprung  der  Chirographierung  bei  den  Angel- 
sachsen suchen  und  die  Ursachen  in  der  Eigenart  der  angelsächsischen 
Urkunde.  Diese  nennt  niemals  einen  Schreiber,  und  hat  auch  sonst 
keine  graphischen  Merkmale,  die  der  Beglaubigung  dienen,  es  gab  keine 
Kanzlei  und  kein  Notariat;  sie  besitzt  also  keines  der  Beglaubigungs- 
mittel, wie  sie  die  fränkisch-italische  Privaturkunde  besaß  oder  zu  be- 
sitzen sich  wenigstens  den  Anschein  gab.  Und  doch  nahm  die  Urkunde 
im  angelsächsischen  Rechtsleben  eine  bedeutsame  Stelle  ein  2).  Das 
Bedürfnis,  wenigstens  bei  zweiseitigen  Verträgen  die  Urkunde  selbst 
beweiskräftig  zu  machen,  ließ  auf  ein  Mittel  greifen,  für  welches  in 
etwas  anderer  Form  ein  uralter  volkstümlicher  Brauch  das  Vorbild  ge- 
wesen sein  dürfte,  das  Kerbholz.  "Wie  ein  eingekerbtes  und  mit  Schrift 
oder  Zeichen  versehenes  Holz  gespalten  ward,  die  Teile  sodann  an  die 
zwei  Interessenten  gegeben  wurden  und  Schnitte  sowie  die  Schrift  bei 
einer  Kontrolle  genau  wieder  zusammenpassen  mußten,  so  konnte  etwas 
Ähnliches  auch  bei  Urkunden  in  der  geschilderten  Weise  gemacht 
werden.  Das  Kerbholz  gewann  in  England  seit  der  normannischen  Zeit 
als  Beweismittel  für  Schuld  und  Zahlung  in  der  Amtsführung  des 
Exchequer  (Schatzamtes)  eine  ganz  außerordentliche  Bedeutung.  Daß 
in  dieser  späteren  Zeit  (12.  13.  Jahrhundert)  das  Verfahren  wie  bei 
dem  Kerbholz  auch  bei  Urkunde  und  Pergament  angewendet  wurde, 
hat  man  schon  erkannt.  Da  jedoch  das  Chirographum  schon  so  viel 
früher  auftritt,  darf  man  einen  älteren  Zusammenhang  vermuten,  ob- 
wohl kein  altangelsächsisches  Wort  für  Kerbholz  bekannt  ist3). 

Bezeichnenderweise  fand  das  Chirographum  auf  deutschem  und 
französischem  Boden  erst  Eingang,  als  hier  die  alten  Formen  der  frän- 
kischen Urkunde  verschwanden,  als  die  Aktzeichnung  dominierte,  dennoch 
aber  ein  Bedürfnis  nach  Urkundenherstellung  vorhanden  war  und  sich 
mehrte.  Neben  dem  allmählich  sich  Bahn  brechenden  Siegel  gewinnt 
das  Chirographum  im  11.  und  12.  Jahrhundert  in  ganz  Deutschland 
und  Frankreich  eine  nicht  unbedeutende  Verbreitung  für  Tausch-  und 
Vertragsurkunden4).  Es  ist  doch  sehr  bedeutsam,  daß  schon  im  Jahre  1000 


M  Breßlau,  503  Anm.  1. 

2)  Vgl.  oben  S.  43  ff. 

3)  Das  Wort  tally  für  Kerbholz  ist  normannisch.  Für  diese  Dinge  vgl.  die 
Schrift  von  Bernh.  Fehr,  Die  Sprache  des  Handels  in  Altengland  (1909)  S.  36  ff., 
deren  Kenntnis  ich  Herrn  Prof.  Luick  verdanke.  Fehr  gibt  interessante  sprach- 
lich-sachliche Zusammenhänge,  z.  B.  für  Kerbholz  eschiec,  chec,  modern  cheque, 
Chec;  oder  für  Kerbholz  dividende.  —  Das  Kerbholz  kann  seinerseits  vielleicht 
mit  der  festuca  notata  zusammenhängen,  vgl.  Heusler,  Instit.  des  Privatrechts  1,  79. 
Kerbhölzer  sind  heute  noch  da  und  dort  z.  B.  bei  Fuhrleuten  und  ihren  Auftrag- 
gebern zur  Kontrolle  gelieferter  Fuhren  im  Gebrauch. 

4)  Vgl.  Breßlau  505  ff.,  für  Frankreich  Giry  Manuel  de  dipl.  510,  auch  Mitis  71 
Anm.  2.    Zu  den  folgenden  Fällen  vgl.  Erben  in  dieser  Urkundenlehre  1,  187. 
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eine  Verleihung  Kaiser  Ottos  III.  für  das  Kloster  Oedingen  außerhalb 
der  Kanzlei  in  der  Form  eines  Chirographums  beurkundet  wurde  (DO. 

III.  363),  daß  Kaiserin  Kunigunde  im  Jahre  1025  Prekarieverträge 
mit  Freising  und  Salzburg  durch  Chirographa  beurkunden  ließ  (MG. 
Diplom.  3,  694  ff.),  und  Konrad  II.  im  Jahre  1027  (Diplom.  4,  149) 
eine  Übereinkunft  der  Bischöfe  von  Regensburg  und  Brixen  durch  ein 
Chirographum  bestätigte  (c.  inde  utrique  conscribi  precepimus).  König 
Heinrich  I.  von  Frankreich  (1031 — 1060)  gab  dem  Kloster  St.  Gene- 
vieve  ein  chirographiertes  Diplom,  dessen  beide  Exemplare  heute  noch 
erhalten  sind.  In  den  ersten  drei  Fällen  bildet  die  chirographische 
Doppelfertigung  die  ausschließliche  Beglaubigung,  vielleicht  wurde 
sie  gewählt,  weil  kein  Siegel  zur  Hand  war  oder  weil  Kunigunde  keines 
besaß,  daß  sie  gewählt  wurde,  zeigt  den  Wert,  den  man  ihr  beilegte. 
Im  Kloster  Corbie  an  der  Somme  bildete,  bevor  ein  Klostersiegel  in 
Gebrauch  kam,  die  Chirographierung  die  einzige  Art,  wie  man  Kolo- 
natsverträge  beurkundete  1).  Aus  allen  Gegenden  des  Deutschen  Reiches 
diesseits  der  Alpen  und  aus  Frankreich  mehren  sich  von  dieser  Zeit 
an  die  Fälle  von  Chirographierung,  besonders  beliebt  scheint  sie  in 
Lothringen,  Hennegau  und  Holland  gewesen  zu  sein.  Eben  in  diesen 
Gebieten  und  in  Nordfrankreich  fand  in  den  Städten  das  Chirographum 
eine  besonders  intensive  und  lange  dauernde  Anwendung,  worüber  im 

IV.  Abschnitt  3.  Kapitel  gehandelt  werden  soll.  Auch  im  Norden 
Europas  und   in  Ungarn  fand   dieser  Brauch  seine  Verbreitung  2). 

Es  war  also  eine  zweifellos  recht  wichtige  Art  der  Beurkundung, 
deren  rasche  \md  im  ganzen  dem  Siegel  vorhergehende  Verbreitung 
das  Bedürfnis  zur  Urkunde  deutlich  illustriert.  Aber  obwohl  das  Chiro- 
graphum die  volle  Beglaubigung  in  sich  trug,  war  doch  die  Anschauung 
von  der  Notwendigkeit  des  Zeugenbeweises  viel  zu  stark,  als  daß  man 
etwa  auf  Zeugen  verzichtet  hätte.  Auch  die  Chirographa  nennen  stets 
die  Zeugen  und  ein  Chirographum  Herzog  Gerhards  von  Lothringen  von 
1067  erklärt  ausdrücklich,  daß  die  Stiftung  durch  die  Zeugen  bekräftigt 
werde  und  wenn  sie  jemand  verletzen  wollte,  tunc  relecta  pagina  cyro- 
graphi  et  testibus  in  palam  productis  convictus  discedat  3).  Es  ist  ein  be- 
deutender Fortschritt,  wenn  um  1150  in  einer  Urkunde  aus  Steingaden 
in  Bayern  ausdrücklich  die  größere  Sicherheit  und  Beweiskraft  des 
Chirographums  gegenüber  dem  Zeugenbeweise  betont  wird:  quia  testes 
quippe  homines  suis  quisque  terminis  de  medio  rapiuntur,  rationabile 
duximus,  ut  dwisis  cirografi  litteris  partem  suam  quisque  apud  se  retineat 
et  ad  rei  veritatem  notificandam  instrumenlum  suum  habeat  4).    Das  ist 


*)  Ducange  Glossar.  2,  329,  angeführt  von  Posse,  Privatnrk.  65  Anm.  2. 

2)  Beispiele  aus  Norwegen  von  1225,  1263/64  und  1277  in  Palaeografisk  Alias. 
Oldnorsk-Islandsk  Afdeling  (1905)  Taf.  49 — 51.  Aus  Ungarn  sind  die  ältesten  Bei- 
spiele ein  Gerichtsbrief  des  Erzbischofs  Felician  von  Gran  aus  der  Zeit  von  il;;i 
bis  1141,  und  eine  Urkunde  König  Bela  III.  von  1181.  Vgl.  Fejärpataky  in  Mitt. 
des  Instituts  Ergbd.  6,  222.    Eine  Carla  partita  von  L210  in  M<m.  graph.  III  T.  12. 

'6)  Beyer,   Mittelrhein.   ÜB.  1,   423,   vgl.    Breßlau   506   Anm.  1. 

4)  Mon.  Boica  6,  487. 

7* 
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ein  frühes  und  allerdings  vereinzeltes  Beispiel  für  die  Urkunde  als  selb- 
ständiges Beweismittel,  im  allgemeinen  war  um  jene  Zeit  dieses  Stadium 
keineswegs  erreicht. 

Jedenfalls  ist  die  Chirographierung  und  ihr  ausgedehnter  Gebrauch 
ein  Wahrzeichen  der  Wiederaufnahme  der  Urkunde.  Zwei  solche  zu- 
sammengehörige Stücke  waren  ja  wirkliche  Urkunden,  sie  wollten 
Urkunden,  das  heißt  formelle  Zeugnisse  der  Rechtshandlung  sein  und 
sie  sind  als  Urkunden  anzusehen  auch  in  Fällen,  bei  denen  die  Fassung 
einfachen  Aktaufzeichnungen  entspricht. 

Die  praktische  Verwendung  solcher  Teilurkunden  als  Beweismittel 
hing  jedoch  davon  ab,  daß  beide  Exemplare  vorhanden  waren,  pro- 
duziert wurden  und  zusammenstimmten,  womit  der  Beweis  erbracht 
ward.  Doch  wie  leicht  konnte  ein  Gegenbrief  verloren  sein,  nicht 
mehr  gefunden  oder  bei  bösem  Willen  gar  nicht  produziert  werden. 
Dem  ließ  sich  dadurch  abhelfen,  daß  man  mehrere  Exemplare  dieser 
Art  fertigte  und  eines  von  ihnen  an  einem  öffentlichen  Orte  deponierte, 
wo  es  nötigenfalls  immer  zugänglich  war.  Dies  scheint  in  der  Tat  in 
angelsächsischer  Zeit  in  England  durchgeführt  worden  zu  sein,  wo  man 
die  Chirographa  über  Landverleihungen  und  Testamente  in  drei  Exem- 
plaren ausfertigte,  von  denen  eines  der  Empfänger  erhielt,  die  zwei 
andern  aber  in  kirchlichen  oder  im  königlichen  Archive  verwahrt  wurden. 
Bei  den  nordfranzösischen  und  flandrischen  städtischen  Chirographen 
wurde  ein  Exemplar  bei  der  städtischen  Beurkundungsstelle  behalten. 
%  In  Deutschland  ist  ein  derartiges  Verfahren  nur  vereinzelt  und  viel 
,später  vorgekommen,  regelmäßig  wie  es  scheint  nur  in  Lübeck.  Da 
wurden  solche  in  Zahnschnitt  zerteilte  Urkunden,  Denkbriefe  genannt, 
im  14.   Jahrhundert  im  Stadtarchive  hinterlegt. 

Die  Chirographierung  verknüpfte  sich  jedoch  früh  schon  mit  dem 
fmld  vorherrschenden  Beglaubigungsmittel,  dem  Siegel.  Schon  ein 
chirographierter  Vertrag  Bischof  Ellenhards  von  Freising  mit  dem 
-Patriarchen  Sighart  von  Aquileja  von  1074  trägt  auch  ein  Siegel  und 
:f  von |em  schon  erwähnten  Chirographum  König  Heinrichs  I.  von  Frank- 
reich 1031 — 1060)  für  St.  Genevieve  waren  beide  Exemplare  besiegelt1). 
Die  Chirographa  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  sind  der  großen  Mehr- 
zahl nach  auch  besiegelt.  Man  hing  die  Siegel  beider  Parteien  an  jedes 
Exemplar,  oder  jede  Partei  ihr  Siegel  an  das  Exemplar  des  Vertragsgeg- 
ners. Solche  Besiegelung  verschaffte  jedem  Exemplar  des  Chirogra- 
phums  an  sich  Beweiskraft  und  behob  so  den  früher  angedeuteten 
Mangel  der  Chirographierung.  So  tritt  also  die  Besiegelung  sofort 
schon  konkurrierend  als  Beglaubigungsmittel  der  Urkunde  auf  und 
wird  ja  dann  so  vorherrschend,  daß  die  Chirographierung  dagegen  in  den 
Hintergrund  tritt.  Allein  sie  verschwindet  doch  keineswegs.  Sie  be- 
schränkt sich  mehr  nur  auf  Rechtsgeschäfte  geringerer  Bedeutung,  auf 
den  bürgerlichen  und  bäuerlichen  Rechtsverkehr.  Sie  ist  bei  zahlreichen 
Vergleichen,     Schiedssprüchen     und     ähnlichen     Geschäften    auch    im 


x)  Vgl.  Erben  in  dieser  Urkundenlehre  1,  187. 
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späteren  Mittelalter  allenthalben  in  Deutschland  in  Gebrauch  geblieben. 
In  Süddeutschland  nannte  man  solche  Urkunden  Spanzettel  oder 
Spaltzettel,  in  Mittel-  und  Norddeutschland  Kerbzettel,  Kerbbriefe, 
Zerter.  Noch  die  Landes-  und  Stadtordnungen  des  16.  und  17.  Jahr- 
hunderts berücksichtigen  mehr  oder  minder  diese  Art  der  Beurkundung, 
verhalten  sich  freilich  zum  Teile  ablehnend  dagegen,  während  andere 
sie  wieder  anerkennen,  so  die  Frankfurter  Reformation  von  1578  und 
das  Württembergische  Landrecht  von  1610,  welche  solchen  Urkunden 
volle  Beweiskraft  zusprechen,  wenn  beide  Gegenbriefe  beigebracht 
werden  und  miteinander  stimmen  1). 

III.  Noch  eine  Art  der  Sicherung  des  Rechtsgeschäftes  muß  er- 
wähnt werden,  welche  an  sich  ganz  unabhängig  von  einer  Beurkundung 
sein  konnte,  die  aber  gerade  in  dieser  Zeit  des  10.  und  namentlich  im 
11.  und  12.  Jahrhundert  oft  wie  ein  Beglaubigungsmittel  in  den 
Urkunden  angeführt  wird.  Dies  ist  die  Bekräftigung  durch 
den  geistlichen  Bann2).  Uralt  war  die  Androhung  geist- 
licher und  göttlicher  Strafen  für  den  Verletzer  eines  Rechtsgeschäftes. 
Die  Papsturkunden  kannten  die  Poena  spiritualis  von  jeher,  die  Bischofs- 
urkunden und  Urkunden  Privater  übernahmen  sie  daraus  schon  sehr 
früh.  Von  dieser  bloß  urkundlichen,  schriftlichen  Drohung  war  es  ein 
Schritt  weiter,  wenn  der  kirchliche  Bann  in  eigener,  feierlicher  Er- 
klärung ausgesprochen  und  angedroht  wurde  wider  alle  Verletzer  und 
Störer  des  Rechtsgeschäftes,  wenn  dieses  also  unter  den  Schutz  der 
hohen  kirchlichen  Autorität  gestellt  ward.  Sie  erfolgte  in  der  Kirche 
oder  in  feierlicher  Versammlung  3)  und  sicherlich  war  dies  für  die  Men- 
schen des  früheren  Mittelalters  eine  sehr  wirksame  Festigung  z.  B.  einer 
Schenkung  an  eine  Kirche.  Oft  mag  dieser  Bann  erfolgt  sein,  ohne  daß 
eine  Urkunde  über  die  Handlung  ausgestellt  wurde  4).  Aber  eine  solche 
Bekräftigung  durch  den  Bann  und  der  Hinweis  darauf  konnte  auch 
einer  Urkunde  als  ein  moralisches  Beglaubigungsmittel  dienen.  So  tritt 
der  Bann  geradezu  als  ein  solches  in  Bischofsurkunden  des  10.,  11.  und 
auch  noch  des  12.  Jahrhunderts  auf.  Es  kommt  vor,  daß  die  Urkunde 
sonst  gar  keine  eigentliche  Beglaubigung  an  sich  trägt  und  in  diesem 
Falle  ist  die  Erwähnung  des  Bannes  wirklich  als  ein  Ersatz  dafür  be- 
absichtigt. Bischof  Emchard  von  Würzburg  sagt  in  einer  unbesiegel- 
ten  Urkunde  von  1103:  banno  eam  (donationem)  confirmavi  ei  ut  in 
posterum  omnis  contradictio  sopiatur ,  cartam  haue  ad  firmamentnm  rei 
geste    conscribi   iussi 5).    Oder    es   wird    der  Bann    allein  erwähnt,    die 


!)  Vgl.  Breßlau  509  f. 

2)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  121  ff.,  2,  107  ff.  Mitis  Studien  1,  47  ff.  Buchwald, 
Bischofs-  und  Fürstenurkunden  231  ff.,  doch  die  Bedeutung  des  Bannes  wohl  über- 
treibend. 

3)  Vgl.  die  Beispiele  aus  der  Zeit  Erzbischof  Konrads  von  Salzburg  von  1138 
und  c.  1145  bei  Mitis  16  f. 

4)  So  bei  der  Ordination  des  Abtes  Beringer  von  Formbach  durch  Bischof 
Ulrich  von  Passau  1094,  Oberösterr.  ÜB.  1,  626,  vgl.  Mitis  83. 

5)  Chroust,  Monum.  palaeogr.  I.  Serie.  IX,  3.  Chroust  bezweifelt  mit  Un- 
recht die   Originalität  des  Stückes. 
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Urkunde  trägt  aber  auch  ein  Siegel,  welches  gewissermaßen  still- 
schweigend unter  dem  Schutze  des   Bannes  angefügt  wurde 1). 

In  anderen  Fällen  tritt  die  Erwähnung  des  Bannes  zu  anderen 
Beglaubigungsmitteln  hinzu,  und  wird  gleichwie  Zeugen  oder  Unter- 
schrift oder  Siegel  und  zusammen  mit  ihnen  in  der  Korroborations- 
formel  angeführt.  Erzbischof  Wichfrid  von  Köln  sagt  948:  iussi  harte 
cartam  scribere  et  stipulationem  subnectere  atque  mox  in  ipso  senatu  cum 
meo  banno  et  omninm  presentium  presbiterorum  firmavi.  Oder  in  einer 
anderen  Kölner  Urkunde  von  1021:  donationem  tradi  feeimus,  quam 
eciam  sigilli  nostri  impressione  signantes  non  tarn  banni  promulgatione 
quam  ydoneorum  nihilominus  testium  astipulacione  roboravimus  2). 
Bischof  Siegfried  von  Münster  (1022 — 1039)  bestätigt  die  Gründung 
von  Pfarrkirchen  durch  eine  Frau  Reinmod:  scripturam  istam  .  .  . 
ipse  domnus  episcopus  nomine  et  effigie  s.  Pauli  signavit,  signatam  domnae 
Reinmod  et  eius  filiae  tradidit  et  seeundo  ac  tercio  divinae  authoritatis 
malleo  solidavit*).  Bischof  Ulrich  von  Passau  bekräftigt  1096  seine 
eigene  Schenkung  und  die  eines  Sigiboto  von  Bornheim  an  das  Kloster 
Göttweig  auetoritate  sua  et  banno  atque  sigilli  sui  impressione  4). 

Die  Erwähnung  des  geistlichen  Bannes  in  Urkunden  verschwindet 
im  allgemeinen  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts,  kommt  jedoch  auch 
noch  in  den  ersten  Dezennien  des  13.  Jahrhunderts  vor,  so  in  Hildes- 
heim5). Es  ist  wotil  kaum  daran  zu  zweifeln,  daß  dies  mit  der  stets 
allgemeineren  Verwendung  und  der  steigenden  Bedeutung  des  Siegels 
im  Zusammenhange  stand.  Gerade  weil  das  Siegel  seit  der  Zeit  Papst 
Alexanders  III.  auch  von  der  höchsten  geistlichen  Autorität  so  stark 
begünstigt ,  für  geistliche  Urkunden  gefordert  und  mit  öffentlich 
wirkender  Kraft  bekleidet  wurde,  wird  der  bischöfliche  Bann  und  seine 
Erwähnung  in  den  Urkunden  zurückgetreten  sein. 

Verwandt  ist  die  auf  sächsischem  Rechtsgebiete  vorkommende 
Erwähnung  des  königlichen  Bannes.  Dieser  Bann  darf  wohl 
als  der  gerichtliche  Friedebann  gedeutet  werden,  durch  den  Schenkungen 
gegen  die  Anfechtung  von  Seiten  Dritter  gesichert  wurden  6).  Auch  er 
wird  gelegentlich  in  Urkunden  geradezu  wie  eine  Beglaubigung  erwähnt 
und  gebraucht.  Die  Schenkungsurkunde  eines  Freien  Adelbert  an  das 
westfälische  Kloster  Schildesche  aus  der  Zeit  von  996 — 1002  ist  ein 
einfaches  Pergamentblatt  ohne  Siegel  und  schließt:  atque  ut  in  omne 
tempus  stabile  permaneat,  consolidata  est  regis  banno1).  Und  ein  recht 
schönes  Beispiel  bietet  eine  Schenkung  zweier  Schwestern  an  das  St.  Pe- 
terskloster in  Paderborn  im  Jahre  1102:  sie  ward  zuerst  vollzogen  im 

x)  So  ein  Stück  aus  der  Zeit  Erzbischof  Konrads  I.  von  Salzburg  (1106 — 1147), 
Meiller,  Reg.  Salisburg.  16  n.  91. 

2)  Lacomblet,  Niederrhein.  ÜB.  1,  59,   98,  vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  109. 

3)  Erhard,  Reg.  Histor.  Westfaliae  CD.  1,  81  n.  103b. 

4)  Fuchs,  ÜB.  v.  Göttweig,  Fontes  rer.  Austr.  II  51,  19. 

5)  Vgl.  bei  Otto  Heinemann,  Beitr.  z.  Diplomatik  d.  alt.  Bischöfe  von  Hil- 
desheim 64  Anm.  2,  68  Anm.  1,  113,  146  f.    Fälle  von  1206—1234. 

6)  Vgl.  Schröder,  Rechtsgesch.5  738. 

7)  Erhard,  Reg.  Histor.  Westfaliae  CD.  1,  37  n.  75. 
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Ding  (placito)  des  Grafen,  quam  ipse  regali  banno  confirmavit  et  robo- 
ravit;  sodann  zum  zweiten  Male  in  der  Klosterkirche,  wo  der  bischöf- 
liche Vogt  traditionem  de  altari  suscepit  regieque  potestatis  banno  post- 
modum  in  placito  advocatie  sue  stabilivit;  dann  ergeben  sich  die  Schwestern 
selber  der  Kirche,  erhalten  fünf  Mansen  und  dies  wird  vom  Bischof 
Heinrich  von  Paderborn  mit  dem  bischöflichen  Bann  bestätigt;  all  dies 
aber  wird  zu  Pergament  gebracht  und  vom  Bischof  besiegelt  2).  Diese 
urkundlichen  Erwähnungen  des  Königsbannes  zur  Sicherung  von 
Schenkungen  von  c.  1000  und  von  1102  ergänzen  und  bestätigen 
den  in  einer  Halberstädter-Urkunde  von  1215  ausgesprochenen  Rechts- 
satz: nulla  donatio  proprietatis  robur  firmitatis  sustinere  potest,  nisi 
comitie  testimonio  et  banni  regalis  auctoritate  firmetur  2).  Wir  werden 
die  Bedeutung  dieses  Erfordernisses  gerichtlicher  Auflassung  gerade 
auf  sächsischem  Boden  für  das  Urkundenwesen  der  Folgezeit  später 
(IV.  Abschnitt,  3.  Kapitel)  zu  würdigen  haben. 


!)  Ebenda  135  n.  173. 

2)  ÜB.  des  Hochstifts  Halberstadt  1,    434,    vgl.  Schröder,  Rechtsgeschichte 
738  Anm.  58. 


III.  Die  Siegelurkunde  vom  11.  bis  zum 

13.  Jahrhundert. 

1.  Das  Siegel  und  seine  Rechtskraft. 

Literatur.  Ficker,  Beiträge  z.  Urkundenlehre  1,  91  ff.  Posse,  Lehre 
von  den  Privaturkunden  126  ff.  Breßlau,  Urkundenlehre  510  ff.,  922  ff.  Giry 
Manuel  624  ff.  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  d.  Geschichtsw.  1,  239,  250  ff. 
und  Ilgen  ebenda  1,  321  ff.  A.  S.  Schultze,  Zur  Lehre  vom  Urkundenbeweise 
in  Grünhuts  Zeitschr.  f.  d.  private  u.  öffentl.  Recht  22, 102  ff.  Buchwald,  Bischofs- 
und Fürstenurkunden  171  ff.,  449  ff. 

Siegelpublikationen  siehe  bei  Ilgen  321 — 324. 

Die  ganze  antike  Weit  kannte  den  Gebrauch  des  Siegels.  Es  scheint 
wohl  stets  die  Form  des  Siegelringes  gewesen  zu  sein,  die  man  anwandte. 
Der  Ring  an  sich  ist  persönlichstes  Eigentum  des  Besitzers,  durch  die 
Einfügung  einer  geschnittenen  Form,  sei  sie  Bild,  Zeichen  oder  Schrift, 
wird  der  Siegelring  und  sein  Abdruck  zum  ganz  besonderen,  persön- 
lichen Kennzeichen  (signum).  Die  Römer  haben  das  Siegel  zur  Sicherung, 
aber  bis  zu  gewissem  Grade  auch  zur  Beglaubigung  von  Urkunden  ver- 
wendet1). Zur  Sicherung,  indem  bei  den  Wachstafelurkunden  und 
Militärdiplomen  Aussteller  oder  Zeugen  oder  beide  die  Enden  der  Fäden 
oder  Drähte,  mit  denen  das  Dokument  umwunden  und  geschlossen 
wurde,  versiegelten.  Gewiß  diente  hier  das  Siegel  in  erster  Linie  zum 
Verschlusse  und  zur  Verhütung  von  Fälschungen.  Allein  diese  Funktion 
erfüllte  es  eben  deshalb  besser  als  ein  einfacher  sonstiger  Verschluß,  weil 
es  das  besondere  Kennzeichen  der  bei  dem  Rechtsgeschäfte  beteiligten 
Personen  war,  welche  es  jederzeit  als  das  ihre  erkennen2)  und  damit  für 
die  Unverletztheit  der  Urkunde  eintreten  konnten.     Und  indem  unter 


x)  Bruns,  Die  Unterschriften  in  den  röm.  Rechtsurkunden  (1874)  und  in  der 
Savigny- Zeitschr.  Roman.  Abt.  13,  vertrat  die  Ansicht,  daß  die  Siegel  bei  den 
Römern  durchaus  nur  zum  sichern  Verschlusse  der  Schrift  gedient  haben.  Darnach 
auch  Breßlau,  Urkundenlehre  511  ff. 

2)  Signum  cognoscere  bei  Cicero;  signacula  agnoscere,  sigilla  recognoscere  bei 
Eröffnung  von  Testamenten  noch  im  6.  und  7.  Jahrhundert,  vgl.  die  Zitate  bei 
Breßlau  513,  Anm.  1.    Vgl.  Thesaurus  linguae  lat.  2,  195  über  anulus. 
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Nero  für  den  Vorgang  bei  der  Versiegelung  Bestimmungen  getroffen 
wurden,  und  für  gewisse  Urkunden  die  Versiegelung  als  notwendig 
erklärt  ward,  erschien  doch  in  solchen  Fällen  das  Siegel  als  ein  zur 
Gültigkeit  der  Urkunde  unentbehrliches  Merkmal,  das  zum  mindesten 
mittelbar   zu  ihrer   Beglaubigung  diente. 

Doch  nicht  bloß  zum  Verschlusse,  zur  Versiegelung  ist  das  Siegel 
benützt  worden,  sondern  auch  zur  Untersiegelung.  Wie  Zange- 
meister feststellte1),  sind  die  Chirographa  unter  den  pompejanischen 
Wachstafeln  in  der  Regel  vom  Aussteller  und  von  einem  oder  zwei 
Zeugen  mit  ihren  Siegeln  unter  dem  Texte  der  Urkunde  selber  unter- 
siegelt. Das  Siegel  auf  den  kaiserlichen  Postdiplomen,  den  Anwei- 
sungen für  Benützung  des  Cursus  publicus,  muß  ebenfalls  als  ein  Be- 
glaubigungsmittel der  Urkunde  betrachtet  werden. 

Es  kann  nun  auffallend  erscheinen,  daß  die  spätrömische  Privat- 
urkunde keine  Besiegelung  mehr  aufweist.  Allein  das  Siegel  war  schon 
in  den  pompejanischen  Chirographa  des  ersten  Jahrhunderts  nicht 
etwa  die  einzige  oder  auch  nur  wichtigste  Beglaubigung.  Dies  war 
vielmehr  die  Handschrift.  Das  Siegel  besaß  nur  die  Bedeutung  eines 
sekundären  Beglaubigungsmittels.  Es  spielte  eine  ähnliche  Rolle, 
wie  heute,  wo  es  neben  der  eigenhändigen  Unterschrift  erst  in  zweiter 
Linie  in  Betracht  kommt.  Das  Siegel,  das  als  bildliches  Zeichen  auch 
dem  Schriftunkundigen  verständlich  ist,  wurde  minder  notwendig, 
als  in  spätrömischer  Zeit  jeder  Gebildete  lesen  und  schreiben  konnte. 
So  ist  die  siegellose  spätrömische  Privaturkunde  das  Produkt  der  hoch- 
entwickelten antiken   Kultur. 

Eben  diese  siegellose  Urkunde  haben  die  germanischen  Völker 
übernommen.  Sie  rezipierten  diese  Urkunde,  wie  sie  war,  in  respekt- 
voller Hinnahme  des  überlegenen  römischen  Wesens.  So  blieb  die 
Privaturkunde  in  Italien  dauernd,  diesseits  der  Alpen  für  Jahrhunderte 
siegellos.  Die  Folgen  davon  und  das  Geschick  des  Urkundenwesens 
lernten  wir  bereits  kennen. 

I.  Doch  es  wäre  weit  gefehlt,  wollte  man  glauben,  daß  den  ger- 
manischen Völkern  etwa  der  Gebrauch  von  Siegelring  und 
Siegel  überhaupt  unbekannt  geblieben  sei.  Die  germanischen 
Könige  haben  Siegelringe  geführt,  wie  wir  es  z.  B.  schon  von  dem  Van- 
dalen  Thrasamund,  von  dem  Frankenkönige  Sigibert  wissen2).  Alle 
Bischöfe  im  Frankenreich  führen  schon  im  6.  Jahrhundert  Siegel. 
Das  Westgotenrecht  (Lex  Wisigoth.)  spricht  von  Siegeln  der  Richter  und 
das  alamannische  Volksrecht  von  Siegeln  des  Herzogs,  der  Grafen,  der 
Zentenare  und  der  grundherrlichen  Richter  (iudices),  mit  denen  Befehle 
erteilt,  Ladungen  vor  das  Gericht  vollzogen  worden3). 


x)  Corp.  Inscr.  Lat.  IV  Suppl.  p.  1  (1898).   H.  Erman  in  der  Savigny.-Zeitschr. 
Roman.  Abt.   (1899)   20,   177  ff.  und  Archiv  f.   Papyrusforschung  (1901)   1,   68  ff. 

2)  Gregor  von  Tours  V3  (zu  576). 

3)  LexWisig.  1119,20;  Lex  Alam.  XXIII  3,  4,  XXVIII  1—5;  Lex  Baiuv.II  13; 
Vgl.   Breßlau  514  f.   und   923  f. 
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Die  Merowinger  und  wohl  auch  die  Longobardenkönige1),  geistliche 
und  weltliche  Große  haben  ihre  Siegel  zum  Verschluß  von  Briefen  ver- 
wendet2), die  Könige  aber  auch  zur  Besiegelung  ihrer  Urkunden.  Alle 
Merowingerdiplome  waren  besiegelt,  und  zwar  auf  der  Schriftseite  des 
offenen  Papyrus  oder  Pergaments;  das  Siegel  bildete  ein  wesentliches 
Merkmal.  Man  hat  dieses  Siegel  der  Merowingerdiplome  ein  »Erken- 
nungszeichen« der  Urkunde  genannt  und  nicht  als  eigentliches  Be- 
glaubigungsmittel gelten  lassen3).  Es  ist  ja  richtig,  daß  die  Korroboration 
nur  von  den  Unterschriften  spricht,  daß  auch  sonst  nur  von  diesen  als 
Beglaubigung  der  Diplome  die  Rede  ist.  Seine  Beweismittel  im  Rechts- 
gang fand  das  Diplom  in  den  Unterschriften  des  Königs  und  Kanzlei- 
vorstandes. Dies  lag  ganz  im  Geiste  der  spätrömischen  Urkunde.  Aber 
das  Siegel  »legitimierte  die  Königsurkunde  auf  den  ersten  Blick  als 
solche«4),  es  war  eben  als  Erkennungszeichen  doch  zugleich  Beglau- 
bigungsmittel, wenn  auch  zunächst  nicht  forensisch,  so  doch  für  die 
einfache  Produktion  des  Diploms  und  seine  gewöhnliche  Verwertung. 
Es  war  nicht  das  maßgebende,  wohl  aber  ein  sekundäres  Beglaubigungs- 
mittel. 

So  recht  den  Charakter  von  Erkennungs-  und  Beglaubigungs- 
zeichen  trägt  die  sonstige  amtliche  Verwendung  des  Siegels  bei  den 
Germanenvölkern  frühmittelalterlicher  Zeit.  In  jenen  vorhin  angedeu- 
teten Stellen  der  Volksrechte  handelt  es  sich  um  Vorladungen  vor  ein 
Gericht,  sie  sollen  geschehen  admonitione  unius  epistulae  vel  sigilli, 
der  Bote  überbringt  zur  Ladung  sigillum  ducis  aut  mandatum  vel  Signum 
qualecunque  mandaverit,  oder  sigillum  comitis  vel  mandatum,  oder  si- 
gillum centurionis  aut  mandatum,  oder  sigillum  aut  Signum  qualecumque 
des  grundherrlichen  Iudex.  Die  Lex  Romana  Curiensis  (XXVII,  9) 
spricht  von  dem  Fall,  daß  der  Beklagte  nee  per  verbo  nee  per  sigillum  vor 
Gericht  erscheinen  will,  und  ein  Kapitulare  von  809  (Reg.  Karol.2  n.  442) 
verfügt  allfällige  zwangsweise  Vorführung  der  Eideshelfer  aut  indiculo 
aut  sigillo.  Man  hat  bei  diesen  Erwähnungen  von  Siegeln  früher  nur  an 
schriftliche,  mit  dem  Siegel  versehene  Mandate  gedacht.  Doch  hatte 
schon  Homeyer  sigillum  gleich  signum  als  selbständiges  Richterzeichen 
wie  Richter-  und  Botenstab  gedeutet5).  Auch  Zeumer  hat  die  Stelle 
des  Westgotenrechtes  schon  dahin  erklärt,  daß  hier  von  einem  Abdruck 
des  Siegelringes  allein  im  Gegensatz  zu  einer  epistula  die  Rede  sei6). 
Neuestens  hat  auch  K.  v.  Amira  auf  die  ja  doch  deutliche  Gegenüber- 


x)  Für  diese  vgl.  Erben  in  dieser  Urkundenlehre  1,  171. 

2)  Als  Briefe,  nicht  als  Urkunden,  sind  auch  die  epistolae,  litterae  formatae 
anzusehen,  die  Empfehlungsschreiben  der  Bischöfe  für  Priester,  die  aus  einer  Diözese 
in  eine  andere  übergingen.  Das  Konzil  von  Chälon  (s.  Saone)  von  813  verlangt  bei 
diesen  litterae  nomina  episcopi  et  civitatis  plumbo  impressa,  also  Bleisiegel.  Ob  da 
nicht  eine  italische  Vorlage  anzunehmen  ist? 

3)  Breßlau,  Urkundenlehre  517. 

4)  Wie  Breßlau  selbst  sehr  treffend  sagt. 

*)  Der  Richtsteig  Landrechts  (1857)  42>8  f.,  und  Haus-  und  Hofmarken  (1870) 


*  ff. 


6)  Neues  Archiv  23,  86. 


1.  Das  Siegel  und  seine  Rechtskraft.  107 

Stellung  von  Urkunde  und  Siegel  oder  sonstigem  Zeichen  (signum 
qualecumque)  hingewiesen  und  glaubt  annehmen  zu  dürfen,  daß  unter 
diesem  signum  oder  sigillum  ein  Richterzeichen,  vielleicht  der  Ge- 
richtsstab zu  verstehen  sei1).  Die  volle  Lösung  bietet  die  Beobachtung 
ähnlicher  Vorgänge  bei  Slaven  und  Magyaren,  auf  welche  früher  schon 
M.  v.  Sufflay  aufmerksam  machte2).  Die  Gesetze  der  ungarischen  Könige 
Ladislaus  und  Koloman  vom  Ende  des  11.  und  Beginn  des  12.  Jahr- 
hunderts sprechen  von  Ladungssiegeln,  sigilla  citationis  des  Königs 
und  Palatins,  aber  auch  aller  niederen  Richter.  In  Gesetzen  und  Ur- 
kunden ist  die  Rede  von  sigillum  mittere,  dare,  proicere,  cum  sigillo 
vocare,  cogere.  Nicht  besiegelte  Urkunden  und  Mandate  sind  darunter 
gemeint,  sondern  simplex  sigillum  sine  litteris,  wie  eine  Urkunde  von 
1268  klar  und  deutlich  sagt.  Also  der  Siegelring  selber,  oder  ein  Ab- 
druck davon,  das  allein  und  an  und  für  sich  dient  und  genügt  zur  Kennt- 
lichmachung und  Bevollmächtigung  des  königlichen  oder  richterlichen 
Boten.  Das  Siegel  ist  hier  ein  Erkennungs-  und  Beglaubigungszeichen. 
Ein  Zeichen  gleich  anderen  persönlichen  oder  Eigentumszeichen,  wie 
sie  urlängst  im  Brauche  waren.  Der  magyarische  Richter  wird  bilocus 
genannt.  Das  kommt  von  billog,  slavisch  beleg,  das  heißt  eingeritztes, 
eingebranntes  Zeichen.  Zu  solchen  uralten  Zeichen,  zu  denen  bei  den 
Slaven  auch  die  Kosiba,  der  Richterstock,  gehört,  kam,  auch  als  ein 
Zeichen  einer  bestimmten  Person  oder  eines  bestimmten  Amtes,  das 
Siegel  hinzu  und  zwar  das  Siegel  allein  ohne  Urkunde.  Zu  Ende  des 
11.  Jahrhunderts  war  dies  sigillum  citationis  bei  den  Magyaren  im 
Gebrauch  und  erhielt  seine  Anerkennung  in  den  Königsgesetzen.  Es 
ist  höchst  wahrscheinlich,  daß  zur  Einführung  des  Siegels  in  Ungarn 
westliches,  deutsches  Vorbild  mitgewirkt  hat,  es  ist  möglich,  daß  ge- 
rade die  Bestimmungen  der  Lex  Alamannorum  und  Baiuvariorum  bei 
der  ungarischen  Kodifizierung  von  Einfluß  gewesen  sind. 

So  werden  wir  jetzt  die  Alternative  der  germanischen  Volksrechte 
und  der  Quellen  aus  fränkischer  Zeit:  epistula,  mandatum,  indiculus 
aut  sigillum,  a  u  t  sigjiiim  qualecumque  richtig  deuten  können.  Befehl, 
Vorladung  von  Seiten  des  Königs,  Herzogs  und  ihrer  Richter  kann  er- 
folgen durch  Urkunde  oder  durch  das  Siegel  (Vorweisung  des  Siegel- 
ringes oder  Siegelstempels  oder  seines  Abdruckes)  allein,  oder  auch 
durch  irgend  ein  anderes  Zeichen.  Das  Siegel  ist  also  ein  Zeichen,  an 
und  für  sich  gleichwertig  einem  schriftlichen  Mandat,  gleichwertig  an- 
deren Zeichen,  wie  sie  etwa  der  Richterstab  oder  ein  Botenstab  sein 
konnten,  an  denen  etwa  noch  ein  persönliches  oder  Eigentumszeichen 
(Hausmarke,  jarteikn,  jartegn  im  Norden)  des  Auftraggebers  einge- 
schnitten, eingeritzt  oder  eingebrannt  sein  konnte3).  Diese  anderen 
Zeichen  waren   die  uralten,   ursprünglichen   Erkennungs-   und   Beglau- 


1)  K.  v.  Amira,  Der  Stab  in  der  germanischen  Rechtssymbolik,  Abh.  der  bayer. 
Akademie  histor.   Klasse  (1909)  25,  101  f. 

2)  Mitt.  d.  Instituts  (1907)  28,  515  ff.,  von  Amira  übersehen. 

3)  Vgl.  die  von  Arnim  a.  a.  O.  S.  27  ff.  100  gebrachten  Beispiele  aus  nordischen 
und  deutschen  Rechtsgebieten. 
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bigungszeichen  germanischer,  slavischer  und  anderer  Völker1).  Das 
Siegel  ist  bei  ihnen  sicherlich  erst  durch  römisch-griechischen  (byzan- 
tinischen) Einfluß  eingebürgert  worden.  Und  höchst  bezeichnend: 
nur  als  Verschlußmittel  von  Briefen  einerseits,  anderseits  als  Zeichen 
zu  Erkennung  und  Beglaubigung,  aber  allein,  ohne  Urkunde.  So 
wurde  es  zuerst  und  lange  Zeit  verwendet.  Als  Abzeichen,  als  Bild, 
das  jedem,  auch  dem  Schriftunkundigen  faßbar  und  leicht  verständlich 
ist,  war  das  Siegel  geeignet  für  diese  Völker  noch  wenig  entwickelter 
Kultur,  für  diese  ihrer  Masse  nach  des  Schreibens  und  Lesens  unkun- 
digen Germanen,  Slaven  und  Magyaren.  Eine  Verbindung  mit  der 
Urkunde  ging  bei  ihnen  das  Siegel  zunächst  nicht  ein.  Denn  eben, 
weil  sie  das  Siegel  der  Schrift  gleichstellten  und  Schrift  oder  Siegel 
verwenden  konnten,  war  die  Zeit  noch  nicht  gekommen  für  Schrift 
und  Siegel. 

II.  Nur  eine  Art  von  Urkunden  war,  wie  wir  sahen,  bei  den  Franken 
und  wahrscheinlich  auch  bei  anderen  Germanenvölkern  von  Anfang 
an  mit  einem  Siegel  versehen,  nämlich  die  Königsurkunde.  Freilich 
spielte  bei  ihr  das  Siegel  zunächst  nur  in  zweiter  Linie  die  Rolle  des 
Erkennungs-  und  Beglaubigungszeichens.  Aber  doch  ist  von  der  Königs- 
urkunde aus  der  Übergang  vermittelt  worden  zur  Verbindung 
von  Urkunde  und  Siegel  und  zur  Auffassung  des  Siegels  als 
wirklichen,  später  wichtigsten,  ja  einzigen  Beglaubigungsmittels  der 
Urkunde. 

Diese  Wandlung  vollzog  sich  zuerst  bei  der  Königsurkunde  selber2). 
Der  Beweiswert  der  Königsunterschrift  wurde  beeinträchtigt,  als  die 
ersten  karolingischen  Hausmeier  und  Könige,  da  sie  nicht  schreiben 
konnten,  sich  nur  auf  die  eigenhändige  Einfügung  eines  Punktes  oder 
Striches  in  das  von  der  Kanzlei  vorgezeichnete  Kreuz  oder  Monogramm 
beschränkten.  Ja  selbst  dieser  geringe  Anteil  unterblieb  bald  in  zahl- 
reichen Fällen,  so  schon  unter  Karl  d.  Gr.  Dazu  kam  als  nicht  minder 
bedeutsam,  daß  im  ostfränkischen  Reiche  seit  876  auch  die  Eigenhän- 
digkeit der  Rekognition  nicht  mehr  als  unerläßliche  Forderung  galt, 
so  daß  also  auch  in  der  Kanzleiunterschrift  der  Beweiswert  der  Hand- 
schrift verschwand.  So  rückte  ganz  notwendig  das  Siegel  als  Beglau- 
bigungsmittel des  Diploms  mehr  und  mehr  an  erste  Stelle.  Seit  751 
schon  erscheint  in  der  Korroboration  neben  der  manus  propria  nun  auch 
anuli  impressio  angekündigt;  wenn  fürderhin  ältere  Urkunden  vor- 
gelegt und  bestätigt  werden,  ist  stets  auch  deren  Siegel  als  Beweis  ihrer 
Echtheit  erwähnt.  Und  vom  10.  Jahrhundert  an  mehren  sich  die  Zeug- 
nisse, daß  man  das  Siegel  schon  als  das  hauptsächlichste  Beglaubigungs- 
mittel betrachtet,  im  12.  Jahrhundert  wird,  wenn  es  sich  um  die  Echtheit 
eines  Diplomes  handelt,  überhaupt  nur  mehr  das  Siegel  berücksichtigt. 
Die  nota  anuli  impressio,  die  nota  imago  ist  allein  beweiskräftig  und  genügt. 


x)  Auf  die  Analogie  der  nordischen  jarteikn  und  des  Siegels  als  Zeichen  wies 
zuerst  K.  Lehmann  hin  im  N.  Archiv  10,  504;  vgl.  Breßlau  515. 

2)  Vgl.  Breßlau  518  ff. 
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Es  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  auch  die  Papsturkunde  von 
jeher  ihr  eigenartiges  Bullensiegel  trug,  das  vor  der  Neugestaltung  der 
äußeren  Merkmale  der  päpstlichen  Privilegien  seit  der  Mitte  des  11.  Jahr- 
hunderts als  ihr  augenfälligstes  Beglaubigungsmittel  erschien. 

Wenn  so  bei  der  Königsurkunde  ihre  alten  Beglaubigungsmittel, 
Unterschriften  und  überhaupt  die  Handschrift,  durch  das  Bildzeichen, 
das  Siegel  zurückgedrängt  wurden,  so  ist  es  nicht  verwunderlich,  wenn 
die  nichtkönigliche  Urkunde,  bei  der  andere  Beglaubigungsmittel  über- 
haupt so  gut  wie  gar  nicht  oder  nicht  mehr  vorhanden  waren,  ebenfalls 
das  Siegel  zu  gebrauchen  begann.  Genau  zu  derselben  Zeit,  als  dies- 
seits der  Alpen  die  Grafschaftsschreiber,  wo  solche  waren,  verschwanden, 
die  Anfertigung  von  wirklichen  Urkunden  immer  spärlicher,  die  Akt- 
aufzeichnung immer  ausgedehnter  wurde,  also  genau  mit  dem  Beginn 
des  Tiefstandes  des  Privaturkundenwesens  seit  den  ersten  Dezennien 
des  10.  Jahrhunderts,  beginnt  auch  das  Auftreten  von  Siegelurkunden 
geistlicher  und  weltlicher  Großen.  Dies  scheint  ein  Widerspruch,  ist 
es  aber  nicht.  Denn  Herzoge,  Erzbischöfe  und  Bischöfe  wandten  das 
Siegel  nur  in  besonderen  Fällen,  bei  sehr  wichtigen  und  feierlichen 
Rechtsgeschäften,  bei  großen  Schenkungen  und  Stiftungen,  bei  bedeut- 
samen Verträgen  und  Vereinbarungen  an.  Bei  den  zahllosen  gewöhn- 
licheren Rechtshandlungen  wurden  ja  überhaupt  keine  Urkunden, 
sondern  nur  Akte,  Notizen  angefertigt.  Die  Seltenheit  besiegelter  Ur- 
kunden von  der  Mitte  des  10.  bis  in  das  12.  Jahrhundert  im  Gegensatz 
zu  den  Tausenden  von  Traditionsnotizen  beleuchtet  vielmehr  so  recht 
den  Charakter  des  Urkundenwesens  jener  Zeit.  Diesen  umzugestalten 
hat  das  Siegel  erst  dann  vermocht,  als  es  das  allgemein  angewendete, 
von  hoch  und  nieder  gebrauchte  Beglaubigungsmittel  der  Urkunde 
wurde. 

Der  älteste1),  zweifellose  Fall  von  Besiegelung  einer  nichtkönig- 
lichen Urkunde  stammt  aus  dem  Jahre  927:  Herzog  Arnolf  von  Bayern 
besiegelt  einen  Tauschvertrag  mit  Erzbischof  Odalbert  von  Salzburg2). 
Wie  schon  an  früherer  Stelle  (oben  S.  93)  dargetan,  haben  wir  in  dieser 
Urkunde  sowie  in  einer  ebenfalls  besiegelten  Urkunde  von  Arnolfs 
Bruder  Herzog  Berthold  (nach  937)  offenbare  und  mit  politischer  Ab- 
sicht gemachte  Nachahmungen  der  Königsurkunde  zu  erblicken.  Die 
nächsten,  sicher  echten  Siegel  treffen  wir  an  Urkunden  des  Erzbischofs 
Wichfrid  von  Köln  von  948  und  950,  der  Erzbischöfe  Rotbert  und 
Heinrich  von  Trier  von  955  und  959,  des  Erzbischofs  Willigis  von  Mainz 
von  976.  Von  Erzbischof  Friedrich  von  Salzburg  (958 — 991)  besitzen 
wir  noch   ein   echtes   Siegel,   das   einer  seiner  Urkunden   abgenommen 


x)  Das  angebliche  Siegel  Bischof  Widegers  von  Straßburg  an  einer  Urkunde 
von  728  ist  ein  Fabrikat  des  11.  Jahrhunderts,  vgl.  Wentzke,  Reg.  der  Bischöfe  von 
Straßburg  1,  n.  33.  Die  Siegel  Bischof  Altfrieds  von  Hildesheim  von  87-2  und 
873  und  Erzb.  Liudgers  von  Mainz  von  888,  noch  von  Breßlau  522  f.  verteidigt, 
sind  doch  alle  sehr  bedenklich  und  zweifelhaft,  vgl.  Ilgen  in  Meisters  Grundriß  1, 
326  Anm.  1. 

2)  Hauthaler  Salzburg.  Urkundenbuch  1,  106. 
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und  ein  Jahrhundert  später  einer  Art  Neuausfertigung  aufgedrückt 
ward.  Ein  Bremer  Siegelstempel  aus  Schiefer  stammt  wahrscheinlich 
von  Erzbischof  Adaldag  (937—988). 

Um  dieselbe  Zeit  begegnen  aber  auch  schon  Siegel  von  Bischöfen. 
Ja  wenn  man  Urkunden  der  Bischöfe  von  Toul  und  ihre  Korroborations- 
formeln  als  verläßlich  betrachten  kann,  würde  hier  in  Toul  schon  898 
ein  Fall  von  Besiegelung  einer  bischöflichen  Urkunde  vorgekommen 
sein.  Jedenfalls  beginnen  in  Toul  und  in  Metz  seit  936  Bischofssiegel 
aufzutreten.  In  der  zweiten  Hälfte  des  10.  Jahrhunderts  mehren  sich 
ähnliche  Fälle,  so  in  Hildesheim,  Halberstadt,  Straßburg.  Seit  dem 
Beginne  des  11.  Jahrhunderts  erscheinen  nach  und  nach  fast  alle  Bischöfe 
des  Reiches  im  Besitze  und  Gebrauche  von  Siegeln.  Aber  auch  von 
Domkapiteln  besitzt  das  Münsterer  schon  um  1020  ein  besonderes 
Siegel  für  Urkunden.  Im  Laufe  des  11.  Jahrhunderts  haben  auch  die 
großen  reichsunmittelbaren  Klöster,  aber  auch  schon  andere  Stifter  ein 
Siegel  für  Urkunden  angewendet  und  ebenso  sind  dem  im  allgemeinen 
vorangehenden  Beispiel  der  geistlichen  Fürsten  auch  die  weltlichen 
gefolgt,  so  die  Herzoge  von  Sachsen,  Bayern,  Böhmen,  Kärnten,  Loth- 
ringen, um  die  Wende  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  auch  einzelne 
Grafen. 

Es  ist  im  allgemeinen  der  Umkreis  des  älteren  Reichsfürstenstandes, 
der  in  der  ersten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  Siegel  besitzt  und  sie  zur 
Beglaubigung  von  Urkunden  verwendet.  Man  sieht  ganz  deutlich, 
wie  der  Gebrauch  des  Siegels  für  Urkunden  nach  dem  Vorbild  der 
königlichen  Diplome  in  die  nächststehenden  höchsten  geistlichen  und 
weltlichen  Kreise  eindringt.  Aber  das  Siegel  besaß  die  volle  Eignung, 
auch  in  den  mittleren  und  unteren  Kreisen  Boden  zu  gewinnen.  Als 
Zeichen,  als  Abzeichen  eines  Befehl  oder  Vollmacht  Gebenden  war  ja 
das  Siegel  ein  altes  Erkennungs-  und  Beglaubigungsmittel.  Hatte  es 
einst  den  Boten  und  seine  gesprochene  Botschaft  beglaubigt,  so  konnte 
es  nun  ebenso  das  Pergament  und  sein  geschriebenes  Wort  bekräftigen. 
Es  erinnert  unmittelbar  an  die  Funktion  des  Boten-  und  Ladesiegels,, 
wenn  die  Legende  des  Siegels  des  Kärntner  Herrn  Otto  von  Trixen 
um  1193  lautet:  Ott  de   Trussen  misit  me1). 


x)  Mon.  duc.  Carinthiae  3,  543  n.  1413.  —  Als  interessante  Nebenerscheinung 
zum  Aufkommen  des  Siegels  wäre  es  zu  betrachten  gewesen,  wenn  die  von 
Ilgen  in  den  Mitteil,  des  Instituts  28,  561  ff.  vertretene  Ansicht  haltbar  wäre,  daß 
im  11.  und  12.  Jahrhundert  Edle  ihr  Haus-  und  Handzeichen,  das  zugleich  Besitz- 
und  Eigentumszeichen  gewesen  sei,  auch  als  Beglaubigungsmitte]  für  Urkunden 
verwendet  haben.  Ilgen  suchte  dies  an  einer  Urkunde  von  c.  1070  zu  beweisen,  in  der 
Erzbischof  Anno  von  Köln  einen  vom  Edlen  Dietrich  mit  Kloster  Siegburg  voll- 
zogenen Tausch  beurkundet:  istius  cirographi  et  sigilli  nostri  approbatione  confirmare 
curavimus.  Links  ist  Annos  Siegel,  am  rechten  Rande  erblickt  man  den  Abschnitt 
zweier  konzentrischer  Kreise  mit  einem  Querbalken.  Dies  sei  das  cyrographum, 
das  Handzeichen,  die  Hausmarke  des  Edlen  Dietrich,  die  dem  Siegel  gleichgestellt 
wird;  sie  wird  in  Zusammenhang  gebracht  mit  der  Frage  des  Hantgemal.  Eben  von 
dieser  Seite  her  widersprach  der  Ansicht  Ilgens  schon  Sohm  in  der  Savigny-Zeitschr. 
Germ.  Abt.  30,  104  Anm.  1  und  jüngst  ist  sie  durch  S.  Keller  in  der  Festschrift  für 
Heinr.  Brunner  187  ff.,  195  ff.  zweifellos  widerlegt  worden.    Cyrographum  bedeutet 
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III.  Schon  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  und  in  den  ersten  Dezennien 
des  13.  Jahrhunderts  gewann  der  Gebrauch  des  Siegels  eine 
allgemeine  Ausdehnung  in  allen  Schichten  der  geistlichen 
und  weltlichen  Stände.  Gewiß  besaß  ja  das  Siegel  an  sich  eine  wer- 
bende Kraft.  War  der  Siegelstempel  hergestellt,  so  war  seine  Verwen- 
dung dann  leicht  und  sicher.  Gerade  die  mechanische,  gleichmäßige 
Herstellung  bot  eine  größere  Sicherheit  für  die  Echtheit  als  irgendein 
anderes  geschriebenes  Zeichen.  Zugleich  war  es  ein  augenfälliges,  leicht 
prüfbares  Merkmal.  Allein  trotzdem  hätte  sich  das  Siegel  wohl  nicht 
so  schnell  die  volle  Herrschaft  als  fast  einziges  Beglaubigungsmittel 
der  Urkunden  diesseits  der  Alpen  und  auch  in  den  östlichen  Ländern 
errungen ,  wären  nicht  andere  mächtig  fördernde  Einflüsse  dazu- 
gekommen. 

Für  die  gesamte  kirchliche  Welt  war  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts 
das  römisch-kanonische  Recht  von  steigender  Bedeutung 
und  durch  die  päpstliche  Gesetzgebung  immer  entscheidender  überallhin 
vermittelt  worden.  So  wurde  denn  auch  die  Auffassung  der  päpst- 
lichen Doktrin  über  die  Erfordernisse  der  Urkunde  bedeutungsvoll 
für  deren  Entwickelung.  Eine  Dekretale  Papst  Alexanders  III.  (1159 
bis  1181,  c.  2  X  de  fide  instr.  2,  22)  erklärt,  daß  vor  geistlichem  Forum 
Urkunden,  deren  Zeugen  gestorben  sind,  nur  dann  als  beweiskräftig  an- 
gesehen werden,  wenn  sie  entweder  von  einer  manus  publica  geschrieben 
sind  (Notariatsinstrumente),  oder  ein  authentisches  Siegel 
(sigillum  authenticum)  besitzen1).  Demgemäß  verwirft  Innozenz  III. 
eine  Urkunde  Heinrichs  V.,  weil  sie  nee  publica  manu  confectum  nee 
sigillum  habebat  authenticum.  Gregor  IX.  aber  erklärt  1237  dem  Kar- 
dinallegaten Otto  in  England:  da  es  in  England  kein  Notariat  gibt,  so 
daß  man  mehr  dem  authentischen  Siegel  Glauben  schenken  muß,  so 
verordnen  wir,  damit  kein  Mangel  an  authentischen  Siegeln  sei,  daß 
nicht  bloß  Erzbischöfe  und  Bischöfe,  sondern  auch  deren  Offiziale, 
sowie  die  Landdekane,  die  Kathedralkapitel  und  andere  geistliche  Kolle- 
gien und  deren  Vorsteher,  zusammen  oder  getrennt,  ein  Siegel  führen 
sollen,  in  welchem  Name  und  Titel  mit  bekannten  und  deutlichen  Buch- 


auch  hier  nichts  anderes  als  die  Chirographierung,  statt  der  Schrift  ist  hier  ein 
Zeichen  gemacht  und  durchschnitten  worden;  so  weist  auch  ein  cyrographum  der 
Kirche  von  Bardenberg  von  1191  kreuzförmig  übereinandergelegte  und  zerschnittene 
Balken  auf.  —  Dagegen  ist  Ilgens  Erklärung  eines  interessanten  Siegels  des  Edeln 
Otto  zur  Lippe  von  1344  gewiß  zutreffend:  mit  Hausmarken  und  Wappen  ist  eine 
merkwürdige  Ahnenfolge  Ottos  dargestellt;  ib.  S.  573  ff. 

1)  Scripta  vero  authentica,  si  testes  inscripti  decesserint,  nisi  per  manum  publicam 
facta  juerint  ila  quod  appareant  publica,  aut  authenticum  sigillum  habuerint,  per  quod 
possint  probari,  non  videntur  nobis  alieuius  jirmitatis  robur  habere.  Unter  den  scripta 
authentica  sind  eben  Urkunden  von  einer  manus  publica  oder  mit  sigillum  authenticum 
zu  verstehen;  authentisch  ist  hier  durchaus  nur  im  Sinne  von  glaubwürdig,  nicht 
etwa  von  echt  aufzufassen.  Vgl.  Breßlau  543  Anm.  4  über  den  Gebrauch  des  Aus- 
druckes scriptum  auth.  in  Sachsen;  er  weist  hin  auf  die  Stelle  in  den  Notabilia  de 
arte  dietandi,  Quellen  u.  Erört.  9,  982:  scriptum  authenticum  est,  quod  per  famosi 
domini  sigillum  autheniiee  roboratum.  —  Authenticum  testimonium,  glaubwürdiges 
Zeugnis,  in  Urkunde  von  1227/28,  Mon.  duc.  Carinthiae  1,  395  n.  512. 
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staben  eingeschnitten  sind,  so  daß  sie  auf  solche  Weise  ein  authen- 
tisches Siegel  besitzen1). 

Sehen  wir  in  diesen  Bestimmungen  Gregors  IX.  für  England  den 
Umkreis  der  als  authentisch  geltenden  Siegel  weit  ausgedehnt,  so  hat 
doch  die  Kurie  vermieden,  eine  allgemeingültige  Norm  für  den  Begriff 
des  authentischen  Siegels  aufzustellen.  Dies  ist  erklärlich,  wenn  man 
bedenkt,  daß  authentisch  gleich  glaubwürdig  aufzufassen  ist,  und  daß 
diese  öffentliche  Glaubwürdigkeit  mit  der  öffentlichen  Stellung  des 
Siegelbesitzers  zusammenhängt,  welche  ja  in  den  verschiedenen  Län- 
dern sehr  verschiedenartig  sein  konnte.  Daher  finden  wir  auch  bei  den 
Glossatoren  und  Kanonisten  Schwanken  und  Unbestimmtheit  in  bezug 
auf  den  Umkreis  und  Beweiswert  der  sigilla  authentica.  Neben  dem 
Gesichtspunkt  der  öffentlichen  Stellung  wird  auch  noch  ein  anderes 
Moment  herangezogen,  das  wir  dann  im  deutschen  Recht  als  ausschlag- 
gebend kennen  lernen  werden,  nämlich  der  Unterschied  der  Beweiskraft 
des  Siegels  in  eigener  oder  in  fremder  Sache.  Gulielmus  Durandus  äußert 
sich  in  seinem  Speculum  iuris  (um  1270)  folgendermaßen:  Siegel  von 
Erzbischöfen,  Bischöfen  und  ihren  Offizialen,  Fürsten,  exempten  Äbten 
und  öffentlichen  Notaren  haben  Beweiskraft  auch  in  fremden  Sachen 
(habent  jidem  in  alienis  negotiis):  Siegel  anderer  niederer  Äbte,  der 
Dekane  und  Archidiakone  aber  nicht,  sondern  nur  in  Dingen,  die  ihres 
Amtes  sind.  Eigentlich,  fährt  Gulielmus  fort,  hätten  die  Siegel  der 
unter  dem  Bischofsrange  stehenden  Würdenträger  keine  Beweiskraft, 
doch  kann  es  die  Gewohnheit  mit  sich  bringen,  daß  solchen  Siegeln  auch 
in  Geschäften  außerhalb  des  Amtes  und  in  Sachen  bis  zu  gewissem 
Werte  Glaubwürdigkeit  beigemessen  wird;  Statur  enim  in  hoc  con- 
suetudini,  que  facit  sigilla  authentica2). 

Jedenfalls  aber,  so  sehen  wir,  wurde  von  der  römisch-kanonistischen 
Doktrin  das  Siegel  für  weite  Kreise  als  ein  unbedingt  notwendiges  Er- 
fordernis der  Urkunde  aufgestellt.  Allerdings  sollen  ja  zunächst  die 
Zeugen  eintreten,  aber  wenn  diese  gestorben  sind,  dann  tritt  die  Ur- 
kunde an  deren  Platz.  Die  Urkunde  bedarf  aber  die  nötige  Beglau- 
bigung und  diese  gibt  ihr  entweder  die  manus  publica  des  Notars  oder 
das  sigillum  authenticum.  Für  die  außeritalischen  Länder  ohne  No- 
tariat wird  somit  das  authentische  Siegel  für  die  Urkunde  unumgänglich, 
soll  diese  in  geistlichen  Rechten  Beweiskraft  haben.  Dieses  geistliche 
Forum  gewann  aber  eben  im  12.  und  13.  Jahrhundert  rasch  wachsende 
Bedeutung.  Mit  der  steigenden  Zentralgewalt  des  Papsttums  und  der 
Kurie  mehrten  sich  die  Appellationen  nach  Rom  und  die  päpstliche 
Delegation  heimischer  Geistlicher  zu  Untersuchung  und  Entscheidung 


x)  Vgl.  Posse  Privaturk.  128.  —  Die  Äbtissin  Gertrud  von  St.  Georgen  am 
Längsee  in  Kärnten  bezeichnet  schon  1204  ihr  Siegel  als  sig.  authenticum.  Mon. 
duc.  Carinthie  1,  297. 

2)  Gul.  Dur.  Speculum  iuris  lib.  II  part.  2  §3  c.  13.  Auf  Gul.  Durandus  machte 
mich  Prof.  v.  Voltelini  freundlichst  aufmerksam.  —  Ähnlich  äußert  sich  Konrad  von 
Mure,   Quellen  u.  Erört.  9,  475. 
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von  Streitigkeiten  nach  dem  Verfahren  des  kanonischen  Prozesses1). 
Es  bestand  die  Tendenz  der  Kurie ,  in  immer  stärkerem  Maße  alle 
Rechtssachen  vor  das  geistliche  Gericht  zu  ziehen,  bei  denen  irgendwie 
kirchliche  Personen  oder  Interessen  in  Frage  kamen.  So  mehrte  sich  die 
Tätigkeit  und  die  Kompetenz  der  geistlichen  Gerichte  und  damit  auch 
die  Notwendigkeit,  die  von  der  kanonischen  Doktrin  geforderten  Rechts- 
und Beweismittel  anzuwenden.  Die  Siegelurkunde  wurde  für  diesen 
großen  und  stets  größeren  Rechtskreis  ein  unerläßliches  Erfordernis. 
Dies  traf  in  erster  Linie  die  geistlichen  Kreise  und  die  geistliche  Ur- 
kunde, aber  die  Rückwirkung  auch  auf  die  Urkunden  der  Laiengewalten 
und  der  Laienwelt  konnte  nicht  ausbleiben  —  waren  es  ja  doch  gerade 
oft  die  Vergabungen  weltlicher  Herren  an  Kirchen,  um  deren  Rechts- 
kraft und  Nachweis  es  sich  handelte. 

Für  das  allgemeine  Durchdringen  des  Siegels  auch  bei  der  welt- 
lichen Urkunde  dürfte  aber  noch  eine  andere  verwandte  Entwickelung 
fördernd  mitgewirkt  haben,  die  zur  selben  Zeit  ebenfalls  zu  allgemeinem 
Brauche  sich  durchsetzte,  nämlich  das  Aufkommen  der  Wappen. 
Die  zweite  Hälfte  des  12.  und  der  Beginn  des  13.  Jahrhunderts  war  die 
Zeit,  in  der,  zum  Teil  ganz  sicher  als  Fortbildung  der  Heeres-  und  Feld- 
zeichen der  Einzelaufgebote  der  Fürsten,  Grafen  und  freien  Herren, 
aber  auch  schon  der  großen  Ministerialen  die  Wappen  als  Geschlechts- 
abzeichen entstanden  sind2).  Hatten  die  Fürsten  und  Herren  früher  im 
Siegel  eine  Reitergestalt,  einen  Kopf,  eine  Fahne  und  ähnliches  als  Bild 
gebraucht,  wobei  erst  die  Inschrift  die  richtige  Deutung  und  Zuweisung 
gab,  so  war  nun  das  Wappen  selber  ein  sprechendes  Bild,  das  sofort  den 
Besitzer  erkennen  ließ.  Das  Siegel  gewann  durch  das  Wappenbild 
an  unmittelbarer  Verständlichkeit  und  daher  an  Brauchbarkeit  als 
Beglaubigungsmittel  der  Urkunde.  Siegel  und  Wappen  verbinden  sich 
schnell.  Die  Zähringer  führen  schon  1157  den  Löwen  im  Siegel,  spä- 
testens seit  1160  und  1170  haben  die  Markgrafen  von  Steier  und  von 
Brandenburg,  die  Herzoge  von  Kärnten  und  von  Österreich,  seit  1179 
die  Witteisbacher  Wappensiegel,  aber  auch  steierische  Ministerialen 
schon  seit  c.  11903).  Mit  dem  13.  Jahrhundert  wird  die  allgemeine  Ver- 
breitung so  groß  und  die  Verbindung  von  Siegel  und  Wappen  so  enge, 
daß  man  wohl  sagen  kann,  jedes  adelige  Geschlecht  führt  sein  Wappen 
und  sein  Siegel,  und  kein  Siegel  ohne  das  Wappen. 

Gerade  diese  enge  Verknüpfung  von  Siegel  und  Wappen  macht  uns 
eine   Erscheinung  erklärlich,   die  im  Widerspruch   mit   dem  sonstigen 


x)  Vgl.  die  Beobachtungen  vonWentzke  für  die  Straßburger  Diözese  im  12.  Jahr- 
hundert, Mitt.  des  Instituts  29,  571,  und  die  lehrreiche  Urkunde  von  1187  über 
einen  Prozeß  um  Zehnten,  der  nach  mehrfachem  Eingreifen  der  Kurie  vor  einer 
Diözesansynode  zu  Basel  beendet  wurde,  ib.  S.  583. 

2)  Vgl.  v.  Siegenfeld,  Das  Landeswappen  der  Steiermark,  1.  Kapitel;  über  den 
Einfluß  der  Besiegelung  auf  das  Wappenwesen,  S.  55  f. 

3)  Siegenfeld  4  f.    Krabbo  in  Jahresber.  d.  histor.  Vereins  f.  Brandenburg  1910, 

S.  5  ff. 
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persönlichen  Charakter  des  Siegels1)  zu  stehen  scheint.  Nämlich  die 
Vererbung  ein  und  desselben  Siegels  von  Vater  auf  Sohn,  der  Gebrauch 
eines  gemeinsamen  Siegels  bei  Brüdern,  wobei  die  Legende  auf  den 
ältesten  lautet,  und  überhaupt  das  Vorkommen  sog.  sigilla  parentele 
oder  cognationis,  Siegel,  die  ursprünglich  von  einem  Familienhaupt»' 
gebraucht  und  auf  seinen  Namen  lautend,  dann  vom  Senior  des  Ge- 
schlechtes aufbewahrt  wurden,  aber  von  den  verschiedenen  Mitgliedern 
der  Familie  benützt  werden  konnten2).  Das  Wappen  ist  ähnlich  wie 
die  Hausmarke  zum  Besitz-  und  Geschlechtszeichen  geworden,  das  sich 
forterbt,  das  allen  Mitgliedern  eines  Geschlechtes  gleich  ist.  Auf  dem 
Zeichen,  dem  Wappen,  liegt  der  Nachdruck  und  daher  kann  es  als  gleich- 
gültig erscheinen,  wenn  die  ursprüngliche  Legende  nicht  mehr  paßt, 
wofern  nur  das  Wappen  als  das  entscheidende  Geschlechtszeichen  vor- 
handen ist.  So  ist  das  Siegel  des  westfälischen  Grafen  Simon  von 
Tecklenburg  (1158—1203)  von  seinem  Sohne  Grafen  Otto  (1203—1264) 
bis  zum  Jahre  1245  geführt  worden3).  Ähnlich  führt  Przemislaw  IL 
von  Großpolen  seit  1267  das  Siegel  seines  Vaters,  obwohl  er  dann  ein 
eigenes  Siegel  annimmt,  das  er  erst  von  1284  an  allein  gebraucht4). 
Die  gräflichen  Brüder  von  Rabenswald  gebrauchen  1267,  die  von  Brehna 
1285,  die  Herren  von  Rechede  1267,  von  Salza  1294,  von  Moneckhusen 
1337  nur  e  i  n  Siegel5).  Die  Herren  von  Wiesloch  führen  im  13.  Jahr- 
hundert lange  Zeit  (jedenfalls  von  1243  bis  1272)  nur  ein  Siegel,  von 
dem  es  1252  (und  ähnlich  1257)  heißt  (sigillo)  unico  nostro,  quod  semper 
sub  custodia  senior  ex  nobis  nomine  nostro  nostreque  parentele  ab  antiquo 
consuevit  habere*). 

Es  ist  nun  ferner  ein  bezeichnendes  Symptom  für  den  Wert,  den 
man  gerade  in  diesen  Laienkreisen  auf  die  Verständlichkeit 
von  Siegel  und  Wappen  legte,  daß  man  schon  seit  dem  Ende  des  12.  Jahr- 
hunderts nicht  selten  deutsche  Umschriften  auf  den  Siegeln  an- 
brachte. Die  ältesten  Beispiele  stammen  aus  dem  Südosten  Deutschlands. 
Herzog  Leopold  VI.  von  Osterreich  und  Steier  führt  1197  ein  Siegel  mit 
dem  steierischen  Panther  und  der  Umschrift:  Herzoge  Liupold  von  Styre. 
Aus  demselben  Jahre  stammen  Siegel  Friedrichs  von  Pettau,  von  1208 
und  1217   Hadmars  von  Kuenring  und  aus  dem  nächsten    Jahrzehnt 


x)  Bezeichnend  hierfür  sind  Fälle,  wo  der  Inhaber  des  Siegels  dieses  durch  ein 
anderes  persönliches  Merkmal  ersetzt.  Propst  Magnus  von  Regensburg  setzt  um  1228 
unter  eine  Urkunde  eigenhändig  seine  Unterschrift,  quia  sigillum  ad  presens  non 
habemus.  Mon.  duc.  Carinthiae  1,  389  n.  505.  Oder  wie  es  um  1150  der  französische 
Herr  Philipp  von  Bernehus  machte:  ad  confirmationem  predicte  donationis  harte 
ceram  pro  sigillo  propriis  dentibus  ita  impressi  —  der  Biß  in  das  Siegelwachs  ersetzt 
das  Siegelbild.    Bibliotheque  de  l'ecole  des  chartes  68,  428. 

2)  Vgl.  hierüber  Ilgen  in  Mitt.  d.  Instituts  28,  570;  Beispiele  aus  dem  13.  und 
14.  Jahrhundert  bei  Posse  134. 

3)  Stephan,  Beiträge  z.  Urkundenwesen  des  Bistums  Osnabrück  56. 

4)  Perlbach,  Preußisch-poln.  Studien  1,  17  f. 
ö)  Posse  134  Anm.  1  und  4.    Ilgen  a.  a.  O. 

6)  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins  32,  411,  Archiv.  Zeitschr.  8,  113,  angeführt 
von  Posse  und  Ilgen  a.  a.  O. 
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Siegel  der  Grafen  von  Ortenburg  und  Heunburg,  der  Herren  von  Auers- 
perg  und  Rosengart,  alle  mit  deutschen  Umschriften.  Etwas  später  erst 
begegnen  uns  derartige  Siegellegenden  in  anderen  deutschen  Gebieten1). 
So  ist  der  Gebrauch  der  deutschen  Sprache  im  Siegel  ihrem  Auftreten  in 
der  Urkunde  selber  weit  vorausgeeilt. 

So  wirkten  außer  der  dem  Siegel  selbst  innewohnenden  Werbe- 
kraft verschiedene  andere  Momente  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
zusammen,  um  das  Siegel  bald  zu  dem  allgemein  und  beinahe  aus- 
schließlich gebrauchten  Beglaubigungsmittel  der  Urkunde  zu  machen. 
Wie  der  Adel  bis  herab  zu  Ministerialen  und  Rittern,  so  haben  bald  im 
13.  Jahrhundert  die  Dignitäre  und  die  Mitglieder  der  Domkapitel,  die 
Würdenträger  in  den  Klöstern,  Dekane  und  Pfarrer  Siegel  zu  führen 
begonnen.  Ebenso  aber  auch  Burgmannschaften  und  freie  Landgemein- 
den, wie  z.  B.  Schwyz  und  Hasle;  ebenso  Städte  und  einzelne  Bürger, 
Zünfte  und  Bruderschaften;  auch  adelige  Frauen.  Schließlich  blieben 
nur  Minderjährige,  nichtritterliche  Unfreie  und  Bauern,  welche  in  der 
Regel  kein  eigenes  Siegel  besaßen.  Ein  Vorrecht  der  Siegelmäßigkeit 
für  bestimmte  höhere  Klassen  oder  Teile  der  Bevölkerung  hat  nicht 
existiert2). 

JV.  Bei  diesem  ganzen  Prozesse  machte  auch  die  Rechtskraft 
des  Siegels  und  sein  Verhältnis  zu  Handlung  und  Beurkundung 
eine  bedeutsame  Wandlung  durch. 

Als  das  Siegel  im  11.  und  12.  Jahrhundert  mehr  und  mehr  das  Be- 
glaubigungsmittel der  Privaturkunde  wurde,  befand  sich  diese  ganz  und 
gar  auf  dem  Standpunkt  der  reinen  Beweisurkunde.  Die  förmliche 
Rechtshandlung  ward  vor  den  Zeugen  abgeschlossen,  die  Urkunde  dient 
ihr  nur  zum  schriftlichen,  dauernden  Zeugnis,  das  Siegel  verschafft 
diesem  die  nötige  Beglaubigung,  es  gibt  ihm  Beweiskraft.  In  erster 
Linie  steht  noch  der  Zeugenbeweis,  so  in  den  deutschen  Rechten,  so  auch 
im  kanonischen  Beweisverfahren.  Aber  leben  die  Zeugen  nimmer,  ist 
kein  Nachbarzeugnis  aufzutreiben,  dann  kann  die  besiegelte  Urkunde 
eintreten.  Die  Siegelurkunde  ist  reine  Beweisurkunde  für  das  unab- 
hängig von  ihr  vollzogene  Rechtsgeschäft.  Sie  ist  es  durchaus  im  12.  und 
in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  sie  bleibt  es  überwiegend  auch 
noch  in  dessen  zweiter  Hälfte.  Diese  Auffassung  findet  ihren  Ausdruck 
in  den  immer  und  immer  wiederholten  und  variierten  Arengen  der 
Urkunden  dieser  Zeit,  wie  notwendig  es  sei,  die  Handlungen  der  Menschen 
durch  die  Schrift  der  Vergessenheit  zu  entreißen  und  in  der  Urkunde 
ein  dauerndes,  von  der  kurzen  Lebenszeit  der  Zeugen  unabhängiges 
Beweismittel  zu  schaffen.  Der  Zeugenbeweis  hört  keineswegs  auf,  er 
wird  in  Laienkreisen  und  mit  Rücksicht  auf  sie  auch  im  Rechtsleben  des 
Klerus  noch  tief  ins  13.  Jahrhundert  hinein  in  erste  Linie  gestellt.  Aber 
zu  seiner  Ergänzung  und  Verstärkung  dient  die  Urkunde:   in   Streit- 


J)  Vgl.  Siegenfeld  40  Anm.  3  und  146  Anm.  3. 
2)  Vgl.  Ilgen  in  Meisters  Grundriß  1,  326. 
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fällen  werden  Zeugen  und  Urkunden  als  Beweismittel  angewendet1), 
a  voce  litter arum  ac  testium  trahunt  negotia  firmamentum,  heißt  es  in  einer 
westfälisehen  Urkunde  von  12332);  oder  in  österreichischen  noch  1263 
und  1273:  confirmamus  ea  litteris  ac  testibus  sicut  ins  est3). 

Allein  nebenher  gehen  als  Zeichen  der  verschiedenen  und  doch 
gleichzeitigen  Entwicklungsstufen  einer  Übergangszeit  Zeugnisse  genug, 
welche  ergeben,  daß  in  geistlichen  Kreisen  schon  seit  Mitte  des  12.  Jahr- 
hunderts im  gegenseitigen  Rechtsverkehr  die  Siegelurkunde  auch  an 
und  für  sich  als  ausreichendes  Beweismittel  angewendet  wurde,  daß  man 
auf  die  Nennung  von  Zeugen  kein  besonderes  Gewicht  legte,  daß  man 
bald  dazu  gelangte,  Zeugen  oder  Urkunde  als  Beweismittel  gleich- 
zustellen. Um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  finden  wir  für  diese  An- 
schauung ausdrückliche  Zeugnisse  aus  Sachsen,  aus  Bayern  und  Schwaben; 
Zeugen  und  Urkunden  parem  vim  habent  in  agendis  negotiis,  sagt  eine 
Hildesheimer  Urkunde  von  12434). 

Von  solchem  Standpunkt  aus  bedurfte  es  nur  eines  kleinen  Schrittes, 
um  zur  Folgerung  zu  gelangen,  daß  die  Urkunde,  daß  Brief  und  Siegel 
den  Zeugen  vorzuziehen  seien.  Schon  um  1275  bringt  der  Schwaben- 
spiegel mit  klaren  Worten  dies  als  seine  Rechtsanschauung  zum  Aus- 
druck in  der  bekannten  Stelle :  Wir  sprechen,  daß  Briefe  besser  sind  als 
Zeugen;  denn  wenn  die  Zeugen  sterben,  so  bleiben  die  Briefe  immerdar; 
diese  heißen  Handfesten,  und  in  ihnen  hilft  der  tote  Zeuge  soviel  als  der 
lebende5).  Das  heißt:  Zeugen  mögen  ja  noch  in  der  Urkunde  genannt 
werden  —  an  anderer  Stelle  verlangt  der  Schwabenspiegel  sieben  Zeugen 
—  aber  nicht  sie  sind  entscheidend  für  den  Beweis,  sondern  die  be- 
siegelte Urkunde.  Oder,  wie  es  um  dieselbe  Zeit  Konrad  von  Mure  mit 
den  oft  zitierten  Worten  ausdrückt:  tota  credulitas  littere  dependet  in 
sigillo  authentico,  bene  cognito  et  famosoG). 

So  erlangt  im  14.  Jahrhundert  das  Siegel  und  die  Siegelurkunde 
eine  volle  Glaubwürdigkeit  und  volle  Beweiskraft  an  sich  und  in  sich. 
Durch  das  Siegel  wird  die  Urkunde  zum  objektiven  Beweismittel,  welches 
»unabhängig  von  dem  Wissen,  der  Wahrhaftigkeit  und  dem  Gewissen 
der  Parteien  eine  objektive  Bewahrheitung  zu  geben  vermag,  welches 


x)  Vgl.  Mitteil,  des  Institus  5,  61  f.,  79  und  die  reichhaltigen  Belege  aus  Öster- 
reich bei  Mitis  Studien  1,  50  ff.,  auch  für  das  folgende. 

2)  Wilmans  Westfäl.  Urkundenbuch  3,  171.     Vgl.  Ficker,   Beiträge  1,   96  f. 

3)  Urkunden  des  österr.  Ministerialen  Gundachar  von  Aschau  für  Kloster 
Zwettl,  Fontes  rer.  Austr.  II  3,  398,  428.  Abt  Wolfker  von  St.  Lambrecht  stellt  um 
1230  eine  Siegelurkunde  darüber  aus,  daß  er  über  eine  bestimmte  Sache  Zeugnis 
ablege,  sicut  audivi  auribus  meis  et  vidi  oculis.  Mon.  duc.  Garinthiae  1,  406  n.  522. 
In  einer  Kiburger  Urkunde  von  1241  -werden  Zeugen  bezeichnet  als  testes  de  visu 
et  auditu.  Fontes  rer.  Bern.  2,  225  ff.  Vgl.  auch  die  Zusammenstellungen  für  die 
anhaltischen  Gebiete  und  für  Pommern  bei  Buchwald  434  ff. 

4)  Breßlau  543  Anm.  4;  eine  Urkunde  von  Geisenfeld  in  Niederbayern  von 
c.  1250  besagt:  que  geruntur  .  .  .  perhennari  dcbent  aut  voce  testium  aut  testimonio 
literarum.    Mon.  Boica  14.  255  n.  240. 

5)  Schwabensp.  Landrecht  ed.  Laßberg  36. 

6)  Quellen   u.    Erört.    9,    459. 
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den  Gegner  vom  Eide  ausschließt,  dem  Produzenten  den  Eid  ersetzt, 
und  wogegen  keine  Zeugen  und  keine  Klage  gehört  werden.«  Dieser 
Standpunkt  von  Kaiser  Ludwigs  Oberbayerischem  Landrecht  wird 
ähnlich  auch  in  den  andern  deutschen  Rechten  eingenommen.  Gegen 
eine  besiegelte  Urkunde  gibt  es  nur  die  Anfechtung  ihrer  Echtheit  oder 
die  Behauptung  des  Sieglers,  daß  das  Siegel  ohne  sein  Wissen  und  Willen 
darangehängt  worden  sei1). 

Diese  Kraft  des  Siegels  war  aber  doch  an  bestimmte  Voraussetzungen 
geknüpft.  Die  eine  hat  das  kanonische  Recht  in  dem  Begriffe  des 
sigillum  authenticum  geschaffen,  von  dem  wir  schon  oben  (S.  111) 
sprachen.  Nur  authentischen  Siegeln  wird  im  kanonischen  Beweis  ver- 
fahren unbedingte  Glaubwürdigkeit  und  Beweiskraft  zuerkannt.  Als 
authentisch  werden  ohne  weiteres  die  Siegel  von  Bischöfen,  Fürsten 
und  noch  höheren  geistlichen  und  weltlichen  Würdenträgern  betrachtet, 
in  bezug  auf  die  Siegel  niederer  Gewalten  entscheidet  die  gerichtliche 
Praxis.  Wie  leicht  begreiflich,  dringt  der  Begriff  oder  wenigstens  das 
Wort  sigillum  und  scriptum  authenticum  auch  sehr  bald  über  die  Kreise 
des  geistlichen  Verfahrens.  Hier  hat  die  Urkundenherstellung  durch  die 
geistlichen  Empfänger  lebhaft  eingewirkt.  In  pommerischen  Fürsten- 
urkunden begegnet  scriptum  autenticum  schon  seit  11762).  König 
Rudolf  bekundet  im  Jahre  1281,  ihm  vorgelegte  Abschriften  von  zu 
bestätigenden  Privilegien  seien  sigillo  auctentico  et  pleno  nobis  noto  des 
Bischofs  Johann  von  Gurk  besiegelt  gewesen3). 

Eine  andere  Voraussetzung  lag  in  der  deutsch-rechtlichen  Scheidung 
der  Siegel  und  ihrer  Kraft,  je  nachdem  das  Siegel  gebraucht  wurde 
in  eigener  Sache  oder  in  fremder  Sache.  Ein  Siegel 
führen  konnte  am  Ende  des  13.  Jahrhunderts  fast  jedermann,  und 
jedermanns  Siegel  hat  Kraft  in  seinen  Geschäften,  wie  der  Schwaben- 
spiegel sagt,  oder  in  eigener  Sache,  wie  es  in  Ruprechts  von  Freising 
Stadt-  und  Landrechtsbuch  von  1328  heißt,  welches  gutenteils  auf  dem 
Schwabenspiegel  beruht.  Für  einzelne  bestimmte  Fälle  wird  allerdings 
gelegentlich  auch  das  Siegel  in  eigener  Sache  als  nicht  genügend  erklärt 
und  noch  das  Siegel  einer  zweiten  Person  oder  des  Gerichtes  dazu  ver- 
langt4). Doch  dies  sind  Ausnahmen.  Sonst  ist  der  »Kraft«,  das  ist  der 
Glaubwürdigkeit  und  vollen  Beweiskraft  des  Siegels  in  eigener  Sache 
keine  Beschränkung  auferlegt.   Aber  in  fremder  Sache  ist  die  Kraft  des 


x)  Vgl.  v.  d.  Pfordten,  Die  Beweisführung  nach  K.  Ludwigs  Oberbayer.  Land- 
recht,  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  12,  397  ff.,  über  die  Anfechtung  413  f.;  Breßlau 
542  ff. 

2)  Buchwald  443  ff.,  der  über  sigillum  und  scriptum  autenticum,  sowie  über 
den  päpstlichen  Einfluß  schon  manches  Richtige  beibringt,  aber  noch  nicht  die 
Entwicklung  überschaute. 

3)  Reg.  imp.  VI  n.  1379. 

4)  K.  Ludwigs  oberbayerisches  Landrecht  bestimmt  im  Art.  111:  wenn  ein 
Ehemann  zugunsten  seiner  Frau  eine  Urkunde  ausstellen  will,  genügl  sein  eigenes 
Siegel  nicht,  es  muß  das  eines  Verwandten  oder  Dritten  oder  des  I  Berichtes  dabei  -^in, 
und  das  ist  darum  erfunden,  daz  die  fraw  den  man  an  dem  peü  hat  und  daz  insigel  an 
dem  schrein.   Vgl.  v.  d.  Pfordten  in  Zeitschr.  f.  Rechtsgesch.  12,  102. 
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Siegels  eingeschränkt.  Wieder  ist  es  der  Schwabenspiegel,  der  uns 
hierüber  klare  Auskunft  gibt:  Der  Päpste  und  der  Könige,  der  Pfaffen- 
und  der  Laienfürsten  und  aller  Konvente  Insiegel  sind  »reht«  und 
haben  über  andrer  Leute  Sachen  gleich  große  Kraft,  wie  über  die 
eigenen.  Anderer  Herren  Siegel  haben  nur  Kraft  in  ihren  und 
ihrer  Leute  eigenen  Geschäften.  Städte  sollen  mit  des  Stadtherrn 
Willen  Siegel  haben,  und  die  besitzen  Kraft  nur  in  der  Stadt  Ge- 
schäften, gleichwie  der  Richter  Siegel  in  den  Sachen,  die  zu  ihrem 
Gericht  gehören1). 

Wenn  hier  der  Schwabenspiegel  von  den  Siegeln  spricht  die  recht 
sind,  dürfte  wohl  sicherlich  der  kanonistische  Begriff  des  sigillum  authen- 
ticum  mit  vorgeschwebt  haben.  Und  seine  Abgrenzung  der  Siegel,  die 
Kraft  in  fremder  Sache  haben,  gleicht  ungefähr  dem  Umkreis  der 
authentischen  Siegel  des  kanonischen  Rechtes.  Und  wie  dieser  Umkreis 
schwankend  war,  so  ist  auch  die  Begrenzung  des  Schwabenspiegels 
in  der  Praxis  bald  erweitert  worden.  Als  der  Spiegier  um  1275  schrieb, 
wurden  die  Siegel  gar  mancher  Städte  unwidersprochen  in  fremden 
Sachen  benützt;  um  1300  heißt  es  von  den  Wiener  Bürgern:  für  welche 
Sache  immer  sie  Urkunde  und  Siegel  der  Stadt  geben,  dagegen  kann 
keinerlei  Klage  zugelassen  werden2).  Auch  Prälaten  und  Domkapitel, 
sowie  Grafen  und  Freiherren  sind  doch  sicherlich  bald  auch  als  Siegler 
in  fremder  Sache  anerk'annt  worden. 

Dieser  Brauch,  durch  hochstehende  autoritative  Persönlichkeiten 
Urkunden  besiegeln  zu  lassen,  war  überhaupt  nicht  neu.  Bischöfe  haben 
schon  im  11.  und  12.  Jahrhundert  die  Urkunden  anderer  Aussteller 
durch  ihr  Siegel  beglaubigt,  hie  und  da  haben  es  auch  Domkapitel  und 
Abte,  Könige  und  Grafen  getan3).  Das  Siegel  hoher  geistlicher  und 
weltlicher  Gewalten  wird  als  ein  Signum  cid  non  contradicatur  betrachtet4) 
und  daher  als  unbedingt  glaubwürdiges  Beweismittel  gesucht.  All- 
gemeiner und  verbreiteter  wird  dies  im  13.  Jahrhundert,  als  Wert  und 
Gebrauch  des  Siegels  überall  durchdrang.  Allerdings  verbreiterte 
sich  auch  der  Kreis  der  Siegel  führenden  Personen.  Aber  Niedrigerstehende 
suchten  selbst  in  eigener  Sache  gerne  das  Siegel  einer  anerkannten 
Autorität,  da  diesem  eben  eine  unbedingte  Glaubwürdigkeit  beigemessen 
wurde.    Der  Begriff  des  sigillum  authenticum  wirkte  hier  bewußt  oder 


1)  Schwabensp.  Landr.  159. 

2)  Cives  enim  Wiennenses  hanc  habent  consueludincm,  ul  pro  quacumque  causa 
suum  Privilegium  cum  sigillo  porrexerini,  contra  idem  Privilegium  de  ceterc  nulla 
querimonia  penitus  admiitatur.  Zwettler  Stiftungenbuch,  Fontes  rer.  Austr.  II  3, 
573.  Im  Jahre  1278  wird  das  Wiener  Stadtsiegel  genannt:  laudabile  sigillum  cwium 
ir iennensium,  Fuchs  ÜB.  v.  Göttweig.  Fontes  II  51,  161. 

9)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  94,  Breßlau  536  ff.  Ein  früher  und  seltener  Fall  ist 
es.  wenn  öraf  Werner  von  Baden  die  Urkunde  Rudolfs  von  Fluntern  für  St.  Felix 
und  Regula  in  Zürich  von  1127  ad . .  confirmationem  besiegelt.  ÜB.  von  Zürich  1,  160. 
Breßlau  537  Anm.  2  wies  schon  darauf  hin. 

4)  So  Bischof  Hermann  von  Bamberg  von  seinem  und  des  Herzogs  von  Kärnten 
Siegel  in  einer  Urkunde  von  1176.    Mon.  duc.  Carinthiae  3.  453  n.  1205. 
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unbewußt  mit1).  Dann  gab  es  aber  gar  manche  Personen,  die  zwar 
ein  Siegel  führen  konnten,  dennoch  aber  aus  diesen  oder  jenen  Gründen 
keines  besaßen;  es  gab  ferner  zahlreiche  Fälle,  in  denen  ein  Siegel- 
besitzer augenblicklich  sein  Siegel  nicht  zur  Hand  hatte,  und  deshalb 
um  ein  fremdes  Siegel  bitten  mußte2).  Ja  es  wird  gelegentlich  als  Grund- 
satz ausgesprochen,  daß  bei  der  Beurkundung  des  Ausgleiches  von 
Streitigkeiten  zwischen  Klostervorstehern  und  ihren  Amtleuten  und 
Ministerialen  das  Siegel  der  Klostervorstände  genügt  und  das  des  andern 
Teiles  gar  nicht  nötig  ist3). 

Jetzt  war  auch  die  Zeit  gekommen,  daß  das  Siegel  in  fremder 
Sache  an  bestimmten  Stellen  sich  zu  einer  förmlichen  Institution  ent- 
wickeln konnte,  welche  einen  gewissen  Ersatz  bot  für  das  Fehlen  eines 
öffentlichen  Notariatswesens,  wie  es  Italien  besaß.  Das  Siegel  in  eigener 
Sache  und  das  hochstehender  Personen  und  anerkannter  Korporationen 
in  fremder  Sache  gewährte  ja  nach  der  allgemeinen  Rechtsanschauung 
volle  Beweiskraft  und  eine  Unanfechtbarkeit,  wie  sie  früher  nur  die 
Königsurkunde  besessen  hatte.  Daher  konnten  jetzt  Beurkundungsstellen 
entstehen,  die  regelmäßig  in  fremder  Sache  urkundeten  und  siegelten 
und  damit  der  Erleichterung  und  Sicherung  des  Rechtsverkehres  dienten. 
Solche  Stellen  wurden  z.  B.  die  bischöflichen  Offizialate  und  städtische 
Behörden,  worüber  wir  später  in  Abschnitt  IV,  Kapitel  2  und  3  handeln 
werden. 

Das  Siegel  in  fremder  Sache  wurde  auch  dadurch  noch  häufiger, 
daß  es  gar  oft  in  der  Form  der  Mitbesiegelung  bloß  verstärkend  zu  dem 
Siegel  des  Ausstellers  in  eigener  Sache  hinzutrat.  Wenn  freilich  die 
Mitbesiegelung  Zustimmung  und  Konsenserklärung  zu  bedeuten  hat, 
dann  ist  es  nicht  Siegel  in  fremder,  sondern  in  eigener  Sache. 

Die  Häufigkeit  des  Siegels  in  fremder  Sache  brachte  das  Auf- 
kommen einer  neuen  Urkundenformel  mit  sich,  welche  sich  auf  die 
Bitte  um  das  Siegel,  die  Gewährung  dieser  Bitte  und  auf  die 
Verpflichtung  des  Sieglers  bezieht.  War  es  im  12.  Jahrhundert  nicht 
selten  vorgekommen,  daß  der  Siegler  stillschweigend  sein  Siegel  an  die 
von  einem  andern  ausgestellte  Urkunde  hing,  so  wird  dann  weiterhin 
doch  immer  regelmäßiger,  und  schließlich  wohl  ausnahmslos  der  Sach- 
verhalt in  der  Siegelbitteformel  angegeben.  Der  Siegler  in  fremder  Sache 
übernahm  durch  die  Anhängung  seines  Siegels  die  Beglaubigung  der 
Urkunde,  er  zeugt  und  haftet  für  die  Wahrheit  des  Urkundeninhaltes 
und  für  die  rechtmäßig  geschehene  Besiegelung.  Er  haftet  aber  nicht 
für  die  Rechtsfolgen,  die  etwa  aus  der  Nichterfüllung  der  vom  Aussteller 
übernommenen    Verpflichtungen    erwachsen.      Daher    der    regelmäßig 


*)  Margret  die  Cendelin,  Krämerin  zu  Wien,  siegelt  1308  mit  des  Bergherrn 
Siegel  wand  ich  selbe  nicht  bewertis  insigels  han.  Fontes  rer.  Austr.  II  3,  435. 
Ahnliche  Beispiele  {quia  sigillo  aulentico  caremus,  Ritter  Konrad  v.  Iloim  1302)  bei 
Posse,  Lehre  v.  d.  Privaturk.  130,  Anm.  1. 

2)  Eine  große  Zahl  von  Beispielen  bei  Posse  130  ff. 

3)  In  Westfalen  1299,  Westfäl.  ÜB.  4,  1162,  1164. 
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wiederkehrende    Schluß    der    Siegelbitteformel:    doch   ihm    und    seinen 
Erben  ohne   Schaden,  oder  auch  einfach:  ohne   Gefährde1). 

Es  hängt  damit  zusammen,  daß  die  Ankündigung  des  Siegels  oder 
der  Siegel  in  der  Korroborationsformel  der  Urkunde  sorgfältig  beachtet 
und  durchgeführt  wird.  Seit  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  wird  es 
nur  selten  mehr  vorkommen,  daß  die  Nennung  der  Siegler  unterbleibt. 
Die  Siegelankündigung  im  Text  der  Urkunde  bietet  die  Gewähr  für  die 
rechtmäßig  vorgenommene  Anhängung  der  Siegel  und  umgekehrt  wird 
geradezu  die  Rechtsgültigkeit  der  Urkunde  davon  abhängig  gemacht, 
daß  alle  angekündigten  Siegel  auch  wirklich  an  der  Urkunde  vorhanden 
sind.  Keine  Handfeste  soll  Kraft  haben,  sagt  das  Oberbayerische  Land- 
recht von  1346,  bevor  alle  darin  benannten  Siegel  daran  gekommen 
sind2).  Allerdings  ist  in  der  Praxis  nicht  immer  diesen  Forderungen 
genau  entsprochen  worden,  und  es  gibt  gar  manche  Urkunden,  an  denen 
eines  oder  mehrere  der  angekündigten  Siegel  niemals  angehängt  wurden,, 
ohne  daß  darum  die  Urkunde  Verdacht  zu  erregen  braucht3). 

Noch  eine  weitere  Erscheinung  hängt  mit  dem  Siegel  in  fremder 
Sache  zusammen,  nämlich  die  Führung  von  Zeugen  der  Siegel- 
bitte und  der  Siegelung.  Im  allgemeinen  tritt  ja  in  der  zweiten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  die  Anführung  von  Zeugen  der  Handlung 
immer  mehr  und  mehr  zurück.  In  dem  Grade  als  der  Wert  des  Zeugen- 
beweises sinkt  und  die  Bedeutung  der  Siegelurkunde  als  an  sich  genü- 
gender Beweisurkunde  steigt,  bedurfte  es  nicht  mehr  der  lebendigen 
Zeugen  der  Handlung.  »Briefe  sind  besser  denn  Zeugen.«  Aber  es  ist 
nun  hübsch  zu  sehen,  wie,  gerade  um  Besiegelung  und  Siegel  ja  recht 
zweifellos  zu  sichern,  doch  wieder  der  lebende  Zeuge  erwünscht  war. 
Eine  Urkunde  des  Patriarchen  Berthold  von  Aquileja  von  1238  für 
Kloster  Eberndorf  wird  vom  Grafen  Albert  von  Tirol  besiegelt,  der  bei 
der  Angelegenheit  beteiligt  war;  diese  Siegelung  aber  geschieht  in  Ge- 
genwart ausdrücklich  hierfür  genannterZeugen4).  Die  Zeugen  der  Siegel- 
bitte und  Siegelung  werden  dann  geradezu  rechtliches  Erfordernis. 
Bei  Siegelung  in  fremder  Sache  soll,  so  verlangt  das  Oberbayerische 
Landrecht  von  13465),  derjenige  der  um  sein  Siegel  gebeten  worden, 
die  Anhängung  des  Siegels  nicht  vornehmen,  wenn  nicht  wenigstens 
zwei  Zeugen  dabei  sind,  welche  die  Bitte  um  das  Siegel  hören,  die  Siege- 
lung selbst  sehen  und  welche  in  der  Urkunde  zu  nennen  sind.  So  ent- 
halten denn  zahlreiche  Urkunden  des  bayerisch-österreichischen  Rechts- 
gebietes diese  Zeugen  der  bete  um  das  insigel. 

So  festigt  und  steigert  sich  die  Verbreitung,  Verwendung  und  Be- 
deutung des  Siegels  im  Laufe  des  13.  und  in  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahr- 
hunderts.    Das   Siegel  allein  ist   es  schließlich,   welches   der  Urkunde 


x)  Vgl.  auch  Posse  135. 

2)  Art.  314,  vgl.  v.  d.  Pfordten  402. 

3)  Vgl.  Posse  161. 

4)  Mon.   duc.   Carinthiae  4,   255. 

5)  Art.   313,  Freyberg  4,  490.    Vgl.  v.   d.  Pfordten  401;    auch  Breßlau 
Anm.  4,  809  Anm.  1  wies  darauf  hin. 
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»Kraft«  verleiht,  und  zwar  solche  Kraft,  daß  die  echte  Siegelurkunde 
zum  unanfechtbaren  Zeugnis  wird.  In  dieser  unanfechtbaren  Beweis- 
kraft der  Siegelurkunde  in  der  Hand  der  Produzenten  liegt  noch  eine 
weitere  Kraft  des  Siegels:  es  macht  die  Urkunde  zum  dauernden  Zeugen 
der  wirklich  vollzogenen  Rechtshandlung,  die  eben  durch  die  Begebung 
der  gesiegelten  Urkunde  in  die  Hand  des  Empfängers  ihren  vollen 
Abschluß  fand.  Man  darf  nicht  sagen,  daß  das  Siegel  und  die  Besiegelung 
an  und  für  sich  die  stattgehabte  Übergabe  der  Urkunde  an  den  Em- 
pfänger beweisen,  daß  die  Untersiegelung  ohne  weiteres  ein  »Surrogat 
des  Traditionsvorganges«  werde.  Denn  die  Besiegelung  ist  zwar  das 
letzte  Stadium  der  Beurkundung,  aber  sie  geht  doch  der  Ausfolgung 
der  Urkunde  voraus.  Die  gesiegelte  Urkunde  kann  zurückbehalten 
werden  und  dann  fehlt  trotz  des  Siegels  die  entscheidende  Übergabe 
an  den  Empfänger.  Erst  in  der  Hand  des  Empfängers  wird  die  Siegel- 
urkunde wirklich  der  unwiderlegliche  Beweis  für  die  gesamte  voll- 
zogene  Rechtshandlung1). 

Dies  muß  theoretisch  festgehalten  werden.  Aber  indem  es  ja  die 
selbstverständliche  Bestimmung  der  Siegelurkunde  war,  dem  Em- 
pfänger übergeben  zu  werden,  und  indem  das  Siegel  der  Urkunde  erst 
die  ganze  Kraft  verlieh,  gewann  die  Besiegelung  in  der  Praxis  und  in  der 
Tat  den  Wert  und  Sinn  nicht  bloß  des  Abschlusses  der  Beurkundung, 
sondern  auch  des  Abschlusses  der  Handlung.  Die  Besiegelung  wirkt 
vollziehend.  Die  Siegelurkunde  und  ihre  Übergabe  vollzieht  das  Rechts- 
geschäft. Die  Urkunde  wird  durch  das  Siegel  wieder 
zu    einer  dispositiven   Geschäftsurkunde. 

Dieser  Prozeß2)  geht  im  13.  und  14.  Jahrhundert  vor  sich.  Er 
bedarf  aber  noch  allenthalben  der  näheren  Untersuchung.  Hier  kann 
daher  nur  auf  einige  Erscheinungen  und  Merkmale  dieses  Entwicke- 
lungsganges  hingewiesen  werden,  die  sich  in  gleicher  Weise  an  ver- 
schiedenen Orten  zeigen  und  daher  wohl  als  charakteristisch  gelten 
dürfen. 

Das  schon  früher  erwähnte  Zurücktreten  und  Verschwinden  der 
Zeugen  in  den  Urkunden  ist  zunächst  ein  Beweis  für  die  wachsende 
Kraft  des  Siegels.  Aber  wenn  keine  Zeugen  der  Handlung  mehr  nötig 
sind,  wenn  die  besiegelte  Urkunde  die  Zeugen  vollständig  ersetzt,  wird 
eben  schließlich  auch  die  Handlung  in  die  Siegelung  verlegt.  So  wird 
das  Verschwinden  der  Zeugen  ein  Symptom  für  den  Übergang  nicht 
bloß  zur  vollen,  an  sich  ausreichenden  Beweisurkunde,  sondern  auch  zu 
der  durch  sich  selber  wirksamen  Geschäftsurkunde.    In  dieser  Richtung 


1)  Vgl.  meine  Bemerkungen  in  Mitt.  des  Instituts  Ergbd.  6,  15.  Diese  not- 
wendige Einschränkung  müssen  die  sonst  zutreffenden  Erörterungen  von  A.  S. 
Schultze  in  Grünhuts  Zeitschr.  f.  d.  private  u.  öffentl.  Recht  22,  104  ff.  über  die 
Kraft  des  Siegels  erfahren.  Ilgen  in  Meisters  Grundriß  1,  359  schloß  sieli  ihnen  zu 
unbedingt  an;  der  von  ihm  gebrachte  Fall  von  1211  ist  nur  eines  der  vielen  Beispiele 
dafür,  daß  zuerst  nur  durch  einen  Formalakt  vorgenommene  Handlungen  dann  nach 
einiger  Zeit  beurkundet  wurden. 

2)  Auf  ihn  hat  auch  Steinacker  253  hingewiesen. 
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zielt  es,  wenn  zunächst  da  und  dort  die  Zeugen  zugleich  auch  siegeln; 
ihr  Siegel  ersetzt  dann  für  die  Zukunft  ihr  lebendiges  Zeugnis1).  Aber 
im  späteren  13.  Jahrhundert  und  weiterhin  wird  nicht  mehr  von  Zeugen 
gesprochen,  welche  auch  siegeln,  sondern  einfach  von  Mitsieglern  oder  es 
wird  gleich  von  vornherein  das  Siegel  als  Zeuge  und  Zeugnis  geführt2). 
Auch  die  sonstige  Nennung  von  Zeugen  in  den  Urkunden  tritt  seit  un- 
gefähr der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  zurück.  In  den  Osnabrücker 
Bischofsurkunden  fehlen  schon  in  der  Zeit  Bischof  Gerhards  (1190 
bis  1216)  in  einzelnen  Fällen  die  Zeugen,  zeugenlose  Urkunden  mehren 
sich  dann  und  machen  nach  1250  schon  beinahe  die  Hälfte  aus3).  In  den 
nordostdeutschen  Fürstenurkunden  sind  dagegen  in  dieser  Zeit  aller- 
dings nur  7  Prozent  ohne  Zeugen4). 

Hand  in  Hand  damit  geht  das  Auftreten  subjektiv  disponierender 
Fassung.  Subjektive  Fassung  ist  schon  früher  häufiger  geworden,  nach- 
dem man  überhaupt  die  bloße  Aufzeichnung  von  Akten  und  Notizen  mehr 
und  mehr  verlassen  hatte.  Aber  man  gebraucht  im  12.  und  in  der  ersten 
Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  für  die  dispositiven  Worte  durchwegs 
noch  die  gewohnte  Form  der  Vergangenheit:  donavimus,  tradidimus  usw. 
Das  heißt  also:  im  Zeitpunkt  der  Beurkundung  war  die  dispositive 
Handlung  schon  vergangen,  schon  geschehen5).  Aber  um  die  Mitte  des 
13.  Jahrhunderts  tauchen  nun  da  und  dort  Urkunden  auf  und  mehren 
sich,  in  welchen  die  dispositiven  Worte  im  Präsens  stehen  und  damit 
einen  wirklich  unmittelbar  dispositiven  Wert  gewinnen.  Donamus  et 
tradimus,  constituimus,  obligamus  usw.,  öfters  verknüpft  mit  tenore 
presencium  oder  hoc  scripto,  oder  per  praesentes  (litteras).  Das  ist 
nun  etwas  ganz  anderes.  Dies  sind  nun  wieder  Urkunden,  welche 
selber  durch  ihre  Ausstellung  und  Übergabe  das  Geschäft  vollziehen 
und  durch  ihr  Siegel  beweisen.  Dies  ist  im  Osnabrücker  Gebiete 
beobachtet  worden6).  Dasselbe  läßt  sich  z.  B.  schön  an  der  großen 
Gruppe  von  Urkunden  feststellen,  durch  welche  nach  der  schweren 
Fehde  zwischen  dem  Erwählten  Philipp  von  Salzburg  und  seinem  Vater 
und  Bruder  den  Herzogen  Bernhard  und  Ulrich  von  Kärnten  einerseits, 
den  Grafen  von  Görz  und  Tirol  und  ihren  Helfern  anderseits  Ende  1252 
der  Ausgleich  abgeschlossen  wurde.    Diese  verschiedenen  Verbürgungen 


J)  Beispiele  von  1210,  1253,  1283,  1293  bei  Posse  75. 

2)  In  einer  Urkunde  Friedrichs  von  Griffen  (Kärnten)  von  1258  heißt  es: 
vires  ydoneos  in  testimonium  convocavi  .  .  .  quorum  sigillis  hec  omnia  sunt  in 
mea  presencia  confirmata.  Mon.  duc.  Carinthiae  4,  521.  Ulrich  von  Enzesfeld 
(Niederösterr.)  sagt  1250:  sigilli  mei  testimonio  vobis  profiteor  et  notum  facio.  ÜB. 
von  St.  Polten  1,  68;  ähnliche  Fälle  das.  69,  81,  85^,  90. 

3)  Stephan,  Beiträge  zum  Urkundenwesen  des  Bistums  Osnabrück  S.  91. 

4)  Buchwald  442. 

5)  Es  ist  jedoch  nicht  ausgeschlossen,  daß  selbst  bei  objektiver  Fassung 
und  Gebrauch  des  Perfekts  die  Urkunde  als  vollziehend  gedacht  ist,  so  wenn 
zwischen  1216  und  1220  Cholo  von  Finkenstein  dem  Kloster  Viktring  auf  ein 
Gut  verzichtet:  contradidit  et  .  .  .  legavit  pagina  presenti  sigillo  utriusque  ro- 
borata.  Mon.  duc.   Carinthie  4,  350. 

6)  Stephan  89,  91. 
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und  Vergeiselungen,  Verpfändungen  und  Schenkungen  der  Grafen 
von  Görz,  Tirol  und  Ortenburg,  des  Bischofs  von  Brixen,  der  Herren 
von  Wangen  und  Taufers,  von  Ras,  Weisseneck  und  Reifenberg  be- 
ginnen alle  in  gleich  subjektiver  Fassung  mit  Nos  oder  Ego  und  bringen 
dann  zum  größten  Teil  die  dispositiven  verpflichtenden  Verba  im 
Präsens:  obligamus,  Obligo,  statuimus,  promittimus,  assignamus,  obligamus 
titulo  pignoris,   donamus  et  tradimus1). 

Das  Auftauchen  dieses  Typus  der  mit  Nos  beginnenden,  ohne 
Arenga,  nur  mit  einer  kurzen  Publikationsformel  sofort  zur  Dispositio 
übergehenden  Urkunden  (z.  B.  Nos  N.  notum  esse  volumus  presentes  literas 
inspecturis,  quod  nos  .  .  .  concedimus,  approbamus,  renunciamus)  ist 
überhaupt  wohl  zu  beachten.  In  den  südostdeutschen  Gebieten  treten 
diese  Nos-Urkunden  um  die  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  auf.  Ein  Teil 
solcher  Stücke  behält  jedoch  in  den  Verben  der  Dispositio  die  Perfekt- 
form, aber  überwiegend  verbindet  sich  mit  dieser  Nos-Form  die  im 
Präsens  redende,  dispositive  Fassung.  Diese  Erscheinung  tritt  seit 
ungefähr  1240  in  Urkunden  der  verschiedensten  geistlichen  und  welt- 
lichen hohen  und  niederen  Aussteller  entgegen.  Finden  wir  diese  dis- 
positive Form  einerseits  in  Urkunden  Herzog  Ulrichs  von  Kärnten  und 
des  Patriarchen  Berthold  von  Aquileja  von  12472),  so  anderseits  bei  dem 
Grafen  Konrad  von  Piain  1249,  dem  Propste  von  St.  Polten  seit  1262, 
oder  bei  dem  Herrn  Ulrich  von  Himberg  12673),  dem  Herrn  Albero  von 
Kuenring  12464). 

Diese  Nos-Form  hat  auch  in  die  althergebrachte  Fassung  der 
Königsurkunden  Bresche  gelegt  und  die  feierliche  Form  der  Diplome 
mit  Invokation,  Titel  und  Arenga  durchbrochen  und  abgeschwächt. 
In  die  böhmische  Königskanzlei,  aber  auch  in  die  deutsche  Reichskanzlei 
beginnt  eben  auch  nach  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  und  namentlich 
unter  König  Rudolf  diese  Fassung  einzudringen.  Und  bezeichnender 
Weise  sind  es  besonders  Beurkundungen  und  Bestätigungen  privater 
Rechtsgeschäfte  sowie  Pfand-  und  Lehnbriefe,  Verträge  und  Sühnen, 
bei  denen  sie  erscheint5).  Es  ist,  man  könnte  sagen,  die  geschäfts- 
mäßig einfache,  überflüssigen  Formalismus  vermeidende,  mit  Brief  und 
Siegel  abschließende  Urkundenform  einer  neuen  Zeit. 

Wie  das  Siegel  das  Wiederaufkommen  der  Urkunde  im  11.  und 
12.  Jahrhundert  vermittelt  hatte,  so  führte  ss  im  13.  Jahrhundert  weiter 
von  der  reinen  Beweisurkunde  zur  wirklichen  Geschäftsurkunde.  Aber 
die  übermächtige  Kraft  des  Siegels  war  im  Grunde  das  Erzeugnis  einer 
schriftunkundigen  Zeit.    Und  als  seit  dem  14.  Jahrhunderte  allenthalben 

1)  Mon.  duc.  Carinthiae  4,  416  ff.,  Archiv  f.  öst.  Gesch.  71,  427  ff.,  449  ff.  - 
Auch  Belehnungen  von  Reichsfürsten  durch  den  König   mittels  Übersendung    der 
Urkunde  kommen  eben  in  dieser  Zeit  schon  vor.  Vgl.  Mitt.  des  Instituts  Ergbd.  6,  14 
und  Lippert  Lehnbücher  46  Anm.  1. 

2)  Zahn  CD.  Austr.-Frising.    Fontes  rer.  Austr.  II  31,  131,  146. 

3)  Lampel,  ÜB.  v.  St.  Polten  1,  65,  87,  113. 

4)  Fuchs,  ÜB.  v.  Göttweig.    Fontes  rer.  Austr.  II  51,  131. 

5)  Vgl.  Herzberg-Fränkel  in  Kaiserurk.  in  Abbild.  Text  S.  218.    Nos-Urkunden 
Ottokars  von  Böhmen  seit  1258  bei  Emier  Reg.  Bohemiae  2,  77,  128,  150,  204  usw. 
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die  königliehen,  landesfürstlichen  und  städtischen  Kanzleien  sich  voll 
ausgestalteten  und  mit  allen  Behelfen  an  Büchern  und  Registern  sich 
versahen,  als  das  Schreiben  ein  doch  immer  allgemeineres  Bildungs- 
kennzeichen wurde,  da  beginnt  nun  wieder  die  eigenhändige  Unter- 
schrift in  die  Urkunden  einzudringen  und  die  Alleinherrschaft  des 
Siegels  als  Beglaubigungsmittels  zu  erschüttern.  In  königlichen  und 
landesfürstlichen  Urkunden  werden  vereinzelt  im  14.,  häufiger  im  15.  und 
regelmäßig  im  16.  Jahrhundert  Unterschriften  ein  schließlich  wesentliches 
Merkmal,  das  dem  Siegel  ebenbürtig  zur  Seite  tritt,  ja  dasselbe  geradezu 
ersetzen  kann.  Diesem  Vorbild  folgten  bald  alle  andern  Urkunden.  In 
Frankreich  wurde  es  im  16.  Jahrhundert  geradezu  Vorschrift,  daß  die 
Parteien  alle  ihre  Urkunden  mit  ihrer  Unterschrift  versehen  mußten1). 
Die  Entwickelung  von  der  siegellosen,  allein  durch  die  Handschrift 
beweiskräftigen  römischen  Urkunde  war  nach  den  Wandlungen  des 
Mittelalters  jetzt  im  Zeitalter  der  Renaissance  wieder  auf  dem  Stand- 
punkt der  Antike  angelangt. 


2.  Die  Herstellung  der  Urkunden  durch  den  Empfänger, 
Neuausfertigungen.     Fälschungen. 

Literatur.  Ficker,  Beiträge  1,  270  ff.  Buehwald,  Bischofs-  und 
Fürstenurkunden  dös  12.  und  13.  Jahrh.  (1882).  Posse,  Lehre  von  den  Privat- 
urkunden 1  ff..  76  ff.  Breßlau.  L'rkundenlehre  447  ff..  664  ff.  Steinacker  in 
Meisters  Grundriß  1,  254  ff.  und  in  Mitt.  d.  Instituts  29,  347  ff.  —  Redlich,  Über 
einige  kärntn. -salzburgische  Privatlirkunden  d.  11.  u.  12.  Jahrh..  Mitt.  d.  In- 
stituts 5,  353  ff.  Schneider,  Zur  Lehre  von  der  schwäbischen  Privaturkunde  des 
13.  Jahrh.,  Archiv.  Zeitschr.  11.  1  ff.  Perlbach,  Preußisch-polnische  Studien, 
2  Teile  (1886).  Knipping,  Beiträge  z.  Diplomatik  der  Kölner  Erzbischöfe  des 
12.  Jahrh.  (1889).  H.  v.  Voltelini  über  das  Urkundenwesen  der  Bischöfe  von 
Trient  im  12.  und  13.  Jahrhundert,  Zeitschr.  d.  Ferdinand.  (1889)  33, 
134  ff.  Otto  Heinemann.  Beiträge  z.  Diplomatik  der  -Bischöfe  von  Hildes- 
heim (1895).  Jaksch.  Mon.  duc.  Carinthie  4  Bde.,  Einleitungen  (1895  ff.). 
Kehr,  ÜB.  des  Höchst.  Merseburg.  1.  Bd.,  Einleitung  (1899).  Wecken, -Unter- 
suchungen über  das  Urkundenwesen  der  Bischöfe  von  Minden  im  13.  Jahrh. 
(1900).  Stephan,  Beiträge  z.  Urkundenwesen  des  Bistums  Osnabrück  vom 
11. — 13.  Jahrh.  (1902).  Heimen,  Beiträge  z.  Diplomatik  Erzb.  Engelberts  d.  H. 
von  Köln  (1903).  Oskar  Freih.  v.  Mitis,  Studien  zum  älteren  österreichischen 
Urkundenwesen  1.,  2.  u.  3.  He^  (1906,  1908).  Schillmann,  Beiträge  z.  Urkunden- 
wesen der  älteren  Bischöfe  v.  Cammin  (1907).  Schubert,  Eine  Lütticher  Schrift- 
provinz (1908).  Barth.  Heinemann,  Beiträge  z.  Urkundenwesen  der  Bischöfe 
von  Konstanz  im  13.  Jahrh.  (1909).  Krabbo,  Die  L'rkunde  des  Markgr.  Otto  I. 
für  die  Bürger  v.  Brandenburg,  Jahresber.  d.  bist.  Vereins  zu  Brandenburg  1910. 

Faksimile.  In  den  genannten  Arbeiten  von  Buchwald,  Posse,  Wecken, 
Schubert,  Krabbo.  Sickel,  Mon.  graph.  Lief.  V,  VII,  IX.  Amdt-Tangl  Schrift- 
tafeln, T.  82,  84,  85.  87.  Chroust,  Mon.  palaeogr.  I.  Serie,  Lief.  IX.  Pirenne, 
Album  Beige  de  diplomatique  (1909). 

I.    Das  private   L>kundenwesen   diesseits  der  Alpen  ist  schon  in 
fränkischer  Zeit,  als  noch  die  Herstellung  wirklicher  Urkunden  in  regel- 

x)   Giry  Manuel  610. 
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mäßiger  Übung  war,  überwiegend  im  Zeichen  der  Herstellung 
durch  den  Empfänger  gestanden.  Denn  außer  den  durch 
Gerichtsschreiber  gefertigten  Urkunden  sind  wohl  die  für  Kirchen  und 
Klöster  ausgestellten  Urkunden  ganz  regelmäßig  von  Schreibern  eben 
dieser  Empfänger  hergestellt  worden.  In  den  folgenden  Zeiten  der  vor- 
herrschenden Aktaufzeichnung  und  des  Notizenwesens  war  dann  die 
Herstellung  der  Akte  und  Notizen  und  gar  die  Führung  von  Traditions- 
büchern geradezu  notwendig  Sache  des  Empfängers.  Es  ist  nicht  Zufall, 
daß  in  derselben  Zeit  des  10.  bis  12.  Jahrhunderts  die  Anteilnahme 
der  Empfänger  und  Parteien  an  der  Herstellung  auch  der  Königs- 
urkunden eine  ziemlich  häufige  Erscheinung  wurde,  so  daß  in  dieser 
Periode  die  kanzleimäßige  Herstellung  der  Diplome  nicht  unwesentlich 
durch  den  Einfluß  von  Parteischreibern  beeinträchtigt  ward1). 

Von  Kanzlei  und  Kanzleimäßigkeit  der  Urkunden  ist  nun  außerhalb 
des  Gebietes  der  Königsurkunde  bis  gegen  und  bis  in  das  13.  Jahr- 
hundert nur  sehr  bedingt  eine  Rede.  Dies  ist  das  Ergebnis  aller  For- 
schungen über  Bischofs-  und  Fürstenurkunden,  wie  solche  seit  den  für 
diese  Erkenntnis  bahnbrechenden  Werken  von  Buchwald  und  Posse 
für  verschiedene  Urkundengruppen  durchgeführt  worden  sind.  Es  hat 
geraume  Zeit  weder  an  den  Höfen  der  weltlichen  Großen,  noch  aber 
auch  an  den  Bischofssitzen  und  in  Klöstern  ständige  Kanzleien  im 
strengsten  Sinne  der  Diplomatik  gegeben,  also  organisierte  Stellen, 
an  denen  ganz  regelmäßig  und  in  bestimmten  äußeren  und  inneren 
Formen  die  Verfügungen  des  Ausstellers  beurkundet  wurden.  Es  dürfen 
darüber  auch  die  öfters  vorkommenden  Bezeichnungen,  wie  cancellarius, 
protonotarius,  notarius  und  ähnliche  nicht  täuschen,  welche  für  Schreiber 
verwendet  werden2).  Sie  bestätigen  nur  die  selbstverständliche  Tat- 
sache, daß  Bischöfe  und  Große  bestimmte  Kleriker  als  Schreiber  be- 
nützten. Es  lassen  sich  allerdings  oft  durch  einige  Zeit  Schreiber  nach- 
weisen, welche  eine  größere  oder  geringere  Zahl  von  Urkunden  eines  Aus- 
stellers geschrieben,  auch  verfaßt  haben;  im  Diktat  und  in  der  Schrift 
lassen  sich  demnach  solche  Gruppen  als  durch  den  Aussteller  hergestellt 
erkennen  und  ausscheiden3).  Allein  diese  bilden  öfters  die  Minderzahl. 
Ihnen  gegenüber  stehen  einmal  zahlreiche  Gruppen  von  Urkunden, 
bei  deren  Entstehung  die  Empfänger  mehr  oder  minder  mitgewirkt 
haben:  es  kann  das  Diktat  vom  Empfänger  herrühren,  die  Schrift  vom 
Aussteller;  es  kann  Diktat  und  Schrift  vom  Empfänger  gemacht  sein, 
so  daß  der  Aussteller  nur  seine  Beglaubigung  hinzufügte;  es  kann  der 
Aussteller  ein  von  ihm  besiegeltes  Blankett  zur  Verfügung  gestellt  haben, 


x)  Vgl.  Erben  in  dieser  Urkundenlehre  1,  101  ff. 

2)  Vgl.  die  Nachweise  bei  Breßlau  447  ff. 

3)  In  Tournay  z.  B.  läßt  sich  von  c.  1110  bis  c.  1145,  also  recht  früh,  ein  bischöf- 
licher Kanzler  Hugo  nachweisen,  der  sichtlich  vielfach  eine  Revision  (Rekognition) 
der  Urkunden  vornahm,  vgl.  Nelis  im  Album  Beige  de  diplomatique  T.  17,  18. 
Sicherlich  aber  war  auch  in  Tournay  die  Empfängerherstellung  häufig.  So  auch 
in  Lüttich,  obwohl  z.  B.  zwei  Bischofsurkunden  von  1126  und  1145  für  verschiedene 
Empfänger  von  gleicher  Hand,  also  vom  Aussteller,  herrühren.    Ebenda  T.  10. 
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auf  welchem  der  Empfänger  den  Text  der  Urkunde  schrieb.  Ja,  es  kam 
vor,  daß  die  ganze  Urkunde  vollständig  vom  Empfänger  hergestellt, 
beglaubigt  und  aufbewahrt  wurde,  so  daß  also  Empfänger  und  Aussteller 
zusammenfallen,  während  der  Urheber  des  Rechtsgeschäftes,  z.  1). 
einer  Schenkung,  überhaupt  an  der  Urkunde  keinerlei  Anteil  hatte,  von  un- 
wohl gar  nichts  wußte  und  sie  niemals  in  die  Hand  bekam1).  So  stark 
war  das  Vertrauen  und  so  viel  galt  die  Glaubwürdigkeit  des  geistlichen 
Empfängers. 

Sodann  gibt  es  noch  regelmäßig  eine  große  Zahl  von  Urkunden, 
deren  Diktat  und  Schrift  unbestimmbar  ist  und  bleibt.  Um  den  ver- 
hältnismäßig bedeutenden  Prozentsatz  gerade  solcher  Urkunden  zu 
erklären,  wird  man  annehmen  müssen,  daß  an  den  Bischofshöfen  oft 
bald  dieser,  bald  jener  Kleriker,  in  den  Klöstern  bald  dieser,  bald  jener 
Mönch  zum  Urkundenschreiben  hergenommen  wurde:  daß  man  oft 
Schreibkräfte  benützte,  die  gerade  zur  Hand  waren,  zufällige  Gelegen- 
heitsschreiber. So  konnte  weder  bei  Aussteller-,  noch  bei  Empfänger- 
herstellung eine  Stetigkeit  eintreten.  Man  wird  solch  systemlosen 
Wechsel  minder  auffallend  finden,  wenn  man  beachtet,  daß  auch  bei 
anderen  Aufzeichnungen  jener  Zeit,  bei  denen  man  die  Betrauung  be- 
stimmter Personen  erwarten  möchte,  ein  gleich  wahlloser,  zufälliger 
Wechsel  der  Hände  und  Verfasser  entgegentritt:  bei  der  Führung  von 
Annalen  und  bei  der  Eintragung  in  die  Xekrologien. 

Unter  solchen  Umständen  hat  sich  selbst  dort  und  dann,  wo  durch 
einige  Zeit  ständigere  Kräfte  zu  den  Schreibgeschäften  verwendet 
wurden,  lange  keine  wirkliche  Kanzlei  herausgebildet.  Denn  solche 
Notare  betätigten  sich  keineswegs  regelmäßig  beim  Abfassen  und 
Schreiben  der  Urkunden,  sondern  beschränkten  sich  auf  die  Über- 
prüfung, Beglaubigung  und  Aushändigung  der  Urkunden,  die  sonst 
von  anderen,  sei  es  Empfängerschreibern  oder  ad  hoc  herangezogenen 
Gelegenheitsschreibern  hergestellt  worden  waren.  Überdies  hatten 
solche  Notare  gewiß  auch  die  Korrespondenzen  ihres  Herrn  zu  besorgen 
und  diese  waren  sicherlich  häufiger  und  zahlreicher  als  die  Urkunden, 
und  erforderten  in  der  Tat  viel  mehr  eine  ständige  und  vertraute  Kraft, 
als  die  Urkunden,  deren  Handlung  ja  ohnedies  vor  Zeugen  und  in  feier- 
lichen Rechtsformen  vollzogen  ward. 

Und  noch  eines  kam  dazu,  um  eine  gewisse  Gleichgültigkeit  in 
bezug  auf  Ständigkeit  und  Regelmäßigkeit  der  urkundlichen  Formen 
zu  begünstigen,  nämlich  die  wachsende  Kraft  des  allenthalben  durch- 
dringenden Beglaubigungsmittels,  des  Siegels.  Das  Siegel  deckt  alles. 
Das  Siegel  macht  jedes  beliebig  ausgestattete,  aber  auch  jedes  sonst 
formlose  Schriftstück  zur  Urkunde.     Ja  selbst  Urkunden,  die  der  Em- 


2)  Schöne  Fälle  in  Corvey:  Abt  Erkenbert  läßt  1106  über  eine  Schenkung  an 
das  Kloster  eine  Urkunde  schreiben,  siegelt  sie  mit  dem  Klostersiegel  und  läßt  sie 
aufbewahren  zur  Erinnerung  und  zum  Beweise.  Ähnlich  läßt,  derselbe  Abt  1120 
über  eine  längere  Erwerb-  und  Streitsache  ad  dejensionem  certissimarn  eine  Urkunde 
herstellen  und  mit  dem  Klostersiegel  besiegeln.  Erhard,  Reg.  Hist.  Westfal.  CD.  1, 
136.  146. 
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pfänger  sich  selber  ausstellt  und  selber  besiegelt,  werden  durch  dieses 
Siegel  glaubwürdig.  Derselbe  Faktor  also,  der  hauptsächlich  das  Wieder- 
aufkommen der  Urkunden  ermöglichte,  trug  andrerseits  mit  dazu  bei, 
daß  dieses  neue  Urkundenwesen  lange  keine  formelle  Stetigkeit,  keine 
volle  Kanzleimäßigkeit  erreichte. 

Die  bisherigen  Forschungen  haben  ein  starkes  Auftreten  der  Em- 
pfängerherstellung im  12.  und  in  der  ersten,  ja  auch  noch  in  der 
zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  bereits  an  zahlreichen  Gruppen 
von  Bischofs-  und  Klosterurkunden  und  an  Urkunden  weltlicher  Fürsten 
aus  verschiedenen  Gebieten  des  Deutschen  Reiches  dargetan.  Buchwald 
hat  (1882)  als  erster  diese  Erscheinung  an  den  Urkunden  der  Erzbischöfe 
von  Hamburg-Bremen,  der  Bischöfe  von  Lübeck,  Ratzeburg  und 
Schwerin,  der  Fürsten  und  Grafen  von  Mecklenburg- Schwerin  und 
Pommern,  von  Lauenburg,  Wittenberg  und  Anhalt  erkannt  und  ge- 
würdigt. Posse  hat  (1887)  an  reichem  Material  die  Frage  der  Schrift- 
provenienz in  den  Vordergrund  gestellt  und  die  Empfängerprovenienz 
in  weitreichendem  Maße  an  den  Urkunden  einer  Reihe  von  Klöstern 
Sachsens  und  Thüringens,  der  Bischöfe  von  Merseburg  und  der  Mark- 
grafen von  Meißen  und  Landgrafen  von  Thüringen  dargetan.  Seitdem 
sind  weitere  Beobachtungen  gemacht  worden  an  den  Urkunden  der 
Bischöfe  von  Gammin,  Osnabrück,  Minden  und  Hildesheim,  der  Erz- 
bischöfe von  Köln,  an  schwäbischen  Kloster-  und  Grafenurkunden. 
an  den  Urkunden  der  Bischöfe  von  Konstanz,  der  Erzbischöfe  von  Salz- 
burg, der  Bischöfe  von  Passau  und  Gurk,  der  Herzoge  von  Pomerellen, 
von  Österreich  und  Steiermark  und  von  Kärnten1). 

Auch  an  dem  nordischen  Urkundenwesen,  sowie  bei  den  Urkunden 
polnischer  Fürsten  und  der  Könige  von  Ungarn  hat  sich  ähnliches  er- 
wiesen. In  Dänemark  herrscht  im  12.  und  13.  Jahrhundert  Empfänger- 
herstellung vor;  es  ist  hierfür  höchst  lehrreich,  wenn  noch  um  1280 
der  Bischof  Tyge  von  Aarhus  den  Zisterziensern  von  Öm  entgegnet: 
All  Eure  Urkunden  sind  nichts  wert,  Ihr  habt  Schreiber  genug  und 
könnt  Euch  Urkunden  machen,  so  viel  Ihr  wollt2).  Die  ungarische 
königliche  Kanzlei  hat  erst  unter  Bela  III.  (1172 — 1196)  eine  festere 
Organisation  erhalten,  während  bis  dahin  die  Tätigkeit  der  königlichen 
Notare  fast  durchwegs  nur  darin  bestanden  hatte,  an  die  vom  Empfänger 
verfaßte  und  geschriebene  Urkunde  das  Königssiegel  zu  hängen3). 
Und  bei  den  Fürsten  von  Großpolen  kam  die  Herstellung  durch  den 


x)  Vgl.  die  Literatur  oben  S.  124.  O.  Freih.  v.  Mitis  hat  in  seinen  Studien 
z.  älteren  österr.  Urkundenwesen  schon  wertvolle  Ergebnisse  für  die  Urkunden  der 
Babenberger,  sowie  auch  der  Erzbischöfe  von  Salzburg  und  der  Bischöfe  von 
Passau  mitgeteilt  und  wird  sie  dann  für  die  Babenberger  erschöpfend  in  der  Aus- 
gabe ihrer  Urkunden  bieten.  Die  Urkunden  der  Erzbischöfe  von  Salzburg  bear- 
beitet F.  Martin  für  den  2.  und  3.  Bd.  des  Salzburger  Urkundenbuchs,  über  die 
Passauer  Bischofsurkunden  erscheint  eine  Arbeit  von  Lothar  Groß  im  :>.  Hefte 
des  8.  Ergänzungsbandes  der  Mitt.  des  Instituts,  über  die  Brixener  Bischofsurkunden 
ist  eine  Arbeit  von   Karl  Moser  zu  gewärtigen. 

2)  Buchwald  288. 

3)  Vgl.  Fejerpataky  in  Mitt.  d.   Instituts  Ergbd.  G,  220  ff. 
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Empfänger  auch  im   13.    Jahrhundert  noch  neben   der   Kanzleiausfer- 
tigung nicht  selten  vor1). 

So  sehr  diese  Untersuchungen  noch  der  Ergänzung  bedürfen,  und 
obwohl  die  bisherigen  Ergebnisse  im  einzelnen  nicht  immer  fest  und 
abschließend  genannt  werden  können,  auch  die  einzelnen  Forscher 
bisher  keineswegs  gleichmäßig  in  der  Beurteilung  der  Schriftprovenienz 
vorgegangen  sind,  so  ist  das  Gesamtbild  in  seinen  Grundlinien  doch 
wohl  bereits  gewonnen.  Zu  seiner  Veranschaulichung  möge  nach- 
folgende Tabelle  (S.  130,  131)  dienen,  welche  einige  der  am  besten  durch- 
gearbeiteten Urkundengruppen  zur  Grundlage  nimmt2).  Sie  lehrt  in 
der  einheitlichen  Form  von  Prozentansätzen  und  in  aufeinander 
folgenden  Zeitabschnitten  die  Verteilung  der  Urkunden  nach  der  Ver- 
schiedenheit ihrer  Entstehung.  Die  über  den  Prozentansätzen  stehenden 
Zahlen  bedeuten  die  Anzahl  der  benützten  Originale.  Die  Herstellung 
durch  den  Aussteller  und  durch  den  Empfänger  bilden  die  zunächst 
interessierenden  Gruppen;  neben  ihnen  kommen  die  seltenen  Fälle 
der  Herstellung  durch  einen  bekannten  Dritten  wenig  in  Betracht,  sie 
sind  in  der  Tabelle  in  Anmerkung  mitgeteilt.  Viel  umfangreicher  bleibt 
die  Gruppe  der  unbestimmbaren  Stücke.  Die  anscheinend  genauen 
Zahlen  dürfen  natürlich  nur  als  ungefähre  Verhältniszahlen  genommen 
werden.  Bei  weiterer  Forschung,  bei  mehr  Material  würden  sich  die 
Zahlen  im  einzelnen  gewiß  noch  verändern,  immerhin  wird  eine  solche 
Zusammenstellung  doch  schon  gestattet  sein. 

Die  Tabelle  zeigt  bei  aller  gebotenen  Reserve  doch  manches.  Un- 
angenehm auffallend  ist  zunächst  der  große  Prozentsatz  unbestimm- 
barer Stücke;  er  ist  fast  bei  allen  Urkundengruppen  in  erheblichem 
Maße  vorhanden,  ja  mehrfach  steigt  noch  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts 
seine  Höhe.  Dies  zeigt  uns  die  Lücken  und  die  Grenzen  der  Forschung 
auf  diesem  Gebiete.  Die  Unbestimmbarkeit  so  zahlreicher  Urkunden 
hängt  einerseits  mit  der  Herstellung  durch  den  Empfänger  zusammen; 
denn  in  gar  vielen  Fällen  mangelt  das  Vergleichsmaterial  an  Urkunden, 
die  vom  Empfänger  als  Aussteller  für  andere  herrühren,  um  deren 
Schrift  und  Diktat  studieren  und  bestimmen  zu  können.  Andrerseits 
kommt  der  Umstand  in  Betracht,  daß  die  Aussteller  nicht  selten  Ge- 
legenheitsschreiber verwendeten,  die  ein,  zwei  Stücke  schrieben,  dann 
aber  wieder  verschwinden.  So  werden  denn  die  unbestimmbaren  Stücke 
zum  größeren  Teile  der  Empfängerherstellung  angehören,  zum  ge- 
ringeren Teile  dem  Aussteller. 


1)  Vgl.  Kratochvil  über  die  Arbeit  von  Krzyzanowski  in  Mitt.  d.  Instituts 
14,  510  ff. 

2)  Als  Grundlagen  der  Berechnung  dienten  die  Zusammenstellungen  von  Schill- 
mann, Beiträge  z.  Urkundenwesen  der  alt.  Bischöfe  von  Cammin  92  und  B.  Heine- 
mann, Beitr.  z.  Urkundenwesen  d.  Bischöfe  von  Konstanz  86,  ferner  Posse,  Privat- 
urkunden 45  ff.,  für  Kärnten  die  Einleitung  von  Jaksch  zu  Mon.  duc.  Carinthie  IV  2, 
XI  ff.,  für  Köln,  Pomerellen,  Tecklenburg  die  Arbeiten  von  Heimen,  Perlbach, 
Stephan,  für  Passau  die  vorhin  (S.  127,  Anm.  1)  erwähnte  Arbeit  von  Groß.  Hierzu 
die  wichtigen  Bemerkungen  von  Steinacker  in  Mitt.  d.  Inst.  29,  349  f. 


2.  Die  Herstellg.  d.  Urk.  durch  d.  Empfang.  Neuausfertigungen.  Fälschungen.      129 

Der  Anteil  der  Empfängerherstellung  ist  in  der  zweiten  Hälfte  des 
12.  *)  und  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  öfters  überwiegend  oder 
ungefähr  gleichgroß ,  wie  der  Anteil  der  Aussteller.  Bei  Cammln, 
Meißen,  Kärnten  steigt  er  weit  über  die  Hälfte.  Auffallend  gering 
ist  er  bei  Passau  und  anscheinend  bei  Gurk;  dies  lehrt  eindringlich, 
wie  ungleichartig  die  Verhältnisse  sein  können  und  wie  sehr  man  sich 
vor  Verallgemeinerungen  hüten  muß.  Immerhin  ist  ja  die  mit  dem 
Fortschreiten  der  Zeit  abnehmende  Menge  der  Empfängerherstellung 
unverkennbar.  Aber  auch  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts 
beträgt  bei  mehreren  Gruppen  der  Anteil  der  Empfänger  ein  Viertel 
bis  über  ein  Drittel  der  Urkunden,  ja  bei  den  Urkunden  Albrechts  von 
Thüringen  fast  60,  bei  denen  Mestwins  von  Pomerellen  65  Prozent. 
Die  entschiedene  Wendung  zu  einer  regelmäßigeren  Herstellung  durch 
den  Aussteller  und  damit  zu  den  Anfängen  einer  wirklichen  Kanzlei 
tritt  keineswegs  überall  ungefähr  um  die  gleiche  Zeit  entgegen.  Ein 
augenfälliger  Umschwung  in  dieser  Hinsicht  vollzieht  sich  um  1240 
sowohl  in  Meißen,  wie  noch  deutlicher  in  Kärnten.  Die  früher  stark 
vorherrschende  Empfängerfertigung  tritt  wesentlich  zurück,  der  Anteil 
des  Ausstellers  überwiegt  so,  daß  man  von  einer  Kanzlei  sprechen  kann. 
Aber  es  ist  nun  höchst  bezeichnend:  beim  Sohne  Heinrichs  von  Meißen, 
Albrecht  von  Thüringen,  ist  gleichzeitig  und  bis  zum  Ende  des  Jahr- 
hunderts der  Anteil  der  Empfänger  weit  stärker  als  der  des  Ausstellers, 
und  in  Kärnten  dauert  der  Bestand  einer  Kanzlei  nur  bis  zum  Tode 
Herzog  Bernhards,  unter  der  Alleinregierung  seines  Sohnes  Ulrich 
(1256 — 1269)  ist  von  Kanzleimäßigkeit  wieder  keine  Rede.  In  Osnabrück, 
Merseburg  und  Konstanz  geschieht  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts ein  beträchtlicher  Schritt  vorwärts,  eine  Kanzlei  aber  als 
organisierte  Beurkundungsstelle  ist  in  Konstanz  und  Merseburg  und 
ebenso  in  Cammin  doch  erst  seit  Beginn  des  14.  Jahrhunderts  vor- 
handen. 

Wir  können  die  Bedeutung  des  Empfängeranteiles  noch  mehr 
veranschaulichen,  wenn  wir  den  Urkundenbestand  von  Empfänger- 
archiven auf  seine  Schriftprovenienz  untersuchen.  Hier  bieten  Kloster- 
archive die  sprechendsten  Beispiele.  In  den  Urkundenbeständen  der 
thüringisch-sächsischen  Klöster  Volkerode,  Altzelle,  Buch,  Dobrilugk 
findet  sich  im  13.  und  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  nach  Posse  fol- 
gendes Verhältnis.  In  Volkerode  sind  129  Urkunden  der  verschiedensten 
Aussteller  für  das  Kloster  von  Klosterhand  geschrieben,  während  nur 
17  von  den  Ausstellern  herrühren  und  bei  26  die  Schriftprovenienz 
nicht  sicher  ist.     In  Buch  ist   das  Verhältnis   121  :  34  :  11.  in  Altzell*- 


x)  Für  die  erste  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  hat  Knipping  an  den  Urkunden 
der  Erzbischöfe  von  Köln  das  starke  Überwiegen  der  Empfängerherstellung  gezeigt; 
für  die  Urkunden  der  Bischöfe  von  Lütt  ich  konstatierte  Schubert,  Eine  Lütticher 
Schriftprovinz  55,  daß  von  12  Originalen,  die  er  sehen  konnte,  5  vom  Empfänger. 
2  vom  Aussteller  herrühren  und  5  unbestimmbar  sind.  Für  P  a  s  s  a  u  zählt 
Dr.  Groß  von  34  Originalen  von  1091  bis  1148  als  vom  Aussteller  herrührend  13,  vom 
Empfänger  10,  unbestimmbar  11. 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  9 
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62,1 

37,9 

0 

Urkunden     Heinrichs 
d.    Erl.    von     Meißen 
von    1221—1240   (36), 
von  1240—1288  (248). 

Landgrafen  von 

Thüringe  n  .    .    . 

278 

Aussteller.    .    .    . 

40,3 

Empfänger   .    .    . 

59,7 

Unbestimmbar     . 

0 

Bischöfe  von 

- 

Von  bekannter  dritter 

Merseburg .    .    . 

6 

27 

73 

Handsind:  1200— 1250 

Aussteller.    .    .    . 

0 

44,4 

49,3 

11,2%,  1250— 1300  4,4. 

Empfänger   .    .    . 

33,3 

22,2 

24,4 

Für  die  Zeit  von  1300 

Unbestimmbar    . 

66,7 

22,2 

21,9 

bis  1350  ist  dasVerhält- 
nis  bei  einer  Zahl  von 
134   Urkunden :    Aus- 
steller 71,6°/0,  Empfän- 
ger 2,9,  unbestimmbar 
23,8,   bekannte    dritte 
Hand  1,7. 

Bischöfe  von 

Hi  Idesheim    .    . 

102 

275 

Aussteller     .    .    . 

16,7 

37,5 

Empfänger   .    .    . 

28,4 

9,8 

Unbestimmbar     . 

54,9 

52,7 
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1150—1200 

1200—1250 

1250—1300 

Bischöfe  von 
Minden 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar     . 

135 

57,0 
29,6 
13,4 

202 

41,1 
42,5 

15,8 

Von  bekannter  dritter 

Hand   sind  von    1250 

bis  1300  0,6  °/0. 

Bischöfe  von 
Osnabrück.    .    . 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar    . 

37 

18,9 
43,2 
37,9 

101                    89 
54,5                  60,7 

30.7  26,9 

14.8  12,4 

Grafen  von 
Teckle  nburg.    . 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar     . 

47 

42,6 
40,4 
17,0 

Erzbischöfe  von 
Köln 

Aussteller     .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar     . 

96 

30,2 
30,2 
39,6 

Urkunden   Erzbischof 

Engelberts  d.  H. 

1216—1225. 

Bischöfe  von 
Konstanz     .    .    . 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar    . 

190 

33,1 
31,5 

34,2 

407 

43,4 
19,4 
35,6 

Von  bekannter  dritter 
Hand  sind  von    1200 

bis  1250  1,2  °/0, 
von  1250—1300  1,6. 

Bischöfe  von 
Passau  

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar     . 

81 
49,4 
11,1 
39,5 

115 

51,3 

8,7 

40,0 

85 
47,0 

7,1 
45,9 

Urkunden  bis  1280. 

Bischöfe  von 
Gurk 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar    . 

31 

58,0 

0 
35,5 

43 

58,1 

0 

41,7 

Von  bekannter  dritter 

Hand   sind  von  1150 

bis  1200:  6,5  °/0. 

Herzoge   von 
Kärnten    .... 

Aussteller.    .    .    . 

Empfänger   .    .    . 

Unbestimmbar     . 

34 

8,8 
61,7 
26,4 

53 

73,6 

1,9 

24,5 

Urkunden  der  Herzoge 
Bernhard  (1202- 1256) 
und  Ulrich  (gest.  1269) 
von    1202—1240   (34) 
und    von    1240 — 125G 
(53). 
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90  :  47  :  19,  in  Dobrilugk  62  :  15  :  10.  Ein  ähnliches,  natürlich  mehr 
oder  minder  schwankendes  Verhältnis  ergab  sich  noch  bei  einer  Reihe 
anderer  Klöster  verschiedener  Orden,  auch  bei  Deutschordenskommen- 
den  dieser  Landschaften1).  Im  Kloster  Bersenbrück  im  Osna- 
brückischen lassen  sich  von  55  Originalen  aus  der  Zeit  von  1235 — 1270 
37  als  im  Kloster  geschrieben  nachweisen2). 

Ein  paar  Einzelbeispiele  mögen  uns  diese  Einheit  in  der  Empfänger- 
herstellung bei  größter  Mannigfaltigkeit  der  Aussteller  noch  deutlicher 
vor  Augen  führen.  Im  Archive  des  Augustinerstiftes  Riechenberg  bei 
Goslar  finden  sich  aus  der  Zeit  von  1129 — 1157  mehr  als  20  Urkunden 
für  das  Kloster,  welche  einen  zweifellos  engverwandten  gleichmäßigen 
Schriftcharakter  an  sich  tragen,  aber  von  nicht  weniger  als  sieben  ver- 
schiedenen Ausstellern  herrühren,  nämlich  von  Lothar  III.,  von  den 
Bischöfen  Bernhard  und  Bruno  von  Hildesheim,  Herzog  Heinrich 
dem  Löwen,  dem  Hildesheimer  Dompropst  Reinold,  dem  Pfalzgrafen 
Friedrich  von  Sachsen,  Kaiser  Friedrich  I.  und  dem  Propste  Adelog  von 
Goslar3).  Um  diese  Zeit  war  es  also  in  Reichenberg  regelmäßiger  Brauch, 
daß  man  im  Kloster  selber,  oder  von  Mitgliedern  des  Klosters  die  Ur- 
kunden schreiben  ließ,  und  daß  dann  Kaiser  und  Herzog,  Bischof  und 
Dompropst  nur  ihre  Beglaubigung,  ihr  Siegel  dazugaben. 

In  der  Zisterzienserabtei  Kamp  am  Niederrhein  wurden  zur  Zeit 
des  Erzbischofs  Engelbert  I.  von  Köln  (1216 — 1225)  die  dem  Kloster 
erteilten  Urkunden  Engelberts  und  anderer  Aussteller  nicht  bloß  von 
Klosterhand  geschrieben,  man  stellte  von  Seiten  des  Klosters  auch  noch 
die  Siegelmasse  dem  Aussteller  zur  Verfügung,  nämlich  Wachs  mit 
Malthaerde  gemischt4). 

Dieselbe  weitreichende  Betätigung  des  Empfängers  läßt  sich  in 
noch  viel  ausgedehnterem  Maße  bei  einem  andern  Zisterzienserstifte, 
dem  Kloster  Salem  nördlich  von  Konstanz  beobachten5).  Hier  hat 
man  das  ganze  13.  Jahrhundert  hindurch  regelmäßig  die  für  das  Stift 
bestimmten  Urkunden  durch  Klosterschreiber  abfassen  und  schreiben 
lassen,  so  daß  nicht  bloß  die  Schrift,  sondern  auch  gemeinsame  Diktat- 
eigentümlichkeiten die  Salemer  Herkunft  bezeugen;  dieselben  Schreiber, 
welche  die  Urkunden  z.  B.  der  Bischöfe  von  Konstanz  für  Salem  schrieben, 
haben  dann  die  Rückseiten  dieser  Urkunden  mit  archivalischen  Dorsual- 
vermerken  versehen;  und  namentlich  in  der  Zeit  von  1250 — 1280  findet 


x)  Vgl.  Posse  13  ff.  Hierbei  sind  die  von  Posse  dem  »Klosterductus«  zuge- 
schriebenen Stücke  den  unsicheren  Händen  zugerechnet.  Auch  hier  wie  bei  allen 
folgenden  Ergebnissen  von  Schriftbestimmungen  muß  nachdrücklich  betont  werden, 
daß  di^se  Resultate  im  einzelnen  gewiß  nicht  immer  endgültige  und  unabänder- 
liche sein  werden.  Bei  Schrift-  und  Diktatuntersuchung  kann  überhaupt  nicht 
genug  Vorsicht  und  Umsicht  angewendet  werden. 

2)  Stephan  33  f. 

3)  O.  Heinemann,  Beitr.  z.  Diplomatik  d.  Bischöfe  v.  Hildesheim  26  ff.  Fak- 
simile von  Urkunden  K.  Friedrichs  und  Bischof  Brunos  von  Hildesheim  von  1157 
von  derselben  Riechenberger  Hand  bei  Arndt-Tangl  Schrifttafeln  T.  84,  85. 

4)  Heimen  23.    Über  Maltha  vgl.  Ilgen  in  Meisters  Grundriß  1,  328. 

5)  Vgl.  Barth.  Heinemann  70  ff. 
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man  an  den  Urkunden  des  Salemer  Archivs,  z.  B.  zahlreichen  des  Bischofs 
Eberhard  von  Konstanz,  Malthasiegel,  zu  denen  das  Kloster  diesen 
Siegelstoff  geliefert  hatte,  der  sonst  in  Konstanz  nicht  gebräuchlich 
war.  Endlich  läßt  sich  noch  eine  charakteristische  Erscheinung  fest- 
stellen. Salem  hat  mehrmals  auch  für  andere  Zisterzienserklöster  die 
Rolle  des  Empfängerschreibers  übernommen.  Urkunden  der  Bischöfe 
Konrad  und  Eberhard  von  Konstanz  für  die  Nonnenklöster  Wald  (1212), 
Günterstal  (1224)  und  Feldbach  (1261),  sowie  für  Wettingen  (1268) 
sind  von  bekannten  Salemer  Schreibern  hergestellt.  So  sehr  also  war  die 
Herstellung  durch  den  Empfänger  Gewohnheit,  daß  diese  kleinen 
Nonnenkonvente,  die  vielleicht  selbst  keine  geeignete  Schreibkraft 
besaßen,  lieber  an  das  angesehene  Salem  herantraten,  als  daß  man  die 
Urkunden  des  Bischofs  eben  in  der  bischöflichen  Schreibstube  schreiben 
ließ. 

Ein  ganz  analoger  Fall  begegnet  in  den  ersten  Dezennien  des 
13.  Jahrhunderts  mit  einem  Schreiber  des  Zisterzienserstiftes  Heiligen- 
kreuz im  Wiener  Walde.  Dieser  schrieb  nicht  bloß  für  sein  Kloster, 
sondern  auch  für  andere  Häuser  seines  Ordens  die  Urkunden  verschie- 
denster Aussteller  wie  der  Herzoge  von  Österreich,  der  Bischöfe  von 
Passau  und  anderer1). 

Wenn  dazu  noch  die  Beobachtung  gemacht  worden  ist,  daß  solche 
Zisterzienser,  aber  auch  andere  Empfängerschreiber,  in  bewußter  und 
geschickter  Weise  die  Schrift  der  Papsturkunden  nachahmen2),  so 
werden  all  diese  Dinge  gar  wohl  zu  beachten  und  weiter  zu  verfol- 
gen sein. 

Endlich  kommt  noch  eine  andere  Erscheinung  vor,  welche  die  bunte 
Mannigfaltigkeit  der  Urkundenentstehung  noch  vermehrt.  Es  gab 
professionsmäßige  Urkundenschreiber,  welche,  jedenfalls  gegen  Entgelt, 
im  Auftrag  der  verschiedensten  Aussteller  und  Empfänger  Urkunden 
verfaßten  und  schrieben.  In  Kärnten  begegnet  in  der  Zeit  von  1203 
bis  1226  ein  Schreiber  (scriptor)  Gebeno,  der  nicht  der  bischöflichen 
Kapelle  oder  dem  Domkapitel  von  Gurk  angehörte,  dessen  Name  auch 
sonst  nie  genannt  wird.  Aber  seine  charakteristische  Schrift  und  sein 
Diktat  begegnen  in  Urkunden  der  Bischöfe  und  des  Kapitels  von  Gurk, 
dann  in  Urkunden  des  Abtes  Ulrich  von  St.  Paul,  des  Erzbischofs 
Eberhard  von  Salzburg  und  eines  Ministerialen  Otto,  Urkunden,  welche 
allerdings  in  Beziehungen  zur  Gurker  Kirche  stehen,  endlich  aber  auch 
in  zwei  Urkunden  Herzog  Leopolds  VI.  von  Österreich-Steiermark  für 
das  Kloster  St.  Paul  und  für  die  Herren  von  Trixen3).  Noch  viel  deut- 
licher läßt  ein  Beispiel  aus  Oberschwaben  die  weitreichende  Tätigkeit 
solcher  Schreiber  erkennen.  Da  gab  es  ein  oder  zwei  Männer,  vielleicht 
Meister  und  Schüler,  welche  in  der  Zeit  von  c.  1235  bis  gegen  1270  als 


x)  Ich  verdanke  diese  Nachricht  freundlicher  Mitteilung  von  Freili.  v.  Mitis. 
der  in  seiner  Ausgabe  der  Babenberger  Urkunden  näher  darüber  handeln  wird. 

2)  Vgl.   Heimen  22,  B.   Heinemann  72  f.;  so  auch  besonders  der  angeführte 
Schreiber  von  Heiligenkreuz. 

3)  Vgl.  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthiae  1  Einl.  XXII  und  IV  2  Einl.  XII. 
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vielgebrauchte  Urkundenschreiber  wirkten.  Eine  ganze  Reihe  von 
schwäbischen  Grafen  und  Herren,  aber  auch  die  Klöster  Zwiefalten, 
Weingarten,  Buchau  und  Schussenried  ließen  gelegentlich  ihre  Ur- 
kunden von  diesem  Manne  verfassen  und  schreiben  —  die  Schrift, 
gewisse  Formeln  der  Arenga  und  die  genaue  Fassung  der  Datierung 
lassen  ihn  erkennen.  Auch  Kloster  Baindt  benützte  ihn,  um  als  Em- 
pfänger im  Jahre  1262  sich  eine  Urkunde  Konradins  von  Schwaben 
schreiben  zu  lassen,  und  andere  oberschwäbische  Empfänger  taten 
dasselbe  bei  Urkunden  Bischof  Eberhards  von  Konstanz1). 

II.  So  muß  also  die  Frage  nach  der  Schriftprovenienz 
und  der  Diktatprovenienz  für  die  Kritik  und  historische 
Verwertung  der  Urkunden  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  als  die  erste 
und  wichtigste  bezeichnet  werden.  Schrift  und  Diktat,  oder  noch 
besser  gesagt,  äußere  und  innere  Merkmale,  dürfen  nicht  voneinander 
getrennt  werden.  Die  Schrift  und  die  anderen  äußeren  Merkmale  werden 
oft  den  ersten  Haltpunkt  geben,  aber  es  müssen  auch  die  inneren  Merk- 
male geprüft  werden.  Oft  werden  sie  zusammenstimmen  nach  einer 
Richtung,  sei  es  Herstellung  durch  den  Empfänger,  sei  es  durch  den 
Aussteller.  Doch  es  kann  auch  der  Fall  eintreten,  daß  die  Schrift  vom 
Empfänger,  das  Diktat  vom  Aussteller  herrührt,  öfter  vielleicht  auch 
umgekehrt.  Die  Untersuchung  muß  stets  auf  die  Originale  begründet 
werden,  ihre  Ergebnisse  lassen  sich  jedoch  auch  aus  den  abschriftlich 
überlieferten  Urkunden  ergänzen.  Die  Untersuchung  muß  an  den 
Empfängergruppen  geführt  werden,  an  ihnen  sind  äußere  und  innere 
Merkmale  zu  erforschen  und  zu  verfolgen.  Zu  dem  Material  der  Em- 
pfängergruppen aber  gehören  nicht  bloß  die  für  den  Empfänger  aus- 
gestellten Urkunden  etwa  bloß  eines  Ausstellers,  also  z.  B.  bestimmter 
Bischöfe,-  sondern  aller  Aussteller.  Und  es  gehören  dazu  auch  die  Ur- 
kunden, die  vom  Empfänger  selber  als  Aussteller  herrühren.  Mit  einem 
Worte,  der  ganze  einstige  archivalische  Urkundenbestand  z.  B.  eines 
Klosters,  eines  Hochstifts,  eines  Kapitels  in  jener  Zeit. 

Wenn  schon  bei  Bearbeitung  der  Kaiserurkunden  seit  Sickels 
weitblickendem  »Programm«  nach  Empfängergruppen  vorgegangen 
und  seit  der  wachsenden  Erkenntnis,  daß  auch  in  der  königlichen  Kanzlei 
die  Empfängerbeteiligung  sehr  wohl  zu  beachten  ist,  das  mit  dem  Em- 
pfänger überhaupt  in  Beziehung  stehende  Material  herangezogen  wird2), 
so  muß  dies  in  ausgedehntestem  Maße  und  ganz  konsequent  bei  der 
Erforschung  des  Privaturkundenwesens  dieser  Zeiten  geschehen.  Man 
muß  sich  hier  noch  mehr  als  bisher  losmachen  von  der  Vorstellung  der 
Ausstellerkanzleien.  Das  12.  und  zum  guten  Teile  auch  das  13.  Jahr- 
hundert lag  noch  stark  im  Banne  der  voraufgehenden  Zeit  der  aus- 
schließlich vom  Empfänger  herrührenden  Aktaufzeichnung.  Der  Em- 
pfänger hat  das  meiste  Interesse  an  der  Beurkundung,  er  veranlaßt  sie, 


x)  Vgl.  Schneider  in  Archiv.    Zeitschr.  11,  10  f.,  dazu  B.  Heinemann  85. 
2)  Vgl.  etwa  die  interessanten  Ergebnisse,  zu  denen  H.  Hirsch  in  seinen  Studien 
über  die  Privilegien  süddeutscher  Klöster  des  11.  u.  12.  Jahrh.,  Mitt.  d.  Instituts 

1  ■.  Ergbd.,  gekommen  ist,  vgl.  bes.  S.  595  ff. 
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er  führt  sie  selber  so  weit  durch,  daß  der  Aussteller  nur  das  beglaubigende 
Siegel  dazuzugeben  hat.  Man  könnte  eher  oft  von  einer  Empfänger- 
kanzlei sprechen  als  von  der  Ausstellerkanzlei.  Denn  die  von  verschie- 
densten Ausstellern  für  einen  Empfänger  gegebenen  Urkunden 
zeigen  oft  in  Schrift  und  Diktat  die  schönste  Übereinstimmung  einer 
einheitlichen  Herstellung  eben  in  der  Schreibstube  des  Empfängers. 
Man  verlangte  und  erwartete  vom  Aussteller  gar  nicht  die  Herstellung 
-der  Urkunde  und  die  Zeit  sah  in  der  Empfängerherstellung  nicht  eine 
Ausnahme  und  eine  Unregelmäßigkeit,  sondern  etwas  ganz  Gewöhnliches, 
ja  oft  und  namentlich  bei  klösterlichen  Empfängern  beinahe  die  Regel. 
So  hat  denn  auch  die  Forschung  die  ganze  Schreib-  und  Diktat- 
tätigkeit jener  Stätten,  an  denen  das  Urkundenwesen  hauptsächlich 
haftet,  der  Bischofs-  und  Fürstenhöfe,  der  Kapitel,  Stifter  und  Klöster, 
zu  berücksichtigen  und  zu  untersuchen. 

Ohne  die  Bedeutung  der  Diktatuntersuchung  irgendwie  verkennen 
■oder  als  minder  wichtig  bezeichnen  zu  wollen,  wird  doch  die  Schrift- 
untersuchung das  Nächstliegende  bleiben.  Hier  hat  die  Arbeit  Posses 
zweifellos  bedeutsame  Gesichtspunkte  und  Anregungen  gebracht. 
Sie  hat  die  Übertragung  bestimmter  Schrifteigentümlichkeiten  durch 
Mönche  des  Mutterklosters  auf  ein  Tochterkloster  festgestellt,  hat  auf 
•die  länger  oder  kürzer  dauernde  Schriftgleichheit  und  Schriftverwandt- 
heit  der  Urkunden  von  Klöstern  hingewiesen,  so  daß  da  und  dort  und 
zeitweilig  von  einer  Schreibschule,  von  Schulähnlichkeit  der  Hände, 
von  einem  bestimmten   Klosterduktus  gesprochen  werden  kann. 

So  ist  denn  auch  weiterhin  z.  B.  mit  Sicherheit  nachgewiesen 
worden,  daß  man  in  dem  1142  gegründeten,  mit  Mönchen  von  Weiler- 
Bettnach  in  Lothringen  besiedelten  Zisterzienserkloster  Viktring  in 
Kärnten  in  den  ersten  Dezennien  die  Schrift  des  französischen  Mutter- 
klosters antrifft1);  daß  z.  B.  im  Benediktinerkloster  Siegburg  durch 
mehr  als  100  Jahre  von  1065 — 1181  wirklich  eine  bestimmte,  schul- 
mäßig fortgepflanzte  Schreibweise  andauerte;  daß  im  Chorherren- 
stifte St.  Florian  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  an  den 
im  Kloster  hergestellten  Urkunden  der  verschiedensten  Aussteller,  ja 
sogar  an  charakteristischen  Eigenheiten  der  Schrift  eines  Kopial- 
buches  eine  gemeinsame  Schulung  deutlich  zu  erkennen  ist2). 

Aber  solche  Beobachtungen  sind  schon  von  Posse  und  nach  ihm 
auch  von  anderen  zu  sehr  zu  allgemeinen  Lehren  gestempelt  und  in  allzu 
weitgehenden  Folgerungen  weitergeführt  worden.  Man  sprach  von 
einem  Klosterduktus,  als  ob  jedes  Kloster  seine  besondere  Schreibart, 
seine  Schule  gehabt,  oder  aber  wieder,  als  ob  es  einen  bestimmten 
Zisterzienser-  oder  Augustiner- Duktus  gegeben  hätte.  Die  Zugehörig- 
keit zu  diesem  Klosterduktus  wurde  als  sicheres  Mittel  der  Provenienz- 


x)  Jaksch,  Mon.  duc.  Car.  3  Vorbemerk.  XLVI  f.  —  Buchwald  148,  159  weist 
^uif  den  Einfluß  hin,  den  südfranzösische  Zisterzienser  auf  Urkunden-  und  Bücher- 
schrift in  Dänemark  geübt  haben. 

2)  Knipping,  Beiträge  z.  Diplomatik  d.  Kölner  Erzbischöfe  d.  12.  Jahrh.  8  ff. 
Schubert,  Eine  Lütticher  Schriftprovinz  81.    Mitis,  Studien  108  ff. 
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bestimmung  betrachtet,  ja  sie  wurde  als  wichtiger  bezeichnet  wie  die 
Bestimmung  des  einzelnen  Schreibers.  Demgegenüber  hat  Steinacker 
mit  Recht  einschränkende  Beobachtungen  geltend  gemacht,  welche 
zeigen,  »daß  ein  bestimmter  Duktus  selten  bei  der  Mehrzahl  der  Kloster- 
schreiber längere  Zeit  zu  beobachten«  ist1).  Und  Schubert  hat  an  den 
Urkunden  einer  größeren  Gruppe  von  Klöstern  und  Stiftern  von  Lüttich 
und  seiner  Umgegend  diese  Meinung  bestätigt  gefunden.  Schubert 
versuchte  nun  einen  etwas  andern  Weg,  nämlich  nicht  das  Kloster  oder 
den  Orden  als  maßgebend  für  Schriftgestaltung  und  Schrifteinheit  zu 
betrachten,  sondern  einen  größeren  landschaftlichen  Umkreis,  eine 
Schriftprovinz.  Ähnliches  hat  schon  Buchwald  angedeutet,  wenn  er 
im  Schriftcharakter  der  Urkunden  Heinrichs  des  Löwen  drei  territoriale 
»Schulen«  oder  Kreise  unterschied,  die  oberdeutsche,  die  braunschwei- 
gische  und  die  bremische2).  Schubert  aber  sucht  nun  eingehend  nach- 
zuweisen, daß  gewisse  Schrifteigentümlichkeiten  nur  innerhalb  einer 
geschlossenen  Gruppe  von  Klöstern  und  Stiftern  der  Diözese  Lüttich 
in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  und  im  12.  Jahrhundert  vorkommen;  von 
den  reformierten  Benediktinerklöstern  einerseits,  den  Kollegiatstiftern 
anderseits  seien  diese  graphischen  Besonderheiten  ausgegangen  und 
verbreitet  worden,  die  gemeinsame  Quelle  wäre  in  der  blühenden  Lüt- 
ticher  Domschule  des  11.  Jahrhunderts  zu  suchen.  Schreiber,  deren 
Heimat  innerhalb  dieser  Lütticher  Schriftprovinz  lag,  begegnen  ver- 
einzelt nicht  nur  in  Werden,  Köln  und  Mainz,  sondern  auch  in  der 
päpstlichen  Kanzlei  unter  Leo  IX.  und  in  der  Reichskanzlei  von  Hein- 
rich V.  bis  Friedrich  I.  Mit  Hilfe  der  Erkenntnis  dieser  Lütticher 
Schreibgewohnheiten  läßt  sich  endlich  auch  die  Entstehung  mehrerer  Fäl- 
schungen feststellen  und  örtlich  und  zeitlich  bestimmen.    . 

Das  Richtige  an  diesem  Versuche  liegt  zweifellos  darin,  daß  ein 
geschlossenes,  territoriales  Verbreitungsgebiet  bestimmter  Schreib- 
weisen gesucht  wird.  Der  Erfolg  aber,  die  Sicherheit  und  Verwertbar- 
keit der  Ergebnisse  hängt  wesentlich  davon  ab,  daß  solche  Schreib- 
weisen wirklich  nur  einer  bestimmten  Schriftprovinz  angehören. 
Um  dies  zu  konstatieren,  ist  der  Nachweis  mindestens  einiger  solcher 
Schriftprovinzen  notwendig,  also  die  Vornahme  solcher  Unter- 
suchungen in  größerem  Umfang.  Das  beste  Hilfsmittel  für  alle  der- 
artigen diplomatisch- paläographischen  Arbeiten  wäre,  wie  Steinacker 
schon  1906  es  aussprach,  »die  planmäßige  Anwendung  der  Photo- 
graphie«, die  Sammlung  von  photographischen  Aufnahmen  der  älteren 
Urkunden  größerer  Gebiete  in  den  zentralen  Archiven3).  K.  Lam- 
precht regte  dann  die  photographische  Aufnahme  aller  älteren  Ur- 
kunden an.    Aber  auch  abgesehen  von  solchen  Plänen  muß  es  für  jeden 


1)  In  Meisters  Grundriß  1,  256  und  in  Histor.  Zeitschr.  104,  194. 

2)  Buchwald  S.  163  ff. 

3)  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  1,  266.  Steinacker  führt  demnächst 
seine  Gedanken  näher  aus  in  einem  Aufsatz  »Diplomatik  und  Landeskunde. 
Erläutert  am  Stande  der  Forschung  in  den  österr.  Alpenländern«  in  den  Mitt. 
des  Instituts  (1911)  32.  Bd.   3.  Heft. 
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Herausgeber  einer  größeren  Urkundenpublikation  als  Pflicht  bezeichnet 
werden,  diesen  Fragen  sein  Augenmerk  zuzuwenden  und  seinen  Stoff 
in  diesen  Richtungen  durchzuarbeiten. 

III.  Die  weitgreifende  Teilnahme  der  Empfänger  an  der  Ur- 
kundenherstellung war  nun  notwendigerweise  von  gewissen  besonderen 
Umständen  begleitet.  Es  drängt  sich  doch  geradezu  die  Frage  auf: 
übte  denn  der  Aussteller  nicht  eine  Kontrolle  über  den  Ur- 
kundeninhalt und  in  welcher  Weise  ? 

Es  mag  freilich  in  zahlreichen  Fällen,  wo  es  sich  um  Rechtsgeschäfte 
von  niederen  Laien  mit  Kirchen  handelte,  vorgekommen  sein,  daß  die 
Urkunde  vom  Schreiber  des  Bischofs,  Domkapitels,  Klosters  geschrieben 
ward  und  der  Aussteller,  wenn  er  ein  Siegel  führte,  dasselbe  an  die  Ur- 
kunde gab,  ohne  daß  seinerseits  eine  eigentliche  Überprüfung  der  Ur- 
kunde geübt  ward. 

Aber  in  vielen  anderen  Fällen,  wo  geistliche  oder  weltliche  Große 
oder  Korporationen,  die  über  eigene  Schreibkräfte  verfügten,  Aussteller 
oder  Empfänger  waren,  führte  die  Empfängerherstellung  doch  zu 
etwas  komplizierteren  und  verschiedenartigen  Vorgängen.  Ein  Kloster 
sandte  etwa  seinen  Bevollmächtigten  an  den  Bischofs-  oder  Herzogshof, 
um  Bestätigung  oder  Erwerb  von  Recht  oder  Besitz  oder  sonst  eine 
Gunst  zu  erlangen.  Der  Abgesandte  legt  die  Wünsche  seines  Klosters 
vor;  er  hat  sie  schriftlich  zusammengestellt1).  Dieser  Vorakt  des  Em- 
pfängers kann  vom  Aussteller  als  sachliche  Grundlage  seiner  Urkunde 
genommen  werden,  die  im  übrigen  formell  ganz  aus  seiner  Schreibstube 
herrührt  —  dies  ist  Herstellung  durch  den  Aussteller.  Oder  aber  der 
Klosterbote  bringt  einen  als  Urkunde  formulierten  Entwurf  mit  und 
dieser  wird  vom  Aussteller  genehmigt  und  von  seinem  Schreiber  rein- 
geschrieben und  besiegelt  —  Diktat  des  Empfängers;  oder  die  vom  Aus- 
steller fixierte  Fassung  wird  vom  Klosterboten  reingeschrieben  und  der 
Aussteller  gibt  sein  Siegel  dazu  —  Schrift  des  Empfängers.  Oder  aber 
der  Aussteller  genehmigt  das  vom  Kloster  hergestellte  Konzept,  der 
Gesandte  des  Klosters  schreibt  es  rein  und  läßt  es  besiegeln;  oder  erbringt 
die  Urkunde  schon  geschrieben  mit  und  der  Aussteller  beglaubigt  sie 
nur  mit  seinem  Siegel  —  Diktat  und  Schrift  des  Empfängers.  Endlich 
kam  es  auch  vor,  daß  der  Aussteller  seinem  Bevollmächtigten  oder  viel- 
leicht auch  dem  Empfänger  ein  besiegeltes  Blankett  überließ,  das  dieser 
selber  ausfüllen  konnte2). 

In  all  diesen  verschiedenartigen  Fällen  und  Varianten  der  Em- 
pfänger-Beteiligung und  -Herstellung  —  mit  einziger  Ausnahme  des 
Blanketts  —  war  es  schließlich  die  Besiegelung,  welche  dem  Aussteller 
Anlaß  und  Möglichkeit  zur  Kontrolle  des  Urkundeninhaltes  bot.  Diese 
Kontrolle  hat  zweifellos  oft  und  oft  stattgefunden,  ohne  daß  uns  davon 


x)  Der  Ausdruck  »Wunschzettel«,  den  Posse  89  gebraucht,  paßt  wohl  für 
einen  solchen  Vorakt,  nicht  jedoch  für  eine  vom  Empfänger  beigebrachte  Rein- 
schrift, wofür    Posse  und  mehrere  neuere  Arbeiten  das  Wort  verwenden. 

2)  Über  Blankette  Posse  94,  Abbildung  eines  Blanketts  mit  dem  Siegel  des 
Markgrafen  Otto  mit  dem  Pfeile  von  Brandenburg  (1266—1309)  bei  Posse  Tafel  27. 
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eine  Erwähnung  oder  sonst  eine  Spur  Kunde  gäbe.  G.  v.  Buchwald 
glaubte  entdeckt  zu  haben,  daß  der  Aussteller  durch  einen  Daumen- 
eindruck im  weichen  Wachs  des  Siegels  seine  Zustimmung  dargetan 
habe  (recognitio  per  pollicem).  Er  gründete  dies  auf  die  Beobachtung, 
daß  viele  Siegel  aus  einer  ursprünglich  getrennten  Ober-  und  Unter- 
platte bestehen  (Plattensiegel)  und  rückwärts  Fingereindrücke  zeigen. 
Bei  der  Auflegung  der  Rückplatte  auf  die  noch  auf  dem  Stempel 
haftende  Oberplatte  sei  das  Eindrücken  des  Daumens  geschehen1). 
Diese  Annahmen  sind  nicht  ohne  Reiz,  aber  unbeweisbar.  Wohl  aber 
besitzen  wir  anders  geartete  sichere  Zeugnisse  dafür,  daß  in  der  Tat 
eine  Rekognition  oder  Kontrolle  von  Seite  des  Ausstellers  stattfand. 

Nicht  selten  kommt  geradezu  eine  Rekognitionsformel  vor,  in  welcher 
ein  Schreiber  oder  auch  wohl  Bevollmächtigter  des  Ausstellers  sich 
nennt  und  mit  recognovi  oder  recognovit  unterzeichnet.  Seit  der  Mitte 
des  11.  Jahrhunderts  sind  da  und  dort  solche  Fälle  in  Bischofs-  und 
Fürstenurkunden  anzutreffen2).  Mag  auch  diese  Rekognition  häufig 
nicht  eigenhändig  von  der  in  ihr  genannten  Persönlichkeit,  sondern 
vom  Kontextschreiber  geschrieben  sein3),  so  mindert  dies  kaum  ihre 
Bedeutung  als  Ausdruck  für  die  rekognoszierende  Tätigkeit,  welche  sich 
doch  auf  Durchsicht  und  Übernahme  der  Verantwortung  bezieht.  Be- 
zeichnend sind  zwei  Fälle,  wo  der  Schenker  selber  unter  den  Zeugen 
erscheint  mit  dem  Attribute  recognitor:  so  1201  Graf  Adolf  von  Schaum- 
burg in  einer  Bestätigung  seiner  Schenkung  für  St.  Johann  in  Lübeck 
durch  den  Bischof  von  Lübeck:  comes  A.  de  Sc.  ipse  recognitor  qui  et  dator; 
und  1227  Graf  Heinrich  von  Schwerin  für  die  Johanniter:  ego  H.  donator 
qui  et  ipse  recognitor^). 

Eine  gleiche  Bedeutung  liegt  zweifellos  auch  in  der  ebenfalls  im 
11.  Jahrhundert  in  Privaturkunden  auftretenden  Formel  Datum 
(data)  per  m  anu  m  (m  anu  s).  Sie  ist  sicherlich  in  Nachahmung 
der  bekannten  Schlußformel  der  Papsturkunden  in  die  Privaturkunden 
eingedrungen5).  Die  päpstliche  Datum-per-manus-Formel  war  früher 
ganz  eigenhändig  vom  Datar  geschrieben  worden,  sie  stand  jedenfalls 
in  Zusammenhang  mit  der  Beglaubigung6).     Seit  den  ersten  Dezennien 


M  Buchwald  177  ff.,  259  ff. 

2)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  2,  227,  Posse  164  Anm.  2;  Otto  Heinemann,  Beitr. 
z.  Dipl.  d.  Bischöfe  v.  Hildesheim  16  f. 

3)  Z.  B.  in  Urk.  Erzb.  Siegfrieds  von  Bremen  von  1183  bei  Posse  Tafel  4. 
In  Urk.  Bischof  Konrads  von  Passau  von  1155,  Apr.  30,  für  das  Domkapitel  ist  die 
Rekognition:  Heinricus  scholasticus  recognovit  Patavie  von  derselben  zweiten  Hand 
geschrieben,  welche  die  Zeugenliste,  die  Unterschrift  des  Bischofs  und  die  Datierung 
zufügte.     Mitteilung  von  Dr.  L.  Groß. 

4)  Buchwald  208,  260. 

5)  Das  hat  schon  Ficker,  Beiträge  2,  221  ff.,  ausgesprochen. 

6)  Vgl.  Breßlau,  Urkundenlehre  866  ff.,  dem  ich  auch  darin  beistimme,  daß 
die  Bezeichnung  »Aushändigungsformel«  lieber  ganz  zu  vermeiden  ist.  Ficker  selbst 
kam  ja  in  seinen  eindringlichen  Untersuchungen  S.  225  ff.  zum  Ergebnis,  daß  man 
wohl  »schon  früh«  die  Formel  in  der  päpstlichen  Kanzlei  auf  die  Prüfung  bezog  und 
daß,  als  die  Formel  anderwärts  Eingang  fand,  »man  auch  hier  zunächst  j  ene  Bedeutung 
im  Auge  hatte«. 
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des  12.  Jahrhunderts  ist  die  Datumzeile  von  Schreiberhand  geschrieben, 
aber  in  eine  freigelassene  Lücke  trägt  der  Kanzler  seinen  ganzen  Namen 
oder  später  den  Anfangsbuchstaben  seines  Namens  nach.  Mögen  sich 
nun  auch  die  Orts-  und  Zeitangaben  auf  den  Beurkundungsbefehl  be- 
ziehen, so  kann  doch  die  Tatsache  und  Art  dieser  eigenhändigen  Nach- 
tragung nur  den  Sinn  einer  Rekognition  von  Seiten  des  Kanzlers  be- 
sitzen. Und  in  diesem  Sinne  einer  Formel,  welche  die  prüfende,  be- 
glaubigende, die  Verantwortung  übernehmende  Tätigkeit  des  Aus- 
stellers, seines  Schreibers  oder  auch  seines  Bevollmächtigten  zum 
Ausdrucke  bringt,  ist  sie  nach  dem  Vorbild  der  päpstlichen  Kanzlei  in 
anderen  Urkundengebieten  übernommen  worden.  Es  ist  höchst  bezeich- 
nend, daß  die  französische  Königsurkunde  seit  der  Wende  des  11.  und 
12.  Jahrhunderts  die  Datum-per-manus-Formel  an  Stelle  der  Re- 
kognition einführt,  und  daß  in  der  deutschen  Reichskanzlei  unter 
Lothar  III.,  Konrad  III.  und  Friedrich  I.  in  einer  Reihe  von  Fällen 
das  gleiche  geschieht1). 

So  finden  wir  denn  die  Formel  in  diesem  Sinne  in  Urkunden  der 
Erzbischöfe  von  Trier  (1061)  und  Köln  (1063,  1077),  der  Herzoge  von 
Bayern,  der  Markgrafen  von  Steier,  der  Bischöfe  von  Passau  im  12.  Jahr- 
hundert, besonders  häufig  und  regelmäßig  in  den  Urkunden  Herzog 
Heinrichs  des  Löwen  und  der  Bischöfe  und  Fürsten  des  Nordostens 
im  13.  Jahrhundert2).  Für  die  Bedeutung  der  Formel  ist  es  ein  schlagen- 
der Beweis,  wenn  sie  in  einzelnen  Urkunden  Heinrichs  des  Löwen  ersetzt 
erscheint  durch  N.  recognovit.  Oder  wenn  in  Hildesheimer  Bischofs- 
urkunden, in  denen  seit  1161  öfter  Datum  per  manus  begegnet,  derselbe 
Datar  Gocelin  einmal  mit  recognovit  unterschreibt  und  in  mehreren 
Fällen  das  bei  getrennter  Datierung  dem  actum  entsprechende  datum 
durch  recognitum  ersetzt  wird3).  In  den  Urkunden  des  Erzbischofs  Engel- 
bert des  Heiligen  von  Köln  (1216 — 1225)  kommt  die  Formel  mehrere  Male 
vor;  in  einem  Falle  lautet  sie:  Datum  per  manum  Godefridi  capellarii 
et  Peregrini  notarii,  Kanzleivorstand  und  Notar  treten  hier  für  die 
Urkunde  ein4).  Man  wird  annehmen  können,  daß  der  Datar  oft  die 
Siegelung  vollzog  und  mit  datum  per  manus  geradezu  die  Siegelung 
verstanden  wird.  So,  wenn  eine  Äbtissin  und  ein  Vogt  als  Aussteller 
das  datum  per  manus  anwenden,  wo  es  sich  also  wohl  auf  die  Besiegelung 
beziehen  muß5).  Das  datum  per  manus  im  Munde  von  fürstlichen 
Notaren  ist  bei  Empfängerherstellung  geradezu  die  Garantie  für  die 
Richtigkeit  der  Urkunde  im  Sinne  des  Ausstellers6). 


x)  Vgl.  Erben  in  dieser  Urkundenlehre  1,  322  f.  Erben  weist  in  der  Reichs- 
kanzlei den  ersten  vereinzelten  Fall  im  Jahre  1092  nach. 

2)  In  Urk.  Heinrichs  des  Löwen  seit  1144,  der  Erzbischöfe  von  Hamburg-Bremen 
seit  1188,  dann  weiterhin  in  den  Urk.  der  Bischöfe  von  Lübeck,  Ratzeburg  und 
Schwerin,  der  Fürsten  von  Mecklenburg  und  Pommern.  Vgl.  Buchwald  153  ff., 
179  ff.  usw. 

3)  Otto  Heinemann  a.  a.  O.  16  ff. 

4)  Vgl.  Heimen,   Beiträge  z.  Diplomatik  Erzb.  Engelberts  des  Heiligen  35  ff. 

5)  Heimen  a.  a.  O. 

,;)  So  schon  Buchwald  153,  328  f. 
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Die  Formel  kommt  auch  weiterhin  in  Urkunden  geistlicher  und 
weltlicher  Fürsten  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  vor,  aber  immerhin 
verhältnismäßig  selten.  Man  darf  eben  deswegen  bei  ihrem  Gebrauche 
stets  eine  besondere  Ursache  annehmen.  Man  hat  vermutet,  daß  die 
Formel  nur  dann  verwendet  wurde,  wenn  der  Fürst  abwesend  war. 
Man  wies  auf  einen  Brauch  der  Kanzlei  Herzog  Rudolfs  IV.  von 
Österreich  (1358 — 1365)  hin,  wonach  diejenigen  Urkunden,  welche 
in  des  Herzogs  Abwesenheit,  aber  in  seinem  Namen  vom  Kanzler  als 
Statthalter  der  Vorlande  ausgestellt  sind,  die  Formel  tragen:  durch 
hende  des  egenannten  unsers  kanczlers  gegeben1).  Diese  Dinge  bedürfen 
noch  weiterer  Untersuchung. 

Die  Datarformel  der  päpstlichen  Kanzlei  ist  wohl  noch  in  einem 
speziellen  Punkte  vorbildlich  wirksam  gewesen,  nämlich  in  dem  Brauche 
der  Nachtragung  des  Kanzlernamens  oder  seines  Anfangsbuchstabens. 
Der  Kanzler  Aimericus  (1123 — 1141)  trägt  oft  das  A  seines  Namens  in 
den  freigelassenen  Raum  ein,  seine  Nachfolger  bis  1150  tragen  ihren 
ganzen  Namen  nach,  seit  dem  Kanzler  Roland  (1153 — 1159)  wird  die 
Nachtragung  des  Anfangsbuchstabens  der  ständige  Brauch2).  Wie 
schon  früher  gesagt,  bedeutet  diese  Nachtragung  die  Approbation, 
Rekognition  der  Urkunde  durch  den  verantwortlichen  Kanzleibeamten 
des  Ausstellers. 

Einem  ähnlichen  Verfahren  der  NachtragungalsZeichen 
der  Genehmigung  begegnen  wir  nun  auch  im  Bereiche  des 
privaten  Urkundenwesens.  Es  scheint  namentlich  dann  angewendet 
worden  zu  sein,  wenn  Urkunden  vom  Empfänger  hergestellt  und  vor- 
gelegt waren  und  wenn  nun  der  Schreiber  des  Ausstellers  oder  aber 
auch  der  des  Empfängers  in  absichtlich  gelassene  Lücken  einen  entschei- 
denden Nachtrag  einfügte.  Dieser  Nachtrag  betraf  ganz  in  der  Regel 
den  Namen  oder  Namen  und  Titel  des  Ausstellers.  Hie  und  da  ist  die 
Lücke  unausgefüllt  geblieben,  sonst  lassen  die  Verschiedenheit  der  Hand, 
der  Tinte,  des  Zuges,  der  zu  große  oder  zu  kleine  Raum  der  ursprüng- 
lichen Lücke  und  sonstige  graphische  Unterschiede  erkennen,  daß  ein 
Nachtrag  stattfand.  Das  Vorkommen  derartiger  Nachträge  bei  Namen 
und  Titel  ist  in  zahlreichen  Urkunden  der  thüringisch-sächsischen 
Gegenden,  und  zwar  in  Urkunden  der  verschiedensten  Aussteller,  so 
der  Landgrafen  von  Thüringen  und  Markgrafen  von  Meißen,  der  Bischöfe 
von  Naumburg,  Merseburg  und  Meißen,  von  Klöstern  und  Adeligen 
dieser  Gebiete,  für  die  zweite  Hälfte  des  12.  und  für  das  13.  Jahr- 
hundert nachgewiesen3).  Wenn  genauer  als  bisher  auf  diese  Erschei- 
nung  geachtet    wird,    werden    sich   jedenfalls   auch   an   anderen   Orten 


J)   Kürschner  im  Archiv  f.  öst.  Gesch.  49,  79,  vgl.  Ficker  2,  228,  Posse  172  ff. 

2)  Vgl.  Kaltenbrunner  in  Äfltt.  d.  Instituts  1,  396  ff.,  Diekamp  ebenda  3,  588. 
Kaltenbrunner  hat  auch  sehr  gut  die  Bedeutung  dieser  Xachtragung  betont,  die  von 
den  späteren  Forschern  weniger  beachtet  wurde. 

3)  Posse  96  ff.  und  die  Tafeln  29 — 32.  Selbst  wenn  manche  Annahmen  bei 
Posse  nicht  zutreffend  wären,  blieben  doch  Fälle  genug,  um  die  Richtigkeit  dieser 
Beobachtung  zu  erhärten. 
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ähnliche  Beobachtungen  machen  lassen.  So  ist  in  Urkunden  Erzbischof 
Engelberts  von  Köln  von  1216  und  1218  die  Nachtragung  von  Namen 
und  Titel  der  Notare  (im  einen  Falle  ist  vom  Worte  notarius  das  arius 
nachgetragen)  konstatiert  worden1). 

Die  Erklärung  und  Bedeutung  solcher  Nachträge  liegt  zweifellos 
In  der  Richtung,  daß  wir  es  mit  einer  Rekognition  und  ihrem  sichtbaren 
Ausdruck  zu  tun  haben.  Bei  Empfängerherstellung  wurde  der  Name 
(und  Titel)  des  Ausstellers  in  die  freigelassene  Lücke  der  Urkunde  ein- 
gesetzt, sobald  dieser  oder  sein  Vertreter  die  Urkunde  approbiert  hatte. 
Name  und  Titel  korrespondieren  dem  Siegel :  wie  dieses  zur  Beglaubigung 
vonseiten  des  Ausstellers  als  Abschluß  der  Beurkundung  zugefügt  ward, 
so  auch  Name  und  Titel,  ohne  die  ja  der  Text  gewissermaßen  in  der 
Luft  hing. 

IV.  Derartige  Mittel  der  Kontrolle  und  Sicherung  sind  als  Be- 
gleiterscheinungen der  Empfängerherstellung  vorgekommen.  Aber  mit 
ihr  und  mit  dieser  ganzen  Periode  des  Suchens  nach  festen  Formen  des 
Urkundenwesens  hängen  noch  andere  Eigentümlichkeiten  und  Schwierig- 
keiten zusammen,  welche  den  Historiker  besonders  interessieren,  da  sie 
von  der  Form  der  Urkunde  übergreifen  auf  ihren  sachlichen  Gehalt 
und  Wert. 

Der  Übergang  von  der  durch  den  Empfänger  aufgezeichneten 
Traditionsnotiz  und  dem  Traditionsbuch  zu  der,  wie  wir  sahen,  nament- 
lich von  kirchlicher  Seite  gestellten  Forderung  der  beglaubigten  Urkunde 
war  an  sich  begleitet  von  manchen  eigenartigen  Erscheinungen. 

Da  treffen  wir  im  11.  und  noch  lange  im  12.  Jahrhundert  nicht 
selten  und  allenthalben  Fälle,  daß  Stücke  in  reiner  und  einfachster 
Form  der  Aktaufzeichnung  mit  einem  Siegel  zu  Ur- 
kunden gestempelt  wurden  und  daß  man,  auch  wenn  die  Herstellung 
einer  förmlichen  Urkunde  von  vornherein  beabsichtigt  war,  gewohnt 
an  die  Form  der  einfachen  Notiz,  diese  auch  in  solchem  Falle  anwandte. 
Nicht  selten  geschieht  es,  daß  an  einen  solchen  Akt  das  Siegel  angebracht 
wird,  ohne  daß  im  Text  auch  nur  ein  Wort  von  Besiegelung  gesagt  wäre. 
Oder  es  kommt  vor,  daß  im  Text  subjektiv  gesprochen  wird  (nos,  manus 
nostra),  ohne  daß  aber  gesagt  ist,  wer  nun  dies  sei,  und  erst  aus  dem 
Siegel  läßt  sich  der  Aussteller  erkennen2).  Es  ist  schon  eine  Annäherung 
an  Urkundenform,  wenn  zu  der  Traditionsnotiz  eine  kurze  Korroboration 
mit  Siegelankündigung  hinzugefügt  wird.  Auch  die  äußere  Form  solcher 
Stücke  ist  oft  nur  die  eines  Einzelaktes:  kleine  Pergamentblättchen, 
Bücherschrift,  keinerlei  urkundenmäßige  Ausstattung.  Oder  wenn  etwa 
Urkundenschrift  und  andere  Schriftzeichen  angewendet  erscheinen, 
zeigt  doch  die  Fassung  den  simpelsten  Notizencharakter.  Der  Em- 
pfänger stellt  die  Notizen  zusammen  und  läßt  sie  besiegeln.  Das  am 
meisten  Bezeichnende  aber  ist,  daß  es  vielfach  der  Empfänger  selber 


x)  Heimen  34,  37. 

2)  Vgl.  Urkunden  von  1160  und  1161,  besiegelt  von  Bischof  Roman  von  Gurk, 
Jaksch,    Mon.  duc.  Carinthiae  1  n.  214,  215. 
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war.  der  mit  seinem  Siegel  die  Aufzeichnung  über  eine  Handlung  be- 
kräftigte, die  in  seinem  eigenen  Interesse  geschah.  Hierin  offenbart  sich 
so  recht  die  Macht  und  Gewohnheit  der  Empfängerherstellung  und  das 
Vertrauen,  das  man  im  allgemeinen  der  Wahrhaftigkeit  dieser  höheren 
geistlichen  Persönlichkeiten  entgegenbrachte  und  das  man  also  auch 
auf  ihr  Siegel  und  ihre  Urkunde  übertrug1). 

Traditionsnotizen  dienten  ferner  sehr  häufig  als  Vor- 
akte zu  Urkunde  n2).  Und  die  Notizenform  beeinflußte  nun  die 
Fassung  der  Urkunde.  Die  objektiv  berichtende  Notiz  sollte  zu  diesem 
Zwecke  in  eine  subjektiv  gefaßte  Erklärung  und  Erzählung  umge- 
formt werden,  und  gerade  dies  ist  dem  Diktator  oft  nicht  recht  gelungen. 
Mitten  im  subjektiven  Texte  überrascht  hie  und  da  eine  objektiv  ge- 
bliebene Wendung,  oder  der  eine  Teil  der  Urkunde  ist  subjektiv  gefaßt, 
ein  anderer,  wie  etwa  die  Zeugenreihe  in  Bezeichnungen,  welche  ein 
Verhältnis  zum  Aussteller  ausdrücken,  objektiv  belassen.  Auch  andere 
Unebenheiten  der  Fassung  verraten  oft  die  aktartige  Vorlage3).  Wie 
das  Auftreten  subjektiver  Fassung  in  Traditionsnotizen  uns  das  Streben 
nach  urkundlicher  Form  verrät,  so  die  Mischung  von  subjektiver  und 
objektiver  Fassung  in  Urkunden  das  Nachwirken  benutzter  Vorakte. 

Zu  noch  sonderbareren  Erzeugnissen  führte  das  eben  dieser  Über- 
gangszeit eigene  Bestreben,  an  Stelle  der  alten  unbeglaubigten  Akt- 
aufzeichnungen und  Notizen  wirkliche  besiegelte  Urkunden  zu  setzen 
und  sich  so  beweiskräftige  Dokumente  herzustellen  und  zu  verschaffen, 
da  jene  alten  siegellosen  Stücke  ja  namentlich  vor  geistlichem  Gericht 
nichts  nützten.  Es  ist  noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts 
öfters  vorgekommen,  daß  Klöster  in  der  ersten  Zeit  nach  der  Gründung 
die  Schenkungen  und  Stiftungen  sich  nicht  beurkunden  ließen.  In 
dem  1158  gestifteten  Schottenkloster  in  Wien  waren  bis  gegen  1200 
keinerlei  Urkunden  über  die  ihm  von  Privaten  zugewendeten  Güter  und 
Einkünfte  vorhanden;  in  dem  Zisterzienserstift  Altzelle  in  Thüringen 
(gegründet  1178)  hat  man  noch  bis  ins  13.  Jahrhundert  vielfach  die 
Beurkundung  von  Rechtsgeschäften  unterlassen4).  Solange  der  Zeugen- 
beweis doch  noch  in  erster  Linie  stand,  ist  eben  überhaupt  eine  Beur- 
kundung von  Rechtsgeschäften  nicht  selten  ganz  oder  wenigstens  zu- 
nächst unterblieben.  Aber  schon  1140  bezeichnete  man  in  Würzburg 
nichtbesiegelte  Urkunden  als  eine  negligentia  antique  simplicitatis,  und 
ähnliche  nicht  sehr  schmeichelhafte  Prädikate  von  der  simplicitas 
fratrum  oder  der  simplicitas  monastica,  oder  den  descriptiones  sim- 
plicium  attamen  seniorum  werden  weiterhin   da  und   dort   gebraucht, 


x)  Vgl.  zu  diesen  Dingen  Ficker,  Beiträge  1,  341  ff.,  Redlich  in  Mitteil.  d. 
Instituts  5,  72  ff.,  Mitis  Studien  1,  65  f.,  205  ff.  Schöne  Beispiele  aus  Belgien  bei 
Pirenne,  Album  Beige  de  Diplom.  T.  7,  12,  14,  15. 

2)  Für  die  von  Bischof  Ulrich  von  Passau  1116  ausgestellte  Stiftungsurkunde 
des  Klosters  Seitenstetten  diente  eine  abschriftlich  noch  erhaltene  Traditionsnotiz 
von  1109  als  Vorlage.     Mitis  Studien  227  f. 

3)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  285  f.,  Mitis  Studien  67  und  205  ff. 

4)  Mitis  62,  Posse  68. 
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wenn  von  dem  Mangel  an  Urkunden  oder  von  Traditionsnotizen  die 
Rede  ist1). 

So  begegnen  denn  besonders  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts 
allenthalben  Fälle,  in  denen  ausdrücklich  hervorgehoben  wird,  daß  die 
Handlung  schon  früher  stattgefunden  habe,  die  förmliche  Beurkun- 
dung aber  dann  später  nachgeholt  worden  sei,  zur  größeren  Sicherheit 
des  Rechtsgeschäftes2).  Zu  solch  nachträglicher  Beurkun- 
dung dienten  die  ursprünglich  bei  der  Handlung  aufgezeichneten 
Notizen.  Häufig  wird  der  ganze  Hergang  und  die  Struktur  dieser 
späteren  Urkunde  durch  ihre  eigene  Aussage  klargestellt.  Oft  jedoch 
führte  die  Verwendung  solcher  Vorakte  und  das  Streben,  aus  ihnen 
förmliche  beweiskräftige  Urkunden  herzustellen,  zu  merkwürdigen 
Erzeugnissen,  welche  der  Erklärung  und  Beurteilung  bedeutende,  oft 
nicht  glatt  lösbare  Schwierigkeiten  bereiten.  Es  mögen  hierfür  einige 
Beispiele  vorgeführt  werden. 

Die  zweite  Hälfte  des  11.  und  erste  des  12.  Jahrhunderts  war  im 
Gefolge  der  allgewaltig  vor-  und  durchdringenden  kirchlichen  Reform- 
ideen die  Zeit  der  Gründung  und  Reform  zahlreicher  Klöster;  im  Kolonial- 
gebiete des  deutschen  Nord-  und  Südostens  vielfach  die  Zeit  der  ersten 
Klostergründungen  überhaupt.  Jede  solche  Gründung  bedeutete  eine 
mehr  oder  minder  große  Besitzverschiebung,  Grenzenveränderung, 
Zehent-  und  Pfarregulierung  zugunsten  der  neuen  geistlichen  Grund- 
herrschaft; gar  mannigfaltige  und  nicht  selten  schwierige  weltliche 
Verhandlungen,  Geschäfte  und  Verträge  begleiteten  das  geistliche 
Werk.  Stiftung  und  Bewidmung,  Schenkung,  Tausch  usw.  wurde  nach 
Gewohnheit  und  Herkommen  durch  rechtsförmliche,  feierliche  Handlung 
vor  Zeugen  und  allem  Volk  vollzogen  und  oft  noch  durch  den  bischöf- 
lichen Bann  bekräftigt,  und  über  all  das  wurden  im  Kloster  selber  Notizen 
einzeln  oder  in  ein  Traditionsbuch  aufgezeichnet.  Aber  der  Besitz 
wuchs,  es  gab  Anfechtungen  und  Streit,  der  Bischof,  die  römische 
Kurie  verlangte  beweiskräftige  Urkunden.  So  entstanden  im  Laufe 
des  12.  Jahrhunderts  die  zahlreichen  nachträglich  und  viel  später  her- 
gestellten   Stiftungsurkunden   von    Klöstern   und    Kirchen. 

Kloster  Melk  wurde  im  Jahre  1113  von  Markgraf  Leopold  und 
Bischof  Ulrich  von  Passau  mit  fünf  Pfarren  ausgestattet;  vorher  und 
nachher  bis  1115  fanden  darüber  noch  Vergleiche,  Begehungen  und 
Einweihungen  statt,  worüber  Notizen  gemacht  wurden.  Aber  erst  1120 
oder  bald  nachher  sind,  auf  Befehl  des  Bischofs  Siegelurkunden  über 
diese  Pf arrbe Widmungen  hergestellt  worden.  Teilweise  übernahm  man 
einfach  die  alten  Notizen,  teils  gestaltete  man  sie  urkundenmäßig  um, 
und  hierbei  schlüpften  verschiedene  anachronistische  Widersprüche 
zum  älteren  Datum  mit  hinein,  die  sich  so  erklären3). 


M  Vgl.  Mitteil,  des  Instituts  5,  80,  Mitis  62. 

2)  Vgl.  die    zahlreichen   von   Ficker   Beiträge  1,   72  f.,    95  angeführten   Bei- 
spiele. 

3)  Vgl.  Mitis  204  ff. 
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Um  dieselbe  Zeit,  im  Jahre  1112,  wurde  das  Chorherrenstift  Sankt 
Georgen  nahe  der  Mündung  der  Traisen  in  die  Donau  begründet1).  Wir 
besitzen  hierüber  zwei  merkwürdige  Schriftstücke.  Man  beabsichtigte 
in  Passau  die  Bestätigung  der  Stiftung  durch  Bischof  Ulrich  in  feier- 
licher Form  zu  beurkunden.  Gerade  damals  war  zweimal  nacheinander 
der  König  in  der  Ostmark  gewesen  (1108,  1111),  königliche  Diplome 
waren  ins  Land  gekommen,  vielleicht  waren  Schreibkräfte  der  Herrscher- 
kanzlei in  Passau  zurückgeblieben,  genug,  wir  haben  nicht  nur  die  Tat- 
sache zu  konstatieren,  daß  zwei  Diplome  Heinrichs  V.  vom  24.  und 
25.  Juni  1111  für  Hochstift  und  Kloster  St.  Nikolaus  in  Passau  zwar 
von  einem  Empfängerschreiber,  aber  in  tadelloser  Diplomform  her- 
gestellt wurden,  sondern  daß  auch  Urkunden  Bischof  Ulrichs  von  Passau 
für  St.  Nikolaus  und  für  St.  Florian  von  1111  in  ihren  Formeln  wie  in 
der  ganzen  Schriftausstattung  dem  Vorbild  der  Königsurkunde  ge- 
schickt nacheifern.  So  wurde  auch  1112  der  Stiftbrief  für  St.  Georgen 
auf  einem  großen  Pergamentblatte  ganz  in  Diplomform  begonnen, 
das  Eingangsprotokoll  in  verlängerter  Schrift  und  der  Kontext  ge- 
schrieben. Allein  an  der  ursprünglichen  Dotation  des  Stiftes  wurden 
Veränderungen  und  demgemäß  Korrekturen  und  Nachträge  im  Texte 
der  Ui  künde  vorgenommen.  Man  stand  aber  jetzt  davon  ab,  das  Stück 
in  diesem  Zustande  auszufertigen  und  benützte  es  vielmehr  als  Entwurf 
und  Vorlage  zur  Herstellung  der  endgültigen  Urkunde.  Aber  auch  jetzt 
noch  wurden  in  einem  wichtigen  Punkte  neue  Abmachungen  getroffen, 
so  daß  die  ausgefertigte  Stiftungsurkunde  vom  18.  August  1112  ein 
drittes  Stadium  darstellt.  Sie  ahmt  die  ganzen  äußeren  Merkmale, 
aber  auch  die  Formeln  der  Diplome  nach.  Jenes  Blatt  aber,  das  zum 
Konzept  für  diese  Urkunde  geworden  war,  wurde  höchst  charakte- 
ristischer Weise  weiterhin  dazu  benützt,  um  Akte  und  Notizen  über 
Traditionen  und  Verträge  darauf  einzutragen.  Wechselnde  Hände 
haben  um  1120  in  protokollarischer  Aufzeichnung  über  eine  Reihe  von 
teilweise  recht  bedeutsamen  Rechtshandlungen  Notizen  von  einfachster 
Fassung  geschrieben.  So  ist  dieses  eine  Pergamentblatt  ein  rechtes 
Spiegelbild  des  Zustandes  des  Urkundenwesens  in  den  ersten  Dezennien 
des  12.  Jahrhunderts;  von  dem  gelungenen  Versuch  der  Nachahmung 
der  Kaiserurkunde  schwankt  die  Praxis  wieder  zur  gewohnten  einfachsten 
Aktaufzeichnung. 

Nachträgliche  Herstellung  von  Stiftungsurkunden  auf  Grund  der 
vorliegenden  älteren  Traditionsnotizen  wurde  in  bewußter  Weise  und 
in  großem  Maßstabe  unter  Erzbischof  Konrad  I.  von  Salzburg  (1106 
bis  1147)  geübt.  Der  hochverdiente  Reorganisator  seiner  Diözese  und 
ihres  kirchlichen  Lebens  wußte  auch  den  Wert  der  Urkunde  wohl  zu 
würdigen2).  Seitdem  Konrad  nach  1122  dauernd  nach  Salzburg  zurück- 
gekehrt war,  wurden  jetzt  erst  eine  Reihe  von  Rechtsgeschäften  und 
Handlungen  des  Erzbischofs  aus  seiner  früheren  Regierungszeit  nach- 

*)  Für  das  Folgende  vgl.  Mitis  190  ff. 

2)  Vgl.  zum  folgenden  Hauthaler  Salzburger  ÜB.  1,  325  ff.  Faksimile  des 
einen  St.  Peterer  Exemplares  bei  Sickel,  Mon.  graph.  VII,  2. 
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träglich  beurkundet,  wurden  den  meisten  Klöstern  des  Sprengeis  erz- 
bischöfliche Bestätigungen  ihrer  Gründung  und  Bewidmung  ausgestellt. 
Der  zweite  Band  des  Salzburger  Urkundenbuches  wird  uns  dies  erst 
recht  kennen  lehren.  Aber  einer  der  merkwürdigsten  Einzelfälle  ist 
uns  jetzt  schon  genau  bekannt.  Bald  nach  dem  Tode  Erzbischof  Konrads 
(1147  Okt.)  wurden,  wohl  noch  auf  seine  Anordnung1),  über  seine 
Schenkungen  an  das  Stift  St.  Peter  in  Salzburg  auf  Grund  des  klöster- 
lichen Traditionsbuches  zwei  Urkundenpaare  in  der  Form  von  Chiro- 
grapha  hergestellt.  Das  eine  Paar  ist  besonders  interessant.  Traditions- 
notizen aus  der  Zeit  von  1110 — 1130  wurden  zusammengestellt,  an  den 
Beginn  in  verlängerter  Schrift  die  Invokation  und  der  Titel  gesetzt,  in 
welchem  sich  Konrad,  der  subjektiv  redend  aufgeführt  wird,  selber 
als  verstorben,  felicis  memoriae,  bezeichnet.  In  der  Mitte  zwischen  den 
beiden  Exemplaren  der  Carta  partita  wurde  Chonradus  Salzbureensis 
archiepc  in  Majuskeln  geschrieben  und  dann  zerschnitten,  beide  Exem- 
plare wurden  mit  dem  Siegel  Erzbischof  Konrads  versehen.  Das  eine 
Exemplar  erhielt  das  Kloster,  das  andere  das  Domkapitel. 

Noch  ein  Beispiel  aus  dem  Norden.  Erzbischof  Adalbero  von 
Bremen  beurkundet  1139  die  acht  Jahre  früher  erfolgte  Gründung  des 
Klosters  St.  Paul  vor  Bremen.  Im  Kloster  schrieb  man  die  Urkunde 
bis  auf  die  Datierung  und  fügte  die  Männer,  welche  den  Klosterbesitz 
garantieren  sollten,  als  Zeugen  hinzu.  Ehe  man  das  Stück  dem  Erz- 
bischof zur  Besiegelung  vorlegte,  waren  zwei  neue  Erwerbungen  ge- 
macht worden.  Man  fügte  die  Datierung  an  und  schrieb  den  Vermerk 
über  diesen  Neuerwerb  darunter.  Als  man  nun  vor  den  Erzbischof 
kam  und  die  Sache  verhandelt  wurde,  erklärte  Graf  Gerbert,  daß  er  die 
Vogtei  über  das  Kloster  unentgeltlich  führen  wolle.  Dies  wurde  von 
einer  dritten  Hand  nachgetragen,  und  jetzt  endlich  ward  die  Urkunde 
besiegelt2). 

V.  Solch  eigentümliche  Dokumente  geben  ja  die  Lösung  ihrer 
Widersprüche  unmittelbar  durch  ihre  Aussagen  selber  an  die  Hand, 
aber  sie  leiten  uns  zu  einer  Erscheinung,  welche  ebenfalls  diesen  Über- 
gangszeiten des  privaten  Urkundenwesens  besonders  eigen  ist,  zu  den 
Neuausfertigungen  von  Urkunden3).  Dieselben  Verhältnisse 
und  Bedürfnisse,  welche  zur  Umwandlung  von  Akten  zu  Urkunden 
führten,  haben  die  Neuausfertigung  älterer  Urkunden  mit  sich  gebracht, 
um  geänderten  Besitzverhältnissen,  längst  erworbenen  Rechten  oder 
dem  Wunsche  nach  Bestätigung  durch  Rechtsnachfolger  des  früheren 
Ausstellers  Rechnung  zu  tragen.  Auch  Veränderungen  in  der  Stellung 
desselben  Ausstellers  (z.  B.  erwählter  und  geweihter  oder  bestätigter 
Bischof)  oder  Wechsel  und  Verlust  des  Siegels  konnten  den  Anlaß  zu 
neuerlicher  Ausfertigung  einer  Urkunde  geben. 


x)  Die  Worte  officio  stili  consignari  iussimus  deuten  doch  darauf  hin. 
-)  Buchwald  74. 

3)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  270  ff.    Buchwald,  Bischofs-  und  Fürstenurkunden 
-312  ff.    Breßlau,  Urkundenlehre  664  ff.    Posse  77  ff. 
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Das  Wesentliche  und  Eigenartige  dieser  Neuausfertigungen  liegt 
darin,  daß  eine  Urkunde  in  einem  späteren  Zeitpunkt  vom  gleichen 
Aussteller  oder  einem  seiner  Rechtsnachfolger  in  einem  neuen  Exem- 
plare ausgefertigt  wird,  und  zwar  so,  als  ob  es  dem  Texte  nach  die  gleich»- 
alte  Urkunde  wäre,  oder  wenn  Zusätze  gemacht  sind,  als  ob  auch  diese 
schon  der  alten  Urkunde  angehört  hätten.  Es  ist  klar,  daß  hieraus  zwei 
verschieden  zu  bewertende  Arten  von  Neuausfertigungen  mit  ver- 
schiedenen Zwecken  sich  ergeben  konnten. 

Neuausfertigungen  mit  Beibehaltung  der  ursprünglichen  Fassung 
(Renovation)  konnten  einfach  in  der  Absicht  gemacht  sein,  sich  eine 
beglaubigte  Kopie  des  Originals  zu  verschaffen.  Die  förmliche  und 
vollständige  Inserierung  oder  Transsumierung  von  Ur- 
kunden kommt  erst  seit  der  Mitte  des  12.  Jahrhunderts  langsam  und 
unter  mannigfach  schwankenden  und  unsicheren  Formen  in  Übung1). 
Nur  vereinzelt  hat  man  zunächst  eine  vollständige  Übernahme  der 
zu  bestätigenden  oder  beglaubigenden  Urkunde  vorgenommen.  Der 
älteste  Fall  solch  voller  Transsumierung  stammt  von  1153  aus  Straßburg. 
Ihm  schließen  sich  als  nächste  Beispiele  wohl  folgende  an:  Graf  Dietrich 
von  Flandern  bestätigt  1161  eine  in  vollem  Wortlaut  angefügte  Urkunde 
des  Grafen  Karl  von  Flandern,  Erzbischof  Hartwig  von  Hamburg- 
Bremen  transsumiert  um  1165  eine  Urkunde  seines  Vorgängers  Adalbero 
von  c.  11402).  Eines  der  frühesten  Beispiele  förmlicher  Beglaubigung 
der  Übereinstimmung  einer  Kopie  mit  dem  Originale  ist  aus  Troyes  in 
Frankreich  bekannt  geworden.  Das  Kapitel  von  Troyes  läßt  um  1188 
die  Abschrift  einer  Vergleichsurkunde  durch  drei  Äbte  als  mit  dem 
Original  übereinstimmend  bestätigen;  diese  unterschreiben  eigenhändig 
die  Kopie  und  erklären:  notum  faeimus  .  .  .  ita  contineri  expresse  verbo 
ad  verbum  in  autentico  sicut  continetur  in  hoc  rescripto3).  Allein  sonst  ver- 
suchte man  allerhand  andere  Mittel  und  Wege.  So  hat  man  im  ober- 
steirischen Kloster  St.  Lambrecht  eine  Urkunde  Herzog  Heinrichs  von 
Kärnten  von  1103  wahrscheinlich  im  Jahre  1149  abgeschrieben  und 
diese  Kopie  mit  einem  wohl  nachgegossenen  Siegel  versehen,  um  die 
Urkunde  in  dieser  Gestalt  dem  in  Salzburg  weilenden  König  Konrad  III. 
zur  Bestätigung  vorzulegen4).  Oder,  fünf  südostdeutsche  Bischöfe  und 
Prälaten  hängen  um  1208,  ohne  ein  Wort  darüber  zu  verlieren,  an  die 
Nachzeichnung  eines  Privilegs  Papst  Cölestins  III.  von  1191  für  das 
Wiener  Schottenkloster  ihre  Siegel  und  beglaubigen  damit  die  Kopie5). 
Oder,  an  eine  Urkunde  Herzog  Leopolds  VI.  von  Österreich  von  1220 
für  Kloster  Eberndorf  in  Kärnten  hängt  um  1240  Herzog  Friedrich  II. 
einfach  sein  Siegel  daran  zur  Bestätigung6). 

x)  Vgl.  Ficker,  Beiträge  1,  272  f. 

2)  Album  Beige  de  diplom.  T.  20,  Buchwald  147. 

3)  Jusselin  in  Le  moyen  age  1909,   S.  29  ff. 

4)  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthiae  3,  207  f.  n.  516,  517. 

5)  Faksimile  bei  Sickel,  Mon.  graph.  IX,  9.  —  Vgl.  auch  die  eigenartige  Urkunde 
Bischof  Wolfgers  von  Passau  für  das  Kloster  Waldhausen,  Hammerl  in  Mitt.  d.  Inst. 
20,  631  ff. 

6)  Mon.  duc.  Carinthiae  4,  111  n.  1812. 
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Eigentliche  Neuausfertigungen  mit  charakteristischen  kleinen  Än- 
derungen, welche  die  Sachlage  verraten,  zeigen  uns  Beispiele  wie 
die  folgenden.  Eine  Urkunde  des  Propstes  Otto  von  Kappenberg 
in  Westfalen,  der  1171  gestorben  ist,  trägt  von  gleicher  Hand  die 
Datierung:  acta  sunt  hec  anno  1204.  Das  Stück  ist  offenbar  1204  nach 
einer  älteren  Urkunde  neu  ausgestellt  und  demgemäß  datiert  worden1). 
Zwei  Urkunden  Herzog  Heinrichs  von  Bayern  von  1257  und  1258 
wurden  1271  wörtlich  wiederholt,  aber  mit  dem  Zusatz  am  Schlüsse 
der  Datierung:  renovatum  autem  sub  sigillo  nostro  novo  a.  d.  1271  idus 
maii  —  hier  ist  der  Grund  der  Neuausfertigung  klar  angegeben2). 

Weit  häufiger  jedoch  handelte  es  sich  bei  Neuausfertigungen  um 
sachliche  Zusätze  und  Ergänzungen,  um  Vermehrungen  des  früheren 
Besitzstandes  und  Erwerb  von  Rechten,  welche  man  der  früheren 
Urkunde  einfügen  wollte,  und  weshalb  man  sie  neu  herstellt  (Innovation). 
In  einzelnen  Fällen  konnte  die  Sache  klar  und  unbedenklich  liegen. 
Herzog  Bernhard  von  Kärnten  hatte  1234  das  Kloster  Mariabrunn  in 
Krain  gegründet  und  ihm  eine  Stiftungsurkunde  gegeben:  doch  weil 
dieses  Privilegium  aliquantulum  improvide  fuit  scriptum  .  .  .  et  eiiam 
quia  post  datum  ipsius  privilegii  ipsi  monasterio  maiorem  feclmus  graciam 
.  .  .  et  quia  sigillum  nostrum  nos  postea  contigit  renovare,  ipsum  Privi- 
legium tunc  conscriptum  presenti  pagina  duximus  renovandum.  Dies 
geschieht  1249;  des  Herzogs  Sohn  Philipp,  der  offenbar  schon  1234  als 
Zeuge  genannt  war,  erhält  jetzt  den  zeitgemäßen  Zusatz:  qui  post  datum 
primi  privilegii  in  Salzburgensem  archiepiscopum  est  electus3). 

Wenn  so  wie  in  diesem  Falle  die  Gründe  der  Neuausfertigung  genau 
angegeben  und  inzwischen  eingetretene  Änderungen  ausdrücklich  be- 
rücksichtigt werden,  dann  bereiten  solche  Urkunden  keine  Schwierig- 
keiten und  Bedenken.  Allein  wie  schon  mehrere  der  bisher  angeführten 
Beispiele  zeigen,  sah  jene  Zeit  nichts  Arges  in  Widersprüchen,  die  sich 
aus  stillschweigender  Erneuerung  älterer  Urkunden  ergaben:  die  Schrift, 
die  zum  alten  Datum  nicht  mehr  stimmte,  die  Übernahme  oder 
Nachahmung  älterer  Siegel,  die  der  jüngeren  Schrift  der  Innovation 
widersprachen,  die  Zufügung  neuer  Datierungen  in  der  Urkunde  eines 
längst  verstorbenen  Ausstellers,  all  dies  und  ähnliches  wurde  bona  fide, 
sine  dolo  gemacht.  Vom  streng  diplomatischen  Standpunkte  aus 
müssen  wir  heute  allerdings  hierin  schon  formelle  Unregelmäßigkeiten, 
formelle  Verunechtungen  erblicken.  Aber  man  ging  damals  noch  viel 
weiter.  In  dem  Wunsche,  ganz  rechtmäßig  erreichte  oder  in  Anspruch 
genommene  Rechte  durch  ältere  und  bessere  urkundliche  Zeugnisse  zu 
stützen,  scheute  man  sich  nicht  auf  Grund  früherer  Urkunden  neue  oder 
vielmehr  angeblich  alte  herzustellen,  welche  nun  Besitz  und  Flechte 
allerdings  in  noch  frühere  Zeit  zurückversetzen,  als  sie  wirklich  erworben 
waren,  und  welche  zu  diesem  Zwecke  Aussagen  und  Zutaten  geben, 
die  ganz  und  gar  nicht  der  Zeit  der  Urkunde  entsprechen,  und  Mittel  an- 

J)  Ficker  1,  275. 

2)  Posse  77. 

3)  Schumi  ÜB.  v.  Krain  1,  125.    Mon.  duc.  Carinthiae  4,  375. 
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wenden,  die  wir  formell  als  Fälschung  bezeichnen  müssen.  Hierfür  bietet 
der  Südosten  einige  besonders  lehrreiche  Beispiele1). 

Wir  besitzen  eine  Urkunde  über  Weihe  und  Bewidmung  der  Kirche 
zu  Glantschach  in  Kärnten  zur  Zeit  des  Erzbischofs  Friedrich  von 
Salzburg  (958 — 991),  versehen  mit  der  Jahreszahl  900,  mit  der  Nach- 
zeichnung der  Signumzeile  und  des  Sonogrammes  König  Arnolfs,  mit 
dem  echten  Siegel  des  Erzbischofs  Friedrich,  geschrieben  aber  in  der 
zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts!  Es  war  eine  besiegelte  Urkunde 
Friedrichs  vorhanden,  diese  wurde  unter  Erzbischof  Gebhard  um  1075 
umgeschrieben,  mit  dem  der  alten  Urkunde  abgenommenen  Siegel 
Friedrichs  beglaubigt,  mit  einer  beiläufigen  Datierung  und  zu  größerer 
Autorität  noch  mit  dem  Signum  Arnolfs  versehen,  das  man  vielleicht 
einem  bei  der  Kirche  von  Glantschach  vorhandenen  Diplome  entnahm. 
Und  dies  alles  zu  dem  Zweck,  um  in  die  Urkunde  die  recta  decimatio 
hineinzubringen,  welche  infolge  der  Zehntregulierung  unter  Gebhard 
anstatt  des  alten  fixen  Gewohnheitszehents  verlangt  wurde.  Diesem 
widerspruchsvollen  und  inhaltlich  dennoch  echten  Stücke  stellt  sich 
ein  analoger  Fall  mit  der  Kirche  St.  Martin  am  Krapfeld  zur  Seite. 
Errichtet  zur  Zeit  Erzbischof  Hartwigs  von  Salzburg  (991—1023), 
wurde  sie  1075  von  Bischof  Günther  von  Gurk  neu  gebaut  und  dotiert, 
c.  1153  an  das  Gurker  Domkapitel  geschenkt,  welchem  Erzbischof 
Eberhard  von  Salzburg  1163  ausdrücklich  die  volle  geistliche  und 
weltliche  Verfügung  darüber  zuerkannte.  Aus  der  Zeit  Hartwigs  stammte 
ein  unbeglaubigter  Einzelakt,  dieser  wurde  1075  umgeschrieben,  mit 
einer  unmöglichen  Jahreszahl,  einer  Bannformel  und  einem  nachgebil- 
deten Siegel  Hartwigs  versehen.  Im  selben  Jahre  1075  aber  stellte 
Erzbischof  Gebhard  eine  andere  Urkunde  über  die  Restauration  der 
Kirche  durch  Günther  von  Gurk  aus  und  diese  wurde  nun  in  Gurk  um 
1200  neu  hergestellt  und  ein  Passus  eingeschoben,  wonach  schon  Geb- 
hard die  Kirche  an  Gurk  geschenkt  hätte;  gleichzeitig  gestaltete  man 
eine  Urkunde  Erzbischof  Konrads  von  1146  um,  um  auch  hier  die 
Schenkung  der  Kirche  und  aller  Rechte  daran  schon  durch  Gebhard 
hineinzubringen,  Rechte,  welche  das  Domkapitel  um  1200  ja  längst 
schon  besaß.  Auf  diese  Zeit  um  1200  führen  uns  aber  noch  ein  Dutzend 
anderer,  ganz  ähnlicher  Fälle  von  Gurker  Neuausfertigungen;  die 
alten  Fassungen  wurden  öfters  mit  volleren  urkundlichen  Formeln  ver- 
sehen, die  neuen  Stücke  sind  mit  nachgeahmten  oder  abgenommenen 
Siegeln  beglaubigt  und  haben  allerhand  Einschübe  im  Kontexte2). 
Es  macht  den  Eindruck,  daß  man  in  Gurk  um  1200  herum  eine  große 
Generalrevision  aller  Besitztitel  vorgenommen,  alte  nicht  beweiskräftige 
Akte  in  der  Form  von  Siegelurkunden  erneuert  und  eine  Reihe  von 
Urkunden  umgeschrieben  hat,  um  die  Erwerbung  der  verschiedenen 
Rechte,  die  man  schon  besaß,  noch  älter  erscheinen  zu  lassen. 


1)  Vgl.  zum  folgenden  meine  Ausführungen  in  Mitt.  des  Inst.  5,  353  ff.  und 
18,  382  f.,  ferner  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthiae  1  n.  7,  11,  24,  303. 

2)  Vgl.  Jaksch,  Mon.  duc.  Car.  1  n.  36,  37,  60,  74,  109,  142,  163,  186,  202,  216, 
230,  263,  292  u.  a. 
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Zur  Ergänzung  dieses  Bildes  möge  noch  jene  Nonne  Perhta  aus  dem 
obersteirischen  Kloster  Goß  zitiert  werden,  welcher  man  im  Jahre  1188 
eine  durch  Feuer  halb  zerstörte  Urkunde  Erzbischof  Adalberts  von 
Salzburg  ad  reparandum  übergab,  da  ihr  eiusdem  privilegii  tenor  notissimus 
erat.  Die  Kunst  dieser  schreib  fertigen  Nonne  scheint  sich  auch  in 
einem  andern  interessanten  Fall  erprobt  zu  haben.  Das  Kloster  Goß 
stand  um  1177  im  Streite  mit  dem  Gurker  Domkapitel  um  die  Kirche 
von  Sorg.  Für  sein  Recht  an  der  Kirche  hatte  das  Kloster  eine  Urkunde 
der  Äbtissin  Richardis  aus  der  Zeit  Erzbischof  Gebhards  von  Salzburg 
(1060 — 1088)  besessen.  War  nun  das  Original  in  Verlust  geraten  oder 
das  Siegel  (wohl  Gebhards)  verloren  oder  beschädigt  worden,  genug, 
es  wurde  um  1177,  wahrscheinlich  von  der  Hand  jener  Perhta,  eine 
Neuausfertigung  hergestellt,  ganz  nach  der  alten  Fassung,  nur  daß  die 
Wendung  abbatissa  R.  ...  ad  monasterium,  cui  pre  erat  die  spätere 
Zeit  verrät,  und  wurde  mit  dem  Siegel  der  jetzt  lebenden  Äbtissin 
Adelheid  versehen.  Gerade  dies  ward  aber  zum  Verhängnis.  Denn  als 
Goß  diese  Urkunde  produzierte,  wurde  sie  von  einer  zur  Prüfung  ein- 
gesetzten geistlichen  Kommission  für  falsch  erklärt,  sicherlich  nur 
wegen  dieses  freilich  ganz  unpassenden,  hundert  Jahre  jüngeren  Siegels1). 

Gerade  dieser  letzte  Fall  zeigt  so  recht  den  Zwiespalt,  die  Unsicher- 
heit und  Unvollkommenheit  der  Privaturkunde  diesseits  der  Alpen. 
Die  Nonnen  von  Goß  besaßen  wirklich  ein  Anrecht  auf  die  Kirche  von 
Sorg,  aber  ihr  wichtigstes  Zeugnis  dafür  war  aus  irgendeinem  Grunde 
nicht  mehr  beweiskräftig;  so  stellten  sie  denn  bona  fide  diese  Urkunde 
neu  her,  hatten  aber  kein  anderes  Beglaubigungsmittel  zur  Hand  als  das 
Siegel  der  eigenen  Äbtissin.  Mißlang  dieses  Mal  der  Versuch,  so  galt  ein 
anderes  Mal  die  von  derselben  kunstreichen  Perhta  wieder  oder  neu  her- 
gestellte Urkunde  des  Erzbischofs  Adalbert  von  Salzburg  als  vollkommen 
glaubwürdig  und  beweiskräftig.  Man  ging  bei  diesen  Neuausfertigungen 
in  der  Hauptsache  in  gutem  Glauben  und  ohne  die  Absicht  der  Fälschung 
vor,  aber  man  fand  anderseits  nichts  Schlimmes  daran,  in  einzelnen 
Zutaten  bewußt  der  Wahrheit  zu  widersprechen  und  durch  die  beliebte 
Tendenz  Rechte  als  viel  älter  erscheinen  zu  lassen,  direkt  doch  fäl- 
schende Bestandteile  beizumischen.  So  bewegen  sich  denn  gar  viele 
solche  eigentümliche  Urkunden  jener  Zeit  auf  dem  schlüpfrigen  Zwischen- 
gebiete von  voller  Echtheit  bis  zu  voller  Fälschung.  Nur  in  den  gün- 
stigen Fällen,  wo  auch  anderes  Material  zur  Vergleichung  und  Prüfung 
zur  Verfügung  steht,  wird  es  der  historisch -diplomatischen  Kritik  ge- 
lingen können,  die  Entstehung  und  damit  auch  die  Stufen  der  Glaub- 
würdigkeit solcher  oft  sehr  sonderbarer  Machwerke  darzulegen.  Aber 
immer  werden  wir  uns  hüten  müssen,  um  einzelner  Widersprüche  willen 
gleich  das  Ganze  in  das  Bereich  der  Fälschung  zu  verweisen2). 

VI.  Aber  auch  wenn  wir  in  vielen  Fällen  imstande  sind,  solche 
Zwischenstufen  genau  zu  analysieren,  so  bleiben  doch  genug  wirkliche 


x)  Die  Urkunden  im  Steiermark.  ÜB.  1,  674,  Mon.  duc.  Carinthiae  t,  n.  J'»,  303. 
2)  Meine  Worte  in  Mitt.  des  Inst.  5,  365. 
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und  volle  Fälschungen  übrig,  materielle  und  formelle  Fälschungen. 
Gerade  das  12.  und  die  erste  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  war  eine 
Periode  mannigfacher  und  ausgedehnter  Urkundenfälschungen1).  Frei- 
lich handelte  es  sich  dabei  in  erster  Linie  um  die  Fälschung  von  Königs- 
und Papsturkunden,  als  den  Zeugnissen  der  höchsten  und  maßgebenden 
weltlichen  und  geistlichen  Autorität.  Allein  daneben  kamen  doch  auch 
die  nächst  bedeutsamen  Gewalten  in  Betracht  und  so  spielt  auch  die 
Fälschung  von  Bischofs-  und  Fürstenurkunden  eine  Rolle,  dann  und 
dort  um  so  mehr,  wo  solche  Fürsten  eine  mächtig  eingreifende  Stellung 
einnahmen.  Die  Entstehung  dieser  zahlreichen  Fälschungen  knüpft 
sich  fast  ausschließlich  an  Klöster,  und  in  der  Entwicklung  der  Klöster, 
ihrer  Abhängigkeitsverhältnisse  und  ihrer  materiellen  wirtschaftlichen 
Lage  liegt  denn  auch  die  eine  Reihe  von  Ursachen  der  ganzen  Erschei- 
nung. Die  große  kirchliche  Bewegung  hatte  die  Reform  und  die  Neu- 
gründung  zahlreicher  Klöster  im  Gefolge;  die  Reformklöster  stellten 
sich  mehr  oder  minder  unmittelbar  unter  den  Schutz  Roms,  sie  be- 
tonten die  freie  Abtwahl,  die  eigene  Bestellung  der  Vögte,  die  volle 
Freiheit  von  bischöflicher  und  fürstlicher  Gewalt.  Das  Königtum, 
angewiesen  auf  das  Einvernehmen  mit  der  im  und  nach  dem  Inve- 
stiturstreit mächtig  erstarkten  Kirche,  kam  unter  Heinrich  V.  und 
Lothar  III.  dem  Programm  der  Reformklöster  in  zahlreichen  Privi- 
legien entgegen.  Die  alten  Klöster  strebten  nun  auch  ihrerseits  nach  solch 
freierer  Stellung;  sie  aber  hatten  sich  weit  mehr  als  die  neuen  Gründungen 
gegen  ihre  Vögte  zu  wehren,  die  dem  alten  Laienadel  angehörten,  die 
Vogtei  wie  ein  Erbgut  verwalteten  und  sie  zur  Ausbeutung,  Beherr- 
schung und  Bedrückung  der  Klöster,  zur  Anmaßung  von  deren  Besitz 
und   Rechten  mißbrauchten. 

Aus  diesen  Bestrebungen,  aus  dieser  Abwehr  von  Gewalt  und 
Schädigung  entstanden  nun  seit  den  ersten  Dezennien  des  12.  Jahr- 
hunderts in  zahlreichen  Klöstern  Urkundenfälschungen  als  Hilfsmittel. 
In  Fulda  und  Drübeck,  in  Trier  und  Prüm,  in  Selz,  Hohenburg,  Mas- 
münster und  namentlich  in  Ebersheim  im  Elsaß,  in  Stein  a.  Rh.  und 
Schaffhausen,  in  Regensburg  betrat  man  den  Weg  der  Fälschungen. 
Ein  besonders  merkwürdiges  Exempel  bietet  Reichenau,  wo  für  das 
eigene  Kloster,  aber  auch  für  eine  ganze  Reihe  anderer  schwäbischer 
Stifter  eine  förmlich  gewerbsmäßige  Urkundenfälschung  betrieben  ward. 
An  anderen  Orten  gesellten  sich  noch  besondere  Umstände  zu  den  all- 
gemeineren LTrsachen.  In  Prüfening  bei  Regensburg  suchte  man  neben 
der  Vogteifrage  auch  die  Abhängigkeit  von  Bamberg  und  Zehent- 
angelegenheiten im  Sinne  des  Klosters  zu  regeln  und  fälschte  in  der  Zeit 
von  1196 — 1224  nicht  weniger  als  drei  Diplome,  sieben  Bischofsurk anden 


]j  Neuere  Arbeiten  haben  dies  mehr  und  mehr  ans  Licht  gebracht,  vgl.  Erben 
in  Zeitschr.  f.  Gesch.  d.  Oberrheins  X.  F.  7,  1  ff.  Dopsch  inMitt.  d.  Instituts  17,  25  f. 
und  19,  577  ff.  Lechner  ebenda  21,  28  ff.,  bes.  90  ff.  Hirsch,  ebenda  Ergzgsbd.  7, 
471  ff.,  595  ff.  Mitis,  Studien  90  ff.  O.  K.  Roller  Eberhard  von  Fulda  und  seine 
Urkundenkopien  (1901).  Vgl.  jetzt  auch  AI.  Schulte,  Der  Adel  und  die  deutsche 
Kirche  im  Mittelalter  S.  214  ff. 
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und  eine  Herzogsurkunde1).  In  Gurk  war  es  der  Kampf  um  die  Un- 
abhängigkeit von  Salzburg  und  um  die  Reichsunmittelbarkeit,  welcher 
seit  1170  eine  der  größten  Fälschungsgruppen  erstehen  ließ2).  Und  in 
Österreich  haben  —  ein  Seitenstück  zu  Reichenau  —  in  der  Zeit  von 
1220 — 1230  unter  Führung  von  St.  Florian  dieses  Stift  sowie  St.  Niko- 
laus in  Passau,  Garsten,  Gleink  und  Waldhausen  Bischofs-  und  Her- 
zogsurkunden geschmiedet  und  interpoliert,  um  in  dem  Interessenkampfe 
zwischen  dem  Bischof  von  Passau  und  dem  Herzog  von  Österreich 
Waffen  zur  Lockerung  und  Abschüttelung  der  Abhängigkeit  von  Passau 
zu  gewinnen3). 

Die  Ausdehnung,  der  Umfang  und  die  Allgemeinheit  dieser 
Fälschungen  bedarf  aber  doch  noch  anderer  Erklärungsgründe.  Sie 
bildet  ja  auch  ein  bedeutsames  Symptom  der  sittlichen  Auffassung 
jener  Zeit  und  kann  in  dieser  Hinsicht  nur  verstanden  und  billig  be- 
urteilt werden,  wenn  man  analoge  und  verwandte  Erscheinungen  auf 
geistig-sittlichem  Gebiete  beachtet  und  würdigt.  Die  wuchernde  Neu- 
bildung und  Erfindung  von  Legenden  von  Heiligen  und  Männern  der 
Kirche,  —  man  sah  und  fühlte  hierin  nicht  geschichtliche  Unwahrheit, 
sondern  gewissermaßen  nur  die  poetische  Lizenz  des  erbaulich-päda- 
gogischen Zweckes.  Die  starke  und  wachsende  Unkenntnis  der  Ver- 
gangenheit und  namentlich  der  Entwickelung  der  Rechtseinrichtungen 
und  Rechtszustände  —  was  heute  war  und  vielleicht  erst  vor  kurzem 
geworden  war,  das  hielt  man  schnell  in  bestem  Glauben  für  uraltes 
Recht   und    Herkommen. 

Zu  diesen  Momenten,  die  wir  nur  andeuten  können,  gesellt  sich  aber 
ein  weiteres,  das  aus  der  Sphäre  des  Rechts-  und  Urkundenwesens 
selber  erstand:  die  uns  schon  bekannte,  gerade  im  12.  Jahrhundert 
und  gerade  von  kirchlicher  Seite  ausgehende,  geförderte  und  geforderte 
Bedeutung  der  Urkunde  und  des  Urkundenbeweises4).  Die  Forderung 
der  Urkunde  mit  authentischem  Siegel  für  den  Beweis  vor  geistlichem 
Gericht  seit  Alexander  III.  wirkte  vielfach  sicherlich  als  unmittelbarer 
Antrieb  zur  Herstellung  all  der  zahlreichen  mehr  oder  minder  unregel- 
mäßigen Urkundengebilde,  und  all  der  halben  oder  ganzen,  formellen 
aber  auch  materiellen  Fälschungen  dieser  Zeit.  Wo  keine  oder  keine 
genügenden  Urkunden  vorhanden  waren,  da  machte  man  sie  sich  eben 
selber.  Da  wandte  man  alle  die  Mittel  an,  welche  dem  erstrebten  Ziele 
dienen  konnten:  Umgestaltung  alter  unbesiegelter  Akte  in  beweis- 
kräftig sein  sollende  Urkunden  durch  Herstellung  einer  subjektiven 
Fassung,  Interpolationen  und  Zutat  eines  Siegels,  Rasuren  in  den 
Originalen,  Nachzeichnung  echter  Vorlagen  mit  Einfügung  der  gewünsch- 
ten Bestimmungen,  Ablösung  echter  Siegel  von  den  Originalen  und  An- 


x)  H.  Hirsch  in  Mitt.  d.  Instituts  29,  1  ff. 

2)  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthiae  1  Einleitung,  vgl.  auch  meine  Bemerkungen 
in  Mitt.  des  Instituts  18,  379  ff. 

3)  Mitis,  Studien  118  ff.,  136  ff. 

4)  Darauf  haben  Dopsch  in  Mitt.  d.  Instituts  19,  610  f.  und  Lechner  ebenda 
1,    91  hingewiesen. 
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bringung  am  Falsifikate,   Fassung  echter  Siegelbilder  in  neue   Siegel- 
masse,   Nachguß    echter    Siegel,    freie    Erfindung   von    Siegeln   usw.1). 

So  begleitet  eine  große  Fälschungsperiode  die  Zeit  des  Werde- 
prozesses eines  neuen  wirklichen  Urkundenwesens.  Das  Zusammen- 
fallen beider  Erscheinungen  ist  nicht  zufällig,  sondern  innerlich  be- 
gründet. Wie  die  steigende  Wiederaufnahme  und  Wertschätzung  der 
Urkunde  und  das  Vordringen  des  Urkundenbeweises  die  Klöster  auf  den 
Pfad  auch  unrechtmäßiger  Urkundenherstellung  hinwies,  so  war  dies 
nur  möglich  in  einer  Übergangszeit  voll  schwankender,  noch  nicht  be- 
stimmter Formen  und  Entstehungsverhältnisse,  wo  die  Mittätigkeit  der 
an  der  Urkunde  interessierten  Empfänger  eine  so  weitreichende  Rolle 
spielte.  Das  Phänomen  so  großer  und  allgemeiner  Urkundenfälschungen 
tritt  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  zurück.  Denn  das 
Urkundenwesen  gewinnt  jetzt  endlich  auch  diesseits  der  Alpen  festere  For- 
men und  Normen,  es  entstehen  wirkliche  Kanzleien  an  den  Höfen  und 
in  den  Städten,  sowie  ständige  und  organisierte  Beurkundungsstelleu 
anderer  Art.  Dies  führt  zu  einem  neuen  Abschnitte  unserer  Dar- 
stellung. 


L)  Über  Siegelfälschungen  handelt  eingehend  Posse  143  ff. 


IV.  Kanzleien  und  andere  ßeurkundungsstelleii 
seit  dem  13.  Jahrhundert. 

1.  Die  Ausbildung  von  Kanzleien. 

Vgl.  die  oben  S.  124  angeführte  Literatur.  Sodann  Breßlau,  Urkunden- 
lehre 116  ff.,  2.  Aufl.  1,  142  ff.  Posse,  Lehre  von  den  Privatlirkunden  bes. 
S.  166  ff.  Buchwald,  Bischofs-  und  Fürstenurkunden  des  12.  und  13.  Jahrh. 
(1882).  Lippert,  Die  deutschen  Lehnbücher  (1903).  Steinacker  in  Meisters 
Grundriß  1,   250  ff.,  261  ff. 

Über  einzelne  Kanzleien.  Jäkel,  Die  Kanzlei  Herzog  Heinrichs  IV.  von 
Breslau,  und  Bauch,  Die  Kanzlei  Herzog  Heinrichs  V.  von  Breslau,  Zeitschr. 
f.  Gesch.  Schlesiens  14.  u.  16.  Bd.  Lippert,  Studien  über  die  wettinische  Kanzlei 
und  ihre  ältesten  Register,  N.  Archiv  f.  sächs.  Gesch.  24.  u.  25.  Bd.  Bier,  Ur- 
kundenwesen und  Kanzlei  der  Markgrafen  v.  Brandenburg  1323 — 1370.  Dissert. 
1907.  Lewinski,  Die  Brandenburgische  Kanzlei  und  das  Urkundenwesen  1411 
bis  1470.  Jaenicke,  Beiträge  z.  Urkunden-  und  Kanzleiwesen  der  gräfl.  An- 
haltiner  im  13.  und  14.  Jahrh.  Bergmann,  Beiträge  z.  Kenntnis  des  Urkunden- 
und  Kanzleiwesens  Ottos  des  Kindes  von  Braunschweig,  Progr.  Braunschw. 
1893.  Hgen,  Die  Registerbücher  der  Grafen  und  Herzoge  von  Cleve-Mark, 
Mitt.  d.  preußischen  Archivverwaltung  14.  Heft.  Pirenne,  La  chancellerie  et 
les  notaires  de  comtes  de  Flandre,  Melanges  Julien  Havet  (1895).  Wagner, 
Kanzlei  und  Archivwesen  der  fränkischen  Hohenzollern  von  Mitte  des  15.  bis 
Mitte  des  16.  Jahrh.  Archival.  Zeitschr.  10.  und  13.  Bd.  Emier,  Die  Kanzlei 
der  böhmischen  Könige  Ottokar  II.  und  Wenzel  IL  Abh.  d.  böhm.  Gesellsch.  d. 
Wissensch.  6.  Folge,  9.  Bd.  Celakovsky,  Über  einheimische  und  fremde  Re- 
gister, und  Tadra,  Kanzler  und  Notare  in  den  böhm.  Ländern  1310 — 1420 
(beide  Arbeiten  böhmisch),  Abh.  d.  böhm.  Gesellsch.  (1890)  7.  Folge  3.  Bd. 
und  Rozpravi  akad.  1892.  Kürschner,  Die  Urkunden  Herzog  Rudolfs  IV. 
v.  Österreich,  Arch.  f.  öst.  Gesch.  49.  Bd.  Wretschko,  Das  österr.  Marschallamt 
(1897).  Hauthaler,  Ein  Salzburg.  Registerbuch  des  14.  Jahrh.  Progr.  Salz- 
burg 1893.  Xeudegger,  Gesch.  der  bayer.  Archive,  3.  Teil,  2.  Abt.  (IIIb).  Bayer. 
Archivrepertorien  und  Urkundenregister  (1899 — 1900).  Erben,  Ein  oberpfälzi- 
sches Register  aus  d.  Zeit  K.  Ludwigs  d.  B.  (1908).  Mayer  Fr.  M.,  Über 
die  Correspondenzbücher  d.  Bischofs  Sixtus  v.  Freising  (1474 — 1495),  Archiv 
f.  öst.  Gesch.  68.  Bd. 

Faksimile  siehe  S.  158  Anm.  2. 

Das  Siegel  hat  die  Wiederaufnahme  der  Urkunde  herbeigeführt, 
verschaffte  der  Urkunde  Beweiskraft  und  wirkte  mit,  daß  die  Beweis- 
urkunde   auch    wieder    Geschäftsurkunde    werden    konnte.     Aber    das 
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Siegel  allein  war  nicht  imstande,  nun  auch  ein  geordnetes  Urkunden- 
und  Kanzleiwesen  heraufzuführen:  im  Gegenteil,  so  haben  wir  schon 
früher  einmal  bemerkt  (S.  126),  deckte  das  Siegel  mit  seiner  Autorität 
gar  viele  Unregelmäßigkeiten  und  Unvollkommenheiten,  vor  allem 
die  weitgreifende  Herstellung  der  Urkunden  durch  die  Empfänger. 
Diese  Schwächen  und  Schwankungen  konnten  nicht  aus  der  inneren 
Entwicklung  der  Privaturkunde  selber  überwunden  werden,  sondern 
nur  durch  den  mächtigen  Einfluß  anderer,  von  außen  bestimmender 
und  treibender  Kräfte. 

I.  Es  ist  schon  lange  erkannt,  daß  die  Ausbildungderlan- 
de s  f  ü  r  s  1 1  i  c  h  e  n  Territorien  einerseits  und  die  werdende 
Autonomie  der  Städte  andrerseits  dem  Urkundenwesen  seit 
dem  13.  Jahrhundert  entscheidende  Impulse  und  dauernd  geordnete 
Gestaltung  gegeben  haben.  Dem  Urkundenwesen  sowohl,  wie  über- 
haupt der  Schriftlichkeit  des  Geschäfts-,  Verwaltungs-  und  Rechts- 
wesens 1).  Der  Prozeß  der  Entstehung  der  Landeshoheit  und  ihrer 
Territorien  war  äußerlich  von  unendlichen  Kämpfen  begleitet,  im 
Innern  der  sich  bildenden  Gebiete  jedoch  von  positiv  schaffenden  Vor- 
gängen. Der  Territorialherr,  der  nun  eine  Reihe  von  ursprünglich 
königlichen  Hoheitsrechten  besaß  und  zu  verwalten  hatte,  der  bestrebt 
war,  sein  Gebiet  und  allen  Xeuerwerb  zu  einem  einheitlichen  Dominium 
zusammenzuschließen  und  alle  Kräfte  desselben  auszunützen,  war 
genötigt,  einen  Überblick  über  die  finanziellen  und  militärischen  Hilfs- 
mittel seines  Territoriums  zu  gewinnen.  Es  ist  höchst  bezeichnend, 
daß  zu  einer  Zeit,  als  geordnete,  förmliche  fürstliche  Kanzleien  erst 
im  Entstehen  waren,  bereits  großangelegte  Urbare  von  Territorien 
hergestellt  wurden,  so  in  Österreich  wohl  schon  unter  Herzog  Leo- 
pold V.  (1177 — 1194),  sicher  jedoch  zwischen  1220  und  1230  unter 
Leopold  VI.,  so  um  1240  im  Herzogtum  Bayern.  Derartige  Werke 
schufen  eine  Grundlage  für  die  Ausbildung  einer  wirklichen,  organi- 
sierten, ineinandergreifenden  Verwaltung.  Die  Finanzbehörde  oder 
Kammer,  das  landesfürstliche  Hofgericht  und  die  Landgerichte,  der 
Lehenshof  sind  die  frühesten  Organe  der  territorialen  Verwaltungs- 
organisation. Aber  diese  bedurfte  natürlich  ständiger  eigentlicher 
Beamter  und  bedurfte  mehr  und  mehr  auch  einer  ständigen,  organi- 
sierten Stelle,  um  die  Erlasse  und  Verfügungen,  die  Urkunden  und 
Briefe  des  Landesherrn  und  seiner  Landesverwaltung  auszufertigen. 
Denn  mit  der  wachsenden  Verwaltungtsätigkeit  ergab  sich  ein  ge- 
steigerter schriftlicher  Verkehr  und  mit  der  wachsenden  Ordnung  und 
Selbsttätigkeit  wollte  man  doch  immer  weniger  den  Parteien  und  Em- 
pfängern die  Herstellung  von  Urkunden  überlassen.  So  erwuchsen  in 
diesen  Territorien  weltlicher  und  geistlicher  Landesherren  im  Laufe 
des  13.  Jahrhunderts  bald  früher,  bald  später  förmliche,  organisierte 
Kanzleien. 


*)  Darauf  hat  schon  Buchwald  S.  273  ff.  hingewiesen;  vgl.  sodann  die  treffen- 
den Bemerkungen  von  Steinacker  251,  sowie  die  Ausführung  in  einer  demnächst  er- 
scheinenden Schrift  von  Richard  Meli  über  die  Privaturkunden  in  Steiermark. 


1.  Die  Ausbildung  von  Kanzleien.  155 

Diese  landesherrlichen  Kanzleien  treten  ihrer  ganzen  Entstehungs- 
weise nach  in  enge  Beziehung  zu  den  Zentren  der  territorialen  Re- 
gierung und  Verwaltung:  zum  landesherrlichen  Rate,  zur  Kammer, 
zum  Hofgerichte,  zum  Lehenhofe.  Die  landesherrliche  Kanzlei  wird 
mehr  oder  minder  ein  Zentralorgan  der  gesamten  Verwaltung.  Kanzlei- 
und  Urkundenwesen  des  späteren  Mittelalters  muß  daher  stets  in  engem 
Zusammenhang  mit  Verwaltung  und  Verfassung  betrachtet  und  be- 
handelt werden.  Umgekehrt  zieht  die  Geschichte  der  Verwaltung  aus 
der  Erforschung  des  Kanzlei-  und  Urkundenwesens  den  größten  Ge- 
winn. Für  diese  fruchtbare  Wechselwirkung  sind  die  Arbeiten  Gerhard 
Seeligers  ein  treffliches  Vorbild  geworden  1). 

Neben  dem  Territorium  ist  es  die  Stadt,  wrelche  in  derselben  Zeit 
emporblüht,  zu  wirtschaftlich-sozialer  Bedeutung  gelangt,  rechtlich- 
verfassungsmäßige Selbständigkeit  erstrebt  und  erringt.  Die  Aus- 
übung der  vollen  Gerichtsbarkeit  und  die  Selbstverwaltung  aller  städti- 
schen Angelegenheiten  gelangte  in  die  Hand  von  Richter  und  Schöffen, 
Bürgermeister  und  Rat.  Hatte  man  sich  früher  für  die  Abfassung 
von  Urkunden  und  Briefen  über  Angelegenheiten  der  Stadt  mit  der 
Heranziehung  von  Mitgliedern  des  städtischen  Säkular-  oder  Regular- 
klerus  oder  von  Privatschreibern  begnügen  und  behelfen  können,  so 
wird  dies  mit  der  steigenden  Bedeutung  der  städtischen  Geschäfte 
dann  anders.  Die  Autonomie  der  Stadt  bringt  ähnliche  Erscheinungen 
mit  sich  wie  das  Entstehen  der  territorialen  Verwaltung.  Gerichts- 
wesen, Finanzwesen,  eigentlich  städtische  Aufgaben  der  Fürsorge 
für  Gewerbe,  Verkehr  und  Handel  entfalten  sich,  Korrespondenzen 
und  Zahl  der  Rechtsurkunden  werden  stets  umfangreicher.  In  der 
Stadt  sind  Richter,  Rat  oder  Schöffen  die  zentrale  Stelle,  sie  bedurften 
nun  auch  mehr  und  mehr  eines  ständigen  Organs  für  die  sich  mehren- 
den schriftlichen  Geschäfte.  So  erscheinen  denn  ständige  Stadtschreiber, 
denen  ja  auch  noch  Gehilfen  beigegeben  werden  konnten.  Am  frühesten, 
schon  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts,  in  Köln,  Braunschweig 
und  Straßburg,  dann  bald  auch  in  anderen  größeren  Städten2).  Von 
1270  haben  wir  z.  B.  eine  förmliche  Bestallung  des  Stadtschreibers 
in  Lübeck,  ähnlich  1296  in  Prag3).  Damit  ist  der  Beginn  eigentlicher 
städtischer  Kanzleien  gegeben. 

Aber  mit  diesen  Entwickelungen  geht  auch  eine  wichtige  Wandlung 
im  Wresen  der  Urkunden  selber  Hand  in  Hand.  Die  Fürsten  und  Großen 
des  Reiches  werden  Landesherren,  sind  reichsgesetzlich  seit  1220,  1231 
und   1232  als  solche  anerkannt,   üben   die   Hoheitsrechte   des   Reiches 

*)  Das  deutsche  Hofmeisteramt  (1885),  Erzkanzler  und  Reichskanzleien 
(1889),  Kanzleistudien  in  Mitt.  d.  Instituts  8.  und  11.  Bd.  (1887,  1890).  Die  Re- 
gisterführung am  deutschen  Königshofe,  Mitt.  d.  Instituts,  3.  Ergbd.  (1891). 

2)  Vgl.  W.  Stein,  Über  Stadtschreiber  d.  Mittelalters,  Beiträge  z.  Gesch.  von 
Köln  1895  (Mevissen-Festschrift);  auch  Uhlirz  in  Gesch.  d.  Stadt  Wien  II  1,  36  ff.. 
Kleeberg  Stadtschreiber  u.  Stadtbücher  in  Mühlhausen  i.  Th.,  Arch.  f.  Urkunden- 
forsch.  2,  416  ff. 

3)  ÜB.  der  Stadt  Lübeck  I  l,  303.  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus 
Hohmen  und  Mähren  1,  172  ff. 
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in  ihren  Territorien  gleichwie  der  König.  Ihre  Urkunden  gewinnen 
Autorität  und  Rechtskraft  gleich  dem  königlichen  Diplom.  Der  recht- 
liche Unterschied  zwischen  Königs-  und  Fürstenurkunde  verschwindet. 
Die  Fürstenurkunde,  die  schon  längst  in  ihren  äußeren  und  inneren 
Merkmalen  der  Königsurkunde  nachgestrebt  hatte,  wird  dieser  schon 
im  12.  und  vollends  im  13.  Jahrhundert  gleichwertig  als  an  sich  selb- 
ständiges, unscheltbares  Beweismittel  von  öffentlicher  Kraft  und 
Glaubwürdigkeit. 

In  der  gleichen  Richtung  wirkte  die  wachsende  Bedeutung  des 
Siegels.  Das  authentische  Siegel  wird  ja,  wie  wir  sahen  (vgl.  oben  S.  116), 
zu  einem  Beweismittel,  das  der  Urkunde  unbedingte  Glaubwürdigkeit 
und  Unscheltbarkeit  verleihen  kann.  Dieses  Siegel  hebt  demnach  auch, 
die  Urkunden  niedrigerer  Gewalten  in  eine  Sphäre,  wo  man  rechtlich 
nicht  mehr  von  Privaturkunden  sprechen  kann. 

Da  stoßen  wir  eben  auf  den  Punkt,  wo  wir  uns  klar  zu  machen 
und  im  Auge  zu  behalten  haben,  daß  die  Bezeichnung  »Privaturkunden« 
weiterhin  strenge  genommen  nur  mehr  einem  viel  beschränkteren 
Kreise  von  Urkunden  zukommt.  Aber  der  einfachste  Versuch,  nach 
dem  juristischen  Begriffe  des  »öffentlich-rechtlichen«  zu  scheiden, 
lehrt  sofort,  daß  wir  damit  nicht  durchkommen,  und  daß  es  große 
Gebiete  dieses  spätmittelalterlichen  Urkundenwesens  gibt,  welche 
eben  nur  hier  behandelt  werden  können,  so  die  geistlichen  und  städti- 
schen Beurkundungsstellen.  Andrerseits  ist  es  eine  notwendige  Be- 
schränkung, zwar  die  Entstehung  fürstlicher  Kanzleien  zu  behandeln, 
nicht  aber  auf  deren  Geschichte,  sei  es  auch  nur  an  einem  Beispiele, 
einzugehen. 

Es  ward  schon  darauf  hingewiesen,  daß  die  Ausbildung  förm- 
licher landesherrlicher  Kanzleien  nur  nach  und  nach  und  in  mannig- 
fachen Schwankungen  erfolgte.  Nennung  von  fürstlichen,  bischöf- 
lichen Notaren  begegnet  schon  seit  dem  10.  Jahrhundert.  Sie  sind 
stets  Geistliche,  oft  aus  den  Stiftern  und  Klöstern  des  Landes  genommen, 
sie  sind  meist  auch  Kapläne  bei  Hof.  Sie  werden  in  den  Urkunden  als 
notarius,  scriptor  bezeichnet;  auch  protonotarius,  oder  cancellarius 
kommt  vor,  so  in  Mainz  und  Trier,  in  Bremen  sogar  archicancellarius 
(1091).  In  Köln  unter  Erzbischof  Engelbert  dem  Heiligen  (1216—1225) 
fungieren  neben  dem  cancellarius  auch  notarii.  Gerade  dies  bedeutet 
sicherlich  das  Bestehen  einer  Kanzlei.  Aber  wenn  zugleich  in  Köln 
die  Empfängerherstellung  in  dem  Maße  fortdauert,  daß  gut  ein  Drittel 
der  Urkunden  ihr  zuzurechnen  ist,  dann  sieht  man,  daß  diese  Kanzlei 
doch  noch  beträchtlich  von  dem  Charakter  einer  regelmäßigen  und 
ausschließlichen  Beurkundungsstelle  entfernt  war.  Ab  und  zu  ist  sicht- 
lich durch  den  Einfluß  eines  leitenden  Notars  der  Umschwung  vor- 
bereitet worden.  So  tritt  unter  Herzog  Bernhard  von  Kärnten  auf 
einmal  seit  1240  durch  die  Tätigkeit  des  Notars  und  Propstes  Berthold 
die  Empfängerherstellung  auffallend  zurück;  unter  Berthold  als  Kanzlei- 
leiter stehen  mehrere  Notare,  deren  Schrift  und  Diktat  durch  ihn 
beeinflußt  wird;   ja   Berthold   drückt  sogar  sein   Siegel  als   Rücksiegel 
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dem  Herzogssiegel  auf.  Aber  dies  dauert  nur  bis  1256,  unter  Herzog. 
Ulrich  tritt  wieder  die  ganze  alte  Regellosigkeit  der  Urkundenherstellung 
entgegen1). 

Das  Rücksiegel  des  Notars  ist  hier  gewissermaßen  die  Gegen- 
zeichnung des  verantwortlichen  Kanzleileiters.  Die  Kontrolle  und 
Verantwortung  für  die  Urkunde,  namentlich  wenn  dieselbe  mehr  oder 
minder  vom  Empfänger  hergestellt  wurde,  lag  dem  Notar  ob;  die  Art, 
wie  dies  oft  durch  Rekognitions-  und  Datum-per-manus-Formeln,  durch 
Nachtragungen  zum  Ausdrucke  gebracht  wurde,  haben  wir  schon 
früher  kennen  gelernt  (vgl.  oben  S.  138  ff.).  Diese  Datum-per-manus- 
Formel  findet,  nun  einige  Zeit  hindurch,  von  c.  1260  bis  um  1290  in  den 
Urkunden  des  Markgrafen  Heinrich  des  Erlauchten  von  Meißen  und  seines 
Sohnes  des  Markgrafen  Dietrich  von  Landsberg  eine  besondere  Ver- 
wendung, welche  uns  wieder  eine  andere  Variante  des  Übergangs  zur 
wirklichen  Kanzlei  erkennen  läßt.  Sie  wird  da  gebraucht,  um  dem 
Beurkundungsbefehl  Ausdruck  zu  geben  und  jene  Persönlichkeit  zu 
bezeichnen,  welche  den  Befehl  des  Fürsten  der  Kanzlei  übermittelte. 
Meist  ist  es  ja  der  Notar  oder  Protonotar,  der  genannt  wird,  wobei 
ab  und  zu  die  iussio,  das  mandatum  des  Fürsten  ausdrücklich  erwähnt 
wird.  Besonders  deutlich  für  den  Sinn  der  Formel  ist  die  seit  1272 
öfter  vorkommende  Fassung,  wenn  der  Fürst  z.  B.  sagt:  eandem  litter  am 
.  .  .  per  magistrum  Gevehardum  prothonotarium  nostrum  dari  fecimus 
sigilli  nostri  munimine  roböratam;  oder  ein  anderes  Mal  heißt  es  ebenso 
bezeichnend  in  einer  Urkunde  Heinrichs  und  seines  Sohnes  Friedrich 
von  1287:  Datum  et  actum  .  .  .  per  nos  ambos  marchiones,  die  Markgrafen 
selber  haben  also  hier  unmittelbar  die  Beurkundung  befohlen;  oder  aber 
es  werden  Persönlichkeiten  genannt,  die  der  Kanzlei  gar  nicht  ange- 
hören, die  jedoch  im  betreffenden  Falle  offenbar  die  Urkunde  erwirkt 
und  den  Beurkundungs-  oder  den  Fertigungsbefehl  übermittelt  hatten: 
1277  in  einer  Urkunde  des  Markgrafen  Dietrich  für  Kloster  Altzelle: 
datum  per  manum  .  .  .  Friderici  Merseburgensis  episcopi;  1296  Land- 
graf Albrecht  von  Thüringen  für  Hl.  Kreuz  zu  Gotha:  datum  per  manus 
magistri  Theoderici  rectoris  parvulorum  in  Gotha2).  Vielleicht  läßt  sich 
dieser  Gebrauch  und  Sinn  der  Datum-per-manus-Formel  auch  ander- 
wärts noch  nachweisen.  Jedenfalls  haben  wir  ihn  als  einen  Vorläufer 
jenes  Brauches  anzusehen,  der  dann  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts 
in  den  Kanzleien  und  Urkunden  der  Fürsten  aufkommt,  nämlich  der 
Kanzleivermerke. 

Diese  Zeit,  die  Wende  des  13.  und  14.  Jahrhunderts  ist  es  nach 
unserer  bisherigen  Kenntnis  (vgl.  oben  die  Zusammenstellung  S.  130), 
in  der  die  überwiegende  oder  starke  Empfängerherstellung  in  fürstlichen 
Kanzleien  doch  entschieden  zurücktritt  und  die  regelmäßigere  und 
volle  Fertigung  der  Urkunden  in  der  Kanzlei  durchdringt.  Freilich 
die  einen  Kanzleien  gehen  weit  voraus,  wie  etwa  jene  Herzog  Albrechts  I. 

1)  Jaksch,  Mon.  duc.  Carinthiae  IV  1,  Einteit.  XIV  ff. 

2)  Posse  172  f.  Ich  möchte  stärker  als  Posse  die  Bedeutung  dieser  Formel  im 
Sinne  des  Beurkundungs-  oder  Fertigungsbefehles  betonen. 


158      IV.   Kanzleien  und  andere  Beurkundungsstellen  seit  dem   13.  Jahrhundert. 

von   Österreich    (1281 — 1298)    oder   Meinhards    IL    von    Kärnten-Tirol 

(gest.  1295),  während  in  anderen  noch  stark  und  lange  die  alten  Zu- 
stände herrschen,  so  bei  den  Landgrafen  von  Thüringen,  bei  den  Bi- 
schöfen von  Cammin  und  den  Herren  von  Mecklenburg;  oder  bei  den 
Herzogen  von  Sachsen-Wittenberg,  wo  von  1227 — 1292.  den  Grafen  von 
Anhalt,  wo  von  1239 — 1287  auch  nicht  einmal  der  Name  eines  Notars 
erscheint1). 

II.  Das  sicherste  Zeichen,  daß  eine  Wandlung  vorgeht,  daß  die 
Organisation  förmlicher,  ständig  und  regelmäßig  arbeitender  Kanzleien 
im  Gange  ist,  dürfen  wir  in  dem  Auftreten  der  wichtigsten  Begleit- 
erscheinung erblicken,  in  dem  Aufkommen  verschiedenartiger  Ge- 
schäfts-    und     Kanzleibücher2). 

Die  eigensten  Bedürfnisse  der  werdenden  Landes-  und  Stadtre- 
gierung und  Verwaltung  sind  es  gewesen,  welche  die  Anlage  und  Führung 
von  Geschäftsbüchern  hervorbrachten  und  bestimmten.  Wie  schon 
früher  angedeutet  worden,  hat  zuerst  die  Notwendigkeit  des  Über- 
blickes über  die  finanziellen  Kräfte  eines  Territoriums  zu  größeren 
Buchanlagen  geführt  in  der  Gestalt  von  lan  des  fürstlichen 
Urbaren.  Urbariale  Aufzeichnungen  über  einzelne  Guts-  oder 
Einkünftekomplexe  hatte  man  auch  früher  schon  gekannt  und  ge- 
macht, sie  finden  sich  häufig  in  Traditions-  und  in  Kopialbüchern  des 
12.  und  13.  Jahrhunderts.  Aber  im  wachsenden  Territorium  bildete 
der  Grundbesitz  des  Landesherrn  nur  einen  Teil  seiner  Macht.  Mit 
ihm  vereinten  sich  die  Einkünfte  öffentlich-rechtlicher  Provenienz, 
wie  aus  Vogteien.  aus  Gericht  und  Steuern.  Über  dies  alles  soll  das 
landesfürstliche  Urbarbuch  Überblick  und  Kontrolle  gewähren,  wie  es 
denn  auf  den  Detailaufnahmen  und  Spezialurbaren  beruht.  In  den 
frühentwickelten  Territorien  von  Österreich  und  Steiermark  sind  die 
ältesten  und  bedeutendsten  landesfürstlichen  Urbare  geschaffen  und 
konsequent  ausgestaltet  worden.  Auf  Grund  eines  Urbars  Herzog 
Leopolds  V.  (1177—1194)  wurden  zwischen  1220  und  1230  und  1236 
bis  1240  eigentliche  landesfürstliche  Urbare  hergestellt,  unter  Ottokar 
ward  um  1265  auch  für  Steiermark  ein  Urbar  geschaffen,  von  den  Habs- 
burgern  wurden  dann  beide  großen  Urbare  nach  1280  neu  redigiert3). 
Auch  in  Bayern  ließ  schon  um  1240  Herzog  Otto  ein  Urbar  der  Ämter 
des  noch  ungeteilten  Herzogtums  anlegen,  das  dann  um  1280  er- 
neuert worden  ist4).  Es  folgte  der  Schöpfer  des  tirolischen  Territoriums 
Meinhard    IL    im    Jahre    1288  mit   seinem   wohlgeordneten   Urbar   der 


x)  Buchwald  405,  410  f.  Kunkel  im  Arch.  f.  Urkundenforsch.  3,  37  für 
Mecklenburg. 

2)  Faksimiles  von  Kanzleiregistern:  Arndt-Tangl.  Schrifttafeln  T.  101 
(Brandenburg),  Chroust  Mon.  palaeogr.  I.  Serie  Lief.  2  T.  10,  3  T.  10  (Bayern  : 
von  anderen  Amts-  und  Geschäftsbüchern:  Sickel  Mon.  graph.  X  T.  12  (tirol. 
Raitbuch),  Arndt-Tangl  T.  103  (brandenb.  Urbar),  Chroust  Lief.  24  (Nürnberg), 
Thommen  Schriftproben  2.  Aufl.   (Basel). 

8)  Österreichische  Urbare  I  1.  und  2.  Bd.  Landesfürstliche  L'rbare  Nieder- 
und  Oberösterreichs  und  Steiermarks  hg.  von  Alfons  Dopsch  (1904,  1910). 

4    Mon.  Boica  36.  Bd.,  vgl.  Riezler,  Gesch.  Bayerns  2,  178. 


1.  Die  Ausbildung  von  Kanzleien.  159 

Grafschaft  Tirol1).  Und  im  Südwesten  war  schon  vor  1264  ein  Urbar 
der  Grafschaft  Kiburg  entstanden,  die  Habsburger  aber  faßten  nach 
mannigfachen  Vorarbeiten  unter  König  Rudolf  und  Albrecht  I.  den 
gesamten  Bestand  des  schwäbisch-elsässischen  Machtgebietes  zu- 
sammen in  dem  großen  Werke  des  Habsburgischen  Urbars,  das  von  1303 
bis  1308  hergestellt  ward2).  Eben  aus  dieser  Zeit  stammt  auch  das 
Urbar  der  Grafschaft  Luxemburg3). 

Dies  waren  zweifellos  sehr  bedeutende  Leistungen  der  landes- 
herrlichen Gewalten  und  ihrer  Beamten  und  Diener.  Allein  diese  Urbare 
fixierten  den  Besitz  und  Einkünfte,  wie  sie  sein  sollten,  auch  enthielten 
sie  keineswegs  alle  Einnahmen  und  natürlich  auch  nicht  die  Ausgaben. 
Die  Urbare  bedurften  also  dringend  einer  Ergänzung.  Die  kompli- 
zierter werdende  Finanzverwaltung  der  Territorien,  aber  auch  der 
Städte  brauchte  Kontrolle  und  Übersicht  der  tatsächlichen  Einnahmen 
und  nicht  minder  auch  der  Ausgaben,  mit  einem  Worte  Rechnungs- 
buche  r4).  Verrechnungen  im  einzelnen  hatte  jede  kleine  und  große 
Wirtschaft  selbstverständlich  schon  immer  führen  müssen,  aber  das 
Neue,  das  auch  hier  auftaucht,  ist,  daß  nunmehr  Länder  und  Städte 
regelmäßige  und  zusammenfassende  Rechnungslegung  über  ihre  Ver- 
waltung beginnen,  und  daß  zu  diesem  Zwecke  eigene  Bücher  geführt 
und  aufbewahrt  werden.  Die  ältesten  derartigen  Rechnungsbücher 
finden  wir  in  zwei  Territorien,  wo  höchst  wahrscheinlich  Einfluß  und 
Beispiel  des  benachbarten  hochentwickelten  italienischen  Verwaltungs- 
und Buchführungswesens  maßgebend  war,  in  Savoyen  und  in  Tirol.  Die 
Grafen  von  Savoyen  begannen  schon  um  1260  Rechnungsbücher  ihrer 
Amtleute  anlegen  zu  lassen5)  und  unter  Meinhard  IL  von  Kärnten-Tirol 
beginnen  um  dieselbe  Zeit  als  das  Urbar  angelegt  wurde,  auch  landes- 
fürstliche Rechnungsbücher  (Raitbücher).  Sie  wurden  von  1288  an  regel- 
mäßig und  ununterbrochen  bis  zum  Aussterben  der  Görzer  im  Jahre 
1363  geführt  und  bilden  heute  noch  eine  Reihe  kostbarer  Bände6).  Aber 
auch  in  Bayern  und  Österreich  sind  um  die  Wende  des  13.  und  14.  Jahr- 
hunderts sicher  schon  regelmäßige  amtliche  Rechnungsbücher  geführt 
worden,  von  denen  heute  freilich  nur  mehr  Bruchstücke  vorhanden  sind7). 


2)  Fontes  rer.  Austr.  II  45,  hg.  von  Osw.  v.  Zingerle.  Die  neue  Gesamtedition 
dieses  Urbars  wird  in  den  Österreich.  Urbaren  I.  Abt.  erscheinen. 

2)  Quellen  z.  Schweiz.  Gesch.  14.  und  15.  Bd.  hg.  von  R.  Maag  und  P.  Schweizer. 

3)  Vgl.  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben  3,  342  f. 

4)  Vgl.  im  allgemeinen  Inama-Sternegg,  Über  die  Quellen  der  deutschen  Wirt- 
schaftsgeschichte, Wiener  SB.  84,  205  ff.  Tille,  Über  Stadtrechnungen,  Deutsche 
Geschichtsbl.  1,  65  ff. 

5)  Vgl.  die  Daten  aus  solchen  zu  1265  z.  B.  in  einer  Publikation  von  Secretan 
im  Arch.   f.  Schweiz.   Gesch.  14,  3  ff. 

6)  Im  Innsbrucker  Statthalterei-Archive,  einige  im  Münchener  Reichsarchiv. 
Die  früher  im  Wiener  Haus-,  Hof-  und  Staatsarchive  gewesenen  Raitbücher  wurden 
fast  alle  an  Innsbruck  extradiert. 

7)  Das  Rechnungsbuch  des  obern  Vizedomamtes  1291 — 12(.>',,  hg.  v.  öfele  im 
Oberbayer.  Archiv  26,  die  Verrechnung  des  Vizedoms  Eyban  von  Lengenfeld  1325, 
Öfele  SS.  rer.  Boic.  1,  750.  Rechnungsbuch  der  Herzoge  von  Österreich  1326  bis 
1338  ed.  Ghmel,  Österr.   Geschichtsforscher  1.  und  2.  Bd. 
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In  der  gleichen  Zeit  treten  auch  in  Städten  regelmäßig  geführte 
Rechnungsbücher  der  Stadtverwaltungen  auf.  welche  von  nun  an  einen 
häufigen  Bestandteil  städtischer  Archivalien  bilden.  In  Breslau  be- 
ginnt mit  1299  ein  städtisches  Rechnungsbuch,  aus  dem  14.  Jahr- 
hundert sind  dann  schon  ganze  Reihen  solcher  Bücher  aus  verschie- 
denen Städten  bekannt,  so  von  Köln  und  Aachen,  von  Osnabrück  und 
Hamburg,  von   Nürnberg.  Wien  und  anderen1). 

In  engem  Zusammenhang  mit  Urbaren  und  Rechnungsbüchern 
stehen  Bücher  und  Verzeichnisse,  welche  irgendeinem  Sonderzwecke 
der  Verwaltung,  vor  allem  dem  Finanzwesen,  zu  dienen  haben.  So 
Steuer  b  ü  c  h  e  r  und  Steuerverzeichnisse.  Vor  nicht  langer  Zeit  ist 
ein  höchst  bedeutsames  Verzeichnis  'der  Reichssteuern  von  1241 2)  be- 
kannt geworden;  in  der  Grafschaft  Tirol  wurden  seit  c.  1275  Steuer- 
rollen. Steuerlisten  und  Steuerbücher  angelegt3).  Steuerverzeichnisse 
finden  sich  nicht  selten  in  Urbaren  oder  auch  Rechnungsbüchern  ein- 
getragen, wie  auch  Verzeichnisse  der  Lehenträger,  der  Eigenleute,  der 
Feuerherde  und  andere  ähnliche  Arbeiten  und  Hilfsmittel  der  Finanz- 
verwaltung in  solcher  Verbindung  oder  aber  auch  in  Einzelaufzeich- 
nung in  Heft-  oder  Buchform  gemacht  wurden. 

Eine  Gruppe  solcher  Verwaltungsbücher  hat  sich  zu  besonderer 
Verbreitung  und  Bedeutung  entwickelt,  die  Lehenbücher4). 
Verzeichnung  des  Lehenbesitzes,  sowie  auch  der  ausgetanen  Lehen, 
tritt  zunächst  als  ein  Bestandteil  urb arialer  Aufzeichnung  von  Grund- 
herrschaften auf.  Charakteristisch  ist  die  Vermengung  von  Traditions- 
notizen. L'rbar  und  Lehenverzeichnis  in  dem  bekannten  Kodex  des 
Grafen  Siboto  von  Falkenstein  von  ungefähr  1170.  Die  Verknüpfung 
mit  dem  Traditionsbuch  hört  mit  diesem  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts auf,  jene  mit  dem  selbständig  werdenden  Urbar  dauert  viel 
länger.  In  den  landesfürstlichen  Urbaren  des  13.  Jahrhunderts  bilden 
Verzeichnisse  der  Vasallen  und  ihrer  Lehen  besondere  Teile.  Wie  das 
L'rbar  überhaupt,  so  fixieren  auch  diese  lehenbücherlichen  Teile  den 
Zustand,  sie  sagen,  von  wem  und  welche  Lehen  man  besitzt,  welche 
Lehen  man  selbst  vergeben  hat.  Derartige  Feststellungen  waren  um 
so  nötiger  geworden,  je  intensiver  das  Lehenwesen  alle  Beziehungen 
der  Stände  und  des  Besitzes  durchdrang  und  je  mannigfaltiger  und 
komplizierter  die  Lehensbande  wurden.  Wo  die  Umstände,  wie  z.  B. 
Besitz-  oder  Personenwechsel,  es  begünstigten,  wurden  auch  wohl 
besondere  urbariale  Lehenbücher  angelegt.  Wir  besitzen  solche  Lehen- 
verzeichnisse von  den  Bolanden  und  vom  Stifte  St.  Maximin  bei  Trier 


1    Vgl.  Tille.   Deutsche  Geschichtsbl.   1,  65  ff. 

-    Herausgegeben  von  J.  Scbwalm  im  N.  Archiv.  23.  Bd.  und  in  MG.  Con- 
stitutiones  3.  Bd.   mit  Faksimile. 

3  Vgl.   Köder.  Das  landesfürstl.  Steuerwesen  in  Tirol.  Archiv  f.  öst.  Gesch. 
£63  ff.,  515  ff. 

4  Lippert,     Die    deutschen    Lehnbücher    (1903).       Lechner    in    Mitteil,    des 
Instituts  27,  505  ff. 
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Zitationen  und  Zeugnisurkunden  der  Pristalden  (Unterrichter)  durch 
das  Siegel  des  Diözesanbischofs  oder  in  kleineren  Sachen  durch  das 
Siegel  eines  Konventes  beweiskräftig  gemacht  werden  sollen.  Wir 
sehen,  daß  die  Staatsgewalt  das  geistliche  sigillum  authenticum  in  ge- 
wissen Fällen  in  Anspruch  nimmt  und  die  Staatsgewalt,  das  Königtum, 
hat  nun  weiterhin  die  vorhandene  Tendenz  zur  Ausgestaltung  von 
Kapiteln  und  Klöstern  zu  Zeugnis-  und  Beurkundungsstellen  gefördert. 
Wenn  König  Bela  IV.  1255  dem  Konvent  von  Jäszo  (bei  Kaschau) 
bewilligt,  daß  die  unter  Konventsiegel  ausgefertigten  Urkunden  über 
Rechtsgeschäfte  von  Parteien  bis  zum  Werte  von  100  Mark  Kraft 
haben  sollen,  so  erkennt  man,  daß  um  diese  Zeit  Kapitel  und  Kon- 
vente bereits  als  Beurkundungsstelle  in  Parteigeschäften  dienten.  Und 
wenn  derselbe  Konvent  1280  ausspricht,  er  sei  verpflichtet,  in 
wichtigen  Sachen  durch  Anhängung  seines  Siegels  Zeugnis  zu  geben, 
so  weist  dies  auf  die  schon  vor  oder  seit  1231  angebahnte  weitere 
Funktion  der  Kapitel  und  Konvente  hin,  bei  gerichtlichen  Handlungen 
durch  das  Zeugnis  ihrer  authentischen  Siegelurkunde  mitzuwirken. 
Im  14.  Jahrhundert  griff  die  starke  Königsgewalt  der  Anjou  energisch 
ordnend  in  die  Ausgestaltung  dieser  Loca  credibilia  ein.  König  Ludwig 
nahm  den  kleineren  Konventen  das  Vorrecht  des  authentischen  Siegels 
und  1353  mußten  alle  Loca  credibilia  ihre  Siegel  nach  Ofen  bringen, 
wo  sie  untersucht  wurden  und  die  Zuerkennung  der  Eigenschaft  eines 
Locus  credibilis  endgültig  geregelt  ward.  Es  waren  schließlich  in  Ungarn 
und  Siebenbürgen,  Kroatien  und  Slavonien  bei  30  Kapitel  und  gegen 
40  Konvente,  welche  als  Loca  credibilia  fungierten. 

Die  Kompetenz  dieser  Stellen  umfaßte  nach  ihrer  vollen  Aus- 
bildung im  14.  und  15.  Jahrhundert  folgende  Rechte.  Sie  hatten  als 
Beurkundungsstellen  für  die  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit 
zu  dienen,  sie  stellten  also  Brief  und  Siegel  aus  über  die  vor  ihnen  ge- 
schlossenen oder  verlautbarten  Rechtsgeschäfte.  Sie  hatten  neben  dem 
Vertreter  der  weltlichen  Gerichtsbarkeit  bei  Vorladungen,  Grenz- 
begehungen und  Besitzeinweisungen  mitzuwirken  und  darüber  Ur- 
kunden auszustellen.  Sie  konnten  Urkunden  zur  Aufbewahrung  über- 
nehmen und  davon  glaubwürdige  Abschriften  (transsumpta  authentica) 
geben,  sie  konnten  ihnen  vorgelegte  Urkunden  in  beglaubigten  Ab- 
schriften ausfolgen.  Es  war  somit  ein  hochentwickeltes  Institut,  das 
sich  Ungarn  geschaffen  hatte,  ein  Institut,  das  die  Funktionen  der 
Offizialate  als  Beurkundungsstelle  mit  denen  des  italienischen  Notariats 
vereinigte  und  darüber  hinaus  noch  eine  Rolle  in  der  Gerichtsver- 
fassung spielte.  In  dieser  Wirksamkeit  hat  sich  eine  Anzahl  von  Loca 
credibilia  bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten  und  erst  das  ungarisch«' 
Notariatsgesetz  von  1874  machte  ihr  ein  Ende.  Aber  selbst  dieäes 
gewährt  ihnen  noch  die  Befugnis,  glaubwürdige  Abschriften  von  den 
in  ihrer  Verwahrung  befindlichen  Urkunden  zu  machen. 

Die  Loca  credibilia  behielten  von  den  von  ihnen  gefertigten  Ur- 
kunden für  Parteien  ein  Exemplar  (häufig  Chirographa)  als  Beweisstück, 
oder  führten  darüber  Register.    Aus  ihrer  Geschäftsführung  erwuchsen 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  1- 
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so  ganz  bedeutende  Archivalien  —  ähnlich  den  Notariatsarchiven 
Italiens. 

III.  DasköniglicheTabellionatinFrankreic  h1). 
Die  rasche  und  mächtige  Entwicklung  des  Offizialats  und  der  Offi- 
zialatsurkunde  in  Frankreich  blieb  nicht  ohne  bedeutsame  Rückwir- 
kung auf  die  weltlichen  Gewalten.  Die  gewinnreiche  Ausnützung  der 
Akte  freiwilliger  Gerichtsbarkeit  und  des  sigillum  authenticum  durch 
die  Bischöfe  und  ihre  neuen  Organe  legte  den  weltlichen  Machthabern 
den  Gedanken  nahe,  diesem  Beispiele  zu  folgen.  Es  scheinen  zunächst 
einzelne  Große  gewesen  zu  sein,  welche  die  frühesten  derartigen  Ein- 
richtungen getroffen  haben.  Der  Herzog  der  Bretagne  bestellte  schon 
vor  1270  eigene  Notare  (passeurs)  an  verschiedenen  Orten  seines  Ge- 
bietes, welche  Rechtssachen  der  Parteien  aufzunehmen  und  mit  dem 
hierfür  bestimmten  herzoglichen  Siegel  (sceau  aux  contrats)  zu  be- 
glaubigen hatten.  Um  1280  begegnet  ein  Tabellionat  des  Grafen  von 
Champagne  zu  Meaux,  gegen  welches  sich  der  Bischof  von  Meaux  vor 
dem  Pariser  Parlament  beschwerte  und  dessen  Aufhebung  er  tatsäch- 
lich erreichte.  Karl  von  Ahjou  hatte  ein  Geschäftssiegel  seines  Hof- 
gerichts zu  Angers  und  wollte  nicht  dulden,  daß  zum  Schaden  desselben 
seine  Barone  in  ihren  Städten  und  Schlössern  ebenfalls  solche  Siegel 
auftaten. 

Um  diese  Zeit  begann  nun  auch  das  französische  Königtum  die 
ersten  Schritte,  um  der  bereits  übermäßig  ausgedehnten  Tätigkeit  der 
Offizialate  und  Barone  entgegenzutreten  und  sie  zurückzudrängen 
zugunsten  des  königlichen  Siegels,  des  königlichen  Einflusses  und  der 
königlichen  Finanzen.  Unter  König  Philipp  III.  (1270 — 1285)  erging 
eine  Ordonnanz,  welche  das  Verfahren  bei  Ausstellung  von  »lettres 
de  baillie«  anordnete.  Allein  es  war  zu  kompliziert  eingerichtet  und 
bewährte  sich  nicht.  Erst  der  große  Vollender  des  Werkes  seiner  Vor- 
gänger, Philipp  IV.  der  Schöne,  hat  auch  hier  entscheidend  organi- 
satorisch durchgegriffen  und  im  ganzen  Krongebiete  Frankreichs  das 
königliche  Tabellionat  eingerichtet.  Vor  allem  wichtig  war  dies  na- 
türlich für  die  Gebiete  des  Gewohnheitsrechtes  (droit  coutumier); 
im  Süden,  im  Bereich  des  geschriebenen  Rechts  (droit  ecrit)  und  der 
Notariatsurkunde,  vermochte  das  königliche  Tabellionat  gegenüber 
dem  Notariat  nicht  viel  Boden  zu  gewinnen2). 

Im  Jahre  1302  ergingen  die  grundlegenden  Verfügungen  Philipps  IV. 
und  seitdem  hat  das  französische  Königtum  in  zahlreichen  Erlässen 
bis  zu  den  Zeiten  Franz'  I.  Sorge  getragen,  diese  Institution  auszu- 
gestalten und  nach  Kräften  zu  fördern,  um  sie  gegen  das  Offizialat 
und  im  Norden  und  Osten  Frankreichs  auch  gegen  die  städtische  Schöffen- 
urkunde konkurrenzfähig  zu  machen3).    Bei  jeder  königlichen  Gerichts- 


x)  Vgl.  Giry  Manuel  841  ff.  und  die  oben  S.  170  angeführten  Schriften  von 
Boüard  und  Nelis. 

2)  Boüard  S.  8  f.,  25  f. 

3)  Vgl.  Nelis  16  Anm.  1. 
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stelle  (Baillie,  Seneschallamt,  Prevöte  u.  a.)  wurde  eine  kleine  Kanzlei1) 
eingerichtet,  ein  Tabellionat  (tabellionage,  ecriture).  An  ihrer  Spitze 
steht  der  Siegelbewahrer  (gardescel,  garde  du  scel  royal),  der  das  Siegel 
bewahrt  und  anhängt.  Sonst  hat  er  mit  der  Führung  des  Tabellionates 
nichts  zu  tun.  Diese  obliegt  vielmehr  dem  beeideten  Tabellion.  Der 
Tabellion,  oft,  doch  bei  weitem  nicht  immer  an  Universitäten  gebildet 
und  Magister,  hatte  von  den  ihm  untergebenen  beeideten  Notaren  die 
von  diesen  mit  den  Parteien  aufgenommenen  Vorakte  in  Empfang  zu 
nehmen,  fertigte  auf  Grund  derselben  die  formell  ausgeführten  Rein- 
schriften (grosses),  übergab  diese  dem  Siegelbewahrer  zur  Siegelung 
und  händigte  sie  den  Parteien  aus.  Die  Notare  hatten  die  Aufnahme 
der  Vorakte  mit  den  Parteien  durchzuführen ;  dies  sollte  vor  zwei  Notaren 
oder  einem  Notar  und  zwei  Zeugen  geschehen.  Für  das  Schreiben  und 
Siegeln  der  Urkunden  (pro  scriptura,  pro  sigillo)  waren  Taxen  zu  ent- 
richten. Da  aber  diese  Ämter,  wie  die  meisten  in  Frankreich  seit  dem 
14.  Jahrhundert,  verpachtet  wurden,  so  liefen  die  Einnahmen  in  die 
Hand  des  Pächters,  der  z.  B.  in  Tournay  einen  Teil  erhielt,  während 
ein  zweiter  der  königlichen  Kasse  und  ein  dritter  dem  Tabellion  und 
seinen  Notaren  zukam. 

In  Paris2)  hatte  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  das 
Gericht  des  königlichen  Prevöt  (chatelet  de  Paris)  auch  Akte  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  beurkundet.  Die  Urkunden  wurden  von  Clercs 
des  Prevöt  geschrieben,  sie  ergingen  unter  dem  Siegel  der  Prevöte. 
Aber  gegen  Ende  des  Jahrhunderts  waren  schon  zahlreiche  eigene  Notare 
für  die  Aufnahme  von  Parteigeschäften  an  dem  Chatelet  tätig.  Philipp  IV. 
bestimmte  ihre  Zahl  auf  60  und  fixierte  ihren  Charakter  als  königliche 
Beamte.  Sie  bleiben  aber  »notarii  Castelleti«,  werden  vom  Prevöt  er- 
nannt, signieren  jedoch  die  von  ihnen  aufgenommenen  Urkunden, 
welche  auch  weiterhin  unter  dem  Siegel  der  Prevöte  mit  dem  könig- 
lichen Wappen  ausgehen. 

Die  königlichen  Tabellionen  und  ihre  Notare  konnten  ihre  Funktion 
in  der  Regel  nur  innerhalb  des  Amtsbezirkes  jener  Gerichtsbehörde  aus- 
üben, der  sie  unterstanden.  Nur  die  Notare  des  Chatelet  von  Paris, 
sowie  die  Tabellionen  der  Bailliage  von  Orleans  und  jene  zu  Mont- 
pellier konnten  überall  im  Krongebiete,  ja  die  von  Paris  im  ganzen 
Königreiche  Akte  aufnehmen. 

Die  Aufnahme  des  ersten  Voraktes  geschah  auf  Grund  der  Er- 
klärung der  Parteien,  welche  vor  dem  königlichen  Notar  oder  Tabellion 
erschienen  und  das  zwischen  ihnen  abgeschlossene  Rechtsgeschäft 
verlautbarten.  Hierüber  wurden  in  kurzer  Form,  welche  nur  die  not- 
wendigsten   sachlichen  Angaben    enthielt,    eine   nota3)   aufgenommen. 


*)  Petite  chancellerie  wird  geradezu  terminus  technicus  für  diese  Beurkun- 
dungsstellen, im  Gegensatz  zur  grande  chancellerie,  nämlich  der  königlichen  Kanzlei. 

2)  Boüard  36  ff.,  92  ff. 

3)  Dies  die  Bezeichnung  in  der  Ordonnanz  Philipps  IV.  von  1304.  Vgl.  Nelis 
91  ff.  auch  für  das  folgende.  Faksimile  von  Registern  königlicher  ( ?)  Tabellionen  bei 
Prou,  Recueil  de  facsimiles  d'ecritures  du  12.  au  16.  siecle  T.  2. 
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Diese  nota,  dieses  erste  Konzept,  konnte  unter  Umständen  auf  einzelne 
Blätter  geschrieben  werden,  die  Vorschriften  aber  verlangten  die  Ein- 
tragung der  nota  in  ein  Buch,  also  die  Führung  von  Registern  (pro- 
tocolla,  registrum  minutatum,  cartularium),  die  genau  dasselbe  sind 
wie  die  Imbreviaturbücher  der  italienischen  öffentlichen  Notare,  und 
die  denn  auch  als  libri  brevium  bezeichnet  werden.  Die  Einträge  in 
diesen  Büchern  reihen  sich  chronologisch  aneinander,  sie  sind  kurz, 
.die  einzelnen  sind  nur  durch  ganz  kleine  Zwischenräume  getrennt.  Die 
Einträge  sollten  durchstrichen  (kanzeliiert)  werden,  sobald  den  Par- 
teien die  Urkunde  übergeben  war,  oder  eine  Abänderung  des  Rechts- 
geschäftes erfolgte.  Neben  diesen  libri  brevium  konnte  noch  eine  zweite 
Art  von  Registern  geführt  werden,  die  libri  extensarum.  Sie  scheinen 
den  Charakter  von  Konzeptbüchern  oder  von  eigentlichen  Auslauf- 
registern besessen  zu  haben,  in  denen  Abschriften  oder  Auszüge  der 
ausgefertigten  Urkunden  eingetragen  wurden1).  Übrigens  wurde  die 
Führung  all  dieser  Bücher  sehr  oft  arg  vernachlässigt  und  immer  von 
neuem  mußten  königliche  Erlässe  die  gewissenhafte  Haltung  der  proto- 
colla  einschärfen  und  für  die  Aufbewahrung  und  ordnungsmäßige  Über- 
gabe nach  dem  Tode  von  Tabellionen  sorgen. 

Auf  Grund  der  kurzen  Vorakte  oder  der  Konzepte  wird  die  Urkunde 
sodann  in  ihrer  vollen  Fassung,  mit  allen  Formeln  umgeben,  hergestellt 
und  reingeschrieben  und  endlich  beglaubigt.  Diese  königlichen  Tabel- 
lionatsurkunden  erscheinen  schon  seit  dem  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
regelmäßig  ausgestellt  vom  Siegelbewahrer  (garde  du  scel),  ausge- 
nommen in  Paris,  wo  der  Prevöt  (garde  de  la  prevöte  de  Paris)  an  seine 
Stelle  tritt,  und  in  der  Champagne  und  Burgund,  wo  häufig  die  Par- 
teien redend  eingeführt  werden.  Die  Sprache  dieser  Urkunden  ist  über- 
wiegend französisch.  Die  Fassung  der  Urkunde  wechselt  im  einzelnen 
vielfach  nach  lokalen  Gewohnheiten,  doch  lassen  sich  immerhin  all- 
gemeine Grundlinien  dieses  Urkundentypus  angeben.  Mit  vollem  Titel 
aufgeführt,  entbietet  der  Siegelbewahrer  allen,  die  den  Brief  einsehen, 
seinen  Gruß.  Darauf  beginnt  die  Dispositio,  welche  mit  der  Verlaut- 
barungsformel eingeleitet  wird:  pardevant  nous  est  venu  et  comparu  N., 
oder:  vor  dem  Notar  N.  sind  erschienen,  et  confessi  fuerunt  oder  congnut 
et  conjesse;  es  folgt  die  Darlegung  des  Rechtsgeschäftes;  den  Schluß 
des  Textes  bilden  gewöhnlich  Formeln  der  gegenseitigen  Verpflichtung 
der  Parteien,  des  Verzichtes  auf  Ansprüche  und  Einreden  und  die  An- 
kündigung der  Beglaubigung.    Die  Urkunde  schließt  mit  der  Datierung. 

Die  wesentliche  Beglaubigung  bestand  im  königlichen  Siegel, 
das  vom  Siegelbewahrer  an  die  Urkunde  gehängt  wird2).  Allerdings 
haben  im  13.  Jahrhundert  noch  öfters  die  Baillis,  Prevöts  und  Sene- 
schalle  ihre  persönlichen  Siegel  gebraucht,  aber  seit  einer  Ordonnanz 
Ludwigs  X.  von  1315  war  dies  verboten  und  es  durfte  nur  mehr  das 


x)  Die  Bemerkungen  von  Xelis  99,  103  sind  hierüber  nicht  ganz  ausreichend; 
er  betrachtet  diese  Register  aux  notes  etendues  als  Konzeptbücher. 
2)  Über  diese  Siegel  vgl.  Giry  650  ff. 
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»kleine  königliche  Siegel«  (parvum  sigülum  cum  signo  nostro,  petit  scel) 
gebraucht  werden.  Dieses  Siegel  zeigte  als  Bild  den  Wappenschild 
von  Frankreich  oder  die  königliche  Lilie  allein,  nicht  selten  verbunden 
mit  einem  lokalen  Wappenbild.  Die  Legende  enthält  den  Namen  der 
Behörde,  seltener  den  Namen  des  Königs.  In  Tournay  z.  B.  lautet  die 
Legende:  sigülum  regium  ordinatum  in  Tornaco.  Das  Siegel  war  aus 
Wachs,  in  einzelnen  Gerichtsherrschaften  des  Südens  war  die  Bleibulle 
gebräuchlich.  Es  kam  vor,  daß  auch  die  Tabellionen  oder  Notare  ihr 
eigenes  Siegel  hinzufügten,  so  war  dies  namentlich  in  der  Bretagne  der 
Brauch. 

Schon  im  14.  Jahrhundert,  regelmäßig  seit  Beginn  des  15.  setzen 
die  Tabellionen  oder  auch  die  Notare  ihr  Handzeichen  auf  die  Plica  der 
Urkunde.  Dies  Zeichen  besaß  ursprünglich  neben  dem  Siegel  keinerlei 
Beglaubigungswert,  später  allerdings  gewann  es  größeres  Ansehen 
und  ward  als  Beglaubigungsmittel  betrachtet.  Die  Handzeichen  der 
Notare  hatten  in  Paris  von  jeher  eine  größere  Rolle  gespielt,  da  hier 
der  Brauch  eingerissen  war,  den  Parteien  in  der  Regel  nur  die  kurzen 
Vorakte  hinauszugeben  und  nur  dann  vollausgefertigte  und  besiegelte 
Urkunden,  wenn  es  die  Parteien  verlangten;  jene  Minuten  aber  waren 
nur  mit  dem  Handzeichen  der  Notare  signiert.  Diese  Praxis  dauerte 
im  15.  Jahrhundert  fort  trotz  des  Verbotes  Karls  VII.  von  1437.  Ja 
sie  gewann  im  16.  Jahrhundert  allgemeinere  Geltung  auch  außerhalb 
Paris  und  wurde  nun  durch  Verordnungen  anerkannt  und  geregelt. 
Das  Vorbild  der  Pariser  Notare  du  Chatelet  führte  schließlich  dahin, 
daß  im  Edikt  von  1597  die  Ämter  des  Tabellions  und  der  sonstigen 
Notare  vereint  wurden  in  ein  und  demselben  Amte  des  königlichen 
Notars.    Das  Tabellionat  hatte  damit  sein  Ende  erreicht1). 

Nach  dem  Muster  des  königlichen  Tabellionates  haben  seit  dem 
13.  Jahrhundert  auch  weltliche  und  geistliche  Herren  in  ihren  Juris- 
diktionsgebieten Tabellionate  eingerichtet,  um  Urkunden  über  Rechts- 
geschäfte der  Herrschaftsuntertanen  aufzunehmen.  Die  Beweiskraft 
solcher  seigneurialen  Siegel  war  durch  die  Grenzen  der  Gerichtsherr- 
schaft beschränkt.  Die  Krone  war  jedoch  stets  bestrebt,  diese  Tabel- 
lionate der  Barone  und  Prälaten  möglichst  zurückzudrängen  und  ein- 
zuschränken  zugunsten   der  königlichen   Behörden. 


3.  Städtische  Beurkundungsstellen  und  Urkunden. 
Stadtbücher  und  andere  öffentliche  Bücher. 

Literatur  und  Faksimile   siehe  bei  den   einzelnen   Teilen  und   sonst 
im  Verlaufe  des  Kapitels. 

Eigentumsübertragung    von    Grundstücken    vor    Gericht,    welche 
seit  der  karolingischen  Zeit  immer  allgemeiner  in  Deutschland  und  in 


!)  Boüard  S.  29  f. 
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Frankreich  Rechtsbrauch  geworden  war,  ist  ganz  besonders  in  den 
Städten  üblich,  ja  schon  im  12.  Jahrhundert  vielfach  obligatorisch 
geworden.  Dies  findet  bestimmten  Ausdruck,  wenn  z.  B.  in  der  Stadt- 
rechtsurkunde von  Arras  im  Jahre  1194  ein  Artikel  lautet:  Nullum 
donum,  nulla  venditio,  nulla  concessio,  nulla  investitura  tenebit,  nisi 
facta  fixer  it  cor  am  scabinis1). 

Diese  Erscheinung  wird  in  Zusammenhang  stehen  mit  der  Ent- 
wicklung der  Städte.  Der  Güterverkehr  in  den  aufblühenden,  an  Volks- 
zahl rasch  anwachsenden,  an  Kirchen,  Klöstern,  Spitälern  sich  meh- 
renden Städten  war  ein  viel  regerer,  das  Bedürfnis  nach  Beweglichkeit 
des  Besitzes  ein  viel  größeres  als  früher  und  als  auf  dem  flachen  Lande. 
Desto  größer  und  dringender  aber  auch  das  Bedürfnis  nach  voller  Rechts- 
sicherheit der  Besitzveränderungen  und  überhaupt  all  der  zahlreichen, 
aus  dem  städtischen  Handel  und  Wandel  sich  ergebenden  Geschäfte. 
So  wird  der  allgemein  landrechtlich  übliche  Brauch  der  gerichtlichen 
Eigentumsübertragung  zu  einer  spezifisch  stadtrechtlichen  Rechts- 
gewohnheit und  Satzung.  Dies  um  so  leichter,  als  die  Städte  eben 
allenthalben  ihre  Autonomie  errangen  und  selber  die  volle  Gerichts- 
barkeit übten  und  der  neu  erstehende  Stadtrat  konkurrierend  dem 
Richter  zur  Seite  trat.  In  den  Städten  entwickeln  sich  nun  im  Laufe 
des  12.  und  13.  Jahrhunderts  Einrichtungen,  welche  eine  mannigfache 
Bereicherung  des  spätmittelalterlichen  Privaturkundenwesens  dar- 
stellen. 

Ursprünglich  brauchte  mit  der  gerichtlichen  Eigentumsübertragung 
keine  Urkunde  oder  schriftliche  Aufzeichnung  verbunden  zu  sein.  Die 
Parteien  kamen  vor  Richter  und  Schöffen,  vollzogen  hier  die  Formal- 
akte der  Eignung,  Auflassung  und  Besitzeinweisung.  Der  Richter  for- 
derte die  Anwesenden  auf  zur  Geltendmachung  von  Ansprüchen  und 
wenn  kein  Einspruch  erfolgte,  gebot  er  unter  Königsbann  Frieden 
über  das  veräußerte  Grundstück.  Dieser  Friedensbann  bewirkte,  daß 
der  Erwerber,  wenn  kein  Einspruch  stattfand,  nach  Jahr  und  Tag  in  die 
rechte  Gewere  trat,  und  daß  dann  überhaupt  keine  Anfechtung  mehr 
möglich  war2).  Die  verschiedenen  Teile  des  Übereignungsaktes  selber 
gingen  wohl  bald  ineinander  über,  vermischten  und  verwischten  sich 
zu  einer  einfachen  Erklärung  und  Handreichung  der  Parteien,  womit 
Eignung,  Auflassung  und  Besitzeinweisung  zusammengefaßt  wurden. 
Dementsprechend  wird  das  Wort  »Auflassung«  oder  »Fertigung«  für 
den  ganzen  Übereignungsakt  gebraucht,  und  man  spricht  von  ge- 
richtlicher Auflassung,  Fertigung3). 

M   Giry  851  Anm.  1. 

2)  Vgl.  z.  B.  eine  Urkunde  der  Brüder  von  Staleck  für  Kloster  Altenberg  1222 
(Lacomblet  Niederrhein.  ÜB.  2,  58):  acta  .  .  .  in  Bacherache  in  loco  iudiciario  qui 
a  vulgo  vocatur  ding  coram  iudicibus  .  .  .  sub  quorum  protectione  posita  sunt  ipsa 
bona  et  banno,  ita  ut  quicumque  de  cetero  hoc  pactum  infringere  voluerint  .  .  .  sua 
iudiciaria  potestate  eos  coercebunt.    Vgl.  ferner  schon  oben  S.  69  ff. 

•])  Es  mag  hier  bemerkt  werden,  daß  die  Erklärung,  Verlautbarung  (publicatio) 
im  späteren  Mittelalter  öfters  mit  dem  Worte  »Urkund«  bezeichnet  wird.    Mit  dem 
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Dieses  ganze  Verfahren  ging  mündlich  und  öffentlich  vor  sich  und 
bedurfte  keiner  Beurkundung.  In  Konstanz  z.  B.,  wo  die  Fertigung  vor 
dem  marktherrlichen  Richter  schon  für  das  11.  Jahrhundert  nachweisbar 
ist,  sind  noch  im  13.  Jahrhundert  Veräußerungen  unter  Bürgern  oft  bloß 
mündlich  vollzogen  worden,  während  geistliche  Parteien  schon  regelmäßig 
eine  Urkunde  ausstellten  und  von  Richter  und  Rat  besiegeln  ließen1). 

'Wert  und  Vorteil  der  gerichtlichen  Auflassung  lag  in  der  Öffent- 
lichkeit und  Sicherheit  des  Verfahrens  und  in  Zeugnis  und  Beweis, 
welcher  eben  durch  das  Gericht  selber  über  das  Rechtsgeschäft  gegeben 
werden  konnte.  Und  gerade  in  dem  Bedürfnis,  für  die  gerichtlich  ver- 
lautbarten  Geschäfte  der  Bürger  Erleichterung,  Vermittlung  und 
Sicherung  des  Zeugnisses  zu  schaffen,  lag  der  Keim  für  mannigfache 
Versuche  der  Erfüllung.  So  wenig  man  auch  durch  lange  Zeit  eine  Be- 
urkundung als  nötig  erachtet  hatte,  so  leiteten  und  drängten  doch  auch 
hier  die  allgemein  maßgebenden  Verhältnisse  zu  schriftlicher  Fest- 
haltung. Dieselbe  Zeit,  in  der  in  den  aufblühenden  Städten  die  Rechts- 
geschäfte sich  mehrten,  war  auch  die  Zeit  der  Wiederaufnahme  der 
Urkunde.  Es  ist  bezeichnend,  daß  in  Metz  Bischof  Bertram  im  Jahre 
1197  befahl,  daß  fürderhin  alle  Verträge  schriftlich,  urkundlich  abzu- 
schließen seien.  Allein  der  Weg,  wie  man  in  den  Städten  zur  Beur- 
kundung gelangte  und  wie  man  sie  durchführte,  gestaltete  sich  gar  sehr 
verschieden.  Im  großen  und  ganzen  werden  sich  vielleicht,  soweit  man 
bis  jetzt  sehen  kann,  einige  größere  Gebiete  scheiden  lassen,  innerhalb 
deren  eine  bestimmte  Art  städtischer  Beurkundungen  vorwiegt.  Im 
Norden  Frankreichs  und  den  angrenzenden  Landschaften  ist  die  Form 
der  Chirographierung  charakteristisch  und  vorherrschend.  Am  Nieder- 
rhein und  namentlich  auf  dem  Gebiete  des  ganzen  sächsischen  Rechtes, 
sich  mit  diesem  in  nordöstliche  und  südöstliche  deutsche  Kolonial- 
gebiete verbreitend,  erwachsen  die  Stadtbücher  zu  einer  allgemeinen 
und  eigenartigen  Erscheinung.  Im  ganzen  Süden  Deutschlands  herrscht 
die  von  städtischen  Richtern  und  Schöffen  oder  vom  Rat  oder  von 
beiden  ausgestellte  oder  beglaubigte  Siegelurkunde  und  die  später  sie 
begleitenden  städtischen  Bücher. 


Worte  Urkunde  (testimonium)  wird  dann  weiter  auch  die  Gebühr  benannt,  welche 
dem  Gerichte  für  sein  Zeugnis  gegeben  wird.  In  der  vorhin  zitierten  Urkunde  von  1222 
heißt  es  weiter:  scabini  et  Universum  vulgus  eiusdem  iudicii,  qui  usitatum  terre 
provincie  testimonium  a  nobis  perceperunt,  dazu  die  Anmerkung  Lacomblets.  In 
den  Brünner  Schöffensprüchen  des  14.  Jahrhunderts  kommt  öfters  die  doppelte 
Bedeutung  von  Urkund  gleich  publicatio  und  gleich  denarii  iudiciales  (goczphenig) 
vor;  vgl.  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  u.  Mähren  2,  Einleit. 
S.  LXXVIII  und  die  Sprüche  n.  186,  280,  325,  330,  341,  352,  439.  Auch  in  einer 
Schöffenurkunde  von  Wellmicha.  Rhein  von  1358  wird  verurkündet  in  dieser  Doppel- 
bedeutung gebraucht.  Freundliche  Mitteilung  von  Dr.  E.  Schaus.  —  Auf  eine  eigen- 
artige Stelle  eines  Rentenkaufbriefes  von  1318  (Baur,  Hessische  Urkunden  J.  813 
n.  814)  machte  mich  weil.  Dr.  H.  Grumblat  aufmerksam:  ad  perpetuam  memoriam 
.  .  .  Dilmannus  in  signum  approbacionis  signum  suum  quod  vulgär iter  or Kunde 
nuncupatur  in  terram  submisit,  prout  in  dicta  villa  (Finthen  in  Rheinhessen)  moris 
est.    Was  bedeutet  dies? 

l)  Vgl.   K.  Beyerle,   Konstanzer  Häuserbuch  II  1,  24  ff.,  51. 
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I.  In  den  Kommunen  des  nördlichen  Frankreich, 
Flanderns  und  des  Hennegau1)  treten,  seitdem  sie  ihre  Auto- 
nomie um  die  Wende  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  erringen,  Urkunden 
auf,  welche  zwar  von  den  Parteien  eines  Rechtsgeschäftes  ausgestellt 
sind,  die  aber  in  ihren  Schlußformeln  besagen,  daß  das  Rechtsgeschäft 
vor  städtischen  Amtspersonen  vor  sich  gegangen  sei.  Diese  Amts- 
personen sind  zugleich  auch  Zeugen.  Als  solche  Amtspersonen  er- 
scheinen qualifizierte  Zeugen  (viri  authentici  habentes  pondus  testimonii 
in  Amiens  1091 — 1095,  legitimi  homines  in  villa  sua  hereditarii  in  St.  Omer 
1127),  dann  aber  regelmäßig  die  Schöffen.  Stadtrechtliche  Bestimmungen 
für  Therouanne  von  1150,  für  Eu  von  11512),  für  Arras  von  1194  ver- 
langen den  Abschluß  der  Rechtsgeschäfte  vor  den  Schöffen.  Für  die 
schriftliche  Bezeugung  der  vor  den  Schöffen  geschlossenen  oder  verlaut- 
barten  (reconnu)  Rechtsgeschäfte  wählte  man  jenen  Brauch,  der  in  Frank- 
reich und  im  benachbarten  England  lange  schon  und  stark  in  Übung 
war,  die  Chirographierung.  Allerdings  wird  nicht  selten  das  Chiro- 
graphum  auch  noch  mit  einem  Siegel  bekräftigt,  allein  das  Siegel  ist 
bei  diesen  Urkunden  nur  sekundäres  Beglaubigungsmittel.  Das  Chiro- 
graphum  trägt  ja  seine  Beglaubigung  in  sich  selber,  und  eben  in  diesen 
Gebieten  wurde  sein  Wert  als  Beweismittel  durch  eine  besondere  Maß- 
regel noch  erhöht.  Denn  eines  der  Exemplare  des  Chirographs  wurde 
an  amtlicher  Stelle  hinterlegt,  im  Archiv  der  Stadt,  oder  einem  eigenen 
Aufbewahrungsorte  unter  Aufsicht  und  Verwahrung  des  Gerichtes  und 
der  Schöffen  (greffe  des  werps,  le  ferme,  l'arche,  Tecrin,  scrinium). 
Durch  Vergleich  und  Zusammenpassen  des  amtlichen  Exemplares 
mit  dem  von  der  Partei  produzierten  konnte  jederzeit  der  volle  Beweis 
hergestellt  werden. 

Im  13.  Jahrhundert  werden  oft  die  Namen  der  Schöffen  am  Schlüsse 
des  Textes  genannt.  Häufiger  findet  man  aber  nur  wenige  Namen  von 
Schöffen  oder  Geschworenen.  Denn  es  werden  nicht  selten  aus  der 
Mitte  der  Schöffen  einzelne  oder  einer  bevollmächtigt,  die  Rechts- 
geschäfte von  Parteien  aufzunehmen.  In  Tournay  wird  der  Beauf- 
tragte geradezu  l'echevin  souscrit  genannt. 

Seit  dem  Ende  des  12.  Jahrhunderts  beginnt  das  uns  erhaltene 
originale  Material  an  solchen  Chirographen  anzuwachsen.  In  Tournay 
beginnt  es  mit  1197.  Hier  —  und  wohl  auch  anderwärts  —  bildeten 
sich  bestimmte  Bräuche  in  bezug  auf  die  äußeren  Merkmale  der  Chiro- 
grapha.  Für  die  zu  durchschneidende  Zwischenschrift  hatte  man  be- 
stimmte Worte,  seit  dem  14.  Jahrhundert  wurde  mehr  und  mehr  der 
Name  des  Schreibers  hierzu  verwendet3).  Die  Urkunden  sind  stets  auf 
Pergament  geschrieben,  als  Sprache  wird  schon  seit  Beginn  des  13.  Jahr- 
hunderts immer  öfter  das  Französische  gebraucht.  Gerade  diese  städti- 
schen  Urkunden  von   Douai.    Tournay,    St.  Quentin.  Arras,   St.  Omer 


J)  Vgl.  für  das  folgende  Giry  Manuel  de  dipl.  851  ff. 

2)  Für  Eu  die  bei  Boüard  145  gedruckte  Urkunde. 

3)  Vgl.  Yerriest,  Les  devises  des  ehartes-parties  des  greffes  scabinaux  de  Tournay 
Bulletin  de  la  coram.  royale  (de  Belgique)  65. 
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bieten  überhaupt  die  ältesten  Beispiele  französisch  geschriebener  Ur- 
kunden1). Die  Sitte  der  Chirographierung  erhielt  sich  in  einzelnen 
nordfranzösischen  Städten  bis  in  das  16.  Jahrhundert,  wo  sie  endlich 
dem  königlichen  Tabellionate  weichen  mußte,  ja  in  Städten,  welche  zu 
den  spanischen  Niederlanden  gehörten,  dauerte  sie  bis  zu  den  Erobe- 
rungen Ludwigs  XIV.  und  in  Tournay  rettete  man  sie  durch  eine  Ver- 
quickung mit  der  Form  des  Notariatsinstrumentes  bis  zum  Jahre  1795. 

Unter  diesen  Chirographen,  welche  sonst  über  die  gewöhnlichen 
Rechtsgeschäfte  der  Bürger,  sris  Kauf  und  Tausch,  Rentenkauf  und  Leib- 
zucht, Pacht  und  Miete  und  ähnliche  ausgefertigt  wurden,  bilden 
speziell  in  flandrischen  Städten  eine  ganz  besonders  große  und  bedeut- 
same Gruppe  die  Schuldbriefe  (lettres  obligatoires)  über  Geld 
oder  Ware2).  Auch  diese  Schuldlirkunden  sind  vor  mindestens  zwei 
Schöffen  ausgestellt,  die  genannt  werden  oder  die  ihrerseits  die  Urkunde 
ausstellen  und  schreiben  lassen.  Die  Urkunde  bezeugt,  daß  der  Schuldner 
dem  Gläubiger  binnen  gewisser  Zeit  und  an  bestimmtem  Ort  (in  der 
Regel  an  einem  Meßplatz)  die  Zahlung  oder  die  Arbeit  oder  Lieferung 
von  Ware  zu  leisten  habe.  Eine  Ordreklausel  besagt,  daß  der  Gläubiger 
den  Schuldbrief  einem  andern  übergeben  und  dieser  die  Zahlung  vom 
Schuldner  fordern  kann.  Dieser  andere  Inhaber  des  Schuldbriefes 
kann  ein  bloßer  Mandatar  des  Gläubigers  sein,  oder  aber  ein  Zessionar, 
dem  der  Gläubiger  seine  Forderung  abtrat.  Jedenfalls  kann  der  In- 
haber des  Schuldbriefes  den  Schuldner  durch  die  einfache  Präsentation 
des  Briefes  zur  Zahlung  verhalten.  Der  Inhaber  braucht  hierzu  keine 
Vollmacht  des  Gläubigers  aufzuweisen3). 

Diese  Schuldbriefe  waren  allem  Anschein  nach  im  13.  und  14.  Jahr- 
hundert das  Kredit  papier  der  Handelsstädte  Flanderns,  also 
für  jene  »Gegend,  die  nächst  Italien  am  weitesten  wirtschaftlich  fort- 
geschritten war,  für  den  westlichsten  Teil  jener  Vermittlungszone,  die 
Europa  durchzog,   für  die    Stelle,   wo  nächst  den   Champagnermessen 


1)  Vgl.  Giry  467  f.  Faksimile  der  ältesten  von  1204  aus  Douai  in  Musee  des 
archives  depart.  T.  28  und  bei  Pirenne  Album  Beige  de  dipl.  T.  27.  Faksimile 
von  solchen  Chirographen  aus  Lille  von  1242  und  1277  im  Album  paleogr.  T.  15 
und  Prou,  Reeueil  de  Facsimiles  (1904)  T.  25,  aus  Tournay  von  1302  bei  Prou  T.  29. 

2)  Wesen  und  Bedeutung  der  lettre  obligatoire  ist  durch  die  treffliche  Schrift 
von  Des  Marez  La  lettre  de  foire  ä  Ypres  au  XIII.  siecle  (Memoires  couronnes 
d'Academie,  60.  Bd.  Brüssel  1901)  erschlossen  worden.  Vgl.  die  Anzeigen  von 
AI.  Schulte  in  Mitt.  d.  Instituts  23,  195  und  namentlich  die  eingehende  Rezension 
von  P.  Huvelin  in  Revue  histor.  77,  152 — 172.  Huvelin  zeigt,  daß  die  von  Des 
Marez  gebrauchte  Bezeichnung  Lettre  de  foire  (Meßbrief)  nicht  diesen 
Schuldbriefen  zukommt,  sondern  den  während  der  großen  Messen  der  Champagne 
auf  Grund  der  Meßgewohnheiten  ausgestellten  Urkunden.  Xelis  (1904)  nennt  die 
Arbeit  von  Des  Marez  nicht,  hat  aber  immerhin  den  besonderen  Charakter  dieser 
»lettres  obligatoires«  aus  dem  Material  von  Tournay  erkannt.  —  Über  die  Schreiber 
und  ihre  Zeichen  Des  Mares  im  Bulletin  de  la  comm.  royale  (1899),  631  ff.  Fak- 
simile von  Schuldbriefen  in  Des  Marez'  Buch  und  im  Album   Beige  T.  30. 

3)  Ich  folge  hierin  den  Ausführungen  Huvelins,  der  in  der  Auffassung  vom 
Charakter  dieser  Schuldbriefe  von  Des  Marez  etwas  abweicht. 
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der  größte  internationale  Warenaustausch  erfolgte«1).  Bis  jetzt  ist  diese 
Institution  aus  Ypern,  Gent  und  Tournay  bekannt,  sicher  wird  man 
sie  auch  noch  in  andern  flandrischen  Städten  treffen.  Im  Stadtarchiv 
zu  Ypern  fanden  sich  aus  der  kurzen  Zeit  von  1249 — 1291  fast  8000 
solcher  Chirographen,  auch  von  Tournay  sind  mehrere  Tausende  aus 
dem  13.  und  14.  Jahrhundert  erhalten.  Als  in  Tournay  im  Jahre  1367 
ein  königlich  französisches  Tabellionat  errichtet  wurde,  da  verschwanden 
diese  Schuldbriefe,  es  ist  kein  Zweifel,  daß  das  Tabellionat  der  bewußte 
und  gewollte  Ersatz  für  jene  blühende  kommunale  Institution  werden 
sollte  und  geworden  ist2). 

Der  flandrische  Schuldbrief  ist  das  nordische  Seitenstück  zu  dem 
von  Italien  kommenden  Wechsel 3). 

II.  Einen  andern  Weg  zur  Befriedigung  derselben  Bedürfnisse  schlug 
man  weiter  östlich  im  alten  ribuarischen,  niederrheinischenLandund 
in  den  sächsischen  Rechtsgebieten  ein.  Das  ribuarische  Volks- 
recht hatte  früher  als  es  sonst  Brauch  geworden,  die  Gerichtlichkeit  bei 
Übertragung  von  Liegenschaften  verlangt  und  das  sächsische  Recht 
legte  dem  Gerichtszeugnis  im  Prozeßverfahren  um  dingliche  Rechte 
große  Bedeutung  bei  und  verlangte  demgemäß  gerichtliche  Auflassung4). 
Im  ganzen  sächsischen  Rechtsgebiete  war  die  eigentliche  Urkunde 
überhaupt  spät  in  Aufschwung  gekommen,  schon  gar  in  Laienkreisen. 
Wo  aber,  wie  in  den  aufblühenden  Städten  Geschäfts-  und  Rechtsver- 
kehr sich  rasch  mehrte,  da  mußte  schriftliche  Aufzeichnung  zur  Er- 
leichterung des  Gerichtszeugnisses  eintreten. 

Welche  Wege  nun  diese  schriftliche  Aufzeichnung  betrat,  läßt  sich 
gerade  an  dem  ältesten  Beispiele  verfolgen.  Köln  bietet  uns  den  lehr- 
reichsten Einblick  in  das  Werden  einer  Einrichtung,  die  ähnlich  dann 
im  ganzen  Norden  Deutschlands  erwuchs5).  Köln  erblühte  schon  im 
12.  Jahrhundert  zur  größten,  volks-,  handeis-  und  verkehrsreichsten 
Stadt  am  Rheine,  ja  von  ganz  Deutschland.  Es  mehrten  sich  die  Rechts- 
geschäfte in  der  rasch  steigenden  Bevölkerung,  vor  allem  Erwerb  und 
Wechsel  von  Grund  und  Liegenschaften  —  von  c.  1135  bis  c.  1200  sind 


M  Schulte  a.  a.  O.  196. 

2)  Nelis  10  f.,  15. 

3)  Über  den  Wechsel  vgl.  Goldschmidt,  Universalgesch.  des  Handelsrechtes  1, 
385  ff.  und  namentlich  die  Arbeiten  von  Adolf  Schaube  in  Conrads  Jahrbüchern 
f.  Nat.-Ökon.  65.,  70.  und  73.  Bd.,  sowie  Schaube,  Handelsgesch.  der  roman. 
Völker  119  ff.,  390  f.  —  Über  Wertpapiere  die  Arbeiten  von  Brunner  Forsch, 
zur  deutschen  u. .  französ.  Rechtsgesch.  524  ff.,  Freundt,  Das  Wechselrecht  der 
Postglossatoren  (1899),  Freundt,  Wertpapiere  im  antiken  und  frühmittelalterlichen 
Recht  (1910). 

4)  Auf  diese  Gesichtspunkte  hat  zuerst  Homeyer,  Über  Stadtbücher  15  ff. 
hingewiesen;  sie  sind  auch  neuestens  von  K.  Beyerle  in  Deutsch.  Geschichtsbl. 
11,  151,  182,  187   anerkannt  worden. 

5j  Über  die  Kölner  Schreinskarten  und  Schreinsbücher  vgl.  die  Ausgabe  von 
R.  Hoeniger  (2  Bde.  1884,  1894),  auch  Lau,  Entwickelung  der  Verfassung  v.  Köln 
170  ff.  Seeliger,  Studien  z.  älteren  Verfassungsgesch.  v.  Köln  (Abh.  d.  sächs.  Gesell- 
schaft 26)  44  ff.  Keußen  in  Westdeutscher  Zeitschr.  (1909)  28,  501  ff.  Beyerle 
a.   a.  O.  175,  184. 
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uns  aus  Köln  bei  6500  solcher  Geschäfte  heute  noch  bekannt,  und  vieles 
ging  verloren.  Die  gerichtliche  Auflassung  allein  und  die  bloße  Er- 
innerung, ohne  irgendeinen  schriftlichen  Haltpunkt  zur  Vermittlung 
des  gerichtlichen  Zeugnisses,  reichte  solchen  Verhältnissen  gegenüber 
nicht  mehr  aus.  Zwischen  1130  und  1140  begann  man  in  den  Sonder- 
gemeinden der  St.  Martins-  und  Laurentiuspfarre  mit  schriftlichen 
Aufzeichnungen.  Man  nahm  ein  Pergamentblatt,  teilte  es  in  Kolumnen 
und  begann  nun  auf  diese  »carta«  über  die  vor  dem  stadtherrlichen 
Richter  und  vor  Meister  und  Amtleuten  der  Sondergemeinde  geschlos- 
senen dinglichen  Rechtsgeschäfte  Einträge  zu  machen.  Die  Form 
dieser  Einträge  ist  in  den  ersten  Zeiten  schwankend:  vereinzelt  eine 
förmlich  urkundliche  Fassung,  vielfach  aber  kürzer,  doch  subjektiv 
gehalten,  oft  aber  ein  mehr  oder  minder  kurzer,  objektiv  gefaßter  Be- 
richt, meist  ohne  Datierung,  immer  jedoch  schließend  mit  einer  Formel, 
welche  das  von  Richter  und  Bürgern  über  die  Sache  zu  gebende  Zeugnis 
betont.  Die  Fassung  wird  seit  1159,  als  beschlossen  ward,  zehn 
Jahre  lang  keine  Amtspersonen  zu  wechseln,  stetiger,  sie  wird  der  nur 
mit  einer  einfachen  Publikation  eingeleitete,  sehr  kurz  gehaltene,  ob- 
jektive Tatbestandsakt,  welcher  mit  der  Zeugnis formel  schließt.  Den 
Zweck  dieser  Aufzeichnungen  drückt  die  Aufschrift  einer  Karte  der 
St.  Gereonspfarre  von  c.  1165  aus:  Notum  sit  tarn  posteris  quam  modernis: 
quicquid  presens  pagina  continet,  racionabiliter  terminata  sunt  cor  am 
iudicibus  et  scabinis  et  civibus  et  nos  officiales  testamur  esse  verum1). 
Die  Karte  wurde  im  Schrein  der  Teilgemeinde  hinterlegt,  daher  Sehr  eins  - 
karte  genannt ;  sie  wurde  auf  Stäben  aufgerollt  oder  auch  gefaltet. 
Diese  Einrichtung  wurde  in  den  nächsten  Dezennien  in  allen  Pfarr- 
bezirken der  Altstadt,  in  allen  Vorstädten  und  selbst  in  den  kleinen 
hofrechtlichen  Bezirken  eingeführt.  Auch  die  Schöffen  der  Gesamt- 
gemeinde legen  um  1150  einen  Schrein  an  und  führen  Aufzeichnungen2) 
in  einem  Pergamenthefte.  War  eine  Karte  vorne  oder  vorne  und  rück- 
wärts vollgeschrieben,  so  wurde  ein  neues  Pergamentblatt  angelegt, 
bis  c.  1210  sind  aus  ganz  Köln  51  solche  Schreinskarten  erhalten. 

Auflassung  und  Schreinsführung  geschieht  bis  gegen  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  vor  stadtherrlichen  Richtern  und  kommunalen  Be- 
hörden. Seit  ungefähr  1180  aber  erscheint  die  Schreinspraxis  ganz  und 
allein  in  den  Händen  der  Bürgerschaft  und  ihrer  Organe,  Richter  werden 
nicht  mehr  genannt  —  ein  sprechender  Beweis  für  das  Selbständig- 
werden der  Stadt.  Jetzt  lautet  die  Zeugnisformel  der  Schreinskarten: 
factum  coram  magistratu  et  inde  dederunt  testimonium  .  .  .  An  die  Stelle 
des  Gerichtszeugnisses  tritt  das  Zeugnis  der  städtischen  Behörde,  zu 
seiner  Sicherung  und  Erleichterung  werden  die  Schreinskarten  ge- 
führt. Die  Schreinskarten  sind  von  den  kommunalen  Amtleuten  her- 
gestellte Dokumente,  sie  werden  im  amtlichen  Schrein  verwahrt.  Immer- 
hin aber  bleibt  neben  den  Schreinsbehörden  der  Sondergemeinden  der 


x)   Höniger,   Kölner  Schreinsurk.   1,   213. 
2)  Über  deren  Umkreis  vgl.  Keußen  502. 
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Schöffenschrein  der  Gesamtgemeinde  bestehen,  als  Schrein  des  Hoch- 
gerichtes. Er  tritt  nun  in  Konkurrenz  mit  den  anderen  Schreinen, 
»er  ist  ein  dauerndes  Erinnerungszeichen  geblieben  an  den  damaligen 
Zwiespalt  in  der  Kölner  Verfassungsentwickelung«1). 

Ganz  so  wie  in  Köln  wurde  in  Andernach  am  Rhein  um  1190  ein 
Pergamentblatt  mit  Einträgen  über  dingliche  Rechtsgeschäfte  begonnen, 
indem  man  zunächst  ältere  Aufzeichnungen  seit  1173  übernahm  und  sie 
dann  fortsetzte.  Hier  bilden  die  Schöffen  das  ?tadtherrliche  Gericht, 
die  Zeugnisbehörde.  In  Andernach  heftete  man  an  das  erste  Blatt  ein 
zweites,  an  dieses  ein  drittes,  im  ganzen  acht,  so  daß  bis  1256,  bis  wohin 
das  Dokument  reicht,  ein  großer  Rotulus  entstand2). 

Kölner  Vorbild  hat  zweifellos  durch  Vermittelung  einer  bestimmten 
Persönlichkeit  auch  eingewirkt,  ward  aber  eigenartig  weitergebildet 
in  M  e  t  z3).  In  Metz  wurde  im  Jahre  1197  durch  Bischof  Bertram,  der 
früher  Stiftsherr  von  St.  Gereon  in  Köln  gewesen,  angeordnet,  daß  die 
Rechtsgeschäfte  fürderhin  schriftlich  in  Einzelurkunden  ausgefertigt 
werden  sollen.  In  jedem  Pfarrbezirke  der  Stadt  wird  ein  Schrein  (arche) 
aufgestellt  und  von  je  zwei  Beamten  (amans)  verwahrt.  Die  Parteien 
übergeben  ihre  Urkunden  den  Amans  oder  lassen  sie  von  diesen  schreiben, 
die  Urkunden  werden  im  Schreine  hinterlegt.  Diese  Metzer  Urkunden 
sind  nicht  besiegelt,  Beweiskraft  verleiht  ihnen  die  amtliche  Ver- 
wahrung im  Schrein.  Im  Streitfall  konnte  der  Aman  die  Urkunde  aus 
dem  Schreine  nehmen  und  nach  ihrem  Wortlaut  entscheiden.  Aber 
die  rechtlich  maßgebende  Sicherung  der  Besitztitel  erfolgte  durch  das 
Bannverfahren.  Dies  bestand  in  der  Anmeldung  bei  einem  der  drei 
städtischen  Maier,  in  der  Eintragung  des  Rechtsgeschäftes  in  eine  Bann- 
rolle und  in  der  öffentlichen  Verlautbarung  dieser  Einträge  an  den  drei 
echten  Dingen.  So  entstanden  Jahr  für  Jahr  Bannrollen,  die  älteste 
erhaltene  stammt  von  1220.  Der  Rolleneintrag  kann,  muß  aber  nicht 
aus  der  Schreinsurkunde  entnommen  sein.  Die  Führung  der  Bann- 
rollen wird  schon  gegen  1250  ganz  und  gar  Sache  des  städtischen  Ge- 
richts und  der  städtischen  Schreiber.  Sie  bleibt  im  Brauche  bis  1546. 
So  übernahm  man  in  Metz  aus  Köln  den  amtlichen  Schrein,  behielt 
jedoch  die  Einzelurkunde,  die  aber  wieder  nur  durch  die  Aufbewahrung 
im  Schrein  ihre  Beweiskraft  erhielt.  Die  Aktaufzeichnung  auf  Blättern 
(Rollen)  verwendete  man  in  Metz  nicht  für  die  Auflassung,  sondern 
für  die  Bannwirkung.  Also  eine  doppelte  schriftliche  Sicherung,  eine 
Vervollkommnung   des    Kölner  Verfahrens,    die   jedoch   singulär   blieb. 

In  Köln  selber  betrat  man  einen  anderen  Weg.  Schon  bei  dem 
Schöffenschrein  der  Gesamtgemeinde  seit  1150  und  bei  dem  Schrein 
der  Columbapfarre  seit  1170  hatte  man  statt  des  einzelnen  Pergament- 


x)  Keußen  a.  a.  O. 

2)  Ediert  von  R.  Hoeniger  in  Annalen  des  hist.  Vereins  f.  d.  Xiederrhein  (1884) 
42.   Bd. 

3)  Wichmann,  Die  Metzer  Bannrollen  des  13.  Jahrh.,  Quellen  z.  lothr.  Gesch. 
5.  Bd.  Einleitung  (1908)  hat  diese  Einrichtungen  klargelegt  und  die  Bannrollen 
im  5.  und  6.  Bd.  ediert. 
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blattes  Lagen,  Hefte  von  mehreren  Blättern  angelegt1).  Seit  ungefähr 
1212  ging  man  nun  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  nach  und  nach  in 
allen  Bezirken  von  den  Schreinskarten  über  zur  praktischeren  Form 
von  Büchern,  zu  Schreinsbüchern.  In  Form  und  Wesen  der 
Einträge  war  damit  zunächst  gar  nichts  geändert,  aber  die  Buchform 
war  nun  diejenige,  welche  auch  anderwärts  im  13.  Jahrhundert  in  den 
norddeutschen  Städten  ergriffen  wurde,  um  dem  gleichen  Bedürfnis 
nach  schriftlicher  Fixierung  und  Sicherung  der  Rechtsgeschäfte  zu 
dienen.  Auch  anderwärts,  so  in  Stralsund  und  Rostock,  läßt  sich  nach- 
weisen, daß  man  zuerst  auf  Einzelblättern  und  Einzellagen  die  Ein- 
träge machte  und  dann  erst  zur  Buchform  überging2);  seit  ungefähr 
der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ist  diese  ganz  allgemein  durchgedrungen. 
Diese  Bücher  bezeichnet  man  als  Stadtbüche  r3).  Insoferne  aber 
mit  diesem  Namen  auch  alle  andern  aus  dem  städtischen  Verfassungs-, 
Verwaltungs-  und  Rechtsleben  hervorgegangenen  Bücher  benannt 
werden,  empfiehlt  es  sich,  jene  besonders  wichtige  und  diplomatisch 
eigenartige  Gruppe  auch  besonders  zu  bezeichnen.  Diese  Art  von 
Büchern  hat  die  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  vor  Schöffen  oder 
Rat  schriftlich  festzuhalten,  sie  dient  den  privatrechtlichen  Geschäften 
der  Bürger,  besonders  auf  dem  Gebiete  des  Liegenschaftsrechtes,  also 
der  Buchung  von  Kauf,  Tausch,  Schenkung,  Miete,  Pacht  und  Erbe  von 
Immobilien,  Rentenkauf,  Pfandsetzung  und  Schulden,  Testamenten. 
Wir  können  sie  wohl  am. kürzesten  und  besten  als  privatrecht- 
liche   Stadtbücher  bezeichnen4). 

Es  ist  fast  selbstverständlich,  daß  diese  spezielle  Art  von  Stadt- 
büchern keineswegs  von  vornherein  und  auch  später  keineswegs  immer 
gesondert  von  anderen  Arten  städtischer  Bücher  und  Aufzeichnungen 
auftritt.  Im  Gegenteile:  in  älterer  Zeit  wird  häufig  ein  und  dasselbe 
Buch  benützt ,  um  in  ihm  die  verschiedenartigsten  Einträge  zu 
machen.    Selbst  bei  dem  Vorstadium  der  Kölner  Schreinskarten  begegnet 


J)  Höniger  1,  329. 

2)  Vgl.  Homeyer  31,  34.  Beyerle  185  ff.  bezeichnet  auch  die  Wachstafel- 
aufzeichnungen als  Vorstufe  der  Stadtbücher.  Das  geht  nicht  an.  Denn  Wachstafeln 
sind  noch  im  14.  und  15.  Jahrhundert  benützt  worden  und  zwar  auch  an  solchen 
Orten,  wo  früher  und  nebenher  auch  Stadtbücher  geführt  wurden,  so  in  Dortmund, 
Göttingen,  Lüneburg.  Die  Wachstafeln  waren  vielmehr  oft  ein  begleitendes  Hilfs- 
mittel der  Stadtbuchführung,  vgl.  unten  S.  192. 

:J)  Grundlegend  die  Arbeit  von  Homeyer,  Über  Stadtbücher  (Abh.  der  Ber- 
liner Akad.  1860).  Bezüglich  der  diplomatischen  Seite  vgl.  die  Bemerkungen  bei 
Breßlau  Urkundenlehre  551  ff.  und  Steinacker  in  Meisters  Grundriß  1,  265.  Literatur 
und  Ausgaben  sind  zusammengestellt  bei  Schröder,  Rechtsgesch.  5  720,  Anm.  15, 
auch  von  Staub  in  Quellen  z.  Gesch.  der  Stadt  Wien  III 1,  Einl.  XIII,  Anm.  2.  Jetzt 
die  treffliche  Abhandlung  von  K.  Beyerle  in  Deutsche  Geschichtsblätter  11,  un«l 
das  sehr  vollständige  Verzeichnis  der  Editionen  von  Stadtbüchern  von  Kleeberg 
im  Arch.  f.  Urkundenforsch.  2,  479  ff. 

4)  Beyerle  gebraucht  diese  Bezeichnung  mehrfach;  es  ist  die  vierte  seiner 
Gruppen  (S.  196),  die  dritte  der  von  Homeyer  schon  geschiedenen  Gruppen.  Die 
ersten  drei  Gruppen  Beyerles  (Verfassung  und  Verwaltung,  Rechtsprechung,  Finanz- 
wesen) haben  wir  oben  S.  158  ff.,  166  berührt. 
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dies;  die  älteste  Schreinskarte  der  Laurentiuspfarre  von  c.  1140  enthält 
neben  eigentlichen  Anschreinungen  auch  eine  Bürgerliste,  Aufzeich- 
nungen über  Steuersachen,  über  Einnahmen  und  Ausgaben,  über  den 
Tod  einzelner  Bürger1).  Der  älteste  Liber  civitatis  von  Lübeck  von 
1227 — 1284  enthielt  Ratsverordnungen,  Bestallungen  städtischer  Diener, 
Notizen  über  städtische  Schulden  und  daneben  Einträge  über  Akte 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit2).  Später,  bei  steigender  Fülle  der 
städtischen  Geschäfte  und  wachsender  Schriftlichkeit  der  Verwaltung 
differenzieren  sich  wohl  oft  die  einzelnen  Arten  von  Büchern,  und 
innerhalb  der  privatrechtlichen  Stadtbücher  selber  wird  nicht  selten 
nach  den  verschiedenen  Arten  von  Rechtsgeschäften  geschieden.  In 
Rostock  z.  B.  wurden  schon  seit  1314  getrennt  geführt  Grundbücher 
Rentenbücher,  Hausbücher  und  Pfandbücher.  In  böhmischen  Städten, 
speziell  in  Prag  wurden  im  15.  Jahrhundert  nebeneinander  zehn  Arten 
städtischer  Bücher  gebraucht3).  So  entstehen  natürlich  eine  Menge  von 
Namen  auch  für  diese  privatrechtlichen  Bücher.  Die  allgemeine  Be- 
zeichnung Stadtbuch,  liber  civitatis,  Ratsbuch,  Schöffenbuch,  Ge- 
richtsbuch kann  das  Verschiedenste  in  sich  fassen;  bestimmter  bezeichnen 
den  privatrechtlichen  Inhalt  die  Benennungen  Erbebuch  (liber  here- 
ditatum),  Laßbuch  (Auflassung,  liber  traditionum,  resignacionum, 
recognitionum),  Gewerbuch,  Kaufbuch,  Rentenbuch,  Kontrakten- 
buch, Pfandbuch  (Satz-,  Insatzbuch,  liber  obligationum),  Schuldbuch 
(liber  debitorum),  Testamentbuch  (Gemächtbuch)4). 

Man  hat  die  Entstehung  dieser  privatrechtlichen  Stadtbücher 
auf  das  Vorbild  der  Traditionsbücher  zurückgeführt5).  Richtiger  ist 
es  zu  sagen,  Entstehen  und  Wesen  dieser  Stadtbücher  und  der  Tra- 
ditionsbücher bieten  gewisse  Analogien.  Das  protokollarisch  geführte 
Traditionsbuch  bildet  eine  Reihe  von  unmittelbar  nach  der  Rechts- 
handlung über  diese  eingetragenen  Akten,  die  zur  Vermittelung  des 
Zeugenbeweises  und  zur  Erinnerung  dienen.  Die  privatrechtlichen 
Stadtbücher  in  ihrer  ältesten  Anlage  zeichnen  ebenfalls  nur  Akte  über 
die  Rechtsgeschäfte  auf,  um  das  gerichtliche  oder  behördliche  Zeugnis 
zu  erleichtern.  Und  wie  das  Traditionsbuch  dann  subsidiär  neben  den 
Zeugen  zum  Beweise  herangezogen  werden  kann,  so  hat  auch  der  Stadt- 


x)  Höniger,  Schreinsurkunden  2.  Bd.,  2.  Teil,  Einl.  S.  II. 

2)  Beyerles  Überblick  über  Stadtbücher,  S.  158  ff.,  bietet  eine  Reihe  von 
weiteren  Beispielen. 

3)  Vgl.  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren  1,  Einleit.  L 
Anm.  1. 

4)  Vgl.  die  Zusammenstellungen  bei  Homeyer  37  ff.  und  Beyerle  188  ff.,  197. 

5)  Aubert  in  Savigny-Zeitschr.  14,  3.  Schröder,  Deutsche  Rechtsgesch.  720. 
Beyerle  182  f.  betonte,  daß  das  Vorbild  der  Traditionsbücher  erst  nachgewiesen 
werden  müßte.  —  Wenn  Ernst  Mayer,  Deutsche  u.  französ.  Verfassungsgesch.  1,  406 
die  »öffentliche  Beurkundung,  wie  sie  im  12.  Jahrh.  in  Köln  und  Metz  entgegentritt«, 
als  »den  Überrest  der  Allegation  zu  den  Kurialakten«  ansieht,  so  hängt  dies  mit 
seiner  Ansicht  von  der  Fortdauer  der  römischen  Kommunalverfassung  zusammen. 
Daß,  wie  in  Köln,  so  auch  in  Metz  gewiß  kein  Zusammenhang  der  Schreine  und 
Bannrollen  mit  den  römischen  Acta  municipalia  besteht,  ist  jetzt  ganz  klar,  vgl. 
oben  S.  186  f. 
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bucheintrag  bald  an  sich  eine  Beweiskraft  erlangt.  Aber  die  Traditions- 
bücher des  Südens  verschwinden  in  derselben  Zeit  vor  der  wieder  all- 
gemein aufkommenden  Urkunde,  da  die  Stadtbücher  des  Nordens 
entstehen.  Und  eben  weil  die  Stadtbücher  erst  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts allgemein  sich  verbreiten,  in  einer  Zeit  der  Urkunde  und 
steigender  Wertung  der  Schrift  und  ihrer  Beweiskraft,  besitzen  sie  die 
Fähigkeit  weiterer  Entwickelung  ihrer  rechtlichen  Funktion.  Wir 
können  also  sagen :  Traditionsbücher  und  Stadtbücher  wurzeln  in  der 
Aktaufzeichnung,  die  ja  eine  ganz  allgemeine  Erscheinung  vom  10.  bis 
13.  Jahrhundert  war;  aber  ein  direktes  Vorbild  sind  Traditionsbücher 
nicht  gewesen.  Die  allgemeine  Verbreitung  der  Stadtbücher  läßt  sich 
genügend  erklären  durch  das  Beispiel  von  Stadt  zu  Stadt,  durch  das 
allenthalben  im  sächsischen  Rechte  und  seinen  Tochterrechten  im 
deutschen  Nord-  und  Südosten  gleiche  Rechtsbedürfnis,  durch  die 
Entwickelung  des  städtischen  Schreibwesens  und  besonders  des  Stadt- 
schreiberamtes und  die  Übernahme  von  Stadtschreibern.  Mit  dem 
Lübecker  und  Magdeburger  Recht  drangen  die  Stadtbücher  auch  in  die 
weiten  Gebiete  deutscher  Kolonisation  und  drüber  hinaus  in  slawische 
Länder. 

Nach  Köln,  Andernach  und  Metz  sehen  wir  die  frühesten  uns  be- 
kannten privatrechtlichen  Stadtbücher  in  Magdeburg  (1215),  Lübeck 
(1227),  Wismar  (1246)  und  Hamburg  (1248)  entstehen.  Nach  der 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  mehren  sich  diese  Bücher  allenthalben:  in 
Rostock,  Kiel,  Stralsund,  Greifswald  und  Kolberg,  in  Brandenburg, 
Aken  und  Halle,  Lüneburg  und  Stade,  in  Neuhaldensleben  und  Braun- 
schweig, aber  auch  in  Prag1)  und  im  fernen  Riga  lassen  sie  sich 
nachweisen.  Mit  dem  14.  Jahrhundert  wächst  ihre  Zahl  überall  im 
ganzen  Norden,  von  Köln,  Deutz,  Calcar  und  Cleve  bis  in  den  Osten 
nach  Görlitz  und  Breslau,  Rügen  und  Danzig,  in  Polen2)  und  in  Schwe- 
den3), in  den  Südosten  nach  Böhmen  und  Mähren4)  und  nach  Ungarn 
(Preßburg  und  Ofen).  Im  mittleren  und  südlichen  Deutschland  haben 
diese  privatrechtlichen  Stadtbücher  jedenfalls  weit  weniger  Boden 
gefaßt.  Bisher  sind  sie  im  14.  und  15.  Jahrhundert  in  Frankfurt  a.  M. 
und  Nürnberg,  in  Straßburg,  Zürich,  St.  Gallen  und  Konstanz,  in 
Ulm,  München  und  Wien  nachgewiesen.  Man  darf  daher  in  der  Tat 
diese    Stadtbücher  als   eine   ganz   überwiegend  norddeutsch-sächsische 


x)  Vgl.  Mitt.  des  Instituts  32,  165  ff. 

2)  Für  Polen  und  für  Ungarn  vgl.  Kaindl,  Gesch.  der  Deutschen  in  den  Kar- 
pathenländern  2,  299.  In  der  galizischen  Stadt  Przemysl  sind  heute  noch 
60  Schöffenbücher  von  1402 — 1690  erhalten,  vgl.  Mitt.  der  Archivsektion  der  k.  k. 
Zentralkommission  4,  284. 

3)  Aubert  a.  a.  O.  63. 

4)  Bezüglich  Böhmen  und  Mähren  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  in 
Böhmen,  1.  Bd.  Bischoff  über  Olmütz  in  SB.  der  Wiener  Akad.  85,  281  ff.  Pro- 
chaska,  Über  die  ältesten  Stadtbücher  in  Böhmen  in  Mitt.  f.  Gesch.  d.  Deutschen  in 
Böhmen  22,  56  ff.,  sowie  die  eben  erscheinende  Arbeit  von  Ottokar  Smital,  Das 
Institut  der  Stadtbücher  in  Mähren,  in  der  Zeitschr.  f.  Gesch.  Mährens  und 
Schlesiens  1911. 
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Einrichtung  bezeichnen.  Und  hier  auf  ihrem  eigentlichen  Heimats- 
boden gewann  sie  eine  Ausbildung,  wodurch  sie  im  Umkreise  des  städti- 
schen Privaturkundenwesens  vielfach  geradezu  zu  einem  Ersatz  der 
Urkunde  gedieh. 

Das  Wesen  dieser  Stadtbücher  war  im  13.  Jahrhundert  bei  ihrer 
ersten  Ausbreitung  überall  dasselbe.  Vor  Richter  und  Schöffen  oder,  bei 
wachsendem  Ansehen  und  Konkurrieren  der  Stadtbehörden,  vor  dem 
Rate  oder  hierzu  verordneten  kommunalen  Amtspersonen  wurden  die 
Rechtsgeschäfte  der  Bürger  abgeschlossen  oder  doch  verlautbart. 
Hierüber  ward  die  Aktaufzeichnung  von  Amts  wegen,  und  zwar  stets 
von  der  städtischen  Behörde  in  das  Stadtbuch  eingetragen,  welches 
in  sorgsamer  amtlicher  Verwahrung  stand.  Schöffen  oder  Rat  oder  die 
verordneten  Verwalter  des  Stadtbuches  —  in  Rostock  z.  B.  heißt  es: 
N.  et  N.  tabule  presidebant  —  als  Urkundpersonen  haben  die  Verpflich- 
tung über  das  Rechtsgeschäft  Zeugnis  abzulegen;  sie  erhalten  dafür 
eine  Zeugengebühr.  Der  Eintrag  im  Stadtbuch  vermittelt,  erleichtert 
dieses  Gerichts-  oder  Amtszeugnis.  Jene  Aufschrift  der  Kölner  Gereons- 
schreinskarte (vgl.  oben  S.  187)  kann  für  das  erste  Entwickelungs- 
stadium  der  Stadtbücher  als  allgemein  gültig  betrachtet  werden:  was 
das  Buch  enthält,  ist  rechtmäßig  vor  Richter  oder  Rat  abgeschlossen 
worden:  die  Urkundpersonen  bezeugen,  daß  es  wahr  sei. 

Nicht  wesentlich  dagegen  und  mannigfach  verschieden  sind  die 
Formen  der  Eintragung.  Es  ist  sicher  oft  vorgekommen  und  wird  in 
einem  Brünner  Schöffenspruch  des  14.  Jahrhunderts  als  antiqua  con- 
suetudo  civitatum  bezeichnet,  daß  zur  ersten  und  unmittelbaren  Auf- 
zeichnung über  das  vor  Gericht  oder  Rat  Geschehene  eigene  Hefte, 
Bücher  oder  auch  Wachstafeln  gebraucht  wurden.  In  Böhmen  und 
Mähren  wurden  sie  Libri  manuales,  Tabulae  iudiciariae  genannt.  Auf 
Grund  dieser  ersten  und  vorläufigen  Notizen  wurden  dann  erst  die 
Einträge  im  eigentlichen  Stadtbuche  gemacht.  Die  Notiz  im  Manuale 
oder  auf  der  Wachstafel  hat  keinen  Beweiswert,  erst  der  Eintrag  im 
Stadtbuch  ist  beweiskräftig1).  Seine  Fassung  ist  meist  ein  kurzer  Bericht 
über  das  Tatsächliche,  ab  und  zu  finden  sich  stärker  ausgebildete  ur- 
kundliche Formen,  vereinzelt  scheinen  es  Abschriften  der  Urkunden 
zu  sein,  oder  es  kam  wie  in  Wismar  vor,  daß  die  Aufzeichnung  von 
Seite  der  Partei  auf  einem  Zettel  geschah  und  dieser  in  das  Stadtbuch 
eingeheftet  wurde.  In  Köln  hat  man  öfters  Urkunden  im  Schrein  hinter- 
legt und  im  Schreinsbuch  einen  Vermerk  darüber  gemacht.  In  der 
Regel  ist  es  ein  objektiver  Bericht,  aber  öfters  wird  er  auch  subjektiv 
im  Sinne  der  Partei  oder  der  Urkundbehörde  gefaßt.  Neben  der  latei- 
nischen Sprache  dringt  im  14.  Jahrhundert  auch  der  Gebrauch  des 
Deutschen  vielfach  ein.  Wollte  man  die  Rechtskraft  des  Eintrags 
tilgen,  so  wurde  er  durchstrichen,  abgewaschen  oder  radiert.  Für  Ein- 
tragung und  Löschung  waren  Gebühren  zu  entrichten. 


x)  Vgl.  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren  1,  Einl.  L 
Anm.  1:  2,  Einl.  LX  u.  S.  197  n.  427. 
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Schon  im  13.  Jahrhundert  vollzieht  sich  vielfach  im  inneren  Wesen, 
in  der  rechtlichen  Funktion  der  Stadtbücher  eine  Wandlung1).  In  Köln 
sehen  wir  dies  deutlich.  Nicht  mehr  das  Rechtsgeschäft  oder  dessen 
Verlautbarung  bezeugen  die  Urkundspersonen,  sondern  die  Eintragung 
des  Aktes  in  das  Buch.  Scriptus  fuit  idem  H.  et  uxor  sua  E.  in  carta  offi- 
cialium,  ita  quod  iure  et  sine  contradictione  dictam  domum  obtinebit  —  so 
lauten  jetzt  die  Einträge,  nicht  mehr  officiales  obtinebunt,  wie  früher.  Das 
Buch  und  sein  Eintrag  als  amtlich  geführte  und  verwahrte  Zeugnisse 
werden  also  an  sich  beweisend.  Das  Stadtbuch  wird  gleichwertig  mit 
der  Siegelurkunde.  Und  wie  ein  sigillum  authenticum  an  und  für  sich 
der  Urkunde  selbständige  Beweiskraft  verlieh,  so  genügte  bald  der 
Eintrag  im  authentisch  geführten  Stadtbuch  an  und  für  sich,  es  be- 
durfte gar  nicht  mehr  des  persönlichen  Zeugnisses  der  Urkundpersonen. 
Der  Akt  im  Stadtbuch  gewinnt  öffentliche  Glaubwürdigkeit.  Eine 
Reihe  von  Stadtrechten  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  bezeugt  aus- 
drücklich diese  Auffassung  von  der  Beweiskraft  des  Stadtbuches. 
Ja  in  Rostock  erklärte  im  14.  Jahrhundert  die  Bürgerschaft  die  nur  mit 
Brief  und  Siegel,  ohne  Wissen  und  Willen  des  Rates,  also  ohne  Eintrag 
ins  Stadtbuch  geschlossenen  Verkäufe  und  Verpfändungen  von  Grund 
für  kraftlos2).  Wissen  und  Willen  des  Rates  konnte  allerdings  auch  in 
Form  der  Ratsurkunde,  die  wir  noch  kennen  lernen  werden,  zum 
Ausdruck  kommen,  und  es  gab  manche  Städte,  wie  Köln,  Dortmund, 
Bremen,  Olmütz,  Ofen,  wo  zeitweilig  Stadtbuch  und  Rats-  oder  Schöffen- 
urkunde nebeneinander  hergingen  und  gleichen  Beweiswert  besaßen. 
In  Mittel-  und  Süddeutschland  waren  Stadtbücher,  wo  überhaupt 
solche  geführt  wurden,  stets  nur  die  Begleiter  der  Gerichts-  oder  Rats- 
urkunde. Diese  war  die  Hauptsache,  das  Beweismittel;  das  Stadtbuch, 
in  welches  entweder  Vorakte  für  die  Urkunden  oder  Auszüge  aus  den 
Urkunden  eingetragen  wurden,  bildete  nur  einen  subsidiären  Beweis. 

Aber  in  den  Gebieten  des  lübischen' und  des  Magdeburger  Stadt- 
rechtes und  ihrer  Tochterrechte  in  den  deutschen  Kolonialländern 
sind  die  privatrechtlichen  Stadtbücher  doch  allem  Anschein  nach  für 
zahllose    Rechtsgeschäfte    ein    voller    Ersatz    der    Urkunde    geworden. 

Ja  im  15.  Jahrhundert  erreichte  das  Stadtbuch  in  einzelnen  Städten 
eine  noch  höhere  rechtliche  Bedeutung,  indem  es  nicht  nur  als  Beweis-, 
sondern  geradezu  als  Perfektionsmittel  für  das  Rechtsgeschäft  be- 
trachtet wurde3).  Hierzu  führte  sichtlich  der  Umstand,  daß  Auflassung 
und  Eintrag  in  das  Stadtbuch  zeitlich  getrennt  vorgenommen  wurden 
und  das  Hauptgewicht  auf  die  Eintragung  gelegt  ward.  Wenn  in  Bremen, 
Hamburg,  Lübeck  und  Rostock  diese  Einschreibung  erst  bestimmte 
Zeit  später  und  erst  nach  Prüfung  etwa  gegen  das  Rechtsgeschäft  er- 


x)  Vgl.  für  das  folgende  schon  Homeyer  43  ff.  Die  dann  zitierte  Stelle  von  1271 
bei  Ennen,  Quellen  z.  Gesch.  v.  Köln  3,  41;  das  Stück  aucli  bei  Lorsch  u.  Schröder, 
Urk.  z.  Gesch.  d.  deutschen  Privatrechts  a  n.  140  (1.  Aufl.  117). 

2)  Homeyer  32. 

3)  Homeyer  47.  Randa  in  Grünhuts  Zeitschr.  für  das  öffentl.  u.  private 
Recht  6,  88. 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  13 


1<J4     IV.  Kanzleien  und  andere  Beurkundungastellen  seit  dem  13.  Jahrhundert. 

hobener  Einwände  erfolgen  konnte,  wenn  es  in  Lübeck  im  15.  Jahr- 
hundert hieß,  die  Übertragung  habe  cor  am  libro,  vor  deme  böke  statt- 
gefunden, dann  lag  es  nahe,  in  diesem  Schlußvorgang  auch  den  eigent- 
lichen Abschluß  und  Vollzug  der  Rechtshandlung  zu  erblicken.  In 
Lübeck  konnte  schon  seit  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  der  Eintragungs- 
befehl des  Rates  die  Auflassung  ersetzen,  so  daß  also  auch  von  dieser 
Seite  her  der  Bucheintrag  zum  Vollzugsmittel  wurde1).  Der  Eintrag  ins 
Stadtbuch  wirkt  dispositiv  und  beweisend  zugleich,  der  Eintrag,  der 
in  die  Form  des  einfachsten  Aktes  gefaßt  ist,  gewinnt  so  die  volle 
Kraft  einer  Geschäftsurkunde.  Wenn  im  früheren  Mittelalter  der  Weg 
von  der  Carta  bis  zur  Notiz  im  Traditionsbuch  führte,  so  hat  in  der 
Entwickelung  der  Stadtbücher  umgekehrt  der  einfache  Akt  sich  empor- 
geschwungen zur  Funktion  der  wahrhaft  konstitutiven  Urkunde2). 

Gerade  diese  Stellung  und  Bedeutung  des  Stadtbuches  bildete  die 
Vorstufe  und  den  Übergang  zur  Erscheinung  der  neueren  Grund- 
bücher seit  dem  15.  und  16.   Jahrhundert3). 

Wurde  die  Eintragung  über  Auflassung  und  Erwerb,  über  Vererbung 
und  Kauf  von  Grundstücken,  ferner  über  die  mit  dem  Grundstücke 
zusammenhängenden  Rentenkäufe,  Pfandsatzungen,  Leibgedinge,  Ver- 
mächtnisse regelmäßig  und  von  Generation  zu  Generation  geführt, 
dann  enthielten  solche  Bücher  die  Zeugnisse  über  die  ganzen  Geschicke 
eines  Grundstückes  und  seiner  rechtlichen  Beschaffenheit.  Es  er- 
leichterte den  Überblick,  wenn  wie  im  Hamburger  Erbebuch  seit  1274 
eine  Scheidung  nach  den  Pfarren  und  innerhalb  der  Pfarren  nach  den 
Hauptstraßen  durchgeführt  wurde4).  Im  ältesten  Danziger  Erbebuch 
von  1357  geht  ein  Verzeichnis  der  Häuser,  ihrer  Besitzer  und  Grund- 
zinse  voraus;  im  zweiten  Teile  folgen  in  chronologischer  Folge  die  Ein- 
träge über  Rentenkauf.  Beides  wurde  dann  im  neuen  Erbebuch  seit 
1382  vereinigt;  wieder  wurden  die  Häuser  nach  Straßen  angeordnet, 
bei  jedem  aber  ein  größerer  freier  Raum  gelassen  und  in  diesen  die  Ein- 
träge über  alle  Rentenkäufe  gemacht,  welche  das  Grundstück  betreffen. 
Das  ist  der  Form  nach  bereits  das  Realfoliensystem  des  mo- 
dernen Grundbuches.  Die  Einrichtung  blieb  in  Danzig  so  bis  ins  18.  Jahr- 
hundert, und  spätestens  seit  1633,  wahrscheinlich  schon  früher,  ist  sie 
auch  ihrem  Wesen  nach  ein  Grundbuch  im  modernen  Sinne  geworden, 
das  heißt  nur  durch  den  Eintrag  ins  Grundbuch  wird  der  Rentenkauf 
rechtskräftig,    die    Eintragung    bildet    den    rechtsbegründenden    Akt. 

Das  Prinzip  des  Realfoliums  für  die  auf  ein  Grundstück  bezüg- 
lichen Veränderungen  begegnet  im  15.  Jahrhundert  auch  im  Stadtbuch 
von  Hannover5)  und  besonders  ausgebildet  in  München.  Der  Münchener 
Rat  beschloß  im  Jahre  1478,  daß  fürderhin  über  alle  Käufe  von  Grund- 


x)  Vgl.  Rehme,  Das  Lübecker  Oberstadtbuch  188  ff. 

2)  So  schon  Brunner,  RG.  der  Urkunde  307,  vgl.  meine  Bemerkungen  in  Mitteil, 
Instituts,  Ergbd.  6,  16. 

3)  Vgl.  Homeyer  46,  Aubert  3  ff. 

4)  Aubert  7  u.  13  ff.  für  das  folgende. 

5)  Vgl.  Aubert  25  ff. 
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renten  (Ewiggeld)  nicht  bloß  Urkunden  mit  dem  besonderen  Ewiggeld- 
siegel ausgestellt,  sondern  auch  ein  Buch  (publicum  protocollum)  geführt 
werden  solle.  In  der  Tat  wurden  solche  Grundbücher,  wie  man  sie  dann 
nannte,  angelegt.  Erhalten  blieb  jenes  über  das  Hackerviertel  von  1484 
an,  es  stellt  sich  dar  als  ein  nach  Straßen  und  Grundstücken  ange- 
ordnetes Rentenbuch1). 

Diese  zuerst  in  Städten  erfundene  praktische  Form  des  Grund- 
buches ist  dann  von  den  Landesgesetzgebungen  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert aufgegriffen  und  nach  und  nach  als  landrechtliche 
Übung  und  Vorschrift  ausgebildet  worden.  Die  Formen  dieser  Bücher 
waren  im  16.  und  17.  Jahrhundert  noch  mannigfache  und  schwan- 
kende, das  Prinzip  des  Realfoliums  ist  erst  nach  und  nach  durch- 
gedrungen und  hat  erst  im  18.  und  19.  Jahrhundert  in  der  Form  und  im 
Wesen  des  modernen  Grundbuches  allgemeine  Geltung  gewonnen2). 
In  Tirol  z.  B.  hat  man  bis  in  die  neueste  Zeit  (1896)  an  der  alten  Form 
der   sogenannten    »Verfachbücher«   festgehalten3). 

III.  Abgesehen  von  dieser  Entwickelung  des  »Grundbuches«  im 
modernen  Sinne,  hat  das  spätere  Mittelalter  auch  sonst  außerhalb  der 
Städte  Bucharten  ähnlich  den  Stadtbüchern  entwickelt,  nämlich 
privatrechtliche  Bücher  der  Grundherrschaften, 
welche  in  den  österreichisch-böhmischen  Ländern  als  Grundbücher 
oder  auch  nach  ihren  verschiedenen  Kategorien  als  Gewähr-  und 
Satzbücher  bezeichnet  wurden.  Der  Grundherr  war  die  erste 
Instanz  für  seine  Untertanen  sowohl  in  streitiger  als  freiwilliger  Ge- 
richtsbarkeit, sowie  in  nicht  landgerichtsmäßigen  Strafsachen;  ohne 
Genehmigung  des  Grundherrn  konnten  keine  Besitzveränderungen 
seiner  Untertanen  vorgenommen  werden.  Gleichwie  Urbare  Besitz 
und  Einkünfte  der  Grundherrschaft  übersichtlich  verzeichnen  und 
fixieren,  so  sollten  die  Veränderungen  nicht  bloß  des  herrschaftlichen 
(Dominikale),  sondern  auch  des  Untertanenbesitzes  (Rustikale)  in 
Evidenz  gehalten  werden.  Die  Eigentumsübertragungen  wurden  in  die 
Gewähr  (Gewere)-Bücher,  die  dinglichen  Belastungen  (Pfandsatzungen) 
in  die  Satzbücher  eingetragen.  Die  Rechtsgeschäfte  wurden  durch 
Urkunden  vollzogen,  und  die  Eintragung  in  die  Bücher  konnte  als 
Auszug  der  Urkunden  gemacht  werden,  oder  die  Parteien  gaben  vor  der 
Grundobrigkeit  Erklärungen  ab,   die  im  Buche  protokolliert  und  auf 


J)  Vgl.  Aubert  32  ff.  und  die  eingehende  Untersuchung  von  Rehme  in  Fest- 
gabe der  Jurist.  Fakultät  Halle  für  H.  Fitting  (1903),  S.  57  ff. 

2)  Vgl.  Aubert  42  ff.,  Randa  101  ff. 

3)  Vgl.  Wopfner,  Zur  Gesch.  des  tirolischen  Verfachbuches  in  Beiträge  z.  Rechts- 
geschichte  Tirols  (1904),  S.  71  ff.  Verfach  kommt  von  verfallen,  verfangen,  d.  h. 
zu  Protokoll  aufnehmen.  Die  tirolischen  Verfachbücher  sind  wahrscheinlich  in- 
folge eines  Landtagsbeschlusses  von  1500  eingeführt  worden,  der  für  die  nicht  siegel- 
mäßigen Leute  den  Abschluß  von  Verträgen  um  Eigengut  vor  Gericht  anordnete. 
Um  die  Besitzveränderungen  in  Evidenz  zu  halten,  lag  die  Einrichtung  von  Pro- 
tokollbüchern darüber  nahe.  Vielleicht  ist,  vermute  ich,  das  bayerische  Landredil 
vorbildlich  gewesen,  das  bei  Übertragung  von  Eigen  gerichtliche  Auflassunu  und 
Eintragung  in  das  Gerichtsprotokoll  verlangte. 
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Grund  deren  dann  die  Urkunden  ausgestellt  wurden.  Diese  Bücher 
konnten  gleich  den  Urbaren  als  subsidiäres  Beweismittel  neben  den 
Urkunden  herangezogen  werden. 

Derartige  Grundbücher  wurden  in  Österreich  schon  im  14.  und 
15.  Jahrhundert  von  gar  manchen  Grundherrschaften  begonnen.  So 
legte  das  Wiener  Schottenkloster  seit  1381  (wenn  nicht  schon  früher) 
Satzbücher  für  seinen  grundherrschaftlichen  Besitz  in  und  um  Wien  an1). 
Die  Stifter  Heiligenkreuz  und  Melk,  die  Augustiner  und  das  Frauen- 
kloster St.  Jakob  in  Wien  haben  für  ihren  Besitz  in  der  Stadt  Mödling 
bei  Wien  seit  1430  Grundbücher  geführt2).  Die  Stadt  Wien  selber  trat 
innerhalb  ihres  Weichbildes  seit  den  Reformen  Herzog  Rudolfs  IV.  in 
bezug  auf  die  freiwillige  Gerichtsbarkeit  an  die  Stelle  der  Grundherren. 
Seit  1368  beginnen  Wiener  städtische  Grundbücher,  die  also  zu  scheiden 
sind  von  den  »Geschäftbüchern«,  d.  h.  Testamentbüchern,  die  das 
Wesen  eigentlich  privatrechtlicher  Stadtbücher  an  sich  tragen. 

Eine  eigenartige  Entwicklung  erfuhr  die  Institution  öffentlicher 
Bücher  in  den  östlichen  Ländern.  So  vor  allem  in  der  Einrichtung  der 
böhmischen  Landtafel3). 

Die  Gerichtsverfassung  Böhmens  hat  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts 
allmähliche  Wandlungen  durchgemacht4).  Die  alten  Provinzialgerichte 
wurden  von  den  Burgen  in  die  aufblühenden  bequemen  Verkehrszentren 
der  Städte  verlegt.  Zur  besseren  Handhabung  der  Justiz  wurde  be- 
gonnen, da  und  dort  zwei,  drei  Burg-  oder  Provinzialdistrikte  in  einen 
größeren  Bezirk  zusammenzulegen;  in  wie  weit  die  Kreise  (csuda) 
damit  zusammenfielen,  ist  nicht  überall  klar.  Der  Prager  Provinzial- 
richter  wird  zugleich  königlicher  Hofrichter  und  vertritt  den  König; 
er  ist  der  judex  curiae  oder  terrae,  regni,  das  Gericht  das  Judicium 
curiae,  terrae,  regni.  Es  wird  das  ständige,  oberste  Landgericht,  seine 
Beisitzer  sind  Herren  und  Ritter,  seine  Vorsitzenden,  wenn  nicht  der 
König,  die  obersten  Landesbeamten.  Die  Sitzungen  des  Obersten  Land- 
gerichts trugen  den  Charakter  eines  Landtags,  und  jeder  Landtag  war 
zugleich  Landgericht. 

Man  wird  schwerlich  von  einer  förmlichen  Schöpfung  der  Kreis- 
verfassung und   des   obersten  Landgerichts   durch   König  Ottokar   II. 


1)  Über  die  Wiener  Grundbücher  vgl.  Heinrich  Schuster  in  Gesch.  der  Stadt 
Wien  II  1,  377  ff.,  381  ff.  und  die  Edition  von  F.  Staub  in  Quellen  zur  Gesch. 
der  Stadt  Wien  III  1.  Bd. 

2)  Vgl.  Schalk  bei  Giannoni,  Gesch.  von  Mödling  304  und  die  vorbildliche 
Verwertung  der  Grundbücher  in  den  Arbeiten  Schalks  in  Blättern  d.  Vereins  f. 
Landeskunde  v.  Niederösterreich  1898,  Berichte  u.  Mitteil.  d.  Wiener  Altertums- 
vereins 1898  ff.,  Zeitschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaf tsgesch.  6.  Bd. 

3)  Vgl.  H.  Jirecek  Cod.  iuris  Bohemici  2,  2  ff.  Maasburg,  Die  Entwickelung 
des  Instituts  d.  öffentl.  Bücher  in  Böhmen  (1877).  Randa,  Die  geschieht!.  Entwicke- 
lung d.  Institutes  der  öffentl.  Bücher  in  Österreich  in  Grünhuts  Zeitschr.  6,  81  ff. 
Czyhlarz  ebenda  10,  263  ff.  Krasnopolski  ebenda  11,  551  ff.  Emier,  Reliquiae 
tabularum  terrae  2  Bde. 

4)  Vgl.  Werunsky,  Die  landrechtl.  Reformen  K.  Ottokars  IL,  Mitt.  d.  Instituts 
29,   254  ff. 
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sprechen  dürfen,  aber  die  Ordnung  schriftlicher  Geschäftsführung  bei 
den  Gerichten  mag  man  doch  wohl  seiner  Einwirkung  zuschreiben. 
Es  läßt  sich  jedenfalls  kaum  beweisen,  daß  schon  in  viel  früherer  Zeit 
bei  den  Provinzialgerichten  »alle  wichtigeren  Gerichtsakte«  in  den 
sogenannten  tabulae  terrae  provinciales  verzeichnet  wurden,  und  daß 
am  allerfrühesten  die  Ladungen  vor  Gericht  (citationes,  pühon)  in 
Bücher  eingetragen  wurden1).  Der  Stadtschreiber  von  Iglau  führte 
allerdings  schon  1248  tabulae  für  die  Gerichtssachen2).  Aber  sonst 
ist  doch  wahrscheinlich  das  königliche  Hof-  und  oberste  Landgericht 
in  der  Buchführung  vorangegangen.  Das  deutsche  Hofgericht  hatte 
seit  den  Bestimmungen  des  Reichslandfriedens  von  1235  ein  Achtbuch, 
ein  Buch  über  die  landschädlichen  Leute,  und  ein  Urteilsbuch  zu  führen. 
Analoge  Bedürfnisse  der  Rechtssicherung  können  auch  Ottokar  II.  ge- 
leitet haben.  Aber  das  böhmische  oberste  Gericht  war  nicht  bloß  Hof-, 
sondern  auch  Landgericht  und  Landtag.  So  entwickelte  sich  bei  ihm 
eine  Buchführung,  welche  beidem  gerecht  zu  werden  suchte. 

Die  frühesten  Nachrichten  darüber  besitzen  wir  aus  den  Jahren 
1279  oder  12803).  In  dieser  Zeit  wurden  bei  dem  königlichen  Hof- 
und  Landgericht  Bücher  geführt  zur  Registrierung  von  Rechtsge- 
schäften (contractus),  welche  vor  demselben  vor  sich  gegangen  waren. 
Wir  wissen,  daß  im  Jahre  1287  ein  vor  dem  obersten  Landgericht  unter 
Vorsitz  des  Königs  geschlossener  Kaufvertrag  zwischen  dem  Oberst- 
kämmerer Hoyer  von  Lomnitz  und  dem  Kloster  Waldsassen  auf  Ver- 
langen beider  Parteien  diesen  Büchern  (registrum)  einverleibt  wurde. 
Seit  1309  begegnet  für  diese  Bücher  die  Bezeichnung  tabula,  tabula 
terrae,  Landtafel.  Ihre  Teile  werden  quaterni  genannt.  Schon  1279 
bis  1280  erscheint  jener  Bestandteil,  der  dann  die  größte  Bedeu- 
tung gewinnt,  nämlich  der  quaternus  contractuum,  das  Buch,  welches 
zur  Eintragung  der  vor  dem  Prager  obersten  Landgericht  vollzogenen 
oder  verlautbarten  privatrechtlichen  Geschäfte  bestimmt  ist.  Seit 
1320  sind  dann  größere  Überreste  dieser  Bücher  erhalten4).  Um  die 
Wende  des  14.  und  15.  Jahrhunderts  wurden  eigene  Libri  majorum 
obligationum  (seit  1405)  und  minorum  obligationum  (seit  1399)  an- 
gelegt. Gemäß  der  Kompetenz  des  »Landrechts«  als  Gerichtsstand  des 
Herren-  und  Ritterstandes  und  der  Prälaten  im  ganzen  Lande  sind  es 
Verträge  über  freien  Grundbesitz,  dann  geradezu  nur  über  ständischen 
Besitz,  die  in  die  Landtafel  eingetragen  werden.  Bei  Kauf,  Tausch  und 
bestimmten    Pfandsatzungen    geschah    die    Verlautbarung    (protestatus 

1)  Randa  90,  91  Anm.  28.  Die  früheste  Erwähnung  solcher  Provinzialtafeln 
betrifft  die  tabula  terrae  in  Ximburg.  An  Melnik  hat  Königin  Elisabeth,  Gemahlin 
König  Johanns,  das  Recht  der  Tafeliuhrung  (vor  1330)  verliehen,  was  Karl  IV. 
1348  bestätigte.  Jirecek  Cod.  iur.  Bohem.  2,  10.  In  Mähren  waren  die  Tafeln  zu 
Olmütz  (zuerst  1303  erwähnt)  und  zu  Brunn  (1327)  anfänglich  Provinzialtafeln. 
Jirecek  2,  13  f. 

2)  Tomaschek,  Deutsches  Recht  236. 

3)  Vgl.  dafür  meine  Ausführungen  in  Ali tt.  des  Instituts  32,  165  ff. 

4)  Das  heißt  in  späteren  Abschriften  und  Auszügen.  Die  Originale  der  älteren 
Landtafelquaternen  sind  im  Jahre  1541  fast  alle  verbrannt. 
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est)  und  die  Übereignungserklärung  oder  Auflassung  (condescendit)  vor 
dem  Landrecht.  Durch  die  Eintragung  in  die  Landtafel  wird  ein  Be- 
weismittel für  den  Besitzerwerb  hergestellt.  Wir  haben  somit  gericht- 
liche Auflassung  und  Gerichtszeugnis  in  Form  des  Bucheintrags.  Die 
Analogie  zum  sächsischen  Rechte  und  zum  Wesen  der  privatrecht- 
lichen Stadtbücher  ist  somit  klar1). 

Für  den  Beweiswert  der  königlichen  Landtafel  mögen  ein  paar 
Zeugnisse  aus  der  ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  genügen.  König 
Johann  befiehlt  1336  eine  von  ihm  ausgestellte  besiegelte  Urkunde 
über  einen  Tausch  mit  Kloster  Doxan  in  die  Landtafel  wörtlich  einzu- 
tragen, ut  ipsius  tenoris  contractus  in  omni  parte  sua  inviolabilis  et  firmior 
perpetuo  valeat  permanere.  Privilegia  und  terre  tabulae  werden  1343  als 
gleichwertige  Beweismittel  nebeneinandergestellt.  Im  selben  Jahre  läßt 
Prinz  Karl  ein  Privileg  König  Wenzels  I.  von  1235  in  die  Landtafel 
eintragen,  volens  jerventissime  inconvulsa  ac  intacta  perpetuo  permanere2). 
Die  Glaubwürdigkeit  der  Landtafel  wurde  eine  unbedingte.  Kein 
Mensch  kann  die  Landtafel  »überzeugen«,  erklärt  das  Landrecht  im 
Jahre  1454,  das  heißt,  es  gibt  gegen  den  Eintrag  keinen  Gegenbeweis 
durch  Zeugen  und  Urkunden3). 

Doch  ist  zu  bemerken,  daß  im  14.  und  15.  Jahrhundert  in  Böhmen 
die  Auflassung  vor  dem  Landrecht  und  die  landtäfliche  Eintragung  noch 
nicht  die  notwendige  und  ausschließliche  Form  der  Übertragung  war4). 

Wohl  aber  machte  die  Entwickelung  der  Landtafel  schon  unter 
und  durch  Karl  IV.  den  bedeutsamen  Schritt  vorwärts,  daß  erst  durch 
die  Eintragung  (Intabulation)  die  Übereignung,  das  Geschäft  voll- 
zogen wird.  Die  Eintragung  wirkt  also  perfizierend,  sie  ist  Beweis  und 
Vollzug  zugleich.  In  der  Konstitution  Karls  IV.  von  1359  für  Mähren, 
womit  die  Tafeln  zu  Olmütz  und  Brunn  als  Landtafeln  organisiert  werden, 
wird  bestimmt,  daß  jede  Veräußerung  von  Grundbesitz  in  die  Land- 
tafel eingetragen  werden  müsse  und  erst  dadurch  rechtsgültig  werde. 
Für  Mähren  war  damit  der  landtäfliche,  bücherliche  Besitz  als  der 
allein  rechtliche  erklärt.  In  Böhmen  erfolgte  eine  derartige  landesfürst- 
liche Deklaration  nicht,  aber  diese  Auffassung  beherrschte  doch  auch 
hier  mehr  und  mehr  das  Gewohnheitsrecht  und  drang  jedenfalls  im 
16.  Jahrhundert  zu  voller  Geltung  durch.  Es  war  wohl  schon  seit 
Karls  IV.  Zeit  auch  in  Böhmen  Rechtens,  daß,  wenn  eine  Intabulation 
erfolgte,  erst  durch  sie  das  Geschäft  vollzogen  und  gültig  wurde.  Damit 
wurde  die  Landtafel  das  volle  und  wahre  Grundbuch  der  böhmischen 
Krone  und  der  böhmischen   Stände. 

Aber  neben  diesem  grundbücherlichen  Charakter,  der  dann  zum 
dominierenden  wurde,   besaß   die  Landtafel  noch  andere  Bestandteile, 


1)  Vgl.  die  vortrefflichen  Ausführungen  von  Czyhlarz,  Zur  Gesch.  d.  bücher- 
lichen Besitzes  im  böhm.-mähr.  Landrecht,  Grünhuts  Zeitschr.  10,  263  ff. 

2)  Emier,  Reliquiae  tabul.  1,  406  f.,  410,  412. 

3)  Czyhlarz  268  Anm.  4. 

4)  Das  hat  Czyhlyrz  269  Anm.  4a  nachgewiesen.     Auch  für  das  folgende  vgl. 
Czyhlarz  271  ff. 
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die  aus  dem  Wesen  des  Landrechts  als  obersten  Gerichtes  und  als  land- 
täglicher Versammlung  erwuchsen.  Jedenfalls  seit  den  letzten  Dezennien 
des  13.  Jahrhunderts  wurden  quaterni  citationum  geführt,  in  denen 
die  Klagen  und  Vorladungen  gebucht  wurden1).  In  die  quaterni  con- 
tractuum  wurden  auch  Akte  der  streitigen  Gerichtsbarkeit  eingetragen, 
so  namentlich  zahlreiche  Rechtsfindungen  und  Rechtsprüche  und 
sonstige  Erkenntnisse  und  Verfügungen  des  Hof-  und  Landgerichtes. 
Endlich  aber  wurden  auch  Landtagsbeschlüsse,  königliche  Majestäts- 
akte und  Privilegien,  später  die  Adels-  und  Landstandsverleihungen  in 
die  Landtafel  eingetragen.  Die  alte  böhmische  Landtafel  schloß  in  der 
Tat  ein  archivum  regni  in  sich. 

Auch  in  Schlesien  sind  in  Troppau  und  Jägerndorf  nach  böhmisch- 
mährischem Vorbild  Landtafeln  angelegt  worden.  Die  Troppauer 
ist  seit  1431  erhalten,  die  Jägerndorfer  seit  14042). 

Ein  merkwürdiges  Seitenstück,  eine  Art  geistlicher  Landtafel 
entstand  ebenfalls  unter  Karl  IV.  und  unter  dem  ersten  Erzbischof  von 
Prag,  Ernst  von  Pardubitz.  Es  sind  die  Libri  erectionum  seit 
13583).  In  dieselben  sollten  alle  Errichtungen  und  Dotationen  von 
Pfarren,  Kirchen,  Klöstern,  Schulen  und  anderen  Stiftungen,  alle 
Immobiliargeschäfte  der  Kirchen  und  Klöster  innerhalb  der  Erzdiözese 
Prag  gebucht  werden.  Diese  Bücher  wurden  in  der  erzbischöflichen 
Kanzlei  von  bestimmten  Notaren  geführt,  welche  der  Erzbischof  er- 
nannte und  denen  Kaiser  Karl  IV.  1358  die  vollen  Qualitäten  öffentlicher 
Notare  verlieh.  Sie  hatten  nach  Genehmigung  des  Generalyikars  und 
Erzbischofes  die  Einträge  zu  machen,  denen  also  öffentliche  Glaub- 
würdigkeit und  Beweiskraft  innewohnte.  Die  Eintragungen  sind  Ab- 
schriften von  vorgelegten  Urkunden  oder  von  Instrumenten,  die  auf 
Grund  mündlicher  Erklärungen  der  Parteien  hergestellt  wurden.  Die 
Libri  erectionum  fanden  schon  im   Jahre  1411  ein  Ende. 

Eine  den  böhmischen  Landtafeln  ganz  analoge  Erscheinung  hat 
sich  in  Polen  in  den  Grodbüchern  entwickelt4).  Im  Laufe 
des  14.  Jahrhunderts  ist  es  bei  den  polnischen  Gerichten  Übung  ge- 
worden, Bücher  zu  führen,  in  denen  über  die  vor  Gericht  geschehenen 
Akte  der  streitigen  und  der  Strafgerichtsbarkeit  Einträge  gemacht 
wurden.    In  dieselben  Bücher  wurden  bis  in  den  Anfang  des  15.  Jahr- 


x)  Die  ältesten  bekannten  Stücke  aus  ihnen  sind  vom  Jahre  1287,  ein  Quatern 
von  1316 — 1325  ist  noch  erhalten.  Das  Verfahren  ist  niedergelegt  im  Ordo  judicii 
terrae  aus  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts,  und  im  Officium  circa  tabulas  terrae 
von  1396,  Jirecek  Cod.  iur.  Bohem.  2.  Bd.  Ebenda  Formelsammlungen  für  die  Ein- 
träge in  die  Landtafel  und  für  Urkunden,  die  damit  zusammenhängen. 

-I  Vgl.  Randa  94. 

3)  Ediert  von  Borovy  Libri  erect.  archidiocesis  Pragensis  1875  ff.  Vgl.  Maas- 
burg 70  ff.,  Emier  in  Mitt.  d.  Instituts  2,  155  f. 

4)  Vgl.  Dudik,  Archive  in  Galizien,  Archiv  f.  österr.  Gesch.  39,  4  ff.,  75  ff. 
Lekszycki,  Die  ältesten  großpolnischen  Grodbücher  (Publikationen  aus  d.  prenfi. 
Staatsarchiven  31.  und  38.  Bd.),  in  Bd.  31  Vorwort  handelt  Lekszyoki  über  das 
Wesen  der  Grodbücher.  Die  »Akta  Grodzkie«,  16  Bände  (Lemberg  1868 — 181.»'») 
enthalten   die   in   Lemberg   befindlichen   Grodbücher. 
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hunderts  aber  auch  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  aufgezeichnet. 
Im  15.  Jahrhundert  kam  es  sodann  immer  öfter  vor,  daß  Korporationen 
wie  z.  B.  Klöster,  aber  auch  Privatpersonen  ihre  Urkunden  in  diese 
Grodbücher  abschreiben  ließen,  um  auf  solche  Weise  eine  beglaubigte 
Kopie  ihrer  Dokumente  sich  zu  verschaffen.  Endlich  wurden  auch 
häufig  Erlasse  der  Regierungen  und  Behörden  in  diese  Bücher  ein- 
getragen. So  waren  die  Grodbücher  in  erster  Linie  allerdings  Gerichts- 
bücher und  Amtsbücher,  in  ihrer  vollen  Ausgestaltung  aber  dienten  sie 
auch  der  öffentlichen  Beglaubigung  privater  Urkunden,  also  dem- 
selben Zwecke,  der  einen  Teil  des  Wirkungskreises  der  ungarischen 
Loca  credibilia  ausmachte  (vgl.  oben  S.  176  f.). 

Im  15.  Jahrhundert  bildete  sich  auch  eine  Scheidung  der  Bücher 
nach  Gerichten  und  nach  dem  Inhalte  aus.  Die  Libri  terrestres  sind 
die  bei  den  Landgerichten,  die  Libri  castrenses  oder  capitanei  die  bei 
den  Starosteigerichten  geführten  Bücher.  Beide  teilten  sich  dann  wieder 
in  verschiedene  Reihen:  Libri  relationum  für  die  Verhandlungen  der 
•  Straf-  und  streitigen  Gerichtsbarkeit,  auch  oft  für  die  Abschriften 
von  privaten  Urkunden  benützt;  Libri  inscriptionum  und  resignationum 
für  die  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  letztere  speziell  für  die 
Auflassungen.  Nicht  immer  wurde  jedoch  eine  konsequente  Scheidung 
durchgeführt.  Alle  diese  Bücher  wurden  aber  als  Grodbücher  zu- 
sammengefaßt, weil  sie  bei  den  Grodgerichten,  judicia  castrensia,  sad 
grodzki  (grod  =  castrum,  Schloß)  aufbewahrt  wurden,  die  auf  Schlössern 
ihren  Sitz,  hatten  und  daher  die  größte  Sicherheit  boten. 

Die  ältesten  Grodbücher  dieser  Grodarchive  befinden  sich  heute- 
zu  Krakau,  Lemberg  und  Posen.  Die  Krakauer  beginnen  mit  1388r 
die  Lemberger  mit  1381,  die  von  Posen  mit  1386,  von  Gnesen  und 
Peisern  mit  1390,  von  Kosten  mit  1391. 

IV.  Neben  den  Chirographen  des  Nordwestens,  den  Stadtbüchern 
des  Nordens  und  Ostens  gewrann  im  Südwesten,  Süden  und  Südosten 
Deutschlands  die  Siegelurkunde  auch  für  die  städtischen  Beurkundungs- 
bedürfnisse weitaus  die  Überhand  und  tritt  in  Gestalt  der  besiegelten 
Richter-,  Schöffen-  oder  Ratsurkunde  allenthalben 
entgegen.  Aber  auch  in  den  Gebieten  der  sächsischen  Stadtrechte  kon- 
kurriert nicht  selten  die  Schöffen-  oder  Ratsurkunde  (Schöffenbrief) 
mit  dem  Stadtbuch.  Wir  verstehen  also  darunter  Urkunden,  welche 
Richter  und  Schöffen  einer  Stadt  oder  der  Stadtrat  mit  dem  Amts- 
oder Stadtsiegel  über  Rechtsgeschäfte  von  Parteien  ausstellten,  die  vor 
Gericht  oder  Rat  vollzogen  oder  verlautbart  wurden. 

In  den  sächsischen  Rechtsgebieten  fand  das  Gerichtszeugnisr 
wie  wir  wissen,  eine  weitgehende  Anwendung.  Dies  war  in  den  anderen 
Rechten  nicht  so  der  Fall.  Aber  das  Bedürfnis  nach  einem  besonders 
glaubwürdigen  Zeugnis  wrar  vorhanden :  die  gewöhnlichen  Zeugen  waren 
keineswegs  stets  verläßlich ;  man  machte  damit  oft  schlechte  Erfahrungen1). 


J)  Im  Wiener  Stadtrechte  von  1221  heißt  es:  ad  evitandas  .  .  .  cavillationes 
impiorum  et  periurorum  testium  falsitatem.   Die  Nachteile  des  bloßen  Zeugenbeweises 
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Man  versuchte  es  seit  der  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  in  einzelnen 
Städten  mit  qualifizierten  Zeugen.  Das  Straßburger  Stadt- 
recht von  c.  1200  bestimmt,  daß  unbescholtene,  glaubwürdige  Männer, 
Schöffen  (yite  probabilis  bonique  testimonii)  erwählt  werden  sollen, 
welche  bei  allen  Rechtsgeschäften  der  Bürger  als  Zeugen  geführt  werden 
und  zu  schwören  haben,  daß  sie  als  Urkundpersonen  die  Wahrheit 
sagen.  Das  Zeugnis  zweier  solcher  Schöffen  genügt  in  Schuldsachen. 
Wird  durch  das  Zeugnis  von  Schöffen  jemand  überführt,  so  erhalten 
diese  einen  Anteil  an  der  Buße1).  Das  Wiener  Stadtrecht  von  1221 
bestimmt,  daß  100  vertrauenswürdige  Männer  als  besonders  quali-. 
fizierte  Zeugen  für  alle  Rechtsgeschäfte,  deren  Gegenstand  drei  Pfund 
an  Wert  übersteigt,  bestellt  werden  sollen;  die  Zeugen  heißen  später 
(jedenfalls  seit  1278)  die  Genannten  (denominati),  mindestens 
zwei  von  ihnen  sollten  bei  den  Rechtsgeschäften  anwesend  sein,  sie 
waren  nötigenfalls  zur  Aussage  verpflichtet  und  konnten  gerichtlich 
dazu  verhalten  werden2).  Allein  in  Straßburg  hat  diese  Einrichtung 
ihren  Zweck  nicht  befriedigend  erfüllt.  Offenbar  war  die  Zahl  der 
Schöffen  zu  gering,  so  daß  bei  wachsender  Menge  der  Rechtsgeschäfte 
dem  einzelnen  zu  viel  an  Zeugschaften  aufgeladen  werden  mußte  — 
wie  sollte  er  sich  dann  des  einzelnen  genau  erinnern  ?  In  Wien  hat  sich 
die  Einrichtung  der  zahlreichen  Genannten  besser  bewährt,  formell  ist 
der  Artikel  über  sie  noch  in  das  Stadtrecht  Herzog  Albrechts  II.  von 
1340  aufgenommen.  Ihre  Bedeutung  war  allerdings  entschieden  schon 
lange  geschwunden,  wurden  doch  schon  damals  seit  mehreren  Jahr- 
zehnten überhaupt  keine  Zeugen  mehr  in  den  Urkunden  genannt.  Eine 
bedeutendere  Rolle  spielten  die  Genannten  jedenfalls  noch  im  späteren 
Mittelalter  in  Nürnberg  und  in  Prag.  Im  Prager  Stadtbuch  sind  gegen 
Ende  des  14.  Jahrhunderts  genaue  Bestimmungen  über  die  Genannten 
eingetragen  worden,  welche  lehren,  daß  die  Genannten  außer  ihrer 
Hauptfunktion  als  qualifizierte  Zeugen  auch  noch  mit  für  die  Sicherheit 
in  der  Stadt  zu  sorgen  hatten3).  Es  wäre  zu  untersuchen,  ob  nicht  auch 
an  andern  Orten  ähnliche  qualifizierte  Zeugen  vorhanden  waren. 

Jedenfalls  aber  fand  diese  Institution  keine  allgemeine  Verbreitung. 
Sie  kam  nicht  auf  oder  verschwand  vor  der  siegreich  sich  ausbreitenden 
Siegelurkunde.  Nach  der  Rechtsanschauung  vom  sigillum  autenticum 
und  der  Siegelkraft  hochstehender  Personen  oder  von  Korporationen 
gab  ja  die  Siegelurkunde  der  Gerichts-  oder  Stadtbehörde  an  sich  ein 
unanfechtbares    Zeugnis    über    die    Rechtsgeschäfte    der    Bürger.     Ob 


sind  anschaulich  geschildert  in  der  Einleitung  des  Prager  Stadtbuches  (1279/80), 
vgl.  Mitteil.  d.  Instituts  32,  165  ff. 

x)  Straßburger  ÜB.  1,  Schulte  im  Straßb.  ÜB.  3,  Einl.  XVI. 

2)  Tomaschek,  Rechte  u.  Freiheiten  der  Stadt  Wien  1,  12  §  17.  Im  Stadt- 
recht Herzog  Friedrichs  II.  von  1244,  im  Privileg  K.  Rudolfs  von  1278  ist  dieser 
Artikel  wiederholt,  ebenso  noch  im  Stadtrecht  Herzog  Albrechts  II.  von  1340.  Aus 
dem  Wiener  Recht  gelangte  diese  Bestimmung  auch  in  das  Stadtrecht  Herzog  Rudolfs 
für    Krems   vom    Jahre   1305. 

3)  Rößler,  Deutsche  Rechtsdenkmäler  aus  Böhmen  und  Mähren  1,  Einl.  XLVII1 
und  S.  85,  Art.  129. 
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Gerichtsurkunde,  ob  Ratsurkunde,  ob  beide  nebeneinander,  das  hing 
von  der  inneren  Entwickelung  der  einzelnen  Kommune  ab.  Es  möge 
an  drei  Beispielen  der  Gang  der  Dinge  veranschaulicht  werden;  sie 
lehren,  wie  trotz  der  Übereinstimmung  in  der  Hauptsache,  nämlich 
in  der  Ausgestaltung  der  öffentlichen  Siegelurkunde,  im  einzelnen  doch 
recht  verschiedene  Wege  eingeschlagen  wurden. 

In  Straßburg1)  wird  die  Beurkundung  der  Rechtsgeschäfte 
gegen  und  nach  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  zur  Regel. 
Der  Rat  besitzt  seit  1201  ein  eigenes  Siegel.  Im  Jahre  1233  begegnet 
der  erste  Fall,  daß  der  Rat  das  Rechtsgeschäft  eines  Bürgers  beurkundet 
und  besiegelt.  Von  da  an  mehren  sich  die  Fälle  solcher  Ratsurkunden 
über  privatrechtliche,  vor  dem  Rate  abgeschlossene  Geschäfte  von  Bür- 
gern. Ein  Beurkundungszwang  war  aber  keineswegs  vorhanden.  Auch 
konnten  die  Parteien,  soferne  sie  ein  Siegel  führten,  selbst  Urkunden, 
oder  durch  das  Siegel  des  Bischofs  oder  des  seit  1248  erscheinenden 
bischöflichen  Hofgerichts  oder  auch  einer  andern  siegelführenden 
Körperschaft  beglaubigen  lassen.  Bis  gegen  1260  erscheinen  immer 
Zeugen  genannt.  So  herrscht  bis  zu  dieser  Zeit  eine  große  Mannigfaltig- 
keit des  Urkundenwesens  in  der  Stadt. 

Aber  das  bischöfliche  Hofgericht  oder  Offizialat  gewinnt  rasch  als 
Urkundstelle  die  Oberhand,  wie  wir  dies  schon  oben  S.  174  f.  geschildert 
haben.  Die  Ratsurkunde  verliert  in  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts an  Boden,  auch  die  Bürger  ziehen  es  vor,  ihre  Rechtsgeschäfte 
durch  den  Offizial  beurkunden  zu  lassen.  Beträgt  die  Zahl  der  Rats- 
urkunden um  1290  und  dann  wieder  um  1305  etwa  die  Hälfte  der  Ur- 
kunden, so  wird  sie  in  den  nächsten  zwei  Jahrzehnten  geradezu  selten 
und  bleibt  es  nach  einem  kurzen  Aufschwung  von  1332  auch  weiter- 
hin. In  Straßburg  ist  also  nicht  die  Ratsurkunde,  sondern  die  Offi- 
zialatsurkunde  das  Beglaubigungsmittel  des  privatrechtlichen  Ver- 
kehres geworden.  Ein,  soweit  man  bisher  sieht,  in  dieser  Intensität  in 
Deutschland  einziger  Fall. 

In  Konstanz2)  wrird  erst  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  die 
Beurkundung  von  Rechtsgeschäften  der  Bürger  häufiger.  Hierbei  tritt 
nun  neben  dem  stadtherrlichen  Richter,  dem  Ammann,  der  seit  1215 
erscheinende  Rat  mehr  und  mehr  in  Wirksamkeit.  Dies  konkurrierende 
Nebeneinander  erzeugt  hier  ganz  eigenartige  Mischformen  urkundlicher 
Beglaubigung.  Die  Urkunden  betreffs  Übertragung  von  Grundeigen 
Averden  vom  Veräußerer  ausgestellt,  aber  vom  Ammann  und  Rat 
besiegelt.  Und  zwar  zuerst  bis  gegen  1280  in  der  Weise,  daß  der 
Ammann  die  über  die  vor  ihm  geschehene  Fertigung  (Auflassung)  aus- 
gestellten Urkunden  mit  dem  Siegel  der  Bürgerschaft,  dem  Ratsiegel 
beglaubigt.  Erst  seit  ungefähr  1280  siegelte  der  Ammann  mit  dem 
Gerichtssiegel,  der  Rat  mit  dem  Ratssiegel  die  Urkunde,  dies  wird 
seit  1300  die  Regel.    Trotzdem  erscheint  im  Text  der  Urkunden  immer 


v)  Vgl.  Schulte,  Straßb.  ÜB.  3,  Einleit.  XIV  ff. 

2)  K.  Beyerle  im  Konstanzer  Häuserbuch  2.  Bd.,  1.  Hälfte,  S.  23  ff. 
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noch  der  Veräußerer  als  Aussteller,  die  Urkunde  gibt  sich  als  seinen 
Bericht  und  schließt  mit  seiner  Siegelbitte.  Darauf  folgt  erst  die  An- 
kündigung der  Siegel.  Zeugen  werden  keine  mehr  genannt,  die  Beweis- 
kraft liegt  allein  im  Siegel. 

Der  Sieg  des  Konstanzer  Bischofs  Heinrich  von  Brandis  in  seinem 
Konflikte  mit  der  Stadt,  die  Zuerkennung  aller  Hoheitsrechte  an  den 
Bischof  durch  Karl  IV.  im  Jahre  1357,  übt  eine  Rückwirkung  auf  das 
Konstanzer  Fertigungswesen.  Von  jetzt  an  erscheint  der  Ammann  als 
Aussteller  der  Urkunden,  der  Ammann  allein  besiegelt  sie  mit  seinem 
Amtssiegel,  der  Rat  hat  nichts  mehr  damit  zu  tun.  Das  Ammanns- 
gericht  wird  die  alleinige  Urkundbehörde  für  die  vor  ihm  verlautbarten 
Rechtsgeschäfte.  Die  Urkunde  hat  zwar  nicht  rechtsbegründende 
Kraft,   gilt  aber  als  unerläßliches  Beweismittel. 

Allein  es  fehlt  nicht  der  Rückschlag,  der  Rat  gewinnt  doch  bald 
wieder  neuen  Boden.  Schon  seit  c.  1380  werden  Ehe-  und  Erbverträge 
und  Vermächtnisse  überwiegend  wieder  vor  dem  Rate  errichtet,  im 
15.  Jahrhundert  werden  auch  wieder  Grundstückkäufe  vor  dem  Rate 
abgeschlossen.  Im  16.  Jahrhundert,  als  seit  1541  die  Ammannsstelle 
nicht  mehr  besetzt  wurde,  bekam  der  Rat  das  ganze  Fertigungswesen 
allein  in  die  Hand. 

Seit  1381  beginnt  in  Konstanz  auch  die  Führung  von  Büchern1) 
bei  den  Urkundbehörden,  und  zwar  1381  beim  Rate  ein  Gemächtbuch, 
in  welchem  die  vor  dem  Rate  geschehenen  Vermächtnisse  und  Testa- 
mente eingetragen  wurden,  seit  1423  ein  Ammanngerichtsbuch,  mit 
Eintragung  über  die  vor  dem  Stadtammann  vollzogenen  Akte  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit.  Es  ist  nun  lehrreich,  das  Wesen  dieser 
Art  von  Stadtbüchern  im  Vergleich  zu  dem  der  meisten  sächsischen 
festzustellen.  Diese  Konstanzer  Bücher  und  ebenso  wohl  auch  andere 
gleichartige  süddeutsche  Stadtbücher  sind  nicht  Protokolle  über  Vollzug 
oder  Verlautbarung  des  Rechtsgeschäfts,  bei  denen  der  Eintrag  in  das 
Buch  an  sich  beweiskräftig  ist  und  die  Urkunde  ersetzt.  Vielmehr  sind 
die  Einträge  der  Konstanzer  Bücher  nur  Vorstadien  der  Gerichts-  oder 
Ratsurkunde,  welche  stets  ausgestellt  werden  muß.  Diese  Einträge 
sind  kurze,  sachliche  Vermerke,  welche  vom  Gerichts-  oder  Stadt- 
schreiber entweder  bei  der  Fertigung  selber  aufgenommen  wurden,  oder, 
wie  dies  seit  dem  15.  Jahrhundert  Regel  zu  sein  scheint,  schon  auf  Grund 
der  Anmeldung  der  Parteien  geschahen.  Aus  diesen  Einträgen  wurde 
sodann  die  volle  mit  allen  Formeln  versehene  Urkunde  hergestellt.  Im 
Gerichtsbuch  ist  regelmäßig  vermerkt,  daß  der  Brief  ausgefertigt  und 
besiegelt  wurde.  Solche  Bücher  lassen  sich  demnach  bis  zu  gewissem 
Grade  mit  den  Imbreviaturbüchern  der  Notare  vergleichen. 

In  W  i  e  n2),  wie  überhaupt  in  Österreich,  ist  eine  gerichtliche 
Auflassung  nicht  Vorschrift  Rechtens  gewesen.   Schon  die  Bestimmungen 

1)  Beyerle  41  ff. 

2)  Über  die  Entwickelung  des  Urkundenwesens  in  Wien,  über  Ratsurkunde 
und  Stadtschreiber  wird  eine  Arbeit  von  Dr.  Ivo  L  u  n  t  z  erscheinen.  Herr  Dr.  Luntz 
gestattete  mir  freundlichst,  aus  ihr  nachfolgende  Mitteilungen  zu  entnehmen. 
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des  Stadtrechtes  von  1221  über  die  »Genannten«  (vgl.  oben  S.  201) 
zeigen,  daß  der  Vollzug  des  Rechtsgesehäftes  vor  diesen  qualifizierten 
Zeugen  durchaus  genügte.  So  war  hier  zunächst  kein  Bedürfnis  nach 
einer  Ratsurkunde  vorhanden.  Und  nur  durch  eine  Einwirkung  von 
anderer  Seite  ist  der  Gebrauch  der  Ratsurkunde  in  Wien  eingeführt 
worden.  In  König  Rudolfs  Privilegium  vom  24.  Juni  1278  erscheinen 
die  ganz  neuen  Bestimmungen:  jede  Rechtshandlung  (causa,  accio  vel 
tractatus),  welche  mit  einhelliger  Zustimmung  des  Rates  vor  ihm  vollzogen 
und  mit  dem  Stadtsiegel  bekräftigt  wird,  hat  stets  die  Kraft  dauernder 
Gültigkeit1);  ferner:  in  Fällen  des  Verkaufes  von  Erbgut  aus  rechter 
ehafter  Not  soll  der  Rat  prüfen,  ob  ehafte  Not  wirklich  vorhanden, 
und  dann  den  Verkauf  mit  der  Stadt  Brief  und  Siegel  bestätigen2). 
Damit  war  der  Ratsurkunde  der  Vorzug  voller  öffentlicher  Glaubwür- 
digkeit zugesprochen  und  für  Verkäufe  aus  ehafter  Not  die  Ratsurkunde 
als  Zeugnis  für  die  ehafte  Not  als  obligatorisch  erklärt.  Es  ist  wohl 
sicherlich  der  Einfluß  südwestdeutschen  Brauches,  der  durch  König 
Rudolf  selber  und  seine  Umgebung  hier  sich  geltend  machte.  In  der 
Tat  begegnen  seit  1282  in  den  nächsten  Jahrzehnten  eine  Reihe  von 
solchen  Ratsurkunden  über  Käufe,  Schenkungen,  Tauschverträge, 
Stiftungen,  sowie  über  Verkäufe  aus  ehafter  Not,  bei  denen  öfters  nicht 
nur  die  ehafte  Not,  sondern  auch  der  Verkauf  selber  beurkundet  wird. 
Allein  diese  Ratsurkunden  betragen  doch  nur  6  bis  7  Prozent  des  ur- 
kundlichen Materials  und  nach  1320  hören  sie  gänzlich  auf.  Dies  zeigt 
klar,  daß  in  Wien  die  Ratsurkunde  sich  niemals  recht  eingebürgert  hat 
und  daß  sie  trotz  der  rechtlichen  Vorteile,  die  sie  bot,  doch  nicht  zu  einer 
so  populären  Institution  geworden  ist  wie  anderwärts. 

In  Wien  hat  einerseits  sicherlich  die  Tätigkeit  der  »Genannten« 
dazu  beigetragen,  die  Ratsurkunde  entbehrlicher  zu  machen,  und  dann 
erlangte  hier  die  einfache  Parteiurkunde  mit  dem  Siegel  des  Ausstellers 
bald  volle  Beweiskraft.  Das  äußere  Zeichen  dafür  ist  das  starke  Zurück- 
treten, ja  Verschwinden  der  Zeugen  in  den  Urkunden  seit  dem  zweiten 
und  dritten  Dezennium  des  14.  Jahrhunderts.  Selbst  die  Finanzreformen 
Herzog  Rudolfs  IV.  von  1360  und  1361,  welche  dem  Wiener  Rate  die 
Intervention  bei  Vermächtnissen,  bei  Rentenablösungen  und  namentlich 
beim  Immobilienverkehr  zusprachen,  haben  die  Geltung  der  Partei- 
urkunde nicht  mehr  beseitigen  wollen  noch  können  und  nur  deren  Mit- 
besiegelung  durch  die  Stadt  im  Gefolge  gehabt.  Wohl  aber  entwickelte 
sich  jetzt  als  unmittelbare  Folge  in  Wien  ein  städtisches  Buchwesen3). 
Schon  um   1350  war    ein   privatrechtliches    Stadtbuch  für  Vermächt- 


1)  Semper  valetudinem  habeat  et  robur  perpetue  firmitatis.  Im  Privileg  Albrechts 
von   1296:   ein  bewaerteu  staetigunge  habe  vor  allen  gerichten. 

2)  Tomaschek,  Rechte  und  Freiheiten  d.  Stadt. Wien  1,  53,  55,  §13,  25.  Al- 
brechts I.  Privileg  Tomaschek  1,  69,  Schwind-Dopsch,  Ausgew.  Urkunden  148  ff., 
§20,  33. 

3)  Vgl.  darüber  H.  Schuster  in  Gesch.  der  Stadt  Wien  II  1,  377  ff.,  381  ff., 
Uhlirz  ebenda  II  2,  592  ff.  F.  Staub  in  Quellen  z.  Gesch.  d.  Stadt  Wien  III  1,  Einleit. 
XVI  ff.     Vgl.  oben  S.  196. 
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nisse  angelegt  worden,  bald  nach  1360  wurden  städtische  Grund- 
bücher für  Verkäufe  und  Verpfändungen  eingeführt.  Erhalten  sind 
diese  letzteren  von  1368  und  1373  an  zuerst  in  vier,  seit  1420  in 
zwei  Serien  (Gewerbücher,  Satzbücher);  von  den  Geschäfts-  und 
Testamentenbüchern  sind  drei  von  1395 — 1430  auf  uns  gekommen. 
Alle  diese  Bücher  enthalten  die  im  allgemeinen  sehr  kurz  und  rein 
sachlich  gehaltenen  Vermerke  über  die  vor  dem  Rate  geschehenen 
Rechtsgeschäfte,  über  die  regelmäßig  Urkunden  ausgestellt  wurden. 

V.  Am  Schlüsse  dieses  ganzen  Abschnittes  über  Kanzleien  und 
Beurkundungsstellen  möge  noch  eine  Erscheinung  berührt  werden, 
welche  enge  mit  der  Entwickelung  des  Schrift-  und  Urkundenwesens 
verknüpft  ist. 

Die  letzten  Kapitel  führten  uns  in  die  reiche,  mannigfaltige  Welt 
des  spätmittelalterlichen  Urkundenwesens.  Ungefähr  seit  der  Mitte 
des  13.  Jahrhunderts  wächst  die  Zahl  der  Urkunden  sehr  rasch  in  immer 
steigender  Masse.  Die  Bedürfnisse  der  sich  äußerlich  abrundenden, 
innerlich  zusammenschließenden  Territorien  und  ihrer  gesamten  Ver- 
waltung, der  ebenso  vielseitig  sich  entwickelnden  städtischen  Gemein- 
wesen mit  ihrer  eigenartigen  Kultur  schufen  allenthalben  geordnete 
Kanzleien  und  zahlreiche  andere  Beurkundungsstellen.  Aus  diesen 
Quellen  entsprang  nun  ein  wachsender  Strom  von  Urkunden,  die  durch 
die  Kraft  des  allgemeinen  Beglaubigungsmittels,  des  Siegels,  oder 
der  Chirographierung  die  rechtliche  Hauptfunktion  der  Urkunde,  ein 
glaubwürdiges  Beweismittel  zu  sein,  voll  erfüllten. 

Zu  diesen  Faktoren,  welche  seit  dem  13.  Jahrhundert  der  Urkunde 
wieder  die  allgemeinste  und  stärkste  Verbreitung  verschafften,  ge- 
sellte sich  aber  noch  ein  bedeutsames  Moment,  das  der  Urkunde  zu- 
gute kam,  nämlich  die  Verwendung  der  Volkssprach  e1). 
Wie  einstens  das  Latein  und  dessen  Nichtverständnis  diesseits  der 
Alpen  mitgeholfen  hatte,  der  Urkunde  den  Boden  zu  entziehen,  so 
wurden  nunmehr  die  Volkssprachen,  die  inzwischen  zu  literarischer 
Höhe  sich  emporgeschwungen  hatten,  ein  neues  Hilfsmittel  für  den 
schriftlichen  Rechts-  und  Geschäftsverkehr.  Das  mündliche  Rechts- 
leben war  ja  doch  stets  in  der  Sprache  des  Volkes  geübt  worden,  aber 
die  Aufzeichnung  des  Rechtes  war  trotzdem  lateinisch  geschehen. 
Selbst  Eike  von  Repgow  hat  den  Sachsenspiegel  zuerst  lateinisch  ge- 
schrieben2), aber  er  hat  ihn  dann  verdeutscht  und  dieser  deutsche 
Sachsenspiegel  eröffnet  als  das  erste  und  zugleich  größte  Rechtsbuch 
nun    den    Reigen    der    deutschgeschriebenen    Rechtsdenkmäler.      Der 


1)  Hierüber  vgl.  im  allgemeinen  Breßlau,  Urkundenlehre  600  ff.,  für  die  ro- 
manischen Sprachen  Gröber,  Grundriß  d.  roman.  Philologie.  2.  Aufl.,  1.  Bd., 
Giry,  Manuel  de  dipl.  464  ff.,  für  Italien  Paoli,  Grundriß  3,  125  ff.,  für  Deutschland 
Vancsa,  Das  erste  Auftreten  der  deutschen  Sprache  in  den  Urkunden  (1895)  und 
Vancsa  in  Deutschen  Geschichtsblättern  3,  117  ff.  und  4,  111. 

2)  Vgl.  Zeumer  in  der  Festschrift  für  Gierke  455  ff.  und  über  Eike  von 
Repgow  als  Verfasser  der  sächsischen  Weltchronik  in  der  Festschrift  für  Brunner 
135  ff. 
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Mainzer  Reichslandfrieden  von  1235  wird  auch  in  deutscher  Fassung 
publiziert  und  gleich  ihm  fast  alle  folgenden  Territorial-  und  Reichs- 
landfrieden des  13.  und  14.  Jahrhunderts.  Die  Übersetzungen  ur- 
sprünglich lateinischer  Stadtrechte  ins  Deutsche,  die  deutschen  stadt- 
rechtlichen Aufzeichnungen  aller  Art  seit  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts, Dienstrechte  und  die  beginnenden  ländlichen  Weistümer  — 
all  dies  sind  Zeugnisse  für  die  bewußte  Aufnahme  der  nationalen  Sprache 
in  das  Bereich  des  Rechtslebens  und  der  Rechtsaufzeichnung.  Man  muß 
auch  die  deutsch  geschriebenen  Urbare  der  Grafen  von  Tirol  und  der 
Habsburger  dazunehmen  oder  ein  Werk  wie  das  österreichische  Land- 
buch,  sowie  die  ältesten  deutsch  geschriebenen  Chroniken  in  Prosa 
und  in  Reimen,  ja  auch  die  deutschen  Predigten  Davids  von  Augsburg 
und  Bruder  Bertholds,  um  zu  erkennen,  wie  sehr  alles  zur  allgemeinen 
Verständlichkeit  im  Rechts-  und  Geschäftsleben,  zu  einer  für  jedermann 
in  der  Sprache  des  Volkes  zugänglichen,  dauernden  Fixierung  solcher 
Erzeugnisse  hindrängte.  Die  gleichen  Beobachtungen  lassen  sich  auch 
auf  romanischem   Sprachgebiete  machen. 

Diese  Erscheinung  ist  ja  eine  begleitendes  Symptom  der  gewal- 
tigen kulturellen  Wandlung,  die  dem  13.  Jahrhundert  seine  entschei- 
dende Bedeutung  verleiht:  des  Empordringens  der  Laienwelt  und 
Laienbildung,  verkörpert  in  den  weltlichen  Ständen  des  hohen  alten  und 
des  niedrigen  neuen  Adels,  und  in  dem  Bürgertum.  Sie  beginnen  jetzt 
die  Träger  der  nationalen  Kulturen  zu  werden  und  diese  werfen,  selber 
reich  und  ausdrucksfähig  geworden,  die  fremde  Umhüllung  des  latei- 
nischen  Gewandes  von  sich. 

Von  dem  Gebrauche  der  Volkssprache  bei  Rechtsaufzeichnungen 
bis  zur  deutsch  oder  romanisch  geschriebenen  Urkunde  war  es  nur  ein 
fast  selbstverständlicher  Schritt.  Am  frühesten  ward  er  in  Spanien  und 
im  südlichen  Frankreich  getan:  aus  Kastilien  und  Asturien,  aus  der 
Provence  und  Gascogne  finden  sich  in  der  Vulgärsprache  geschriebene 
Urkunden  bereits  in  der  zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts.  In  Nord- 
frankreich und  in  den  benachbarten  lothringischen  und  flandrischen 
Gebieten  beginnt  der  Gebrauch  der  französischen  Sprache  in  Urkunden 
um  die  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts.  Die  ältesten  Beispiele 
von  1197,  1204  und  1212  entstammen  bezeichnenderweise  der  fran- 
zösisch-deutschen Sprachgrenze  und  dem  Bereiche  städtischen  Ur- 
kundenwesens: Cambray,  Douai  und  Metz.  Gerade  in  den  städtischen 
Schöffenurkunden  dieser  Gegenden  wird  das  Französische  schon  im 
Laufe  der  nächsten  Jahrzehnte  überwiegend  angewendet.  Um  die 
Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ist  es  dann  gewesen,  daß  auch  in  Deutschland 
beinahe  gleichzeitig  in  den  Gegenden  vom  Niederrhein  bis  zur  Schweiz 
und  die  Donau  entlang  bis  nach  Österreich  die  Volkssprache  in  die 
Urkunden  eindringt.  Eine  Art  Übergangsstadium  in  Gestalt  der  Sprach- 
mischung war  schon  lange  vorhergegangen.  Es  gibt  alte  Beispiele  der 
Einschiebung  deutscher  Sprache  in  lateinische  Urkunden,  um  allgemein 
verständlich  zu  sein,  oder  wo  ein  lateinischer  Ausdruck  fehlte.  Die 
alte  halbdeutsche  Hamelburger  Grenzbeschreibung  von  777,  oder  eine 
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Würzburger  Grenzbestimmung  von  995 — 1018  sind  hierfür  lehrreiche 
Exempel1).  Aus  dem  12.  und  13.  Jahrhundert  gibt  es  dann  mannig- 
fache Fälle  solcher  Sprachmischung  in  Urkunden2).  Auf  das  Auftreten 
deutscher  Umschriften  in  Laiensiegeln  (und  auf  Münzen)  seit  dem  Ende 
des  12.  Jahrhunderts  ward  schon  früher  (S.  114)  aufmerksam  gemacht. 
Aus  dem  Jahre  1238  oder  1239  stammt  nun  die  älteste  Urkunde  in 
deutscher  Sprache,  der  Teilungsvertrag  der  Grafen  Albrecht  und  Rudolf 
von  Habsburg3);  von  1240  die  älteste  deutsche  Königsurkunde  von 
Konrad  IV.  für  Kaufbeuren,  deren  Diktat  aber  zweifellos  dem  Empfänger 
zuzuschreiben  ist.  Von  da  an  bricht  sich  die  deutsche  Sprache  in  den 
Privaturkunden  unwiderstehlich  Bahn,  gegen  Ende  des  13.  Jahrhunderts 
ist  sie  in  Süddeutschland  bereits  siegreich  und  überwiegend,  etwas 
später  am  Rheine,  im  mittleren  Deutschland  etwa  um  1330,  im  nörd- 
lichen um  1350.  Im  Norden  hat  sich  in  den  so  häufig  geführten 
Stadtbüchern  das  gewohnte  Latein  vielfach  tief  in  das  14.  Jahrhundert 
hinein  gehalten. 

Im  Süden  und  Südwesten  ist  es  aber  namentlich  die  städtische 
Urkunde  gewesen,  in  welche  die  deutsche  Sprache  seit  den  sechziger 
Jahren  allgemeinen  Eingang  fand.  Und  neben  ihr  beobachten  wir  den 
gleichen  Vorgang  bei  den  Schiedsprüchen  und  Sühnen,  welche  ja  ge- 
rade in  dieser  Zeit  so  häufig  werden,  da  sie  in  den  zahllosen  Streitig- 
keiten eine  Art  notwendiger  Selbsthilfe  bildeten.  Hier  sind  es  vor- 
wiegend die  Adelskreise  und  mit  ihnen  wieder  die  Städte,  die  in  Betracht 
kommen.  Bei  solchen  Vereinbarungen  weltlicher  Parteien  verlangte 
man  Verständlichkeit  der  Verträge  und  Urkunden,  die  Verhandlungen 
wurden  deutsch  geführt,  die  Kundschaften  und  die  Entwürfe  wurden 
deutsch  aufgezeichnet,  so  ward  denn  auch  die  darauf  beruhende 
Schlußurkunde  deutsch  verfaßt. 

Und  gerade  von  diesen  Kreisen  und  diesen  Fällen  her  ergriff  die 
deutsche  Sprache  seit  Rudolf  von  Habsburg  auch  die  Königsurkunde. 
Durch  die  Stadtrechtsprivilegien  und  durch  die  vom  König  geschlos- 
senen oder  genehmigten  Sühnen  und  Schiedsprüche  wirkte  die  deutsche 
Privaturkunde  oft  unmittelbar  als  Vorurkunde,  und  der  Einfluß  der 
Parteien,  der  Empfänger  und  ihrer  Vorlagen  wirkte  zusammen,  daß 
eben  auch  für  die  Königsurkunde  vielfach  die  deutsche  Sprache  an- 
gewendet ward,  die  sich  häufig  je  nach  dem  Dialekte  der  Vorlage  dialek- 


*)  Faksimile  und  Text  bei  Arndt-Tangl  Schrifttafeln  T.  73  und  Chroust  Mon. 
palaeogr.  I.  Serie,  V,  7  und  10.  Auf  ein  Diplom  Ottos  I.  von  944  (DO  I  62)  machte 
Vancsa  in  Deutschen  Geschichtsblättern  3,  119  aufmerksam. 

2)  Vgl.  Vancsa  23  f.  Ein  Beispiel  von  1249  kann  ich  hinzufügen.  Im  Testament 
der  Gräfin  Kunigund  von  Wasserburg  fügt  den  lateinischen  Unterschriften  von 
Freisinger  Domherren  Gebhard  von  Tölz  die  seine  deutsch  hinzu.  Fontes  rer.  Austr. 
II  31,  151. 

3)  Regesta  Habsburg.  ed.  Steinacker  1  n.  171.  Die  früher  als  ältestes  deutsches 
Stück  betrachtete  Urkunde  der  Mülinen  angeblich  von  1221  gehört  zu  1321,  vgl. 
Seemüller  in  Mitt.  d.  Instituts  17,  310.  Eines  der  frühesten  Beispiele  einer  ganz 
deutschen  Urkunde  ist  ein  Vertrag  zwischen  den  Hohenlohe  und  Weinsberg  be- 
treffs Oehringen  vom  März  1253,  Weller  Holienloh.  ÜB.  1,  164. 
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tisch  färbte.  Dies  ist  der  zweite  große  Einbruch  und  Einfluß  des  pri- 
vaten Urkundenwesens  auf  die  Königsurkunde  —  den  anderen  lernten 
wir  schon  früher  in  dem  Aufkommen  der  Nos-Urkunden  kennen  (vgl. 
S.   123). 

Die  Volkssprachen  haben,  als  sie  auch  von  der  Urkunde  Besitz 
ergriffen,  vielfach  zunächst  den  gegebenen,  alten  Formeln  sich  angepaßt 
und  oft  nur  ängstliche  und  unbeholfene  Übersetzungen  der  lateinischen 
Formeln  gewagt1).  Erst  nach  und  nach  entwickelte  sich  ein  freierer  und 
selbständiger  Urkundenstil,  eine  eigene  Kanzleisprache.  Große  fürst- 
liche Kanzleien,  wie  die  von  Trier,  Mainz,  Magdeburg,  Sachsen,  schritten 
im  14.  Jahrhundert  voran,  die  kaiserliche  Kanzlei  unter  Karl  IV.  folgte, 
und  ihr  einheitlich  ausgebildetes  Deutsch  ist  ja  bekanntlich  von  größter 
Wichtigkeit  für  die  Entstehung  einer  neuhochdeutschen  Schriftsprache 
geworden. 


x)  Vgl.  Vancsa  48  ff. 


Y.  Die  Notariatsurkimde  seit  dem  12.  Jahrhundert. 

1.  Die  Notariatsurkunde  in  Italien  und  in  benachbarten 

Gebieten. 

Literatur.  Oesterley,  Das  deutsche  Notariat,  1.  Bd.  (1842).  Ficker,  For- 
schungen z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  1.  u.  2.  Bd.  Breßlau,  Urkundenlehre 
S.  460  ff.  Giry,  Manuel  de  diplomatique  S.  824  ff.  Paoli  (übers,  von  Lohmeyer), 
Grundriß  3,  97  ff.  Voltelini,  Die  Südtiroler  Notariatsimbreviaturen,  Acta  Tirol. 
2.  Bd.,  Einleitung.  Sufflay,  Die  dalmatinische  Privaturkunde,  Sitzungsber.  der 
Wiener  Akad.  147.  Bd.  (1903).  Kern,  Dorsualkonzept  und  Imbreviatur  (1906). 
—  Pappafava,  Delle  opere  che  illustrano  il  notariato  (Zara  1880)  und  Geschichte 
und  Bibliographie  des  Notariats  (Zara  1895,  nur  die  Bibliographie  brauchbar). 

Faksimile.  Zahlreiche  im  Archivio  paleografico  Italiano  ed.  Monaci. 
Sickel,  Mon.  graphica  II,  19.  Imbreviaturen  bei  Voltelini  und  Archivio  paleogr. 
III,  36. 

Das  Urkundenwesen  Italiens  im  früheren  Mittelalter  hatte,  wie 
wir  sahen  (S.  14  ff.),  in  engerem  Anschluß  an  spätrömische  Institutionen 
eine  eigenartige  und  hohe  Entwickelung  genommen.  Die  dispositive 
Geschäftsurkunde,  die  Carta,  war  die  vorherrschende  Form  der 
Beurkundung  geworden,  sie  hatte  in  der  Einrichtung  des  von  den 
öffentlichen  Gewalten  bestellten  Notariates  eine  dauernde  Grundlage 
ihrer  Geltung,  ihrer  Rechts-  und  Beweiskraft  gefunden.  Die  Schulung 
und  Praxis  der  Notare  schuf,  namentlich  in  Oberitalien,  eine  starke 
Gleichmäßigkeit  des  Formulars  der  Carta,  das  vom  9.  bis  ins  12.  Jahr- 
hundert sich  erhielt.  Prägt  die  Carta  die  Physiognomie,  so  hörte  doch 
daneben  die  Ausstellung  von  Notitiae  niemals  auf;  aber  allerdings  trat 
sie  in  diesen  Zeiten  hinter  der  Bedeutung  und  Häufigkeit  der  Carta 
jedenfalls    zurück. 

I.  Aber  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  trat  hierin  ein  höchst  bedeut- 
samer Wandel  ein.  War  um  1100  die  alte  dispositive  Carta  in  ganz 
Italien  die  vorwaltende  Urkunde,  so  erscheint  sie  um  1200  zum  guten 
Teil  verdrängt  durch  eine  reine  Beweisurkunde,  das  neue  Nota- 
riatsinstrument. In  der  Auffassung  des  Beurkundungsvor- 
gangs und  der  Stellung  des  Notars  gegenüber  dem  Rechtsgeschäfte 
war  ein  wesentlicher  und  grundsätzlicher  Wechsel  vor  sich  gegangen, 
der  naturgemäß  auch  die  Form  der  Urkunde  ergriff  und  bestimmte. 

Redlich,  Die  Privaturkunden  des  Mittelalters.  14 


210  V.  Die  Xotariatsurkunde  seit  dem  12.  Jahrhundert. 

Vorbereitet  und  begleitet  wurde  dieser  Wechsel  von  Einflüssen  des 
kanonischen  und  des  Lehenrechtes,  wesentlich  aber  bewirkt  durch  das 
erblühende  Studium  und  steigende  Ansehen  des  klassisch- römischen 
Rechtes. 

Die  Belehnung  wurde  stets  durch  einen  Formalakt  vollzogen,  einen 
Vollzug  durch  die  Urkunde  und  ihre  Tradition  kannte  das  Lehenrecht 
nicht.  Aber  es  konnte  über  den  Belehnungsakt  natürlich  eine  Beweis- 
urkunde, eine  Xotitia,  angefertigt  werden.  Das  Lehenwesen  gewann  mit 
der  deutsehen  und  der  normannischen  Herrschaft  auch  in  Italien  im 

11.  und  12.  Jahrhundert  eine  allgemeine  Herrschaft  und  Lehenobjekte 
konnten  wie  liegendes  Gut,  so  auch  dingliche  Rechte  und  Leistungen 
werden.  Da  war  es  nun  von  Bedeutung,  daß  für  diese  so  stark  sich  ver- 
mehrenden Lehenverhältnisse  nicht  bloß  das  Zeugnis  der  Lehensgenossen, 
sondern  auch  die  Belehnungsnotitia  als  gleichwertiges  Beweismittel 
zugelassen  wurde.  Die  im  letzten  Drittel  des  12.  Jahrhunderts 
in  Bologna  entstandenen  Libri  feudorum  erklären,  daß  das  Breve 
testatum  (Xotitia  über  den  Lehenakt)  das  Zeugnis  der  pares  curiae 
(Lehensgenossen)  ersetzen  könne1). 

War  damit  der  reinen  Beweisurkunde  ein  breites  Feld  eröffnet, 
so  war  es  nicht  minder  bedeutungsvoll,  daß  die  Form  des  Lehensaktes 
mit  der  symbolischen  Investitur  auch  in  Gebiete  eindrang,  wo  früher 
der  Vollzug  per  cartam  geherrscht  hatte.  Jahrhundertelang  machten 
die  Cartae  und  Libelli  für  Emphyteuse  (Erbpacht)  und  andere  Leihen 
einen  Hauptteil  des  Urkundenbestandes  in  Italien  aus.   Aber  im  11.  und 

12.  Jahrhundert  wurden  auch  diese  Leihen  mehr  und  mehr,  analog  wie 
rechte  Lehen,  durch  Investitur  vollzogen  und  die  Carla  beiseite  ge- 
lassen. Als  Beweismittel  aber  wurde  über  die  schon  vollzogene  Handlung 
eine  Xotitia,  ein  Investiturbreve  verfaßt.  Es  ist  auffallend,  wie  stark 
im  12.  Jahrhundert  in  Oberitalien  die  alten  Libelli  durch  die  reine 
Beweisurkunde  verdrängt  werden.  Und  die  Theorie  erklärt  dann,  daß 
der  Libellus  durch  das  Gewohnheitsrecht  außer  Gebrauch  gekommen  sei2). 

Auch  sonst  äußert  sich  dieser  Zug  zur  sinnfälligen  Formalhandlung; 
man  gibt  die  Wadia  bei  Schuldverträgen  und  bei  Veräußerungen  wird 
die  Gewere  durch  Hingabe  der  Wadia  verbürgt.  Über  solche  Hand- 
lungen wird  dann  eine  Xotitia  abgefaßt  und  es  kommt  vor,  daß  an  die 
subjektive  Carta  eine  objektive  Xotiz  über  die  Wadiatio  hinzugefügt 
wurde3).  Überhaupt  zeigt  sich  in  mancherlei  derartigen  Mischformen 
und  in  der  Vermengung  der  Worte  carta,  cartula  mit  notitia,  breve, 
in  dem  Gebrauch  der  der  Carta  eigentümlichen  und  nur  für  sie  sinn- 
gemäßen Kompletionsformel  (post  traditam  complevi  et  dedi)  auch 
in  den  Breve4)  —  ein  Schwankendwerden  lange  geübten  Rechtsbrauches, 
eine  Unsicherheit  gegenüber  der  bisher  herrschenden  dispositiven  Ur- 


*)  Voltelini,  Einleit.  LXXX  f. 

2)  Voltelini,  Einleit.  XCIII. 

3)  Voltelini,  Einleit.  XVII  f. 

4)  Beispiele  aus  Lodi  bei  Kern  54  ff. 
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künde  und  ihren  Formen.  Man  verlor  im  praktischen  Rechts-  und 
Geschäftsleben  sichtlich  schon  das  Gefühl  für  den  Wesensunterschied 
zwischen  Carta  und  Notitia,  oder  besser,  man  neigte  in  so  vielen  Rechts- 
geschäften zum  Abschluß  ohne  Urkunde,  aber  zum  Beweis  durch  Ur- 
kunde, und  verwendete  nun  für  diese  Beweisurkunde  die  gewohnten 
urkundlichen  Formeln.  Endlich  begannen  auch  noch  in  anderer  Hinsicht 
rechtliche  Voraussetzungen  der  alten  Carta  zu  entfallen.  Die  Traditio 
per  cartam  war,  wie  wir  uns  erinnern,  nach  römischem  oder  lango- 
bardischem  oder  fränkisch-alamannischem  Rechte  in  den  Formalakten 
verschieden  ausgestaltet.  Noch  in  der  zweiten  Hälfte  des  11.  Jahr- 
hunderts hatte  man  dies  im  sog.  Cartularium  Langobardicum  schriftlich 
fixiert.  Aber  diese  alten  Stammesrechte  und  die  Professio  zu  ihnen 
wichen  mehr  und  mehr  zurück,  als  in  den  emporblühenden  Kommunen 
auf  langobardisch-römischrechtlicher  Grundlage  Statutarrechte  er- 
wuchsen, welche  alle  Bewohner  der  Stadt  in  einheitlichem  Rechtsleben 
zusammenfaßten,  und  als  das  römische  Recht  immer  machtvoller  vor- 
drang. »Die  alten  stammesrechtlichen  Formen  der  Rechtsgeschäfte 
werden  zu  Rechtsantiquitäten  ohne  Inhalt«1).  Ihre  Beurkundung  in  der 
Form  der  alten  Carta  verlor  den  inneren  Halt. 

In  diese  so  sehr  disponierte  Lage  griffen  entscheidend  die  neu  er- 
weckten Lehren  und  Auffassungen  des  klassisch-römischen  Rechtes 
ein.  Dieses  kannte  nur  die  mündliche  Stipulatio,  die  usucapio,  traditio 
und  missio  in  possessionem,  es  kannte  keine  das  Rechtsgeschäft  voll- 
ziehende Urkunde,  keine  konstitutive  traditio  cartae;  die  Urkunde  fand 
nur  Verwendung  als  Zeugnis,  als  Beweismittel  für  das  schon  vollzogene 
Geschäft.  Die  Glossatoren  und  Juristen  des  12.  Jahrhunderts  sahen  den 
Widerspruch  dieses  von  ihnen  studierten  und  propagierten  römischen 
Rechtes  mit  der  traditio  per  cartam,  deren  Entwickelungsgeschichte 
sie  natürlich  nicht  erkannten.  Die  neue  römische  Rechtswissenschaft 
griff  wieder  zu  dem  Stadium  der  reinen  Beweisurkunde  zurück  und  ver- 
knüpfte sie  naturgemäß  mit  der  eingelebten  trefflichen  Einrichtung 
des  öffentlichen  Notariats.  Einerseits  also  ein  Zurück  von  dem  Stand- 
punkt einer  hochentwickelten  Geschäfts-  und  Beweisurkunde,  andrer- 
seits aber  ein  Vorwärts  in  der  Geltung  der  Urkunde.  Denn  mit  der 
Erneuerung  des  römischen  Rechtes  kam  auch  die  Scheidung  von  acta, 
instrumenta  publica  und  privata  in  Theorie  und  Praxis  auf  und  schon 
Irnerius  rechnet  zu  den  publica  instrumenta  die  Notariatsurkunde2). 
Auf  den  gleichen  Standpunkt  stellte  sich  auch  das  kanonische  Recht 
und  der  Verfasser  des  Ordo  judiciarius,  der  um  1150  in  Italien  studiert 


x)  Voltelini  in  der  Besprechung  von  Neumeyer,  Die  gemeine  Entwickelung 
des  internationalen  Privat-  u.  Strafrechts  (1.  Die  Geltung  der  Stammesrechte  in 
Italien)  in  Mitt.  d.  Instituts  25,  501,  und  schon  Acta  Tirol.  2  Einl.  XVIII  ff.,  auch  für 
das  Folgende. 

2)  Das  römisch -rechtliche  Wort  instrumentum  wird  im  12.  Jahrhundert  immer 
mehr  gebräuchlich.  Breßlau  494.  Wie  die  Glossatoren  durch  Vermengung  der 
altrömischen  tabelliones  mit  den  amtlichen  tabularii  dazukamen,  auch  die  Notar»' 
und  ihre  Urkunden  als  öffentlich  zu  betrachten,  hat  Voltelini  S.  XXIII  dargetan. 

14» 
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hatte,  erklärt:  publicum  instrumentum  ist  jenes,  quod  a  publica  per- 
sona perficitur,  und  privatum  jenes,  quod  fit  a  privata  persona,  ut  ab  aliquo, 
qui  non  habet  offitium  notarii;  die  instrumenta  publica  können  forensia 
(Gerichtsurkunden)  oder  non  forensia  sein,  beide  sind  an  sich  beweis- 
kräftig (per  se  faciunt  fidem).  Die  Dekretale  Alexanders  III.  fixiert 
daher  nur  die  schon  feststehende  Rechtsanschauung,  wenn  sie  im  Ver- 
fahren vor  dem  geistlichen  Gericht  die  scripta  authentica,  die  von  einer 
manus  publica  geschrieben  sind,  ita  quod  appareant  publica  als  selbst- 
verständlich beweiskräftig  ansieht.  Ganz  dasselbe  bedeutet  die  Er- 
scheinung, daß  selbst  zur  Beurkundung  königlicher  Handlungen  die 
Form  des  Notariatsinstrumentes  gewählt  wird.  So  schon  öfters  unter 
Friedrich  I.  und  Heinrich  VI.,  noch  häufiger  dann  unter  Friedrich  II. 
Und  zwar  waren  es  nicht  bloß  Hofnotare,  sondern  auch  Ortsnotare, 
welche  Handlungen  des  Herrschers  per  manum  publicam  beurkundeten. 
Das  Notariatsinstrument  galt  als  gleichwertig  dem  Diplom1). 

Die  neue  Doktrin  verleiht  also  dem  beobachteten  Zug  zur  reinen 
Beweisurkunde  entscheidende  Verstärkung  und  eine  theoretische  Be- 
gründung: sie  erhöht  den  Wert  der  Notariatsurkunde  im  allgemeinen, 
indem  sie  ihr  öffentliche  Glaubwürdigkeit  verschafft.  Dies  kommt  aber 
natürlich  vor  allem  der  Beweisurkunde  zugute.  So  wächst  auch  von 
dieser  Seite  her  die  Autorität  und  Verwendbarkeit  der  Notitia.  Das 
Zeugnis  des  Notars,  vor  dem  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  wird, 
gewinnt  öffentliche  Glaubwürdigkeit  und  ist  daher  an  sich  für  die 
Urkunde  genügend.  Zeugen  bleiben  bei  der  Handlung,  allein  man 
braucht  nicht  auf  sie  zu  greifen,  wenn  das  Instrument  des  Notars  vor- 
handen ist.  Nur  durch  den  Notar  und  nicht  durch  die  Zeugen  wird  der 
Beweis  der  Echtheit  erbracht,  war  diese  angefochten  worden.  Der 
Notar  ist  der  Aussteller  der  Urkunde. 

Allerdings  hat  doch  auch  die  neue  Doktrin  die  Geschäftsurkunde 
nicht  ganz  beseitigt2).  Denn  auch  nach  ihr  kann  Kauf  oder  ein  anderer 
Vertrag  durch  Konsens  und  Urkunde  vollzogen  werden,  wenn  es  die 
Parteien  so  vereinbaren.  Rolandinus  dei  Passagieri,  der  Bologneser 
Notar  und  Klassiker  der  ars  notaria,  schildert  um  1250  den  Vorgang 
in  solchem  Falle  folgendermaßen:  Die  Parteien  geben  ihre  Erklärungen 
vor  Zeugen  ab  und  fordern  den  Notar  auf  darüber  ein  Instrument  zu 
fertigen.  Und  erst  wenn  das  Instrument  geschrieben  und  vom  Notar 
unterschrieben  und  damit  vollzogen  ist,  hat  auch  der  Vertrag  Kraft 
und  Gültigkeit.  Das  Instrument  ist  also  in  diesem  besonderen  Falle 
perfizierend  und  natürlich  zugleich  auch  beweisend,  es  ist  seinem  Wesen 
nach  eine  Garta.  Allein  es  wurde  doch  auch  da  in  die  Fassung 
des  objektiven  Berichtes  gekleidet  und  was  das  Instrument  bezeugen 
und  beweisen  will,  ist  speziell  beim  Kauf  nicht  der  Kaufkontrakt  an  sich, 


*)  Ficker  in  Mitt.  d.  Instituts  5,  314  ff.,  Seeliger  in  Mitt.  d.  Instituts  11,  419  ff. 
Breßlau,  Urkundenlehre  497. 

2)  Vgl.  Voltelini  LXVIII  ff.,  für  Dalmatien  vgl.  Sufflay  in  Wiener  Sitzungs- 
berichten 147,  S.  113  ff. 
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sondern  die  Erfüllung  des  Kaufes.  Die  Kaufurkunde  »soll  das  ganze 
Geschäft  als  erfüllt  darstellen«.  Aber  »indem  der  Notar  einen  Bericht 
über  das  bereits  vollzogene  Geschäft  zu  liefern  hatte,  das  doch  erst 
nachher,  vielleicht  nach  Wochen,  durch  seine  Tätigkeit  perfekt  wurde, 
zeigte  sich  offen  die  geringe  Eignung  der  Instrumente  für  die  Funktionen 
der  dispositiven  Urkunde«1). 

Der  Umschwung  in  der  rechtlichen  Auffassung  und  Funktion  der 
Urkunde  vollzog  sich  unter  dem  Zusammenwirken  all  der  geschilderten 
Momente  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts.  Dieser  Umwandelungsprozeß 
bedarf  im  einzelnen  noch  der  näheren  Untersuchung,  immerhin  lassen 
sich  einige  Hauptzüge  daraus  festlegen  und  das  Ergebnis,  das  italie- 
nische Notariatsinstrument  des  13.  Jahrhunderts  und  •  der  folgenden 
Zeiten  kann  schon  genügend  charakterisiert  werden2). 

Schon  seit  der  Wende  des  11.  und  12.  Jahrhunderts  mehren  sich 
nicht  bloß  bei  Notitiae,  sondern  auch  bei  Cartae  die  Fälle,  daß  die 
Unterschriften  oder  Signa  von  Aussteller  und  Zeugen  entfallen  und  diese 
letzteren  am  Schlüsse  oder  aber  am  Beginne  des  Textes  einfach  nur 
aufgezählt  werden.  Die  Signa  waren  ja  ohnedies  regelmäßig  vom 
Schreiber  gemacht  worden,  wenn  jetzt  die  Beweiskraft  auf  den  Notar 
allein  überging,  bedurfte  es  überhaupt  keiner  Unterschriften  oder 
Handzeichen  von  Aussteller  und  Zeugen.  Zeugen  wurden  immerhin 
der  Sollennität  halber  als  Handlungszeugen  (presentes)  genannt,  und 
zwar  immer  öfter  gleich  am  Anfange  der  Urkunde.  Indem  der  Notar 
zum  Aussteller  wird,  entfällt  eine  Unterschrift  des  Kontrahenten. 
Vielmehr  konzentriert  sich  die  ganze  Beglaubigung  der  Urkunde  auf 
die  Unterschrift  des  Notars.  Daher  verbindet  diese  sich  immer  regel- 
mäßiger mit  einem  besonderen  Handzeichen  (signum,  signetum)  des 
einzelnen  Notars,  das  diesem  eigentümlich  ist;  es  wird  nicht  selten  auch 
an  die  Spitze  der  Urkunde  gestellt.  Dagegen  verschwindet  folgerichtig 
die  Traditions-  und  Kompletionsformel.  Sie  paßte  ja  natürlich  in 
die  Notitia  überhaupt  nicht,  und  wenn  sie  in  solchen  im  12.  Jahr- 
hundert dennoch  öfters  auftritt,  so  zeugt  dies  nur  vom  schwindenden 
Verständnis  für  den  Wesensunterschied  zwischen  Garta  und  Notitia. 
Ganz  das  Gleiche  erweisen  die  im  11.  Jahrhundert  schon  auftauchenden 
Veränderungen  der  Formel;  so  wenn  in  Bologna  statt  des  complevi 
et  dedi  schon  recht  häufig  scripsi  et  firmavi  gesetzt  wird,  oder  wenn 
im  12.  Jahrhundert  nicht  selten  gereimte  Unterschriftsformeln  zu 
finden  sind.  Es  ist  dies  »der  Niederschlag  der  Geringschätzung,  welche 
die  aufstrebende  Glossatorenschule  gegen  den  hergebrachten  Urkunden- 
formalismus zur  Schau  trug« 3).  Nach  der  neuen  Auffassung  hat  die  Unter- 
schrift des  Notars  also  nur  mehr  zu  besagen,  daß  er  die  Urkunde  im 
Auftrage  der  Partei  geschrieben  und  unterschrieben,  oder  nur  unter- 
schrieben habe.  Hierzu  tritt  noch  häufig  die  Formel  in  publicum  formarh 


!)  Voltelini  LXX. 

2)  Für  das  Folgende  vgl.  Voltelini  XIX  ff. 

:i)  Brunner,  Hechtsgeschichte  der  Urkunde  8'i  1'. 
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redegi,  das  ist  die  Herstellung  der  vollen  urkundlichen  Fassung  auf  Grund 
der  Imbreviatur,  worauf  wir  noch  zu  sprechen  kommen. 

Mit  den  ersten  Dezennien  des  13.  Jahrhunderts  festigen  sich  die 
Formen  des  neuen  Instrumentes.  Von  der  Notitia  nimmt  es  in  der  Regel 
die  objektive  Fassung,  aber  von  der  Carta  in  entsprechender  Änderung 
gar  manche  Formeln  des  Kontextes,  welche  die  Natur  des  Rechts- 
geschäftes betreffen.  Die  Carta  wird  in  objektive  Form  gegossen  und  mit 
dem  römischen  Rechte  entnommenen  Formeln  verbrämt1).  Die  Formeln 
werden  namentlich  noch  nach  der  Richtung  erweitert,  daß  durch  die 
verschiedensten  Klauseln  alle  Einreden  abgeschnitten  werden  sollen 
und  Urkunde  wie  Rechtsgeschäft  die  möglichste  Sicherheit  erhalten. 
Die  Rechtsschule  von  Bologna  und  die  Notare  selber  bilden  schon  sehr 
bald  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  eine  Theorie  des  Notariatsinstrumentes 
aus.  Es  entstehen  Lehrbücher  der  ars  notaria  und  zwar  die  ersten  und 
wichtigsten  alle  in  Bologna2).  Schon  1214  verfaßte  Rainer  von  Perugia, 
der  dann  1219  förmlicher  Lehrer  der  Notariatskunst  in  Bologna  wurde, 
eine  Summa  artis  notariae,  die  um  1250  der  Notar  Salathiel  zu  einem 
gleichen  Werke  benützte.  Wenige  Jahre  später,  1256,  vollendete  aber 
der  angesehene  Rolandinus  dei  Passagieri  ebenfalls  eine  Summa  artis 
notariae,  welche  die  früheren  Arbeiten  an  Umfang  und  zeitgemäßer 
Brauchbarkeit  weit  übertraf  und  das  Hauptwerk  über  Notariatskunst 
für  die  nächsten  Jahrhunderte  geblieben  ist3). 

Das  Formular  des  Notariatsinstrumentes  seit  dem  13.  Jahrhundert 
gestaltet  sich  im  wesentlichen  folgendermaßen4).  Es  kann  mit  dem 
Notariatszeichen  und  mit  einer  Invokation  beginnen,  doch  ist  keines 
von  beiden  notwendig.  Wesentlich  dagegen  ist  die  Datierung,  welche 
stets  am  Anfange  des  Instrumentes  steht.  Sie  muß  genaue  Zeit-  und 
Ortsangaben  enthalten;  das  Fehlen  der  Jahresangabe  hat  die  Un- 
gültigkeit der  Urkunde  zur  Folge.  Unmittelbar  darauf,  mit  presentibus 
oder  ähnlich  angeschlossen,  folgt  die  Aufzählung  der  Zeugen.  Dann 
fängt  der  Text  an,  häufig  mit  ibique  beginnend;  er  berichtet  über  die 
Rechtshandlung.  Die  wechselnden  Formeln  für  die  verschiedenen 
Rechtsgeschäfte  und  ihre  rechtliche  Bedeutung  hat  Voltelini  in  ein- 
gehender Untersuchung  nach  dem  Standpunkt  der  Glossatoren  und 
der  Praktiker  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  von  ihm  herausgegebene 
aus  Trient  und  Bozen  stammende  Material  von  1236  und  1237  dar- 
gelegt5). 

Das  Schlußprotokoll  des  Instrumentes  besteht  nur  mehr  aus  der 
Unterschrift   des    Notars6).     Sie   muß    eigenhändig  sein,   ihr  Wortlaut 

x)  Wie  Voltelini  LXIX  speziell  von  der  Kaufurkunde  sagt. 

2)  Vgl.  Breßlau  630  ff.     Paoli,  Grundriß  3,   70. 

3)  Editio  princeps  Turin  1478,  sodann  weitere  17  Ausgaben,  die  jüngste  Speyer 
1590;  eine  deutsche  Ausgabe  Ingolstadt  1549. 

4)  Vgl.  Voltelini  XXIX  ff. 

5)  Voltelini  XLIII — CXXII.  Für  die  Notariatsurkunde  in  Dalmatien  hat  dies 
Sufflay  in  SB.  d.  Wiener  Akad.  147,  S.  110  ff.  getan. 

6)  Die  Glosse  nennt  das  Unterschreiben  des  Notars  instrumentum  complere. 
Voltelini  XXXI  f.  gebraucht  daher  für  die  Unterschrift  die  Bezeichnung  Kompletion, 
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ist  aber  nicht  an  eine  bestimmte  Form  gebunden.  Sie  beginnt  regel- 
mäßig mit  dem  besonderen  Handzeichen  des  Notars.  Ein  solches  hatte 
sich  schon  im  10.  und  11.  Jahrhundert  zu  entwickeln  begonnen.  Es 
wird  dann  immer  regelmäßiger  angewendet  und  fehlt  selten.  Jeder 
Notar  hatte  sein  nur  ihm  zugehöriges  Zeichen  und  sollte  es  nicht  wechseln 
und  ändern.  Dieses  individuelle  Zeichen  bildete  zwar  ein  verstärkendes 
Merkmal  der  Unterschrift,  allein  unbedingt  notwendig  und  wesentlich 
war  es  wenigstens  im  13.  Jahrhundert  nicht1).  Dies  schließt  nicht  aus, 
daß  an  einzelnen  Orten,  wie  in  Trau  in  Dalmatien  das  Zeichen  (caracter) 
als  notwendig  erklärt  wird2),  und  später  scheint  es  wohl  ein  unumgäng- 
liches Erfordernis  geworden  zu  sein.  Hauptsache  blieb  die  eigentliche 
eigenhändige  Unterschrift.  In  ihr  nennt  der  Notar  mit  ego  beginnend 
seinen  Namen  und  Titel,  erklärt,  daß  er  rogatus  oder  iussus  das  Instru- 
ment geschrieben  und  unterschrieben  oder  bloß  unterschrieben  habe, 
betont  auch  oft,  daß  er  bei  der  Rechtshandlung  zugegen  war  (interfui) 
und  alles  selbst  gehört  und  gesehen  habe. 

Die  objektive  Fassung  des  Instrumentes  war  die  folgerichtige  An- 
passung an  den  Wandel  in  der  rechtlichen  Funktion  der  Notariats- 
urkunde. Allein  sie  war  nicht  notwendig.  Die  Theorie  selber  erklärt 
dies  ausdrücklich.  Gulielmus  Durandus  sagt  in  seinem  Speculum 
iuris:  es  hat  keine  Bedeutung,  ob  das  Instrument  in  der  ersten  oder 
dritten  Person,  ob  es  im  Präsens  oder  Praeteritum  abgefaßt  ist3). 
Gleichwie  es  bestimmte  Arten  von  Cartae  gegeben  hatte,  die  regel- 
mäßig objektive  Fassung  besaßen,  unbeschadet  ihres  Wesens,  so 
konnte  die  subjektive  Form  bei  dem  Instrumente  beibehalten  werden, 
wenn  es  auch  nur  die  reine  Beweisurkunde  war.  Ebenso  sind  ja 
In  Deutschland  im  12.  und  13.  Jahrhundert  zahlreiche  subjektiv  ge- 
faßte Urkunden  entstanden,  die  nur  Beweisurkunden  waren  und  sein 
wollten. 

So  hat  sich  denn  —  ein  eigenartiges  Zusammentreffen  —  gerade 
in  der  Romagna,  von  wo  die  neuen  Lehren  ausgingen,  die  subjektive 
Fassung  der  alten  Carta  für  das  neue  Instrument  noch  im  14.  und 
15.  Jahrhundert  erhalten.  Wohl  in  Zusammenhang  damit  steht  es,  daß 
auch  in  Venedig  die  subjektive  Urkunde  viel  länger  als  sonst  in  Ober- 
italien herrschend  blieb.  Diese  bedeutsame  Erscheinung  hat  Voltelini 
festgestellt4),  von  dem  wir  wohl  noch  eine  eingehende  Untersuchung 
darüber  erhoffen   dürfen.     Und   mit  Venedig  steht   wieder  die   d  a  1  - 


Kompletionsformel.    Um  keine  Vermengung  mit  der  alten   Kompletion  zu  veran- 
lassen, empfiehlt  es  sich  wohl,  diesen  Ausdruck  zu  vermeiden. 

1)  Voltelini  XXXII.  Konrad  von  Mure  sagt,  die  lombardischen  Notare  manu 
sua  inponunt  quoddam  Signum  seu  characterem  specialem,  quo  .  .  .  iidem  utunlur 
pro  sigillo.    Bendel  in  Mitt.  des  Instituts  30,  88. 

2)  Sufflay  a.  a.  O.  63. 

3)  Schon  von  Oesterley  1,  228  angeführt. 

4)  Voltelini,  Acta  Tirol.  2  Einleit.  XVIII  und  in  Mitt.  des  Instituts  26,  355; 
an  dieser  Stelle  weist  Voltelini  auch  auf  den  Zusammenhang  der  dalmatinischen 
Urkunde  mit  der  venetianischen  hin. 
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matinische  Urkunde  in  Berührung1).  In  Dalmatien  kreuzten 
sich  von  jeher  verschiedenartige  Einflüsse  in  merkwürdiger,  interessanter 
Mischung.  Auf  den  dalmatinischen  Inseln,  dem  Zufluchtsort  der  Romanen 
bei  der  Eroberung  der  Kroaten  im  7.  Jahrhundert,  hielt  sich  spät- 
römisches Urkunden-  und    Schreiberwesen   in   Nachwirkungen   bis  ins 

12.  Jahrhundert.  Hier  finden  wir  Laien  als  Schreiber,  gleich  den  alten 
tabelliones.  Auf  dem  dalmatinischen  Festlande  von  Zara  bis  Ragusa 
haben  langobardische  Einflüsse  mit  dem  kroatischen  Wesen  gerungen, 
das  dann  weiterhin  im  10.  und  11.  Jahrhundert  seinerseits  auch  deutsche 
Einwirkungen  erfuhr.  Auch  byzantinischer  Einfluß-  macht  sich  in  den 
eigenartigen  Verwünschungsformeln  der  Schenkungsurkunden  geltend. 
Die  langobardische  Carta  mit  der  vollen  Kompletionsformel  ist  im 
9.  und  10.  Jahrhundert  in  Norddalmatien  eingedrungen,  aber  schon 
in  den  ersten  Dezennien  des  11.  Jahrhunderts  hat  man  sie  nicht  mehr 
verstanden,  das  post  traditam  verschwindet  seit  1033,  das  complevi 
wird  durch  das  venetianische  roboravi  ersetzt.  In  Süddalmatien  hat 
die  slavische  Rechtsauffassung,  die  eine  Vollziehung  durch  Urkunde 
nicht  kannte,  nur  der  Notitia  Raum  gelassen  und  sie  wird  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  11.  Jahrhunderts  überhaupt  herrschend  in  allen 
Küstenstädten.  Sie  nennt  sich  breve,  recordatio,  aber  auch  cartola, 
und  sie  ist  ausnahmslos  subjektiv  gefaßt. 

Diese  subjektive  Fassung  wurde  nun  auch  beibehalten,  als  in  der 
zweiten  Hälfte  des  12.  Jahrhunderts  auch  in  Dalmatien  heimische, 
aber  in  Italien  gebildete  wirkliche  Notare  sich  etablierten  und  das 
italienische  neue   Instrument  Boden  gewann.    Erst  um  die  Mitte  des 

13.  Jahrhunderts  dringt  die  objektive  Form  in  Trau  und  Spalato  durch, 
ungefähr  50  bis  70  Jahre  später  auch  in  Zara  und  in  allen  andern  Küsten- 
städten. Dies  hing  zusammen  mit  dem  Eindringen  zahlreicher  Notare 
aus  Italien  selber  und  diese  kamen  wieder  in  Begleitung  der  Podestaten 
der  Städte  ins  Land,  die  man  namentlich  aus  Ancona  und  den  Marken 
berief2). 

Daneben  aber  dringt  auf  dem  Lande  die  slavische  Siegelurkunde 
ein,  sowie  die  ungarisch-kroatische  Einrichtung  der  Loca  credibilia. 
als  welche  die  Kapitel  fungieren. 

In  Italien  aber  war  sonst  die  objektive  Form  des  Notariatsinstru- 
mentes im  13.  Jahrhundert  in  Theorie  und  Praxis  voll  entwickelt.  Es 
ist  »die  klassische  Zeit  des  Notariatsinstrumentes«,  wie  Voltelini  sagt. 
Denn  weiterhin  im  14.  und  15.  Jahrhundert  macht  sich  in  der  Fassung 
des  Instrumentes  eine  immer  stärkere  Weitschweifigkeit  breit,  ein 
übermäßiges  Bestreben,  durch  Häufung  der  Formeln  die  Urkunde 
gegen  alle  denkbaren  Einreden  zu  sichern,  ein  Schwall  von  Klauseln, 
die  oft  in  keinem  Verhältnis  zur  Geringfügigkeit  des  Geschäftes  stehen. 


x)  Vgl.  Sufflay,  Die  dalmatin.  Privaturkunde,  Wiener  SB.  147.  Bd.,  dazu  auch. 
J.  C.  Jirecek,  Die  mittelalterliche  Kanzlei  der  Ragusaner,  Archiv  \.  slav.  Philo- 
logie 25.  und  26.  Bd. 

2)  Vgl.  Jirecek,    Arch.  f.  slav.  Philol.  25,  509  ff.  und  26,  186  ff. 
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In  dieser  Gestalt  blieb  dann  das  Instrument  noch  Jahrhunderte  die 
herrschende   Urkundenform   Italiens. 

Die  äußeren  Merkmale  der  Notariatsurkunden  wurden 
durch  den  Wandel  in  ihrem  Wesen  seit  dem  12.  Jahrhundert  kaum 
berührt.  Das  Instrument  blieb  die  siegellose  Urkunde  und  damit  blieb 
auch  die  alte  äußere  Form  gewahrt.  Es  blieb  das  Pergament,  viel  höher 
als  breit,  das  dann  in  Form  der  Rolle  aufbewahrt  wurde.  Als  Schreibstoff 
war  Pergament  in  vielen  Statuten  der  Städte  geradezu  vorgeschrieben; 
ja  die  Notare  mußten  den  ausschließlichen  Gebrauch  von  Pergament 
in  ihrem  Amtseid  geloben.  Es  wurde  ferner  oft  ausdrücklich  bestimmt, 
daß  das  Pergament  tadellos  sein  müsse,  nicht  abgeschabt  (abrasum) 
sein  dürfe,  daß  die  Schrift  keine  Rasuren  und  Korrekturen  aufweisen 
solle  und  daß,  wenn  solche  dennoch  vorkämen,  der  Notar  sie  eigens 
und  ausdrücklich  vor  seiner  Unterschrift  zu  bezeichnen  habe1). 

Die  Schrift  ist  die  Kursive  ihrer  Zeit,  meist  mit  starken  Abkür- 
zungen. Irgendein  besonderer  Schmuck  der  Schrift,  oder  auch  nur 
eine  Hervorhebung  einzelner  Teile  der  Urkunde  wird  gar  nicht  oder 
nur  in  bescheidenem  Maße  angewendet. 

Das  einzige  Schriftzeichen  von  besonderer  Ausstattung  ist  das 
Zeichen  des  Notars,  signum,  signetum  notarii,  tabellionis,  tabellionatus, 
das  Notariatszeichen.  Es  wird  nicht  selten  schon  an  den  Anfang  der 
Urkunde  gesetzt,  ganz  regelmäßig  aber  vor  die  Unterschrift  des  Notars. 
Seine  Grundform  bildet  gewöhnlich  ein  Kreuz;  dies  kann  natürlich 
mannigfach  geformt  und  verziert  sein.  Im  12.  und  13.  Jahrhundert 
wird  auch  das  ego  der  Unterschrift  oder  der  Name  des  Notars  in  mono- 
grammatischer Figur  als  Zeichen  verwendet.  Und  schon  in  einer  römi- 
schen Urkunde  von  1198  kommt  ein  Motiv  vor,  das  dann  auch  in  spä- 
terer Zeit  oft  wiederkehrt,  nämlich  die  bildliche  Darstellung  oder  An- 
deutung des  Namens;  hier  ist  es  ein  gekrümmter  Arm  und  der  Notar 
Jieißt  Fortibrachium2).  Im  allgemeinen  werden  die  Notariatszeichen 
mit  der  Zeit  immer  komplizierter  und  werden  zu  förmlichen  Figuren 
und  Zeichnungen  ausgebildet.  Sie  des  genaueren  zu  verfolgen,  ist  mehr 
Sache  des  antiquarischen  Interesses,  als  von  wesentlicher  Bedeutung 
für  die  Diplomatik3). 

IL' Mit  dem  großen  Wandel  in  der  Auffassung  der  italienischen  No- 
tariatsurkunde im  12.  Jahrhundert  hängt  die  volle  Ausbildung  einer 
bedeutsamen  Institution  zusammen,  deren  Ursprung  schon  weiter  zurück- 
reicht, nämlich  die  Notariats-Imbreviatur. 

Wir  haben  bei  Betrachtung  der  älteren  Notariatsurkunde  (S.  56  ff.) 
gefunden,  daß  von  jeher  das  Bedürfnis  kurzer,  sachlicher  Vorakte 
vorhanden  war.  Man  befriedigte  es  durch  knappe  Aufzeichnungen  über 
das  Rechtsgeschäft,    die    auf   die    Rückseite    oder   auf   den    Rand    des 


1)  Voltelini  XXIX.    Sufflay  100  f.    Beispiele  solcher  Vermerke  aus  südfran- 
zösischen Notariatsurkunden  bei  Giry  Manuel  509  Anm.  5. 

2)  Paoli  3,  200  Anm.  1. 

3)  Vgl.  unten  S.  230  über  Notariatszeichen  außerhalb  Italiens. 
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tradierten  und  für  die  volle  Urkunde  bestimmten  Pergamentes  oder  aber 
auf  eigene  Blätter  oder  auch  in  Hefte  geschrieben  wurden.  Wir  fanden 
für  Rom  und  Bologna  bestimmte  Zeugnisse,  daß  schon  im  11.  Jahr- 
hundert solche  dicta ,  breviationes ,  rogationes  aufbewahrt ,  vererbt 
und  vermacht  wurden,  und  daß  ein  späterer  Notar  auf  Grund  solcher 
Vorakte  Urkunden  ausfertigte.  Diese  breviationes  konnten  in  der 
Herrschaftszeit  der  Carta  nur  den  Charakter  und  Wert  von  Konzepten 
besitzen.  In  welcher  Facon  sie  gemacht  wurden,  war  ganz  gleich- 
gültig, doch  muß  auch  hier  wieder  betont  werden,  daß  die  Dorsualkon- 
zepte  zweifellos  die  geringe  Minderheit  bildeten,  daß  vielmehr  von  jeher 
die  Konzepte  gewöhnlich  vel  in  quaterno  vel  prorsus  in  alia  Charta  ge- 
schrieben wurden,  wie  die  Glosse  dies  ausdrücklich  sagt1). 

Auch  die  Bedeutung  dieser  Imbreviaturen,  wie  man  sie  dann  im 
12.  Jahrhundert  immer  gewöhnlicher  nannte,  wurde  höher  und  wich- 
tiger, als  nach  den  neuen  Lehren  der  Romanisten  die  traditio  cartae 
zurücktrat,  als  der  Vollzug  der  Handlung  vor  dem  Notar  ausschlag- 
gebend wurde,  das  öffentlich-rechtliche  Zeugnis  des  Notars  alle  übrigen 
Zeugen  überflüssig  machte  und  so  das  neue  Notariatsinstrument  zur 
unbedingt  authentischen,  öffentlichen  Urkunde  ward.  Jetzt  bekam 
schon  die  kurze,  sachliche  Aufzeichnung  des  Notars  den  Wert  eines  an 
sich  glaubwürdigen  Dokumentes;  allerdings  in  der  Weise,  daß  aus  ihr 
das  publicum  instrumentum  hergestellt  wurde,  oder  daß  die  Imbre- 
viatur  als  solche  durch  ein  Instrument  beglaubigt  ward.  Immer  aber 
wirkt  das  Zeugnis  des  Notars  allein2).  Darin  liegt  der  entscheidende 
Punkt.  Deshalb  ist  schon  am  Ende  des  12.  Jahrhunderts  in  Mittel- 
und  Oberitalien  die  regelmäßige  Führung  und  Aufbewahrung  von 
Imbreviaturen  ganz  allgemein  geworden  und  wird  in  den  Städtestatuten 
des  13.  Jahrhunderts  den  Notaren  die  Führung  von  Imbreviaturbüchern 
zur  Pflicht  gemacht.  Die  Anfertigung  von  Vorakten,  die  früher  fakul- 
tativ gewesen  war,  wird  jetzt  obligatorisch.  Die  wechselnden  äußeren 
Formen  der  Vorakte  hören  auf  und  die  schon  früher  oft  angewandte 
Form  von  quaterni,  von  Heften  und  Büchern,  wird  nun  zur  ausnahms- 
losen Regel,  da  sie  die  beste  Gewähr  für  eine  geordnete  Führung  und 
dauernde,  sichere  Aufbewahrung  beim  Notar  selber  bot.  In  den  Statuten 
von  Trient  aus  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahrhunderts  wird  ausdrück- 
lich bestimmt,  daß  die  Notare  ihre  Imbreviaturen  in  libris  et  non  in  car- 
tulis  schreiben  und  diese  Bücher  in  quaternis  anlegen  sollen3). 

Den  im  Laufe  des  12.  Jahrhunderts  schon  allgemein  sich  ausbrei- 
tenden  Gebrauch  der   Imbreviaturen  und   Imbreviaturbücher  hat  die 


x)  Vgl.  Voltelini,  Einl.  S.  XXVII,  Anm.  3. 

2)  Dies  hat  im  wesentlichen  schon  Ficker,  Beiträge  1,  343  dargetan,  auch 
Voltelini  XXIX.  Auch  Kern  Dorsualkonzept  u.  Imbreviatur  53  trifft  diesen  Punkt, 
überspannt  aber  die  Bedeutung  der  Imbreviatur,  indem  er  meint,  die  Imbreviatur 
rücke  in  den  Mittelpunkt  des  Privaturkundenwesens,  übertreffe  selbst  die  Instru- 
mente an  praktischer  und  wohl  auch  theoretischer  Bedeutung.  Dagegen  wendet 
sich  mit  Recht  Voltelini  in  Mitt.  des  Instituts  28.  682. 

3)  Voltelini,  Einleit.   XXXIII  f. 
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Theorie  als  mit  den  Bestimmungen  des  römischen  Rechtes,  wie  sie  sie 
verstand,  nicht  ganz  übereinstimmend  befunden,  aber  durch  die  ge- 
neralis consuetudo  erklärt  und  gerechtfertigt.  Das  protocollum  der 
Novelle  Justinians  (44  c.  1.  2)  wird  in  Unkenntnis  seiner  ursprünglichen 
Bedeutung  nunmehr  auf  die  Imbreviatur  bezogen  und  dann  auch  in 
•der  Praxis  geradezu  ein  Ausdruck  für  Imbreviaturbuch1).  Sonst  wird 
dieses  auch  als  notularium,  imbreviatura,  auch  als  cartularium  be- 
zeichnet. 

Das  älteste  uns  erhaltene  Imbreviaturbuch  ist  das  notularium 
des  Genueser  Notars  Johannes  Scriba,  welches  mit  1155  beginnt2). 
Sodann  besitzen  wir  Belege,  daß  in  Ravenna  jedenfalls  schon  1175, 
in  Padua  1178,  in  Tortona  1182,  in  Trient  1193,  in  Parma  1196,  in 
Ivrea  1204  Imbreviaturen  regelmäßig  geführt  wurden3),  genügend 
um  zu  sehen,  daß  sie  um  die  Wende  des  12.  und  13.  Jahrhunderts  schon 
in  allgemeinem  Gebrauche  standen.  Zu  den  nächstältesten  erhal- 
tenen Imbreviaturen  zählen  die  der  Notare  Obert  von  Trient  von  1236 
und  Jakob  Haas  von  Bozen  von  1237  und  12424).  Wie  hier  im  nörd- 
lichsten Geltungsgebiete  des  italischen  Notariatswesens,  so  besitzen 
wir  auch  aus  Dalmatien  von  1289  an  Imbreviaturbücher  aus  Zara5). 

In  diese  Hefte  und  Bücher  wurden  nun  die  kurzgehaltenen  Auf- 
zeichnungen über  die  in  Gegenwart  des  Notars  vor  sich  gegangenen 
Rechtsgeschäfte  oder  die  Erklärungen  der  Parteien  eingetragen.  Sie 
brauchten  nur  das  Wesentliche  des  Sachverhaltes  zu  geben.  Die  For- 
meln konnten  angedeutet  werden  durch  ihre  Eingangsworte  oder  durch 
ein  Schlagwort.  Nötig  war  auch  dieses  nicht,  da  es  dem  Notar  überlassen 
bleiben  konnte,  bei  Ausfertigung  des  Instrumentes  die  gebräuchlichen 
und  nötigen  Formeln  hinzuzufügen.  Zeit,  Ort  und  Anwesende  waren 
genau  anzugeben.  Da  die  Imbreviaturen  nach  der  Zeitfolge  der  Hand- 
lungen eingetragen  wurden,  konnten  oft  manche  am  gleichen  Tage, 
auch  vor  denselben  Zeugen  geschehen.  In  solchen  Fällen  konnte  auf  die 
vorhergehenden  Stücke  verwiesen  werden.  Jahr  und  Indiktion  brauchte 
nur  am  Beginn  eines  Bandes  oder  eines  Quaternio  zu  stehen. 

Es  ist  nicht  selten  vorgekommen,  daß  die  Eintragung  in  das  Im- 
breviaturbuch nicht  sofort  und  x^imittelbar  geschah,  sondern  daß  der 
Notar  die  allererste  Aufzeichnung  vorläufig  auf  einem  Zettel  machte 
und  nach  diesem  die  Imbreviatur  in  das  Buch  eintrug6).    Dies  mußte 


x)  Vgl.  Voltelini,  Einleit.  XXVII.  Protocollum  für  Imbreviaturbuch  im 
Jahre  1175  in  Ravenna. 

2)  Mangelhaft  ediert  in  Monum.  Patriae  Chart.  2,  285  ff. 

3)  Vgl.  Voltelini,  Einleit.  XXVIII,  XXXIV,  Kern  60  f. 

4)  Die  von  1236  und  1237  mustergültig  herausgegeben  von  Voltelini,  Acta 
Tirolensia,  2.  Bd.  (1899),  mit  zwei  Faksimile. 

5)  Ediert  von  Jelic  in  Vjestnik  hrvatska  zem.  arkiva  1.  bis  3.  Bd.  (1899 — 1901), 
vgl.  Sufflay  98. 

6)  Statuten  von  Verona,  Parma  und  Rom  erwähnen  solche  cedulae,  notae  oder 
notulae,  vgl.  Oesterley  1,  264  ff.  Im  Imbreviaturbuche  Oberts  von  Trient  liegt  eine 
solche  cedula  mit  einem  Stücke  von  1232,  Voltelini  Einleit.  XXXIX  und  n.  963. 
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z.  B.  in  Sebenico  noch  am  gleichen  Tage,  in  Zara  binnen  drei  Tagen 
geschehen1). 

Die  Imbreviatur  mußte  den  Parteien  vorgelesen  werden.  Auf 
Grund  der  Imbreviatur  konnte  dann  das  volle  Instrument  ausgefertigt 
werden.  Dies  ist  das  in  publicam  formam  redigere,  das  die  Unter- 
schriften der  Notare  häufig  erwähnen.  War  das  Instrument  hergestellt, 
dann  pflegte  der  Notar  die  Imbreviatur  mit  gekreuzten  Strichen  zu 
durchstreichen,  cancellare.  Dies  ist  in  der  Regel,  aber  gewiß  nicht  immer 
geschehen.  Die  Tinte  dieser  Cancellatur  ist  nicht  selten  dieselbe,  mit 
der  man  auch  nachträgliche  Korrekturen  vornahm,  die  bei  Gelegenheit 
der  Reinschrift  des  Instrumentes  gemacht  wurden.  Die  Durchstreichung 
sollte  bei  Schuldsachen  verhindern,  daß  etwa  nach  Tilgung  der  Schuld 
noch  einmal  ein  Instrument  hergestellt  und  mit  demselben  die  Schuld 
neuerdings  gefordert  werde.  Aber  die  Streichung  konnte  auch  anderes 
bedeuten.  Eben  bei  einer  Schuldurkunde  konnte  sie  besagen,  daß  die 
Schuld  getilgt  worden,  bei  einer  Vorladung,  daß  der  Geladene  erschienen 
sei,  bei  einer  Bannung,  daß  der  Bann  gelöst  worden  sei.  Es  konnte 
geradezu  durch  eine  besondere  Vereinbarung  festgesetzt  werden,  daß  nach 
Bezahlung  der  Schuld  die  Cancellatura  in  libro  notarii  vorgenommen 
werden  müsse.  Solche  Streichungen  werden  wohl  auch  durch  ein  hin- 
zugefügtes vacat,  d.  h.  gilt  nicht,  gekennzeichnet2). 

Die  Imbreviaturbücher  der  Notare  konnten  an  ihre  Erben  über- 
gehen, konnten  von  diesen  auch  veräußert  werden.  Aber  bei  der  ^Yichtig- 
keit  dieser  Bücher  haben  sich  doch  offenbar  die  öffentlichen  Behörden 
bald  schon  um  sie  gekümmert.  Es  wird  doch  nicht  Zufall  sein,  daß 
die  heute  noch  erhaltenen  Imbreviaturen  von  Trientner  und  Bozener 
Notaren  des  13.  Jahrhunderts  in  das  bischöfliche  Archiv  nach  Trient 
gekommen  sind,  oder  daß  städtische  Archive  oder  Gerichtsarchive 
ganze  Serien  solcher  Notariatsbücher  seit  dem  späteren  Mittelalter 
aufbewahren3).  Die  Statuten  italienischer  Städte  seit  dem  14.  Jahr- 
hundert treffen  dann  da  und  dort  direkte  Bestimmungen  für  die  Er- 
haltung der  Notariatsbücher.  Die  Überweisung  an  die  Erben  oder  an 
einen  andern  Notar  soll  nur  mit  Bewilligung  der  Stadtbehörde  ge- 
schehen; oder  es  wird  verboten,  solche  Bücher  zu  verkaufen,  zu  ver- 
schenken, zu  beschädigen  oder  vernichten.  Stadtgemeinden  ließen  sich 
die  auf  Staatsangelegenheiten  bezüglichen  Stücke  aus  den  Notariats- 
büchern abschreiben  und  sammeln.  An  einzelnen  Orten  wie  in  Verona, 
Feltre,  Padua,  Bologna,  war  eine  Registrierung  eingeführt:  es  mußten 
Abschriften  der  Imbreviaturen,  oder  auch  der  Instrumente  bei  einer 
eigens  dafür  bestimmten  Registratur  eingereicht  werden4).  Am  wirk- 
samsten aber  wurde  die  an  einzelnen  Orten,  wie  in  Lucca  und  Siena, 


!)  Sufflay  99. 

2)  Vgl.   Voltelini  Einleit.   XXVIII,   XL  und  die  der  Ausgabe  beigegebenen 
Faksimile. 

3)  Voltelini  XXXIV,  Sufflay  103.    Für  das  folgende  Oesterley  1,  256  ff.    Paoli 
3,  375  ff. 

4)  Oesterley  1,  283  ff. 


1.  Die  Notariats  Urkunde  in  Italien  und  in  benachbarten  Gebieten.         221 

schon  seit  Ende  des  14.  Jahrhunderts  begonnene  Einrichtung  eines 
Notariatsarchives.  Alle  Bücher  der  öffentlichen  Notare  sollen  nach 
deren  Tod  an  einen  bestimmten  unter  Aufsicht  der  Stadt  stehenden 
Ort  gebracht  werden.  Aber  erst  seit  dem  16.  Jahrhundert  hat  man 
allgemeiner  die  Errichtung  förmlicher  Notariatsarchive  ins  Werk 
gesetzt. 

Es  ist  noch  notwendig,  das  Verhältnis  der  Imbreviatur  zum  In- 
strumente und  beider  rechtliche  Bedeutung  darzulegen.  Die  Imbreviatur 
ist  das  Vorstadium  des  Instrumentes,  sie  soll  nicht  etwa  das  Instrument 
überflüssig  machen  und  ersetzen.  Dies  zeigt  klar  eine  Bestimmung 
wie  die  der  ältesten  Statuten  von  Trient,  daß  der  Notar  bei  gerichtlichen 
Akten  binnen  drei  Tagen,  bei  privatrechtlichen  Geschäften  binnen  acht 
Tagen  die  Instrumente  herzustellen  hat1).  Mag  es  auch  öfters  vorge- 
kommen sein,  daß  Parteien,  um  die  höheren  Taxen  des  Instrumentes  zu 
ersparen,  sich  mit  der  Imbreviatur  begnügten,  so  konnte  dies  ja  ausreichen, 
wenn  zunächst  kein  Anlaß  vorhanden  war,  einen  Beweis  für  die  rechtliche 
Existenz  des  Geschäftes  zu  erbringen.  Trat  aber  eine  solche  Notwen- 
digkeit ein,  dann  mußte  das  Instrument  produziert  werden,  nicht  etwa 
das  Imbreviaturbuch.  Dieses  bildete  nur  das  dauernde  Substrat,  auf 
Grund  dessen  der  Notar  jederzeit  die  förmliche  Urkunde  herstellen 
konnte.  Und  lebte  der  Notar  nicht  mehr,  dann  wurde  auch  nicht  sein 
Imbreviaturbuch  als  solches  zum  Beweis  benützt,  sondern  wieder  das 
Instrument.  In  solchem  Falle  ist  verschieden  vorgegangen  worden. 
An  manchen  Orten  wurde  der  genaue  Wortlaut  der  Imbreviatur  mit 
allen  Abkürzungen  abgeschrieben  und  mit  dem  Vermerk  versehen, 
ob  sie  kanzelliert  war  oder  nicht.  Datum,  Ort  und  Zeugen  konnten  aus 
dem  Imbreviaturbuch  ergänzt  werden.  Und  der  spätere  Notar  bezeugt 
in  der  Form  des  Instrumentes,  daß  dies  so  und  nicht  anders  in  den  Im- 
breviaturen  des  verstorbenen  Notars  stehe.  Zu  diesem  Verfahren  be- 
durfte es  in  der  Regel  einer  besonderen  richterlichen  Ermächtigung 
und  eines  Eides  des  bezeugenden  Notars.  Dann  aber  besaßen  solche 
Urkunden  die  gleiche  volle  Rechtskraft,  wie  sie  das  Instrument  des  ver- 
storbenen Notars  besessen  hätte2). 

Häufig  jedoch  wird  es  als  Pflicht  des  Notars  bezeichnet,  an  den  die 
Imbreviaturen  eines  verstorbenen  oder  weggezogenen  Notars  über- 
wiesen worden  waren,  aus  diesen  Imbreviaturen  förmliche  Instrumente 
herzustellen  und  zwar,  wie  es  in  den  Statuten  von  Bologna  heißt,  mög- 
lichst gemäß  dem  Stile  des  Verstorbenen  oder  nach  dem  sonst  in  Bologna 
üblichen  Brauche.  Auch  dieser  Vorgang  war  meist  an  eine  gericht- 
liche Genehmigung,  oder  wie  z.  B.  in  Parma,  an  die  der  Erben  des 
Notars,  oder  wie  in  Padua  an  eine  besondere  Qualität  des  ausfertigenden 
Notars  geknüpft3).  Auch  zur  Neuausfertigung  von  Instrumenten, 
wenn  etwa  das  erste  Exemplar  verloren  oder  zugrunde  gegangen  war, 

J)  Voltelini,  Einleit.  XXXIV  und  dazu  Mitt.  des  Instituts  28,  682. 

2)  Voltelini,  Einleit.  XXXIII.  Sufflay  103.  Beispiele  derartiger  Beurkun- 
dungen aus  Trient  von  1199  bei  Kink  in  Fontes  rer.  Austr.  II  5,  n.  64  und  178. 

3)  Vgl.  ßesterley  1,  270  ff. 


222  V.  Die  Notariatsurkunde  seit  dem  12.  Jahrhundert. 

bedurfte  es  eines  gerichtlichen  Verfahrens,  wobei  die  Partei  eidlich  den 
Verlust  des  ersten  Instrumentes  bezeugen  mußte  und  dem  Gegner  die 
Einsprache  offenstand1). 

So  dient  also  die  Imbreviatur  dazu,  jederzeit  ein  Beweismittel 
schaffen  zu  können.  Dieses  Beweismittel  ist  eben  das  solenne  Instrument; 
selbst  wenn  der  Wortlaut  der  Imbreviatur  übernommen  wird,  geschieht 
es  so,  daß  er  in  den  Rahmen  des  Instrumentes  eines  anderen  Notars 
gefaßt  wird.  Nur  wenn  das  Instrument  selber  als  falsch  verdächtigt 
ist,  oder  wenn  keines  produziert  werden  kann,  dann  hat  auf  Verlangen 
der  Partei  der  Notar  sein  Imbreviaturbuch  dem  Gerichte  vorzulegen; 
so  bestimmen  es  die  Statuten  in  Rom  und  Bologna2).  Sonst  aber  ist 
das  Instrument  allein  die  publica  et  autentica  forma,  das  Instrument 
herstellen  heißt  öfters  geradezu  autenticarez). 

Das  Verbreitungsgebiet  dieses  italienischen  Notariates  erstreckte 
sich  über  das  eigentliche  Italien  hinaus  in  die  unmittelbar  benachbarten 
Gebiete.  Im  Territorium  des  Hochstiftes  Trient,  im  Patriarchat  von 
Aquileja,  in  den  Küstenstädten  Istriens  und  Dalmatiens  gewann  es  im 
Laufe  des  13.  Jahrhunderts  starke  Verbreitung.  Auch  in  die  Küsten- 
städte des  östlichen  Mittelmeeres,  wo  italienische  Handelsplätze  domi- 
nierten, fand  das  Notariat  seinen  Eingang. 

Die  Zahl  der  Notare  wuchs  seit  dem  13.  Jahrhundert  offenbar 
allenthalben  recht  bedeutend.  Im  Gebiete  von  Trient  lassen  sich  schon 
bis  gegen  1300  mehr  als  hundert  Notare  zählen,  die  bis  in  die  hintersten 
Täler  hinein  sich  verteilen4).  Es  ist  ja  zu  beachten,  daß  die  Notare  auch 
bei  den  städtischen  Behörden,  sowie  als  Gerichtsschreiber  und  als 
Prokuratoren  und  Advokaten  beschäftigt  waren.  Die  Ernennung  der 
Notare  gestaltete  sich  zu  einem  Reservatrechte  der  deutschen  Kaiser 
und  Könige  und  der  Päpste.  Die  ältesten  bekannten  kaiserlichen  Er- 
nennungen von  Notaren  datieren  von  1186  und  11915).  Durch  kaiser- 
liche Vollmacht  erhielten  dieses  Recht  um  jene  Zeit  auch  hohe  Reichs- 
beamte. Namentlich  mit  der  Pfalzgrafenwürde,  die  sonst  ihre  Be- 
deutung in  Italien  verlor,  scheint  das  Recht  Notare  zu  ernennen  von 
jeher  verbunden  gewesen  zu  sein  und  blieb  es.  Ja  dieses  Recht  sowie 
das  Legitimierungsrecht  wurde  ein  Hauptinhalt  der  Kompetenz  des 
jüngeren  italienischen  Pfalzgrafenamtes.  Schon  im  Laufe  des  13.  Jahr- 
hunderts verliehen  die  Kaiser  an  ziemlich  zahlreiche  gräfliche  Familien 
die  Pfalzgrafenwürde  mit  dem  Rechte  der  Notarernennung.  Im 
14.  Jahrhundert  dehnte  sich  der  Kreis  dieser  »lateranensischen «  Pfalz- 
grafen, wie  sie  seit  Karl  IV.  hießen,  auch  auf  Ritter  und  Bürger  und  auf 
Rechtsgelehrte  aus.     Ja  schon  Karl  IV.  verlieh  mit  der  Pfalzgrafen- 


!)  Voltelini  XXXII,  Sufflay  102. 

2)  Oesterley  1,  259  Anm.  5  und  262. 

3)  Vgl.  Belege  bei  Breßlau,  Urkundenlehre  497,  Anm.  1. 

4)  Voltelini,  Einleit.  XXXIII. 

ö)  Ficker  in  Mitt.  des  Instituts  5,  314,  315.  Über  das  jüngere  Pfalzgrafenamt 
Ficker,  Forschungen  z.  Reichs-  u.  Rechtsgesch.  Italiens  2.  Bd.  Breßlau,  Urkunden- 
lehre 467  ff.,  auch  Oesterley  1,  432  ff. 
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würde  das  Recht,  daß  der  Begnadete  selber  wieder  Pfalzgrafen  (comites 
palatini)  ernennen  könne.  Dies  war  die  sog.  comitiva  major,  die  zu- 
gleich oft  erblich  und  noch  mit  anderen  Privilegien  ausgestattet  war. 

Bei  der  Ernennung  eines  Notars  hatte  dieser  einen  Eid  zu  leisten  und 
ward  darauf  vom  Pfalzgrafen  durch  Überreichung  von  Feder  und  Tinten- 
faß (per  pennam  et  calamarium)  investiert. 

Die  alten  genossenschaftlichen  Korporationen  (scholae,  collegia, 
societates)  der  Notare  haben  mit  der  gewaltigen  Steigerung  der  YVirk- 
samkeit  des  Notariates  seit  dem  13.  Jahrhundert  einen  neuen  Aufschwung 
genommen  und  neue  Organisationen  erfahren1).  So  führte  Erzbisehof 
Simon  von  Ravenna  im  Jahre  1227  eine  neue  Organisation  der  Notare 
durch,  vereinigte  die  bisher  bestehenden  zwei  societates  zu  einem  Kol- 
legium, bestellte  einen  Vorstand  (major)  desselben,  trifft  verschiedene 
weitere  Bestimmungen,  überläßt  jedoch  im  übrigen  die  Aufstellung 
einer  Ordnung  (ordinamenta)  der  Sozietät  selber2).  Ähnlich  wurden 
nun  allenthalben  Kollegien  der  Notare  in  den  Städten  organisiert,  mit 
verschieden  genannten  Vorstehern  an  der  Spitze  —  in  Bologna  hießen 
sie  consules  und  proconsul,  mit  Schatzmeistern  (massarii)  und  anderen 
geschäftsführenden  Mitgliedern.  Die  Kollegien  konnten  sich  meist 
selbst  Statuten  geben,  aber  die  Stadt-  oder  Staatsbehörden  besaßen 
das  Aufsichtsrecht.  Nur  ein  Notar,  der  dem  Kollegium  angehörte, 
durfte  das  Notariat  ausüben.  Zur  Aufnahme  in  die  Zunft  war  die  vor- 
herige ordnungsmäßige  Erlangung  des  Notariates  und  Unbescholtenheit 
gefordert,  öfters  mußte  der  Bewerber  noch  eine  eigene  Prüfung  be- 
stehen, jedenfalls  hatte  er  ein  Eintrittsgeld  zu  zahlen.  Die  Ars  notariatus 
bildete  einen  Lehrgegenstand  an  den  Universitäten,  es  entstanden  bald 
Lehrbücher.  Die  Notare  waren  studierte  Leute,  Juristen,  angesehene 
Persönlichkeiten,  die,  wie  schon  angedeutet,  nicht  bloß  das  Beurkun- 
dungsgeschäft betrieben,  sondern  bei  den  Gerichten  und  Behörden 
die  Funktion  von  Parteienvertretern,  Sekretären  und  Beamten  ver- 
sahen. Städtische  Statuten  sprechen  da  und  dort  aus,  daß  zu  solchen 
Stellungen  nur  dem  Kollegium  angehörige  Notare  verwendet  werden 
sollen3). 

Das  Notariat  ist  in  Italien  seit  dem  13.  Jahrhundert  noch  mehr 
als  früher  Träger  des  ganzen  Beurkundungswesens  geworden.  Das 
Notariat  mit  seiner  hochentwickelten  Organisation,  das  Instrument 
mit  seiner  öffentlichen  Glaubwürdigkeit  und  seinem  Substrat,  der 
Imbreviatur,  ersetzte  in  Italien  alle  jene  verschiedenen  Institutionen, 
die  wir  in  andern  Ländern  kennen  lernten,  und  die  auf  mannigfaltige 
Weise  darnach  strebten,  die  Rechtsgeschäfte  durch  das  Zeugnis  oder  die 
Mitwirkung  öffentlicher  Gewalten  zu  beglaubigen  und  zu  sichern. 

Die  Normen  des  Notariates  und  die  Formen  des  Instrumentes 
sind  dann  durch   Jahrhunderte  im  wesentlichen  gleich  geblieben.    Die 


1)  Vgl.  Oesterley  1,  193  ff. 

2)  Oesterley  1,  210. 

3)  Oesterley  1,  213  ff. 
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Formeln  werden  allerdings  seit  dem  14.  Jahrhundert  immer  zahlreicher, 
umfangreicher,  schwülstiger,  so  daß  die  Notariatsinstrumente  des 
späteren  Mittelalters  und  der  neueren  Zeiten  oft  einen  förmlich  er- 
schreckenden Umfang  erhalten,  dem  der  innere  sachliche  Gehalt  — 
wenigstens  für  den  Historiker  —  nicht  entspricht.  In  dieser  Gestalt 
hat  sich  das  spätmittelalterliche  Notariatswesen  Italiens  erhalten  bis 
zu  den  großen  Umwälzungen  an  der  Wende  des  18.  und  19.  Jahrhunderts. 
Trotz  der  Vorherrschaft  des  Notariatsinstrumentes  hat  übrigens 
doch  auch  die  Siegelurkunde  in  Italien  Eingang  gefunden  und  eine 
gewisse  Verbreitung  gewonnen1).  Doch  läßt  sich  darüber  noch  nichts 
Näheres  sagen,  da  Vorarbeiten  fehlen.  Wichtiger  wurde  es  jedoch,  daß 
umgekehrt  das  Notariat  von  Italien  aus  den  Weg  über  die  Alpen  fand 
und  im  späteren  Mittelalter  in  Frankreich,  im  deutschen  Reiche  und  auch 
im  Osten  eine  nicht  unbedeutende  Stellung  errang. 
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Literatur.  Oesterley,  Das  deutsche  Notariat  1,  356  ff.  Breßlau, 
Urkundenlehre  472  ff.  Giry,  Manuel  de  diplomatique  824  ff.  Boüard,  Etudes  de 
diplomatique  sur  les  actes  des  notaires  du  chatelet  de  Paris  (1910).  Tadrä, 
Kanceläfe  a  piscafi  v  zemich  ceskych  1310 — 1420  (Die  Kanzler  und  Notare  in 
den  böhm.  Ländern)  Abh.  (Rozpravi)  d.  böhm.  Akademie  1892. 

Faksimile.  Arndt-Tangl,  Schrifttafeln  T.  104.  Imbreviaturen  in 
Recueil  de  facsimiles  de  l'ecole  des  chartes.    Prou,  Recueil  de  facsimiles  T.  27. 

Die  Renaissance  des  römischen  Rechtes,  und  der  damit  verknüpfte 
rasche  Aufstieg  des  Notariats  und  seiner  Urkunde  zum  öffentlichen 
Instrumente  griff  in  ihren  Wirkungen  mehr  oder  minder  schnell  und 
stark  über  den  italischen  Boden  weit  hinaus. 

I.  Am  frühesten  und  zugleich  stärksten  erwies  sich  dieser  Einfluß 
wirksam  im  ganzen  südlichen  Frankreic  h2).  Wir  dürfen 
vermuten,  daß  hier  die  Entwicklung  der  städtischen  Verfassungen 
nach  italienischem  Muster  auch  die  rasche  Einbürgerung  des  Notariats 
im  Gefolge  mit  sich  brachte.  Seit  1128  sehen  wir  wenigstens  in  der 
Provence  schnell  nacheinander  in  den  Städten  Konsulate,  das  ist  Einungen 
der  Bürger  und  des  städtischen  Adels  erstehen,  welche  in  erster  Linie  der 
Pflege  des  Rechtes  und  dann  der  Selbstverwaltung  und  Selbsthilfe 
gewidmet  waren3).  Und  wie  z.  B.  nach  Dalmatien  mit  den  dahin  be- 
rufenen italienischen  Podestaten  auch  Notare  mitkamen  (vgl.  oben 
S.  216),  so  könnte  ja  auch  eine  ähnliche  Übermittelung  durch  italienische 
Notare  in  der  Provence  und  weiterhin  im  Süden  Frankreichs  mitgewirkt 
haben.     Freilich  bedarf  das  Verhältnis   dieses  neuen  Notariates   nach 


x)  Darauf  wies  Voltelini  in  Mitteil,  des  Instituts  28,  682  hin. 

2)  Hierfür  sind  die  wertvollen  Ausführungen  bei  Giry,  Manuel  de  diplom.  824 
bis  834  grundlegend. 

3)  Vgl.  Kiener,  Verfassungsgesch.  der  Provence  163  ff. 
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italienischer  Art  zu  dem  älteren  eigenartigen  südfranzösischen  Urkunden- 
und    Schreiberwesen   noch   genauerer   Untersuchung. 

Jedenfalls  verbreitete  sich  nach  und  nach  über  jenes  ganze  südliche 
Frankreich,  welches  dann  als  Gebiet  des  geschriebenen  Rechtes  (pays 
de  droit  ecrit,  im  Gegensatz  zu  den  pays  de  coutume  des  nördlichen 
Frankreich)  bezeichnet  wurde,  schon  im  späteren  12.  und  im  13.  Jahr- 
hundert das  moderne  Notariat  nach  italienischem  Vorbild.  Seitdem 
ist  wohl  die  Mehrzahl  der  Urkunden  in  jenen  Gegenden  in  der  Form 
des  Notariatsinstrumentes  ausgestellt  worden.  In  den  Gebieten  östlich 
der  Rhone,  die  ja  nominell  zum  deutschen  Reiche  gehörten,  finden  sich 
gar  manche  Notare  kaiserlicher  Ernennung.  Ebenso  natürlich  auch 
Notare  auctoritate  apostolica.  Allein  viel  zahlreicher  sind  die  Notare, 
welche  von  den  Kommunen  und  von  den  zahlreichen  weltlichen  und 
geistlichen,  so  gut  wie  unabhängigen,  Großen  ernannt  wurden1).  Als 
nach  der  Mitte  des  13.  Jahrhunderts  ein  großer  Teil  dieser  Landschaften 
mit  der  Krone  Frankreichs  vereinigt  ward,  machte  die  königliche  Zentral- 
gewalt unter  Philipp  IV.  zuerst  den  Versuch,  die  Ernennung  aller 
öffentlichen  Notare  als  Vorrecht  der  Krone  zu  erklären  und  auch  hier 
im  Süden  das  Siegel  einzuführen,  indem  den  Notariatsinstrumenten, 
wie  eine  Ordonnanz  von  1291  will,  nur  dann  Beweiskraft  (fides)  beizu- 
messen sei,  wenn  sie  auch  mit  einem  authentischen  Siegel  versehen 
werden.  Und  umgekehrt  wurden  im  Norden,  z.  B.  in  der  Picardie, 
öffentliche  königliche  Notare  kreiert,  die  ganz  in  den  Formen  des  Südens 
urkundeten.  Allein  mit  solchen  Maßregeln  vermochte  auch  ein  Philipp 
nicht  durchzudringen.  Eine  Ordonnanz  von  1304  erklärte  das  Notariat 
in  den  Krongebieten  des  Südens  als  eine  königliche  Institution,  an- 
erkannte aber  stillschweigend  die  in  den  Territorien  der  Barone  usw. 
von  diesen  ernannten  Notare,  und  gab  für  die  königlichen  öffentlichen 
Notare  eine  genaue  Ordnung.  Die  Ernennungen  solcher  Notare  für  den 
Norden  wurde  1315  ausdrücklich  widerrufen  —  immerhin  kommen 
dennoch  vereinzelte  vor. 

Das  Notariatsinstitut  entwickelte  sich  im  Süden  Frankreichs  in 
ganz  ähnlicher  Weise,  wie  wir  es  für  Italien  kennen  lernten.  Königliche 
Erlässe,  Statuten  der  Städte  regelten  die  ganzen  Verhältnisse  der  Notare 
und  die  Führung  ihrer  Geschäfte  in  ähnlichen  Normen  wie  in  Italien. 
So  entstanden  denn  auch  in  diesem  französischen  Notariatsgebiete 
allenthalben  Imbreviaturbücher,  die  schon  in  den  Beginn 
des  13.  Jahrhunderts  zurückreichen;  zahlreiche  von  ihnen  sind  erhalten2). 
Sie  wurden  auf  Papier  geschrieben.   Ziemlich  häufig  kam  es  vor,  daß  die 


x)  Eine  frühe  Notariatsverleihung  von  1174  aus  Beziers  geschieht  durch  Bischof 
und  Vicomte  auf  Lebenszeit  so,  daß  kein  anderer  das  Recht  hat,  in  Stadt  und  Graf- 
schaft solche  Urkunden  (cartas)  herzustellen;  doch  kann  er  selber  einen  anderen 
oder  andere  an  seiner  Statt  bestellen.    Giry  829,  Anm.  1. 

2)  Ein  für  Handelsgeschichte  wichtiges  Imbreviaturbuch  des  Notars  Giraudus 
Amalrici  von  Marseille  aus  dem  Jahre  1248  ist  ediert  von  Blancard,  Documents 
inedits  sur  le  commerce  de  Marseille  1.  Bd.,  vgl.  Schaube,  Handelsgesch.  der 
roman.  Völker  108. 
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Notare  zweierlei  Bücher  zu  führen  hatten:  eines,  in  welches  die  ganz 
kurzen,  vor  den  Parteien  aufgenommenen  Notizen  über  das  Rechts- 
geschäft eingetragen  wurden.  Im  Venaissin  und  im  Vivarais  nannte 
man  sie  manuale  notarum,  notes  breves,  in  Roussillon  manuel.  Dies 
waren  also  die  eigentlichen  Imbreviaturen.  Sodann  wurden  auf  Grund 
derselben  in  einem  zweiten  Buche  die  Vollkonzepte  der  Urkunden  aus- 
geführt, was  in  der  Imbreviatur  mit  Durchstreichung  und  dem  Ver- 
merke extensum  est  gekennzeichnet  ward.  Daher  wurden  diese  Bücher 
als  libri  extensarum,  livre  d'etendues  bezeichnet.  Auch  die  Namen 
Cartulare  oder  Protokolle  finden  sich  dafür1). 

Die  förmlichen  Urkunden  selber,  die  instrumenta  publica,  tragen 
im  allgemeinen  den  gleichen  Charakter  wie  die  italienischen.  Doch 
dringt  bald  die  französische  oder  provencalische  Sprache  an  die  Stelle 
des  Latein.  Und  die  Fassung  ist  allem  Anschein  nach  nicht  so  regel- 
mäßig die  objektiv  berichtende,  sondern  überwiegend  eine  subjektive 
im  Sinne  der  Partei.  Seit  dem  Ende  des  14.  Jahrhunderts  trat  eine 
bedeutsame  Wandlung  im  Formulare  ein,  welche  vielleicht  durch  den 
Einfluß  der  Urkunden  des  königlichen  Tabellionates  sowie  der  son- 
stigen Beurkundungsstellen  namentlich  in  den  Gebieten  des  droit  cou- 
tumier  zurückzuführen  ist.  Der  Notar  faßt  von  seinem  Standpunkt  aus 
die  Urkunde  subjektiv:  sachent  tout  que  en  presence  de  moi  N.  notar 
royal  (publique)  fut  present  N.  Die  Datierung  tritt  an  das  Ende  des 
Stückes.  Dies  ist  eine  Form,  die  dem  Wesen  des  Notariatsinstrumentes 
als  Zeugnisses  des  Notars  gut  entspricht. 

Das  entscheidende  Beglaubigungsmittel  auch  dieser  französischen 
Notariatsurkunde  ist  die  Unterschrift  und  das  Zeichen  des  Notars2). 
Aber  nicht  selten  kommt  es  vor,  daß  namentlich  höherstehende  Per- 
sönlichkeiten, Korporationen  oder  Kommunen,  die  gar  oft  das  No- 
tariat benützten,   dann  noch  ihr   Siegel  an  das   Instrument  hängten. 

Die  südliche  Hälfte  Frankreichs  bildete  somit  gleich  Italien  ein 
eigentliches  Herrschaftsgebiet  des  Notariats,  als  einer  von  den 
öffentlichen  Gewalten  des  Landes  eingesetzten  und  überwachten  In- 
stitution. 

Allein  daneben  wuchs  sowohl  im  Süden,  aber  ebenso  im  Norden 
Frankreichs  schon  im  Laufe  des  13.  Jahrhunderts  eine  steigende  Menge 
von  Notaren.  Es  waren  wohl  darunter  viele  Fremde,  Italiener,  die  mit 
ihren  pfalzgräflichen  oder  päpstlichen  Dekreten  nach  Frankreich  zogen 
und  da  ihr  Brot  suchten.  Sie  konnten  zwar  ihren  Beruf  nicht  ohne 
weiteres  ausüben.  Denn  im  Süden  verlangte  man  ihre  Bestellung  durch 
Kommunen,  geistliche  oder  weltliche  Herren,  im  Norden  aber  konnten 
sie  überhaupt  nicht  das  Notariat  als  solches  betreiben,  sondern  mußten 
trachten,  als  Hilfskräfte  bei  den  geistlichen  Gerichten  und  bei  anderen 


x)  Faksimile  aus  Imbreviaturbüchern  von  Notaren  in  Orten  der  heutigen 
Departements  Isere,  Lot  und  aus  dem  Vivarais  von  1285,  1293,  1300,  1352,  1417, 
1428  in  Recueil  des  Facsim.  de  l'ecole  des  chartes  n.  20—23,  368,  374,  376. 

2)  Beispiele  von  Notariatszeichen  und  Unterschriften  bringt  Giry  603  ff.,  618. 
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Stellen  Verwendung  zu  finden,  welche  die  Beurkundung  der  Akte  frei- 
williger Gerichtsbarkeit  übten.  Und  da  war  es  nicht  etwa  die  Form 
des  Notariatsinstrumentes,  in  der  sie  Urkunden  durften,  sondern  die 
alten  landesüblichen  Formen  der  Siegelurkunde. 

So  mußten  allerdings  auch  solche  von  auswärts  kommende  Notare 
sich  einfügen  in  die  gewohnten  Organisationen  des  Landes.  Aber  es 
scheint  nun  dieser  fremde  Zuzug  und  dazu  wohl  auch  der  heimische 
Nachwuchs  an  Notaren  so  stark  und  übermäßig  geworden  zu  sein,  daß 
er  geradezu  eine  Kalamität  bedeutete.  Die  älteste  Notariatsmatrikel 
von  Toulouse  lehrt  uns,  daß  in  den  70  Jahren  von  1266  bis  1337  die 
Stadt  nicht  weniger  als  3984  Notare  ernannt  hat1).  Natürlich  konnte 
doch  bei  einer  solch  unglaublichen  Masse  von  Notaren  nicht  jeder  das 
Notariatsgeschäft  oder  dieses  allein  ausüben.  So  drängten  sie  sich  denn 
zu  den  Gerichten  als  Prokuratoren  und  Advokaten,  zu  den  städtischen 
und  herrschaftlichen  Ämtern  als  Schreiber,  begnügten  sich  mit  Schreiber- 
posten bei  andern  Notaren,  ja  betrieben  sogar  nebenher  ein  Gewerbe. 
Diese  Erscheinungen  zeigten  sich  nicht  bloß  im  Süden,  sondern  auch 
kaum  minder  im  Norden  und  schon  1269  wird  über  die  effrenata  mul- 
titudo  von  Notaren  an  der  erzbischöflichen  Kurie  zu  Rheims  geklagt, 
und  Philipp  der  Schöne  suchte  1301  die  confusa  multitudo  der  Notare 
in  Paris  einzuschränken.  Es  war  erklärlich,  wenn  sich  unter  diesen 
Massen  überallher  zusammenströmender,  brot-  und  stellensuchender 
Leute  gar  manche  unlautere  oder  unfähige  Elemente  fanden.  Die 
Könige  suchten  im  14.  und  15.  Jahrhundert  mit  Verboten  und  Beschrän- 
kungen verschiedener  Art  diese  Mißstände  zu  bekämpfen,  aber  erst 
im  Laufe,  ja  gegen  Ende  des  16.  Jahrhunderts  hatte  die  Gesetzgebung 
allmählich  einen  Erfolg  und  organisierte  das  Notariat  in  ganz  Frank- 
reich in  einheitlicher  moderner  Gestalt. 

II.  Ähnlich  wie  im  nördlichen  Frankreich  gestalteten  sich  die 
Verhältnisse  mit  dem  Notariatswesen  in  Deutschlan  d2).  Doch 
ist  hier  das  Auftreten  von  öffentlichen  Notaren  mit  kaiserlicher  oder 
päpstlicher  Ernennung  jedenfalls  erst  mehrere  Jahrzehnte  später  als  in 
Frankreich  allgemeiner  geworden.  Konrad  von  Mure  zählt  in  seiner 
Summa  de  arte  prosandi  (1275)  Deutschland  im  Gegensatz  zu  der  Lom- 
bardei zu  jenen  Ländern,  in  quibus  non  est  ins  legalium  tabellionum  und 
noch  um  1300  heißt  es  im  Baumgartenberger  Formelbuch  nach  einer 
treffenden  Charakteristik  des  italienischen  Notariates:  sed  ista  non 
fiunt  apud  noss).  Aber  um  diese  Zeit  begegnet  doch  schon  offenbar  im 
Zusammenhange  mit  den  geistlichen  Gerichten,  z.  B.  in  Freising  und 
Regensburg,  ein  notarius  iuratus  vice  tabellionis  (1267)  und  manus  publica 
Alberti  tabellionis  capituli  (1284).  Im  Jahre  1287  aber  ist  ein  Godefridus 
Westfelinc   von   Köln  als    publicus   auctoritate   imperiali   notarius  bei 


2)  Giry  833,  Anm.  3. 

2)  Oesterley  1,  356  ff.,  bes.  S.  393  ff.    Breßlau,  Urkundenlehre  473  ff.,   l.»S7. 

3)  Bendel  in  Mitteil,   des   Instituts  30,   89.    Rockinger,    Quellen  u.    Erörter 
9,  766. 
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einem  geistlichen  Prozesse  in  Köln  tätig,  also  ein  deutscher  wirklicher 
öffentlicher  Notar,  und  im  Jahre  1292  stellt  in  Mainz  ein  auetoritate 
apostolica  publicus  notarius  Gerardus  de  Sesyriaco,  Genfer  Diözese, 
auf  Befehl  des  Scholasters  von  St.  Johannes  zu  Mainz  ein  wirk- 
liches Notariatsinstrument  in  voller  Form  aus,  worin  die  Verleihung 
einer  Pfründe  am  Stift  zu  Frankfurt  durch  den  Scholaster  von  St. 
Johann  zu  Mainz  beurkundet  wird1).  Dieser  Gerhard  war  ein  Fremder, 
allein  schon  1306  finden  wir  einen  Kanoniker  gerade  des  Mainzer 
Johannesstifts  als  Notar  und  zwar  kaiserlicher  Ernennung,  und  1300 
und  1306  erscheinen  auch  zu  Worms  und  Wetzlar  Deutsche  als 
Notare  auetoritate  imperiali.  In  den  nächsten  Jahrzehnten  treten  dann 
an  verschiedenen  Orten  in  ganz  Deutschland  solche  öffentliche  Notare 
auf,  mit  kaiserlicher  oder  päpstlicher  oder  beider  Gewalten  Autorisation. 
Sie  erscheinen  nicht  selten  als  Notare  der  geistlichen  Gerichte. 

Werden  wie  nach  Frankreich  so  auch  nach  Deutschland  gar  manche 
fremde  Notare  aus  Italien  gekommen  sein,  so  darf  man  andrerseits 
vermuten,  daß  die  vielen  Deutschen,  die  in  Bologna  studierten,  das 
italienische  Notariatswesen  und  die  Ars  notaria  praktisch  und  theoretisch 
kennen  lernten,  sich  dann  die  kaiserliche  oder  päpstliche  Autorisation 
erwarben  und  nun  in  der  Heimat  das  Notariat  auch  auszuüben  suchten. 
Hier  kamen  ihnen  besonders  die  Bedürfnisse  der  geistlichen  Gerichte 
entgegen,  bei  denen  nach  den  Vorschriften  des  kanonischen  Prozesses 
personae  publicae  als  Schreiber  zu  fungieren  hatten.  So  waren  es  denn 
allem  Anscheine  nach  überwiegend  Geistliche  oder  Kleriker,  welche 
in  Deutschland  das  Notariat  ausübten  und  wahrscheinlich  lassen  sie  sich 
am  häufigsten  an  Bischofsitzen  nachweisen.  Und  in  geistlichen  Sachen 
oder  in  Rechtsgeschäften,  bei  denen  Geistliche  beteiligt  waren,  wird 
denn  auch  das  Notariatsinstrument  zuerst  und  meistens  angewendet. 
Mit  dem  Umstände,  daß  die  meisten  Notare  Geistliche  waren,  wird  es 
auch  hauptsächlich  zusammenhängen,  wenn  in  Deutschland  nirgends 
sich  solche  Kollegien  der  Notare  bildeten,  wie  dies  in  Italien  der  Fall  war. 

Die  Ernennung  von  Notaren  ist  ein  kaiserliches  Reservatrecht. 
Jakob  Twinger  von  Königshof en  erzählt,  wie  Kaiser  Karl  IV.  im  Jahre 
1355  zu  Mainz  einige  Notare  ernannte,  damit  sie  gleich  Zeugnis  geben 
über  die  Unversehrtheit  des  Leibes  des  hl.  Florentius2).  Der  Kaiser 
konnte  dies  Recht  auch  anderen  übertragen.  Ludwig  der  Bayer  gab 
am  1.  Jänner  1330  dem  Grafen  Berthold  von  Henneberg  das  Privileg, 
zeit  seines  Lebens  bis  zu  zwanzig  Legitimierungen  Unehelicher  und  bis 
zu  zehn  Kreierungen  von  Notaren  vornehmen  zu  können  und  gewährt 
dieses  Recht  auch  Bertholds  ehelichen  Söhnen,  sowie  allen  künftigen 
Besitzern  des  Schlosses  Henneberg  das  Recht  der  Ernennung  von  sechs 


*)  Wenn  Stephan,  Beitr.  z.  Urkundenwesen  der  Bischöfe  v.  Osnabrück  91,  auf 
ein  Notariatsinstrument  von  1277  als  ältestes  hinweist,  so  handelt  es  sich  da  um  ein 
Instrument  des  päpstlichen  Kollektors  Rainer  d'Orio,  nicht  um  einen  in  Deutschland 
seßhaften  Notar. 

2)  Deutsche  Städtechron.  1,  483.    Oesterley  1,  419. 
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Notaren1).  Die  Ernennungen  von  Hof-  oder  lateranensischen  Pfalz- 
grafen sorgten  dann  noch  weiter  für  die  Ausbreitung  des  Notariates. 
Auf  dem  Römerzuge  verlieh  Karl  IV.  dem  Bischof  von  Speier  diese 
Würde  mit  unbeschränktem  Ernennungsrecht  von  Notaren,  ebenso  dem 
Bischof  von  Minden  das  Recht  Notare  zu  ernennen  und  Kinder  zu 
legitimieren2).  Seit  König  Ruprechts  Zeit  werden  solche  Pfalzgrafen- 
patente auch  in  Deutschland  häufiger,  seit  dem  Ende  des  15.  Jahr- 
hunderts zahlreich.  Mochten  diese  Pfalzgrafen  die  sog.  große  oder 
kleine  Komitive  haben,  Notare  kreieren  konnten  sie  alle,  und 
schon  unter  Friedrich  III.  wurde  es  üblich,  daß  überhaupt  nur 
mehr  die  Pfalzgrafen  und  nicht  mehr  der  Kaiser  selber  die  Notare 
ernannten. 

Die  Zahl  der  öffentlichen  Notare  wuchs  im  Laufe  des  14.  Jahr- 
hunderts, scheint  aber  in  dieser  Zeit  bei  weitem  nicht  die  übergroße 
Menge,  von  der  wir  in  Frankreich  hören,  erreicht  zu  haben.  Dagegen 
mehrten  sie  sich  dann  mit  der  wachsenden  Schar  von  Pfalzgrafen  stark 
im  15.  Jahrhundert.  Und  damit  erwuchsen  denn  auch  mancherlei 
Mißbräuche3).  Die  Pfalzgrafen  waren  keineswegs  immer  Juristen  oder 
auch  nur  rechtskundige  Leute.  Und  wie  sie  für  ihre  Würden  schöne 
Taxen  zahlen  mußten,  so  waren  ihnen  recht  viele  einträgliche  Notar- 
kreierungen  nur  willkommen.  Ob  der  Petent  die  nötigen  Kenntnisse 
besaß,  war  Nebensache.  So  wurden  die  größten  Ignoranten  Notare. 
Keine  Städtestatuten,  keine  Reichsgesetze  oder  Landesordnungen 
kümmerten  sich  um  das  Notariat,  das  nur  gewohnheitsrechtlich  und 
im  ganzen  und  großen  nach  italischem  Vorbild  sich  eingebürgert 
hatte.  Die  Notwendigkeit,  den  eingerissenen  Übelständen,  dem  Mangel 
jeder  Ordnung  abzuhelfen,  machte  sich  immer  dringender  geltend. 
Durch  die  Organisation  des  Reichskammergerichts  seit  1495  wurde  auch 
die  Notariatsfrage  noch  aktueller,  da  die  Zitationen  dieses  Gerichts 
durch  »offen  Notarien«  oder  die  geschwornen  Kammergerichtsboten 
erfolgen  sollten.  In  den  folgenden  Jahren  wurden  auf  verschiedenen 
Reichstagen  Einzelbestimmungen  getroffen,  namentlich  bezüglich  Im- 
matrikulation der  Notare  beim  Reichskammergerichte,  bis  dann  auf  dem 
Reichstag  zu  Köln  im  Jahre  1512  eine  förmliche  Notariatsordnung 
Kaiser  Maximilians  zustandekam.  Freilich  will  diese  Ordnung  nicht  den 
Gegenstand  erschöpfen,  sondern  nur  die  wichtigsten  Pflichten  und 
Befugnisse  der  Notare  regeln.  Sie  handelt  über  die  Aufnahme  und 
Führung  von  Protokollen  (Imbreviaturen)  über  die  vor  den  Notaren 
geschehenen  Rechtshandlungen,  nach  welchen  Protokollen  die  vollen 
Instrumente  herzustellen  sind,  erläutert  den  materiellen  Inhalt  der 
wichtigsten  von  Notaren  zu  fertigenden  Urkunden  (Testamente,  Ver- 
lautbarung kaiserlicher  Erlässe,  Bestellung  von  Anwälten,  Appellationen) 
und  verlangt  entsprechende  Rechtskenntnis  der  Notare. 


J)  Oesterley  1,  430. 

2)  Huber,  Reg.   Karls  IV.  n.  6140. 

3)  Vgl.  Oesterley  1,  480  ff. 
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Die  Durchführung  auch  nur  dieser  allgemeinsten  Vorschriften 
ließ  aber  alles  zu  wünschen  übrig  und  die  Mißstände  im  Notariate 
wären  durch  diese  Reichsordnung  nicht  behoben  worden.  Die  Fort- 
bildung erfolgte  vielmehr  durch  die  territoriale  Gesetzgebung.  Auf  sie 
einzugehen,    liegt   jedoch    außer   dem    Rahmen    unserer    Darstellung1). 

Das  Notariatsinstrument  selber,  wie  es  seit  Beginn  des  14.  Jahr- 
hunderts in  Deutschland  sich  verbreitete,  war  im  wesentlichen  wohl 
nach  dem  italienischen  Vorbilde  gestaltet2).  Auch  diesseits  der  Alpen 
wird  der  Notar  ganz  in  der  Regel  ein  Protokoll  (Imbreviatur)  mit  den 
Parteien  aufgenommen  haben.  Es  wird  öfters  als  nota  oder  protocollum 
in  den  Instrumenten  erwähnt  und  die  Notariatsordnung  von  1512, 
welche  ja  den  bestehenden  Usus  wiederspiegelt,  zeigt,  daß  im  Protokolle 
nur  das  wesentliche  angedeutet  wurde,  daß  wichtige  Klauseln,  besonders 
Verzichte  aufgenommen,  Zeit  und  Ort  genau  angegeben  werden  mußten. 
Aus  dem  Protokoll  wird  durch  »Extendierung«  das  volle  Instrument 
hergestellt.  Die  Protokolle  wurden  aufbewahrt,  so  daß  mit  gerichtlicher 
Genehmigung  auch  aus  Protokollen  anderer  oder  verstorbener  Notare 
die  Urkunden  extendiert  wTerden  konnten.  Trotzdem  hört  man  nichts 
von  Protokoll-  oder  Imbreviaturbüchern  von  Notaren  in  Deutschland 
und  es  scheinen  also  die  Protokolle  zwar  auf  Einzelblättern,  nicht  aber 
in  Heft-  und  Buchform  geführt  worden  zu  sein. 

Das  Instrument  zeigt  in  seiner  Fassung  den  Aufbau  der  italienischen 
Urkunde.  Die  Datierung  mit  genauen  Zeit-  und  Ortangaben  und  mit 
Nennung  der  Zeugen  beginnt  in  der  Regel  das  Stück,  darauf  folgt  der 
Kontext,  den  charakteristischen  Abschluß  macht  die  Unterschrift  des 
Notars.  Sie  führt  an  der  Spitze  das  Zeichen  des  Notars,  das  Notariats- 
signet3). Auch  in  Deutschland  führt  jeder  Notar  sein  ihm  eigentümliches, 
stets  gleiches  Zeichen.  Da  es  mit  der  freien  Hand  auf  das  Pergament 
gezeichnet  wurde,  kommen  natürlich  kleine,  aber  doch  unwesentliche 
Unterschiede  in  den  Signeten  ein  und  desselben  Notars  immerhin  vor. 
Die  Zeichen  sind  mannigfaltigster  Art;  doch  kehren  gewisse  Grund- 
formen, wie  das  Kreuz,  dann  eine  stufenartige  Basis  der  Figur  häufig 
wieder.  Der  Name  des  Notars,  oder  seine  Anfangsbuchstaben,  oder 
monogrammatische  Buchstabenverbindungen  werden  in  die  Figur 
eingetragen.  Nicht  selten  begegnen  Zeichen,  die  den  Namen  des  Notars 
versinnbilden  (z.  B.  Wagner,  ein  Rad). 

Die  eigentliche  Unterschrift  des  Notars  muß  stets  eigenhändig 
sein.  Sie  enthält  seinen  Namen  und  da  es  meist  Geistliche  sind,  die 
Diözese,  die  Angabe,  von  wem  er  kreiert  ist,  die  Erklärung,  daß  er  bei 
Abschluß  des  Geschäftes  gegenwärtig  gewesen,  alles  gesehen  und  gehört 


x)  Über  sie  vgl.  Oesterley  1,  520  ff. 

2)  Vgl.  Oesterley  1,  450  ff. 

3)  Hauptsächlich  deutsche  Notariatszeichen  vom  14.  bis  ins  16.  Jahrhundert 
sind  abgebildet  bei  Göbel,  De  notariis  (1723),  schlesisches  Material  von  1289 — 1550 
bei  Büsching,  De  signis  seu  signetis  (1820).  Leist,  Die  Notariatssignete  (1896).  Vgl. 
dazu  Lippert  in  den  Mitteil,  des  Instituts  18,  635  ff. 
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und  dieses  förmliche  Instrument  darüber  verfaßt,  unterschrieben  und 
mit  seinem  Signum  versehen  habe. 

Die  Unterschrift  des  Notars  bildet  die  wesentliche  Beglaubigung 
des  Instrumentes  auch  auf  deutschem  Boden.  Allein  obwohl  in  der 
Theorie  der  volle  Beweiswert  der  Notariatsunterschrift  anerkannt  war, 
hat  in  der  Praxis  doch  das  diesseits  der  Alpen  sonst  herrschende  Be- 
glaubigungsmittel, das  Siegel,  auch  bei  der  Notariatsurkunde  vielfache 
Anwendung  gefunden.  In  Nordfrankreich  verlangte  man  geradezu, 
daß  bei  Akten  freiwilliger  Gerichtsbarkeit,  auch  wenn  sie  von  Notaren 
beurkundet  wurden,  das  Siegel  der  betreffenden  geistlichen  oder  städti- 
schen Beurkundungsstelle  daran  gehängt  werde1).  In  Deutschland 
scheint  dies  nicht  geradezu  gefordert  worden  zu  sein.  Aber  tatsächlich 
wurde  z.  B.  bei  Urkunden  bischöflicher  Off  .zialate  in  eigenen  Amtssachen, 
wenn  sie  in  notarieller  Form  ausgefertigt  wurden,  auch  das  Offizialats- 
siegel  beigegeben.  Oder  wenn  Parteien  ihre  Vereinbarungen  vor  dem 
Notar  abschlössen,  haben  sie,  namentlich  wenn  es  geistliche  Würden- 
träger waren,  auch  ihre  Siegel  angehängt.  Auch  sonst  wurden  oft  höher- 
stehende Personen  gebeten,  ihr  Siegel  auch  an  Notariatsurkunden  zu 
stärkerer  Beglaubigung  zu  geben. 

So  mußte  das  außeritalienische  Notariatsinstrument  der  Siegel- 
urkunde seinen  Tribut  leisten.  Und  überhaupt  ist  das  eigentliche 
Instrument  trotz  der  wachsenden  Zahl  von  Notaren  doch  in  Deutschland 
niemals  zu  einer  besonders  starken  Verbreitung  gelangt.  Der  herrschende 
Typus  blieb  die  Siegelurkunde.  Und  es  scheint  wohl  nicht  selten  vorge- 
kommen zu  sein,  daß  auch  öffentliche  Notare  bei  ihren  eigenen  Be- 
urkundungen die  Form  und  Formeln  des  Instrumentes  verließen  und 
sich  mehr  oder  minder  der  landesüblichen  Fassung  der  Siegelurkunde 
anbequemten. 

Eine  stärkere  offizielle  Fürsorge  als  in  Deutschland  scheint  das 
öffentliche  Notariat  in  B  ö  h  m  e  n  erfahren  zu  haben2).  Es  ist  möglich, 
daß  schon  in  der  Zeit  Wenzels  II.  (1278 — 1305)  italienische  Notare 
nach  Böhmen  gekommen  sind  und  daß  sie  mit  Ermächtigung  des  Königs 
das  Notariat  ausübten.  Direkter  italienischer  Einfluß  war  gerade  in 
Böhmen  schon  in  dieser  Zeit  bedeutend.  Bestimmt  nachweisbar  sind 
öffentliche  Notare  seit  1313,  ihre  Zahl  war  im  Laufe  des  14.  Jahrhunderts 
nicht  klein,  bis  1420  lassen  sich  388  namentlich  feststellen.  Wir  er- 
fahren, daß  1317  der  Propst  der  Prager  Domkirche  vom  Papste  das 
Recht  erhielt  Notare  zu  ernennen.  Demgegenüber  und  zu  Beseitigung 
von  allerhand  Willkür  bestimmte  Karl  IV.,  daß  niemand  das  Amt 
eines  öffentlichen  Notars  ausüben  dürfe,  der  nicht  vom  König  dazu  die 


*)  Giry,  Manuel  828. 

2)  Vgl.  die  oben  S.  224  angeführte  Schrift  von  Tadra,  Kapitel  16.  —  Die 
Annahme,  daß  Heinrich  von  Isernia  1270  eine  Notariatsschule  in  Prag  gegründet 
habe,  ist  nicht  richtig;  der  Isernier  war  ein  Stilist  und  Rhetor,  aber  kein  Notar. 
Wohl  aber  kann  der  andere  Italiener,  der  königliche  Protonotar  Heinrich,  die  Quali- 
täten eines  Notars  in  seiner  Heimat  erworben  und  mitgebracht  haben,  vgl.  Mi 1 1 
d.  Instituts  32,  167. 


282  V>   Die  Notariatsurkundc  seit  dein  12.  Jahrhundert. 

Vollmacht  habe.  Karl  IV.  verlieh  1358  dem  Erzbischof  Ernst  von  Prag 
und  dessen  Nachfolgern  das  Recht  Notare  zu  ernennen  und  scheint 
dem  Erzbischof  auch  eine  Art  Aufsichtsrecht  über  die  öffentlichen  Notare 
übertragen  zu  haben.  Alle  Notare  hatten  sich  vor  dem  Erzbischofe 
über  ihre  Befugnisse  und  Kenntnisse  auszuweisen. 

Diese  bisherigen  Beobachtungen  laden  zu  gründlicher  Unter- 
suchung des  Notariats  in  den  böhmischen  Ländern  ein.  Ebenso  wäre 
die  Geschichte  des  Notariats  in  Polen  und  Ungarn1)  zu  erforschen,  auch 
in  diesen  Ländern  fand  es  im  14.  und  15.  Jahrhundert  eine  starke  Ver- 
breitung. 


Das  spätmittelalterliche  Urkundenwesen  entwickelte  sich,  wie  uns 
die  letzten  Abschnitte  lehrten,  zu  einer  reichen  Mannigfaltigkeit.  Das 
Registerwesen  der  Kanzleien,  die  Führung  der  verschiedenartigsten 
Amts-  und  Geschäftsbücher  entfaltet  sich  so  vielgestaltig,  daß  die 
späteren  Jahrhunderte  wenig  Wesentliches  mehr  hinzugefügt  haben. 
Der  eigentliche  Urkundenstoff  mehrt  sich  ins  Ungemessene,  angefangen 
von  den  zahllosen  Königs-  und  Fürstenurkunden  bis  zu  (Jen  Urkunden 
der  niederen  Gewalten  und  Stände,  welche  die  kleineren  Archive  füllen. 
Für  den  Diplomatiker  mindert  sich  wohl  etwas  das  Interesse  und  die 
Bedeutung  dieses  späteren  urkundlichen  Materials.  Oder  besser,  jene 
Fragen,  welche  bei  der  Verwertung  der  älteren  Urkunden  vor  allem 
gelöst,  und  zwar  von  der  Diplomatik  gelöst  werden  müssen,  die  Fragen 
der  Echtheit  und  Unverfälschtheit,  sie  treten  zurück,  da  bei  der  Kanzlei- 
und  Regelmäßigkeit  der  Urkundenherstellung  äußere  und  innere  Merk- 
male einheitlicher  und  einfacher  werden  und  namentlich  die  äußere 
Ausstattung  der  Urkunden  keine  so  wechselnden  und  eigenartigen 
Formen  mehr  zeigt. 

Allein  damit  soll  durchaus  nicht  gesagt  sein,  daß  nicht  auch 
dieses  spätere  urkundliche  Material  stets  auch  vom  Standpunkt  der 
Diplomatik  aus  angefaßt  und  beherrscht  werden  müsse.  Gegenüber 
den  reichen  und  für  den  Forscher  oft  am  nächsten  liegenden  und 
wichtigsten  urkundlichen  Quellengruppen,  den  Register-,  Amts-  und 
Geschäftsbüchern  aller  Art,  müssen  immer  wieder  die  Fragen  nach 
ihrer  Entstehungsweise,  den  Vorlagen,  der  Führung  erhoben  und  be- 
antwortet werden,  die,  selbst  diplomatischer  Natur,  auch  noch  mit 
der  Geschichte  der  Kanzleiorganisation  und  mit  der  Urkundenherstel- 
lung zusammenhängen.  Und  treten  bei  den  Urkunden  selber  die 
äußeren  Formen  an  Wichtigkeit  mehr  zurück,  so  behalten  doch  die 
inneren  Merkmale  des  Inhaltes,  der  Sprache,  der  Fassung  und  der 
Formeln  ihre  Bedeutung.  Ja,  sie  bieten  eben  durch  die  Menge  des  Mate- 
rials der  Erforschung  alles  Zuständlichen  überaus  reiche  Quellen.   Dem 


1)  Für  Polen  vgl.  Niemirowski,  Bibliografia  Powszechna  Xotariatu.  Warschau 
1884;  für  Ungarn  die  S.  176  Anm.  2  angeführte  Schrift  von  Erdujhelyi. 


2.  Die  Xotariatsurkunde  außerhalb  Italiens.  233 

Sprach-  und  Dialektforscher,  dem  Rechts-  und  Wirtschaftshistoriker, 
der  Erkenntnis  des  ganzen  vielgestaltigen  Kulturlebens  dieser  Jahr- 
hunderte sind  und  werden  die  Urkunden  eine  schier  unerschöpfliche 
Fundgrube. 

Dieser  Quellenstoff  ist  bei  weitem  noch  nicht  ausgebeutet,  ja 
überhaupt  noch  lange  nicht  so  zugänglich  gemacht,  als  es  erwünscht 
und  notwendig  wäre.  Unsere  Urkundenbücher  und  Regestenwerke 
reichen  bis  jetzt  nur  selten  in  diese  späteren  Zeiten.  Alles  zu  edieren, 
ja  auch  nur  in  Regesten  zu  bearbeiten,  wird  kaum  möglich  sein.  Es 
müssen  erst  noch  die  Wege  zur  Bewältigung  gefunden  werden.  An- 
läufe dazu  sind  gemacht,  sie  weiterzuführen  und  auszugestalten  ist 
eine  Aufgabe  der  Zukunft. 
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fiandburti 
der  mittelalterlidien  und  neueren  Oesrtiidite 

Herausgegeben  von 

G.  v.  Below       und      F.  Meinecke 

Professoren  an  der  Universität  Freiburg  i.  Br. 


Das  Ziel  des  Unternehmens  ist  eine  streng  wissenschaftliche,  aber  zusammenfassende 
und  übersichtliche  Darstellung.  Es  soll  die  Tatsachen  und  die  Zusammenhänge  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  vorführen,  zugleich  jedoch  auch  ein  anschauliches  Bild  des  dermaligen 
Standes  der  Forschung  in  den  einzelnen  Zweigen  unserer  Wissenschaft  bieten,  beides  in 
knappster  Form.  Es  will  den  wissenschaftlich  ausgebildeten  Historikern  wie  den  Studieren- 
den und  überhaupt  allen  Freunden  der  mittelalterlichen  und  neueren  Geschichte  dienen. 

Das  Unternehmen,  das  nach  seiner  Vollendung  ungefähr  40  Bände  umfassen  wird,  ist  so 
eingerichtet,  daß  jeder  Band  ein  abgeschlossenes  Ganzes  bildet  und  auch  einzeln  abgegeben  wird. 

Bis  jetzt  sind  folgende  Bände  erschienen: 

Das  häusliche  Leben  der  europäischen  Kulturvölker  vom 

Mittelalter  bis  zur  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts.  Von  Dr.  Alwin 
Schultz,  Professor  an  der  deutschen  Universität  zu  Prag.  VLH  u.  432  S. 
gr.  8°,  reich  illustriert.  Preis  brosch.  M.  9. — ,  in  Ganzleinen  geb.  M.  10.50. 

Geschichte   des    späteren   Mittelalters  von  1197—1492.    Von 

Dr.  Johann  Loserth,  Professor  an  der  Universität  Graz.  XV  und  727  S. 
Preis  brosch.  M.  16.50,  elegant  geb.  M.  18. — . 

Historische  Geographie.  Von  Dr.  Konrad  Kretschmer,  Lehrer  an 
der  Kriegsakademie  und  Professor  an  der  Universität  Berlin.  VII 
und  650  S.    Preis  brosch.  M.  15.—,  elegant  geb.  M.  16.60. 

Allgemeine  Münzkunde  und  Geldgeschichte  des  Mittelalters  und 

der  neueren  Zeit.  Von  Dr.  A.  Luschin  t.  Ebengreuth,  Univ.- Prof.  in  Graz. 
XVI  u.  286  S.    Mit  107  Abb.    Preis  brosch.  M.  9.—,  in  Ganzl.  geb.  M.  10.50. 

Geschichte  des  europäischen  Staatensystems  von  1660  bis 

1789.  Von  Dr.  Max  Immich,  weiland  Privatdozent  an  der  Universität 
Königsberg  i.  Pr.  XHI  u.  462  S.  Preis  brosch.  M.  12.—,  geb.  M.  13.50. 

Handelsgeschichte  der  romanischen  Völker  des  Mittelmeer- 
gebiets bis  zum  Ende  der  Kreuzzüge.  Von  Professor  Adolf  Schaube, 
Kgl.  Gymnasial-Oberlehrer  in  Brieg.  XX  und  816  Seiten.  Preis  brosch. 
M.  18.—,  geb.  M.  20.—. 

Urkundenlehre.  ErsterTeil :  Die  Kaiser-  und  Königrsurkunden  in  Deutsch- 
land, Frankreich  und  Italien  von  Wilhelm  Erben  mit  einer  Einleitung  von 
Oswald  Redlich.    X  u.  369  S.    Preis  brosch.  M.  10.—,  geb.  M.  11.50. 

Allgemeine  Geschichte  der  germanischen  Völker  bis  zur 
Mitte  des  sechsten  Jahrhunderts.  Von  Prof.  Dr.  Ludwig 

Schmidt,  Bibliothekar  an  der  Kgl.  öffentlichen  Bibliothek  in  Dresden. 
XIV  u.  244  Seiten.     Preis  brosch.  M.  7.50,  geb.  M.  9.—. 

Französische  Verfassungsgeschichte  von  der  Mitte  des 
neunten  Jahrhunderts  bis  zur  Revolution,     von  Dr. 

Robert  Holtzmann,  Professor  an  der  Universität  Straßburg  i.  E.  XI  und 
543  Seiten  gr.  8  °.     Preis  brosrh.  M.  12.50,  geb.  M.  14.—. 

Historiographie.  Von  Dr.  E.  Fueter,  Privatdo/ent  an  der  Universität 
Zürich,  ca.  XII  u.  880  Seiten.  Preis  brosch.  ca.  M.  15.—,  geb.  ca.  M.  16.50. 
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Herausgegeben 

von  der  Redaktion  der  Historischen  Zeitschrift 


Bd.  1 :     Heinrich  uon  Treitschkes  Lehr-  und  Wanderjahre  1834-1867.    Erzählt  von  Theodor 

Schiemann.    XII  u.  291  S.    8°.    2.  Aufl.    In  Leimv.  geb.  M.  5.  —  . 
Bd.  2 :     Briefe  Samuel  Pufendorfs  an  Christian  Thomasius  (1687-1693).   Herausgegeben  und 

erklärt  von  Emil  Gigas.    78  S.    8°.    In  Leimv.  geb.  M.  2.  —  . 
Bd.  3:     Heinrich  uon  Sybel,  Vorträge  und  Abhandlungen.   Mit  einer  biographischen  Einleitung 

von  Professor  Dr.  Varrentrapp.    378  S.    8°.    In  Leimv.  geb.  M.  7. — . 
Bd.  4:    Pie  Fortschritte   der  Diplomatik  seit  Mabillon   uornehmlich   in  Deutschland-Österreich 

von  Rieh.  Rosenmund.    X  u.  125  8.    8°.    In  Leimv.  geb.  M.  3.  — . 
Bd.  5:     Margaretauon  Parma,  Statthalterin  der  Niederlande  (1559— 1567).  Von  Felix  Rachfahl 

VIII  u.  276  S.    In  Leimv.  geb.  M.  5. — . 
Bd.  6:    Studien  zur  Entwicklung  und  theorelischen  Begründung  der  Monarchie  im  Altertum. 

Von  Julius  Kaerst.    10lJ  S.    8°.    In  Leimv.  geb.  M.  3.  — . 
Bd.  7 :     Die  Berliner  Märztage  uon  1848.    Von  Professor  Dr.  W.  Busch.    74  S.    8°.   In  Leimv. 

geb.  M.  2.—. 
Bd.  8:     Sokrates  und  sein  Volk.   Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  Lehrfreiheit.    Von  Dr.  Rob. 

Pöhlmann.    VI  u.  133  S.    S°.    In  Leinwand  geb.  M.  3.50. 
Bd.  9:     Hans   Karl    uon   Winterfeldt.     Ein   General   Friedrichs   des   Großen.     Von    Ludwig 

Mollwo.    XI  u.  263  S.    8°.    In  Leimv.  geb.  M   5.  —  . 
Bd. 10:  Die  Kolonialpolitik  Napoleons  I.    Von  Gustav  Roloff.   XIV  u.  258S.   8°.   In  Leimv. 

geb.  M.  5.— . 
Bd.  11:  Territorium  und  Stadt.    Aufsätze  zur  deutschen  Verfassungs-,  Verwaltungs-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte. Von  Georg  von  Below.   XXI  u.  342  S.  8°.    In  Leinw.  geb.  M.  7.  —  . 
Bd.  12:  Zaubenuahn,  Inquisition  und  Hexenprozesse  im  Mittelalter  und  die  Entstehung  der 

großen  Hexenuerfolgung.   Von  Joseph  Hansen.   XVI  u.  538  S.    8°.    In  Leinw.  geb. 

M.  10.-. 
Bd.  13:  Die  Anfänge  des  Humanismus  in  Ingolstadt.   Eine  literarische  Studie  zur  deutschen 

Universitätsgeschichte.    Von  Professor  Gust.  Bauch.    XIII  u.  115  S.    8°.    In  Leinw. 

geb.  M.  3.50. 
Bd.  14:  Studien   zur  Vorgeschichte    der   Reformation.     Aus   schlesischen   Quellen.     Von   Dr. 

Arnold  O.  Meyer.    XIV  u.  170  S.    8°.    In  Leinw.  geb.  M.  4.50. 
Bd.  15:  Die  Capita   agendorum.    Ein  kritischer  Beitrag  zur  Geschichte -der  Reformverhand- 
lungen in  Konstanz.    Von  Privatdozent  Dr.  Kehrmann.    67  S.    8°.    In  Leinw.  geb. 

M.  2.  —  . 
Bd.  16:  Verfassungsgeschichte  der  australischen  Kolonien  und  des  »Common  wealth  of  Austra- 
nk.    Von  Dr    Doerkes-Boppard.   XI  u.  340  S.   8°.    In  Leinw.  geb.  IL  8.  —  . 
Bd.  17:  Gardiner,    Oliuer  Cromivell.     Autorisierte   Übersetzung   aus  dem  Englischen   von 

E.  Kirchner.     Mit  einem  Vorwort  von  Professor  A.  Stern.    VII  u.  228  Seiten.    In 

Leinw.  geb.  M.  5.50. 
Bd.  18:  Innozenz  III.  und  England.   Eine  Darstellung  seiner  Beziehungen  zu  Staat  und  Kirche. 

Von  Dr.  Else  Gütschow.    VIII  u.  197  S.    In  Leinw.  geb.  M.  4  50. 
Bd.  19:  Die  Ursachen  der  Rezeption  des  Römischen  Rechts  in  Deutschland.    Von  Georg  von 

Below.    XII  u.  166  S.    8°.    In  Leinw.  geb.  M.  4  50. 
Bd.  20:  Bayern  im  Jahre  1866  und  die  Berufung  des  Fürsten  Hohenlohe.   Eine  Studie  von  Dr. 

Karl  Alexander  von  Müller.    XVI  u.  202  S.   In  Leinw.  geb.  M.  6.75. 
Bd.  21:  Der  Bericht  des  Herzogs  Ernst  II.  uon  Koburg  über  den  Frankfurter  Fürstentag  1863. 

Ein  Beitrag  zur  Kritik  seiner  Memoiren   von  Dr.  Kurt  Dorien.     XVI  u.  170  S.     S°. 

Kart.  ca.  M.  4.—. 
Bd.  22:  Die  Spanier  in  Nordamerika  uon  1513—1824.  Von  Ernst  Daenell.    XV  u.  247  S.   S°- 

Kart.  ca.  M.  5.50. 
Bd.  23:  Die  Überleitung  Preußens  in  das  konstitutionelle  System  durch  den  zweiten  Vereinigten 

Landtag.    Von  Hans  Mahl.    XII  u.  268  S.    8°.    Kart.  M.  6.-. 


Mit  Band  21  beginnt  eine  neue  Serie  der  Historischen  Bibliothek.     Wir  liefern  die 
komplette  erste  Serie  (Band  1—20)  zu  dem   ermässigten  Preis  von  M.  50.—.    Die 

Preise  für  einzelne  Bände  dagegen  bleiben  bestehen. 
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Briefe  von  und  an  Friedrich  von  Gentz 

auf  Veranlassung 
und  mit  Unterstützung  der  Wedekind-Stiftung  zu  Göttingen 

herausgegeben  von 

Friedrich  Karl  Wittichen 


Die  vorliegende  Publikation  bildet  eine  kritische  Ausgabe  der  zum 
größten  Teil  noch  nicht  veröffentlichten  Korrespondenz  Friedrich  von 
Gentz'  mit  verschiedenen  hervorragenden  Persönlichkeiten  und  bietet  so 
einen  willkommenen  Beitrag  zur  Lebensgeschichte  des  großen  Publizisten 
und  Staatsmannes,  des  Rufers  im  Kampfe  gegen  Revolution  und  napoleo- 
nische Universalmonarchie  und  des  langjährigen  Mitarbeiters  Metternichs. 
Die  Sammlung  sämtlicher  Briefe  Friedrich  von  Gentz'  konnte  nicht  in 
Frage  kommen;  es  galt  vielmehr,  vor  allem  ungedruckte  Korrespondenzen 
zu  sammeln  und  zu  veröffentlichen.  Daneben  aber  empfahl  es  sich,  solche 
Briefe  aufzunehmen,  die  in  ungenügender  Weise,  in  vergriffenen  Ausgaben 
oder  an  entlegenen  Stellen  und  zerstreut  gedruckt  sind.  Das  Werk  ist 
auf  vier  Bände  berechnet,  die  einzeln  käuflich  sind. 

Erster  Band: 

Briefe  an  Elisabeth  Graun,  Christian  Garve, 
Karl  August  Böttiger  und  andere. 

X  u.  365  Seiten  gr.  8°.  Elegant  gebunden  Preis  M.  10. — . 

Die  Briefe  an  Elisabeth  Graun,  die  Jugendfreundin  von  Gentz,  sind 
die  wertvollste  Quelle  für  Gentz'  Jugendleben.  Die  anderen  Briefe  haben 
einen  vorwiegend  literarischen  Charakter;  daneben  aber  tritt  in  immer 
steigendem  Maße  der  Anteil  an  der  inneren  und  äußeren  Politik,  die 
Stellung  zur  und  bald  gegen  die  Revolution,  der  Kampf  gegen  Napoleon 
in  den  Vordergrund.  So  bildet  dieser  Band  eine  wertvolle  Quelle,  sowohl 
für  die  Literatur  und  Geistesgeschichte,  als  auch  für  die  politische  Ge- 
schichte der  Zeit,  und  dürfte  dadurch  nicht  nur  in  der  gelehrten  Welt 
sondern  auch  in  weiteren  Kreisen  auf  eine  wohlwollende  Aufnahme  rechnen. 

Zweiter  Band: 

Briefe  an  und  von  Carl  Gustav  von  Brinckmann 
und  Adam  Müller. 

X  u.  456  Seiten  gr.  8°.  Elegant  gebunden  Preis  M.  12. — . 

Im  II.  Band  ist  zum  erstenmal  der  Briefwechsel  mit  dem  schwedischen 
Diplomaten  und  Dichter  Karl  Gustav  von  Brinckmann,  der  während  seines 
langen  Aufenthaltes  in  Deutschland  auch  zu  den  Größen  der  literarischen 
Welt  nahe  Beziehungen  gewonnen  hatte  und  mit  Gentz  durch  innige 
Freundschaft  verbunden  war,  veröffentlicht.  Außerdem  enthält  dieser 
Band  eine  Reihe  von  bisher  noch  nicht  veröffentlichten  Briefen  an  und 
von  Adam  Müller.  

Der  HI.  Band  wird   die  Briefe   au  Lucchesini,    Stein,   den  Grafen  Götzen,   den  Prinzen 
Louis  Ferdinand  von  Preußen  und  den  englischen  Diplomaten  Sir  Arthur  Paget  enthalten. 
Der  IV.  Band  bringt  den  Briefwechsel  mit  dem  Fürsten  Metternich. 
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Kleine  Historische  Schriften 

von 

MÄX  LENZ 

o.  ö.  Professor  an  der  Universität  Berlin 


608  Seiten  8°.     Preis  brosch.  M.  9. — ,  elegant  gebunden  M.  11. — 


Inhalts-Übersicht : 

Leopold  Ranke  —  Zum  Gedächtnistage  Johann  Gutenbergs  —  Janssens 
Geschichte  des  deutschen  Volkes  —  Humanismus  und  Reformation  — 
Die  Geschichtsschreibung  im  Elsaß  zur  Zeit  der  Reformation  —  Dem  An- 
denken Ulrichs  von  Hütten  —  Martin  Luther  —  Luthers  Lehre  von  der 
Obrigkeit  —  Der  Bauernkrieg  —  Florian  Geyer  —  Philipp  Melanchthon  — 
Die  geschichtliche  Stellung  der  Deutschen  in  Böhmen  —  Gustav  Adolf 
dem  Befreier  zum  Gedächtnis  —  Nationalität  und  Religion  —  Wie  ent- 
stehen Revolutionen?  —  Die  französische  Revolution  und  die  Kirche  — 
Die  Bedeutung  der  Seebeherrschung  für  die  Politik  Napoleons  —  Napoleon 
und  Preußen  —  1848  —  Bismarcks  Religion  —  Bismarck  und  Ranke  — 
Otto  von  Bismarck  und  Freiherr  Karl  von  Stein  —  Bismarck  in  Gastein  — 
Heinrich  von  Treitschke  —  Konstantin  Rößler —  Wilhelm  I.  —  Die  Tragik 
in  Kaiser  Friedrichs  Leben  —  Das  russische  Problem  —  Jahrhundertsende 
vor  hundert  Jahren  und  jetzt  —  Ein  Blick  in  das  zwanzigste  Jahrhundert 
—    Die    Stellung    der    historischen    Wissenschaften    in    der    Gegenwart. 


Die  vorliegenden  Schriften  wenden  sich  weniger  an  die  Fachgelehrten, 
denen  sie  freilich  auch  viel  Wertvolles,  bisher  an  entlegenen  Orten 
Verstecktes  bieten,  als  an  die  große  Menge  der  historisch  interessierten 
Gebildeten.  Max  Lenz  besitzt  die  bei  deutschen  Gelehrten  so  seltene 
Gabe,  die  Resultate  tiefgreifender  Studien  und  umfassender  Forschung 
in  gewähltester  Form  meisterhafter  Abrundung  vorzutragen:  er  schreibt 
einen  Stil  von  so  hinreißender  Gewalt  und  so  vollendeter  Schönheit  und 
—  was  mehr  ist  —  er  besitzt  so  viel  originalen  Geist  und  eine  so  intuitive 
Kraft  im  Erfassen  und  Beleuchten  eines  Problems,  daß  er  den  größten 
Essayisten  unserer  Literatur  würdig  an  die  Seite  tritt.  Es  steckt  eine  so 
komprimierte  Geistesarbeit,  so  viel  förderndes  und  überraschend  klärendes 
Verständnis  feinster  Zusammenhänge  und  so  viel  Kunst  der  Formulierung 
in  diesen  „Kleinen  historischen  Schriften",  daß  jeder  Gebildete  dankbar 
sein  wird,  sie  in  die  Hand  zu  bekommen. 
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HISTORISCHE 
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FRIEDRICH  MEINECKE. 

Jährlich  2  Bände  zu  je  3  Heften  8°.   Preis  pro  Band  (45  Bogen)  M.  14.—. 


Die  Historische  Zeitschrift  ist  seit  ihrer  Gründung  durch  Heinrich 
von  Sybel  im  Jahre  1859  das  führende  Organ  der  deutschen 
Geschichtsschreibung  und-Forschung  gewesen  und  bis  heute  geblieben. 
Unter  den  großen  und  bedeutenden  deutschen  Historikern  dieser  fünf 
Jahrzehnte  gibt  es  wohl  keinen,  der  nicht  zu  den  Mitarbeitern  der 
Zeitschrift  gezählt  hätte.  Ihre  Grundaufgabe,  zu  der  sich  ihre  Einzel- 
aufgaben wie  Mittel  zum  Zweck  verhalten,  ist  es,  die  Geschichts- 
forschung so  zu  pflegen,  daß  sie  der  strengen  Wissenschaft  und  den 
großen  Bedürfnissen  menschlich-universaler  Bildung  zugleich  genügt. 
Sie  trat  von  vornherein  bei  ihrer  Gründung  auf  diese  Linie.  Mannig- 
fach haben  sich  seitdem  die  im  engeren  Sinne  wissenschaftlichen,  wie 
die  allgemeinen,  geistigen  und  politischen  Tendenzen  gewandelt.  Der 
Wunsch  aber,  Forschung  und  Leben  zu  verbinden,  ist  immer  derselbe 
geblieben.  Zu  dem  politischen  Nationalleben,  aus  dem  die  Historische 
Zeitschrift  zur  Zeit  ihrer  Gründung  manche  starken  Impulse  empfing, 
gesellen  sich  heute  noch  andere  geistige  Richtungen  mannigfachster 
Art,  teils  auf  intensivere  Erkenntnis  der  realen  Zustände  und  auf  Aus- 
dehnung des  Gesichtskreises  auf  das  gesamte  Gebiet  menschlicher 
Kulturarbeit,  teils  wiederum  auf  Bewahrung  des  persönlichen  Eigen- 
lebens vor  Vergewaltigung  durch  Umwelt  und  äußere  Kultur  gerichtet. 
Sie  alle  spiegeln  sich  in  den  Gegenständen  der  heutigen  Geschichts- 
forschung und  demnach  auch  in  dem  heutigen  Arbeitsgebiet  der 
„Historischen  Zeitschrift".  Sie  läßt  nicht  bloß  die  sogenannten  eigent- 
lichen „Historiker"  zu  Worte  kommen,  sondern  die  historisch  ge- 
richteten Vertreter  aller  Geisteswissenschaften  überhaupt.  Sie  setzt 
ihren  Stolz  darein,  sich  unabhängig  zu  erhalten  von  dem  Einfluß 
bestimmter  Schulen,  Parteien  und  Konfessionen.  Sie  hat  den  Ehr- 
geiz, ein  universales  geschichtliches  Organ  zu  sein. 
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Neue  billige  Ausgabe  des  Werkes: 

Die  Begründung  des  Deutschen  Reiches 

durch  Wilhelm  I. 


Vornehmlich  i^lgfe  V°n 

nach  den  preufsischen       ^7^^^.  Heinrich    VOtl 

Staatsakten  y*B@R  Sybel. 

Mit  dem  Bildnis  des  Verfassers  und  ausführlichem  Sachregister. 


7  elegante  Ganzleinenbände  M.  24.50. 


Diese  neue  Ausgabe,  die  sich  inhaltlich  mit  der  ersten  Ausgabe  vollkommen 
deckt,  kann  auf  einmal  oder  in  monatlichen  Banden  a  M.  3.50 

bezogen  werden. 

Der  Preis  der  ersten  Ausgabe  ist  von  M.  66.50  auf  M.  35. —  (Lwd.)  herabgesetzt. 


Selten  ist  ein  Werk  mit  so  grofser  Freude  begrüfst 
und  mit  solchem  Interesse  aufgenommen  worden  wie 
Sybels  monumentale  »Begründung  des  Deutschen 
Reiches«.  Die  gesamte  Presse  aller  Richtungen  und 
politischen  Anschauungen  beglückwünschte  das  deut- 
sche Volk  zu  der  ebenso  begeisterten  und  warm  ge- 
fühlten, als  wissenschaftlich  korrekten  Darstellung  der 
machtvollen  Entwicklung  unseres  Vaterlandes. 

Bekanntlich  sind  Sybel  seinerzeit  zur  Benutzung 
für  sein  Werk  die  Archive  des  Auswärtigen  Amtes 
und  des  preufsischen  Ministeriums  in  anzuerkennender 
Liberalität  weit  geöffnet  gewesen,  was  vor  und  nach 

Svbel   keinem   Historiker   gestattet   war   bzw.  wurde.  Heinrich  von  Sybel, 

Aus    diesem     überreichen    Material     hat    Svbel    mit         geboren  zu  Düsseldorf, 

-r-.i    -r  t  •   .     1     *  V.        i  •  ■.  2.  Dezember  181/. 

staunenswertem  Jbleifse   und  meisterhattem  Geschick 

ein  authentisches  Bild  der  Entwicklung  des  Deutschen  Reiches  und  der  seiner 
Aufrichtung  vorhergegangenen  Kämpfe  gezeichnet  und  uns  damit  einen  so 
vielseitigen  und  tiefen  Blick  in  die  zeitgenössische  Geschichte  ermöglicht,  wie 
es  keinem  Volk  im  gleichem  Mafse  geboten  ist. 

Der  Fachmann  wird  stets  auf  dieses  grundlegende  Werk,  um  das  uns 
das  Ausland  beneidet,  zurückgreifen  müssen,  dem  Nichtfachmann,  dessen 
Interesse  an  guter,  vaterländischer  Geschichte  nicht  geschwunden  ist,  kann 
kein  AVerk  mehr  empfohlen  werden  als  das  Sybelsche,  das  Schärfe  der  Kritik 
wie  AVärme  des  Gemütes,  Liebe  zur  Wahrheit  wie  Liebe  zum  Vaterland,  Tiefe 
der  Forschung  und  wissenschaftlichen  Ernst,  verbunden  mit  einer  muster- 
gültigen Gestaltung  von  köstlicher  Klarheit,  in  sich  vereinigt. 
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